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l^le vorliegende S<^rtft ist bei Weitem nicht bloss für 
meiDe ZubÖrer bestimmt. Ich möchte ihr die Beachtung und 
Würdigung aller Derer wönscbeu, die sich gewöhnt haben 
die grossen Fragen uiurer Zeit zum G^enstand ihres Nach- 
denkens zu machen, die sich berufen fühlen die Quelleu 
der geseUBchaftlicben Missstände aufzusachen nud die, frei von 
Befangenheit in einer einseitigen ansschlieissendcn Richtung, 
ebenso bereit sind diesen Missstauden nach Kräften entge- 
genzawirkeu, als andrerseits das Bestehende treu bewahren 
zu Itelfen, da wo es den wirkliehen Lebensbedürfnissen 
entspricht. Insbesondre auch möchte ich ihr die Äufnierk- 
samkeit Derer zawenden , die an einer gesunden Rechts- 
verfassnng des deutschen Volkes warmen, thätigen, viel- 
leicht entscheidenden Antbeil Dehmen, zumal als Gesetzge- 
ber oder Volksvertreter. 

Die Schrift entsprang aus meiner tiefen üeberzeugung, 
dass die Ansichten von Recht und Staat und dem Verhält- 
niss beider zu den Aufgaben der ganzen- Gesellschaft , von 
denen sie ao^^t, der Wahrheit näher, für das Leben und 
die Staaten der Wirklichkeit fntehtbarer sind, wie die ent- 
weder geradezu verkehrten , oder völlig unklaren , oder 
doch Hur halbwahren Vorstellungen, die über diess Alles 
noch zur Zeit fast ausscldiasslich im Umlauf sind. Nur die 
fioffnang wenn auch noch so wenig zur Berichtigung die- 
ser VorstellaDgeu beitragm zu können , bestimmte mich zur 
Vereff^Qtliehmig dieses Versud». 
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Oft genug» ifnd mit Graud, hat man seit mehr als ei- 
nem Jabrzehent bemerkt, dass die Wiäsensehaft des Natur- 
reofats iu der Art wie sie bisher sich gelteud macfaeii woll- 
te, in der Schwebe sei zwischen ^eln und Nichtsein. Die 
Uubaltbarkeit sämmtlicber herkömmlicbeu Begriffe von Na- 
turrecht , ihre gänzliche Unfähigkeit Das' zu leisten was an 
eine solche Wissenschaft gefedert werdeu zu müssön Schien 
(s. $. 4.) , ist den Gebildeten und vollends den Männern 
vom Fach immer .wehr zur Ueberzeugung geworden. Mau 
merkte intmer. allgemeiner, dass ein Naturrecht nicht zu 
brauchen sei, das uicbt Anwendung finde und fodere auf 
die Menschen, so \vie ^ie ^rirklich in uiisern Staaten sind, 
sondern, nur. »uf die eine^ geträumten Naturzustand:}; dass 
man ^^hei . verkehrter Weise bisher meistens ausgegangen 
sei bloss, von al^strakten Menschen und Vulkem, die man 
für gut gefundcM hatte als völlig gleich, und zwar als 
im Alter der, Lebensreife stehend^ vorauszusetzen; und dass 
die dürftigen , ebenso abstrakten als formellen Rechtssäiae, 
die, angeblich fM;r sje ^^Ile gleich passend sein sollten, in 
dieser Starrheit ifl,uoV|ersöhidiphem Streit seien mit der un- 
eti^licheo FüUß und Mannich faltigkeit des wirklieben Lebens. 
. Man lernte einsejie^, dass dieser nur ein solcher Be- 
, griff des Rechte entsj^reeheu, könne, der kein gehaltloser 
blosser Gemeittbegriff sei, sondern eine gelbst lebendige 
und, bei aller Allgenieingültigkeit , 4och unendlich beweg- 
liche und bildsame, jeder individuellen Bestimmung und Be- 
schräukiuig .zifgänglicbe posjtive Idee. 

Auch merkte man hier und da, wie unmöglich es sei, 
zu einer ehenmiissig, gegliederten Wissenschaft des natürli- 
chen Bechts zu gelangen ehe mau aufhören würde, die 
menschliche Gesellschaft bloss als eine zusammengewürfelte 
Menge von Einzelen anzusehen, anstatt sie als ein leben- 
des Ganzes nach dem ganzen Reiclithum ihrer inneren Glie- 
derungen aufzufassen und in der Anwendung hierauf die 
Idee des Rechts zu gestalten. Denn dass das Reditv&lB 



ein Gesetz für das Leben , dieses in alle seine wirklichen , 
gesunden oder krankhaften Zustände niid Entwickeliingen 
begleiten , für sie alle massgebend sein müsse , dass aber 
dieses nur unter der ebeiierwäbnten Voraussetzung möglich 
sei, daran konnte kein Unbefangener zweifeln. 

Immerhin wird mau es gewissermassen der Hegel' - 
sehen, weit mehr aber der älteren Schelling'schen Bllo- 
Bofie, als ein Verdienst anrechnen müssen, die auftauchen- 
deu Bedenken bei dem üblichen unorganischen Absehen von 
aUen die Eiozeleo umschlingenden Oesellschaftbandeu unter- 
stützt zu haben. Im Uebrigen ist von da und vollends von 
der neueren Schelling'schen Richtung fiir die Becfats- 
uud Staatslehre so .gut wie Nichts ausgegangen, was ei- 
nen grösseren und dauernderen Wprth in' Anspruch nehmen 
dürfte, als den einer zuweilen ti-effenden, nirgends aber 
wahrhaft positiven, durch eigne bessere Leistungen unter- 
stützten Kritik. Dem Urtheil meines Freundes des Herrn 
Professor Ähren s zu Brüssel*) muss ich in dieser Hin- 
sicht 

1 Ver- 
zem Wahr- 

heit h Dem 

was dieser 

ungl tus der 

Seel vorden 

ist, '^ort zu 

verlieren. 

yYas aberStahPs s. g. Aetititfilosofie bäti^t, ' so kann 
man sehr Vieles wahr finden, was er in dem erstell pole- 
mischen Theil seines Buchs gesagt hat, auch wenn man 
begreift wie unmöglich es ihm sein musste, einen halbwegs 
haltbaren oder scheinbaren Neubau der Rechtsiilosofie auf- 



*) Cows de droit nalurel. See. edil. iSii. p. 4S5 suw. 

**') Darstellung u, Kritik der Hegd'sclien Rechtsphilosophie. 1845. Aabtmg. 
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zuführen aus Elementen, die der €rBfic1ii^t« mir gerade in- 
sofern Rechiiuug tragen als aie ibm nicht uabequeui war, 
niid wobei für das Ganze ein k^minerliches Seheinlehen ge- 
borgt ist von jeuer s. g. Filosofie, die, an ihrer ^gueo 
Untiefe gescheitert, nach dem Rettungshret eines theolo- 
gisch zugerichteten Ohristenthums griff, ia der eitelu Hoff- 
nung dass dieses im Stande sdüa könne auch i^ch sie überai 
Wasser zu halten. Wer es mit Stahl er*t soweit gelusicht 
hat „Vernunft und Wissenschaft, de.it Menschen allerhöcb^ 
Kraft" zu verachten, wftW jene eine „leere" eel, solange 
s\e nickt mit allerlei iSatz^iugen vom Erbsünde, Dreieiniit' 
keit etc. befruchtet ist, der darf sieh weuig«teufi nicht wuit- 
dern weun seine liehren itt unsrer Zeit, die kleine iScbaar 
der „ Äuserwäblten, mit dem Glauben Begnadigt^a" ausge- 
nommen, keine Wirkung mehr: thun. 

Man rauss zugeben, dass. mit Kan^t's Und Fich^te's 
Rechtslebreu, die überall vpn der Kinzelfrerhett ausgeben, 
die nötbige Unterorduung der Einzelen uater d^ Ganze 
nicht wohl bestehen kann. Die Rechtslehreu fu Heg«!'- 
schein und Schelliiig'schen Sinn hingegen haben, auch 
weun sie diesen Fehler varniiedeH, und sp feindlich sie 
auch sonst sich gegej^überstebcn , ,geni^.ii9am das Ihrige ge- 
tlian uns vielleicht das GrÖastewiedei? au. rauben, was wir 
' dem Christenthum verdanken^ ;dass:€vsws gelehrt hat den 
; Menschen und sein Redit in uinnittelbare« Yeshältwiiia zu 
Gott zu denken, — eine Lehre dureb diedasMewsehenrecht über 
alle jene engherzig gezogeueit Kreise, auch den deaJStaafs, 
erhoben wurde, in denen es im Alterthim,daf'deit- peit- 
schen noch nicht vom Sitaats^üri^er scheiden geJber^ hatte, 
verkümmerte. Geht aber unstreitig die Idee des Staats^iv 
ganismus verloren wenn sich die GÜeder gegen; Aw Ma- 
gen empören, wo bleibt )sie dkun weun der^taat, einem 
/.weiten Saturn gleich, die eignen Kinder verschlingen darf, 
wenn die Staatsobrigkeit ihnen nur gerade soviel Ilecbt zu 
verabreichen braucht als ihr gut düulU? — 
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Solche Staatsaiisnebten, die nach anfiketn Znsolinitt al- 
les Meosohlietie (sogar die Sittltcbkeit) im Staat gefangen 
nehmen, über Alles diesen zer letzten Entscheidung bcrir- 
fen möcbteu, und depen Verfechter noch immer keine Ali- 
nniig davon zu habeß st^eineb, das^ die measchliche Go 
selbcfasft mehr i^ und' sein itill akr der blosse Staat, er- 
scheineu als verspätete MJssgebarten, die im schneidendsten 
Gegensfttz siod nlit Allem was anch die Besoniieusten und 
Massigsten unsrer Zeif^euoi^sen nie aufhören können zu fo- 
dera, und was unsre Staaten selbst täglich mehr gewähren 
nüd gewähren müssen: mit der allmählichen Entlassung der 
Crewerbe und des Handels, wie der Wissenschaft und Kunst, 
des Voterrichts, der Religion nnd Sitätchkeit, aus der Be- 
rormnndmg d^ £Kaa(s. 

Yereeheus haben jene ' Irrlehren' sich wiederum iu die 
WisäeosCbaft^inznschfeicbengewHSSt; dssLeben selbst und 
«eine fortÄeschriiteden ■ Bedürfnisse legen Ze«j;iiiss gegen 
sie lA und rauben ihnen jede Heffiiung der Zukunft. Die 
gesoade lind wahre Seite der Kan tischen Recfatslehre, an 
der der Lllreraliemus unsrer Tage festhält, wird ihnen nicht 
unterliegen! Soll aber auf der andern Seite das grossen- 
theils wirklich Maugelhafle der seit Kaut in Wissenschaft 
nnd Ldbeu herrschenden Richtung, wonach die blosse äu- 
ssere I^reiHeit als das ganze Recht gedeutet nnd erstrebt wird, 
in alten iht-efÜ FVilgeruDgen aufgedeckt und überwiuiden 
wbrd^B, so ktam 'Diess nur geschehen durch Nachweis und 
FestfaiUteR der grundweseoHcken Beziehung des Rechts und 
Staats, 'ahef'aud* der Freiheit der inneren wie der äusse- 
ren, anf' die gauae göttliche frestiinmUHg der Menschheit; da 
nur ia dieser steien Beziehung aufs Gauze die Bedeutung 
des Eihzelen sÄch Wnrdigen, uud bald der äussern Freiheit 
bald ihrer BesehräBknng auch rechtlich der Werth zuer- 
kannt werfen kann , der ihr zukömmt. Nur dadurch aucii 
wird eä möglich, zu^ einem Rechtshegriff sich zu cilicbcn, 
der aus dem menscfaltcheu Ldben seihst, seinem ganzen lu- 
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halt nach, gescliöpft, danini acECb ' sertierseltii eMrehApfend , 
leben- und jokaUvoll CposUiV} jst, aiistaidt Vl(i^-'V«^4er 
Freiheit abgeiiommeu , mithiii jedeufalli^ »iir f4irn'eU''fctt 
Heia oder gar, sofeni es dabei imr aef g(^en#ei(}gd fi6- 
r Freiheit abg^eheti< ist,' imr-'D-e^'ntJV. 
ist in der Sctiriff' iMsi lA^brfWfcb das 
t worden, tesoliderii 'in dem' AtfeAuritt 
tid Literatur depRecbf8<Jlö$olieJ**' und tn 
a PrelhöKrechfe. 
Vorbediug einer haftbaren ^^erlage f^ die RecUafilo- 
spfie i^ allerdings eine^ vdß allem ^tewig^glavbed unab- 
ih ieslb&grtiÄdete 'EfasidtiC vom W«- 
i BelüthiHiiuiig ' des MenticfaaB and der 
itefsöhlfcbed Forcdauer' aber dieses 
n einer allwaltendetiVor^budg, ead- 
selen 'LebeHSaü%ab(^n der Mensdibeit 
rutig der meiisclilicben 6»«Usehaft, 
^ B^her eittgegeureift Weov'difcse 
bt^ mich Mbgdtt aa^gebäri haben bloss 
Gl&nbeuls zu «ein,' so Tetdanke ich 
(Jtoistaude va^ts Bcikafintwerdens mit 
rl Chriatfan Frledritih Krati'se; 
läftigung itjit deuLelstUi^eBdar bishe- 
jnd taatneo^Ucb auclr doi Strafreefats- 
chön früh auf ebeadve Idee des fiaebts 
hingeführt, die im Wesenlicben b<ereits J. If^ A.bioht-, spä- 
terhin mehr oder mbider deutlich und rein Henrioi, Wendt, 
Bonterwek, IMefarltig und vielö Ändert wftest hat- 
ten , deren besfimmtesffeu Ausdrucik' aber , unabhäogig von 
ihnen ,u»d, mit Ausnahme Abiebt's, vor ihaen Kxaase 
gegeben hat (».dessen S. 13. angeführte Scbrift^, «nd 
die er allein im der geeigneten Stelle im Ganze» seines Sy- 
stems der Filosolie im Geist desselben tiefier begründet und 
' in ihren Grundbestandllieileii itacbgevf'iesen bat. . 

JVacb dem Vorwog meinet Fremde^ A h ren s bin ich 
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■in L<!M«1 

T^Jidlci'atff' I 
nicht dnr( 

.;. .. luakD^ 

"'bisher i« 
''LehrA'Voi 
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siudi-hat 
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liwiadieli: 
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• '{ffitäetniiij 

.' ''lefbAf -istJ -"■..' ,v ' ... ,i> .j.' .> V.-, , -.'...,. .,.j ,_, ' 

■It.' .' OWoU i«li im GruudfSls uiid vielfscli auch im Eiiize- 

■ tea nit iihn einvetstamdeB . b;u , ,so Tsicd niaa meine Sclirift 

dennoch «ttgrandverBchieii^u VO|i;.(|er »einigen linden in der 

Bichtnng mid Art der AiBfüliKiitSv, das-s icli wohl hoiTen 

■-Sarfi das» lieide Schrifion .sich in, -Besenlichen Stücken cr- 

.gäliMo.. Seilen .«ei« Fach. und meine Stelluii« als BecU»- 

jehrer an *uer deulsehieu Hochschule niussle meine Gc- 

HGhtspnnkte imd meine Darstfillung wesenlich yerändern. 
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$0 wmig i(^aa«k bloss ein deutsches I>kri>uidi Mireifcen 
w«Ute, uach öfelioher Weise vi^ AndeDtuitgm die' nur d«u 
Zuhweru TeratändUch werden köniien, so orasste doch 
wein HMpUogeumerk imf deo deafscheD Järiateu i;eriditet 
bleiben, der aidi eine Aasidit von Wesea dea Rechts eat- 
weder erat bilden will oder sclrod gebildet bat , aber be- 
reit ist sie g^eu eiue bessei« ntncatnascfaes. Ich befand 
mich Dicht in der glückÜckeiL Lager wie'Ährens,; kerne 
umfangreiche LUemtur und keSn heraits ia den verscfaiedeu- 
artigsteu Meiäoogea festgefiibroaeä uädistes Publikum vor 
mir zu haben. So war ich denn bei Weitem hMifiger ge- 
uötbigt, auf abweicheude Aiisicbteo oder berrscfaeude Ifp- 
thümer mich eiuzulasceD. 

Ueberhaapt aber schien es mir zweckdienlich , die 
Schwier^keitcR einer Durcbführuug der Rechtsidee' ins £iQ- 
»ele nirg^ids ad umgeben, die Hnüptfragmi der Gesetzge- 
imng wen^stens uicbt unbernfart zii lassen i und wo mög- 
lich überall das Gesagte mit Beispielen ans dem LebeH und 
aus den bemerkenswerthesteä positiven Rechten zu erläu- 
tern. I^ese st^«ii Vergleichaugen, mussten mir für mehr 
als eiue massige Zugabe gdtbri, 4» nur dadurch die hier 
aoegeführfen RechtsgruUdsMze .selbst als Schlössel'zam tie- 
fereu Verständniss , als AlnhaltpuuUte zur Erfassung der 
Xäf^t- und iS^attenselten Dessen sieb erweiscfti konnten, 
was ia Leben and Wisseuscbaft ' för Rechit gilt' oder galt. 
Noch naher auf solche Betracbtmigen eiazagehen, war, 
ohne die Scbrift iu eikie .Filöso€ie des positiven Rechts £ft 
verwandeln, uicbt wohl thonlich *)• S»* ^ind, um den Äft- 



*3 lieber Hugo's fmdiäriiin, trote illrcr Grnn'dsaCzlo'sigkeit , in vieltfr 
RQckEieht (beeonAers auch dun^ ükfc .PjMinig --ääs Mein .und Dein)' re^AenaV- 
volle s. g. FilosoTie des positiven R.eph;ts, sowie Ijb^r die Leistnifw 
der Mehrzahl der bedeutenderen neuisren ScIiriHsleiier üb&r Naturrecht habe 
ich mich in dem Abeclinitt „atr Gescllichle find Ijiteratlir iRrttechtsHtosöHe,'' 
itfiher ausgesprechea Auf Hugc's Buch nnd üuf oidirc ^c!ipJA«n Anderer^, 
die in ihrer Arlbesonderc Vorzüge haben , aAer eise ei^eIl^lii^llivile Hichtitng 
verirelen, ist daher am HäuflgateB vönviesed worden. 
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satnn^baag nk^t va aebx zd HoteHbrecbea, um Ben Her 
CM>ch wenig positive BechtskeQutiiieee hat, das YerstänäBlss 
klickt aa enchwereB, eudlicb äer Baumer^arntsis halber, 
meist ijti diB Anmerkungett verwietven. Ohoi^is wurde es 
ntu dureli: eiit fast uuförnlicties Format und äusserst ge- 
drängte Setirift, aumsl f«r die AmuerkuDgeo, mögtich, deu 
iUmfaiig laid Preins des Buc^ moht über das für, ein Lelir- 
bacb passende Mass zu bälgen. 

E& bleibt aoch übng, dea Leser auf eibige HauptstA- 
oke aiifuferksam zu macltea, wodordi sieb di^e Uarstellung 
der Rechtafilosofie ,von andern Darsteltniigeii am Meisten 
«ulerscbeidet. 

Yor Allem gebort faierhiu der Versudt deu Leser zu 
übervengeu, das» er selbst eigeutlicb, wenn auch uube- 
wn$st und in Widetspruch mit überkommenen Vornrtbeileii, un- 
ter dem Recht lüebts Andere« denke, als Das was hier ans 
dem. Selbstbewusstsein darüber abgeleitet ist; nicht' minder 
^ie Kntwickeluug der GruudJtestandtJieile desBechts- 
begriffs, besonders der Begriffe des Beehtsgrundes 
und Bechtszwecks, die für alles Weitere entscheidend 
und gleichsam der wissensohaftUcbe Prüfstein and. In Bei- 
dem stimmt diese Ausführung jedoch mit der von Ähren», 
nnd noch ntelir mit der von Krause selbst, im Ganaen 
Übereitu Ebenso in der aefanrfeu Bestimmung des w&wnli- 
cben Unterschiedes des Sitten- uad desBecbts- 
g««etzes, woran schon so ^Fi«le Yersucbe des Naturrechts 
gescheite nnd , »ei es dnreh ^cinzliobe Vermischung des- 
selben mU der SiUenlebre , sei es dvrdi gänzliches Los^ 
trennen beider von einander. Grundverschieden ist hinge- 
gen der bier befolgte Gang in Dem was mir das Nächst- 
wichtige schien: in der genauem Vntersuchuiig und Nach- 
weisnng der einzelen Urrecht^ in ihrem natürlichen Zu- 
sammenhang. Diese sind hier überhaupt, soviel mir bekannt, 
zum ersten Mal einigernrassen vollständig aus den wesenli- 
cbeu Bedürfnissen der Menscbeunatur s^bst entwickelt, . und 
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von den berköinmli<^en ITeberfreibungen' (z. B. bei dem 
Recht der Gleichheit niid Freiheit) gereinigt, um deren wil- 
len Viele bisher diese ganze Lehre ^s eine gefahrlidie, wo 
nicht gar revolutlon&re , zu betrachten sich gewöhnt hatten. 

In der That konnte man Dies», am so mehr als man 
alle diese ursprüngltchen Rechte der Einzdeu, die immer 
das ABC jedes Naturrecht« bleiben werden, nidt aufza- 
fasseo pflegte io ihrem steten lebendigen Zasammenhoog mit 
den erworbenen Rechten, sondern als ein für alle Male fer- 
tigond keinerlei Sf^hrankm unterworfen in Rßcksicbt der 
Rechte Anderer und des Ganzen ; als mau eadlidb — Was 
praktisch die Hauptsache bleibt — das Yerkältniss nicht 
scharf genug oder gar nicht bestimmte, in dem dasRechts- 
ideal zu Dem steht, was im wirklicbeii Leben hier oder 
dort für Recht soeben gilt. 

Dass aber die Polrtik im echten Stua diesem Worts 
für iie allitaähn&he Vermittlung von fieidem zu sorgen und 
Aberall Bei der wit-ldiehen GestfUtung des Rechtslebens die 
letzte Entsch^dung zu geben hat, Diess ze^t sich viel- 
leicht nirgends deutlicher als in der fiigeuthnmslehre. 
Je verderblicher die Uebertreibuo^n sind, zu deuen auf 
diesem Gebiet iefne xa laOge versäumte Heilung immer tie- 
fer um sich fressender Scrfiäden niiserer heutigen Beofatszu- 
stäude einzele Verirrte hlntri^ (wie sich z; ßv am Sli Simo- 
nismns und aiA Komittunismns zeigt), desto nöthiger . schien 
gerade hier der Versuch,- durch eine genaue Untersachung 
der ganzen Rechtslehre von der Sacbgüterver- 
theiluug das Wahre und Falsche in jeneli verfehlten JSlre- 
bungen zu sondern mnd'V^u zei^n, Was die €!eschicbte al- 
ler Zeilen bestätigt, 4ass ein so unbesdiränkles und aos- 
scbliessendes Sondereigenthum, wie es bis vor Kurzem 
Viele geträumt haben, niemals im grossen Ganzen des ge- 
selh^chaftlichen Lebens Anerkennung gefunden hat uud. lin- 
den koititte , weil es alieiii Recht zuwider , in ^ch selbst 
nicbt^ und unhaltbar Ist. 
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Diiss obne Unrecht die äusseret Bedirigiugen eioes 
wahrhaft meusclilichen Lebens snieh in Uiasicbt der Sacbt- 
gAter keinem Meascheu eut^c^eu werden dürfen, ]V nicht 
mtader ein Gedanke dessen unwidersprechliche WabHieit 
täglich dringender Aiierkenaung verlangt- Die»e Foderung, 
deren Rlecbt^;äliigkeit auch : difl Massen immer deutlicher 
zn erkemen anfangen , und deren Verwirkh'cbuog unter 
Anderm auf dem Abwege dAs Kommunisuias erstrebt wor- 
den ist, wird in nicht allzuferner Zukuo^ ,8icher Unheil im 
grösslen Masssfab über die gaa^e. Gesellschaft bringe», 
wenn iiidit noeh rechtzeitig nnsre Staatsmünner alles £^^- 
stea auf AIl^ Bedacht nehmen wodurch ihp* genügt werden 
kann, haaptsäohlicb, aber Iwige. nit^talleUt auf Organi- 
ftatioQ der Arbeit.< 

Es m^ sein dass Manche, die keinen Maßsstab und 
keine Mittel für IHs kennen wm vm die Zukunft bringen 
msss, als die sieh aas der RüatkaBinier der Veigan^nheit 
ei^ben, es miig sein dass sie nosraie ihren Vordersätzen 
die Notbwendigkeit darthun , dassi es ;4tezejt eine oSme 
oder versteckte Sklaverei geben mösse, allezeit Ueberreiche 
und Solche die in Hunges wid Kummer verkommen, und 
dass nnr etwa in grösseren. Zeitabschnitten dieses angeblich 
endlosen Unrechtszuatandes: ftnw-eilen etum;«! die Starken 
nnd Gtimessenden mit den Sekwaobeu und finthehrenden 
die Rollen zu wechseln. berufe« seien. Gewiss. aber ist so- 
. viel , dass die Recht»-Ahnung oder Einsicht des gesunden 
M^sdienTCrstandes , die aucb in deo untersten Klassen 
nicht sosehr fehU als mBniabgegenog gewohnt bat, ge- 
gen jene Vordersätze und alle ScUüsse daraus sich em- 
pört. Wem die erschreckenden Zahlverhältuisse nicht fremd 
geblieben sind, in denen die JMassenarmuth und folge- 
weise die f^genthnrnsverbrecheii fast in allen Ländern an- 
wachsen, Der muss sich selbst sagen, dass es nicht, luige 
mehr so fortgehen kann, nnd dass die bisherigen Gegenmit- 
tel sammt und sonders unzureichend sind um dem Uebel zu 
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steMTit. Dieses wird steh offenbar, — auch wenn Aus- 
wanderungen im grössten Massstabe Ton Staatswegen ver- 
anlasBt und geleitet wrirden und vorhergehend Abhülfe 
geworfen -^ stets von Nenem erzeugen, solange nicht der 
Atleinfaerrsdiaft des blinden Zufalls Im Bereiel^ der Güter- 
uad Ariieitsvortheiiutig von Rechtswegen ein ßnde ge- 
nwcht, und durch eine Reihe von nneriässlichen Beschrän- 
kungen des Sondereigenthnms der Mögfichkeit einer so nn- 
g^uern Üsgleicbbeit der äusseren Cfäter, wie wir sie 
hente von Tag zu Tag ennehmeh und den Iffittelstand auf- 
reiben sehen, die Wurzel abgegraben ist 

Die DarlegiHig wenigstens der einfachsten nnd wlcfa- 
ligaten Hanptfc^erungen des Rechts in dieser Beziehang^ 
begründet auf den Erweis des innigen Zasammeubaags der 
Gütererzengung dnröh Arbeit mit der Güterverlh eilung, er- 
sdrien mir als eine Hauptanfgabe, deren Lösung eine Schrift 
über Becht^losofie zn versoefaen hat, wenn sie nicht ganz 
hinter dem Zeitbedörfoiss zorückblerben will. Das bei Wei- 
tem Schwierigste aber, die nähere Ansfährung nnd Anwen- 
dung der dahin gehörenden Mittel, mnss begreiflich in Rück- 
sicht der Verhältnisse des Orts nnd der Zeit der Politik 
T(M>befaalten hieben. 

Das Erbrecht ward bekanntlich von deu meisten 
bisherigen Nntnrrecbtslehrern nicht etwa bloss in seinen 
Uebertreibungen nnd Auswüchsen, sondern ganz und gar 
ijber Bord geworfien, ohne auch nur enimal erusüicb (wie 
es doch sogarr die St. l^menisten gethan haben) an Das zu 
deiiken, was an dessen Stelle treten sott. Es schien mir 
daher nötbig, die Quelle diaies Missgriffs, zugleich aber die ' 
Gränzen näher BUCheiiweAien , innerhalb deren allein ein 
Erbrecht auf die Anerkennung Anspruch hat , die ihm auch 
jenseits derselbeit unsre positiven Rechte zu gewähren pflegen. 

lu der Lehre von der Ehe, Vätertichen Gewalt 
und Yormundsehaft habe ich ^auf hingewiesen, wie 
voreilig man hier Alles oder das Meiste der positiven WiU- 
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k^r, oder aach der blossen PAidtointebre, !ku überüefera 
fü^. gut fand , weil man durch einen nur halbwafaren Begriff 
de« Becjhts unfähig gmaoht war, aodi in diesen Verfaäkni»- 
sen. die wesenUcbe rechtliche Seite heraHszafiuden, ohne 
doch «^nim der niffascfaltdi^i Natar in der Art x,a nahe zu 
treten und.oSeubare UitsUtlichkeiteu recht finden sa nässcov 
vie ^ frp )iau% von IVstarrecbtslehrern md posiUren 
Rech^^p geschehen ist 

A^ch den Rechten der anefaeUchen Kinder^ die 
ge^wöhnlicb, aoeh von Ähren», gaus ähergangea werdea, 
glaobte ich eine et^as nähere Betmobtang schuldig z« sein ; 
ehewo der Lehre vom. s g, geistigen fiigenthum. 

Den iGedankeii aber, apch eine nähere Daniellung des 
Aec^tsvcrfalfiieiis .gegen das Unrecht, «nd iusbceondere ge* 
gen, Verbrecher — dae ^. g. Strafrecht — als we bcBon- 
ders wichtige Art :des VorniaDdschftftftohtB, aufzaoehnea, 
habe ich um so lieber fallen laeiseii tuid statt dessen mioh 
auf mehrfacl^i gelegenÜicbe Audeutungen beschränkt, a^ 
sich mir im Augenblick der B^esdigung dieser Sdirift ein 
Anlas« bot, Jn einer kleinep Abbaudhuag (unter dem Titel 
„zur Rec,ht«h«vgrü!ndqng^4er Beaserungsstrafe," 
Heidelberg, bei Jul. Groos) meine Ansitzen über diese 
widitige Frage in Kurze rajtaotbeileu. 

Mehrfache fraur^e Erlebnisse, die midi ausser Stand 
gfiset^ hatten, der schon vor mehren Jahren gedruckten 
eraten jSälfte die zweite. Abtheiluag so raseh folgen zu las- 
sen,^ ich.wiiQsehjte, gehören ücM naher hierher. Ein- 
z^le, l^eJhJ^e ^urep dii^es iMifflstandes wird hoffentlich Aer 
l4p«er,.entscbu]bdig^n. ,;/ , - .. 

Anf fille Fälle ^lai^e: ich heSen. au dürfen , dass dieses 
Werk ab ein erus^r Versuoh foeKkanut werden wird, eine 
durch vieljähriges ^tudiuui aud Nachdenkeii gewonnene 
Grundü[)erzei)|puig von Reebt .und Staat mit Strenge zu 
erhärten, SD, ah^r: das Meioige beizutragen zur festen Be- 
gniBdBi^..und N^^e^failtvng einer Wissenschaft, die, so 
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unendlich wichtig sie audi ist für du veniiinf(genäs«e Fort- 
scfareiteu aller gebildete!) Völker, deunoch auf den bisheri- 
gen schwankenden und norscheu Grundlagen sich nicht län- 
ger als solche behaupten kann. 

Die vorli^atde i8(]nifl «VcrroBikibdigt zogleidi die 
Grundlagen meiner früheren recfatsfilosofischeH Uatenna- 
chung über die Grundformen der StaatsTerfassnng und Re- 
gierung, die unter deM' 'w5lif 'rildht ganz pamenden Titel: 
„ijrrundzüge der Politik des Rechts" 1837 erschienen ist. 
Ich hatte damals bauptsacblich die AMcht^ay Jle^nv ■dns 
nnr eine richf^^'Idee f oü It^chi und Von'^YonDuudscfiaft- 
re<^t. indwMndeiet-'dM:iBMMniy«ntäBdMw.'der gsMlMM- 
lich auftretenden Staatsfor^eti ■UidUtreir gesett^dtibd'Auf- 
cinanderfolgens möglich mac^ 

Erreicht diese Ansführang einigermassen ihren Zweck, 
dann wird hoATentü^'^ alA* ■JfeHb ' fti^a« besser begriffen 
werdet', •*<''^''>*^i' ^«»'GMii,bit< def-Falt' gewesäa '^u saa 
scheint Es dürfte »ih.tdayD .wetteicht der Mühe lohnen 
dieselbe fortrofäiareM- miai y. ^mh aihaw)^ Retraobtdng der 
Anfgabe<des.B«obts .«ud Staats ihrsMXahAt(.nadi<iB> <Ve»- 
hältniss tii ^en'fiaflptiwcckeu und Gettieten der j^i^l^ichaft- 
licben Thätigkeit , die |}a«p^u^dutze. andi «der Sla»t«ver^ 
waltungslehre (der materiellen ^lMäc>Ku entwickeln. 

Heidelberg, im Juli 1M6. 
- ' . ..'.'",..."..'' ■' K. Abdel. 
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fi. 19. SU A. DiuBs es beiasen: 

II. Krgebabse d«s Selbslbewusstscius übir die ErkenntuUs und die Natur 
des Rechts. 
S. 6. A. Ueber die BrIieDDtaias des Beckts. 
8. SS, Z. ß. musj die Klaramer nicht vor sondern hinter den Worten: des 

Recbt« — stehen. 
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S, («4 Z 8. : VernuDBigbeit : Vernnoftlgkeit. 
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S. 191. Z. 1. von unten vor: unten — niuss stehen: aueb. 
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%. 1. Anfgabe-und Methode. 
Die Aufgabe jeder wissenschaftlichen Darstellung des Na- 
turi-echts oder der ReGhtsfilosofie ist: anzuleiten zur Grkenntniss 
der ewigen Ideen des Rechts und Staats, deren Erfassung und 
Gestaltung im wirklichen Leben das bewusste oder unbewusste 
Kiel des Strebens aller Völker ist und ohne welche weder eine 
gründliche und unbefangene Prüfung Dessen möglich ist, was in 
den bestehenden Staaten für Recht gilt, noch auch eine den Be- . 
dürfnissen des fortschreitenden Lebens entsprechende stete Ver- 
vollkommnung des darin gegebenen noch maugelhaflen Rechts- 
zastandes. Um aber diese Aufgabe auf gemeinfassliche Weise 
zu lösen und dadurch zugleich eine unerlässliche Grundbedingung 
der vollen Verwirklichung des Rechts im Leben zu erfüllen, kömmt 
es hauptsächlich darauf an, alles Das festzustellen, was sieh 
in unserm eignen Bcwusstsein, bei vorurtheilloser Untersuchung 
desselben, über Recht und Staat als thatsachliche Einsicht vor- 
findet, sodann aber mit steter Rücksicht darauf, sowie auf die 
äussern Gegebenheiten des Lebens, worauf jene Ideen sich be- 
ziehen, die allgemeinen Begriffe und Grundsätze zu entwickeln, 
die der Gegenstand nnsrer Wissenschaft sind. Denn nur so ist eine 
innere und äussere (^subjektiv und objektiv gleichmässig halt- 
bare3 Begründung dieser W'isseuschaft möglieh. Dieses Verfah- 
ren {Act B. g. subjektiv-analytische Weg^ schien daher auch 
für vorliegenden Versuch das einzig zweckmässige zu sein. 

% 8. Vorläufige Verständigung über den Begriff 
und Namen der Naturrechts- Wissenschaft. 

Erst in neuerer Zeit erstrebte mftn bestimmter und allgemei- 
ner als jemals früher ein völlig gewisses Wissen vom Recht, 
unabhängig von jeder Autorität und Satzung, namentlich von 
blindem Glauben an die Bibel und das römische Recht; man suchte 

Röder'i QrumtEäge dei NutnrreehtR | 



ein Recht, das nicht in Zufall und Wtllkfir, sondern in der an- 
vergänglichen Natur ftter Bestimmang des Menschen seine 
Quelle, nor in der Vernunft seinen Erkenntniss- und Verpflich- 
tungvgmnd haben sollte *} , Bod das ebendarnm, — als lex te- 
gum, wie Bacon es ausdrnckt — , ein Gemeingut aller Menschen, 
ein wahres Jti» universale fiir alle Völker und Zeiten sein und 
zugleich den einen nnd wiclitigsten Prüfstein aller ihrer Satzangs- 
rechte abgeben miisste ; kurz man suchte unter sehr verschiedenen ' 
Namen, wie: Vernunftrecht, Hechtnfilosofie, Metafysik des Rechts, 
Grandwisaenscbaft des Rechts , Normalrecht , allgemeines (^Pri- 
vat-, Staats- nnd Völker -J Recht etc., am Meisten nnter dem 
Namen Natnrrecht ••), eine Wissenschaft, die die ewige, 
allgemeingältige Wahrheit von Recht ood Unrecht enthalte. 



*> Zum Zengitiss indess, dass nicht die blosse Abiwng, soadeni der klats 
Gedanke eines solchen Bechts und «ner soldieii Wissenschaft des Rechts watt 
sei, mögen hier nur folgende ebenso bekannten ab treffenden Stellen angeführt 
sein: Cic. Or. pro Bfilone c. 4: E»t enim haec — tum scripta, sed nafa 
lex: quam mm didicimus, accepmus, legimus, perum ex natura ipga arri- 
ptmnus, kamimvt, expretttmut : ad quam non docti, sed facti, non tnsS- 
tuH, sed mhvH smuis. — Id. de legibu» I, 4: Baue Video sapientissimorum 
fuisse sententiam, legem neque hommum ingeaüs excogitat*m nee sdtum 
aliquod esse popuiorum, sed aelernum qmddam, quod Universum mmdum 
regeret imperandi prohibendique sapienlia etc. — Ibid. 1,5: Natura juris 
expHcanda est nobis, eaque ab hominis repelenda natura. — Ibid: Non ergo 
a praetoris edicla, neque a XII tabulis, sed ex intima phihsophta ftattrienda 
juris discipäna. — S-Ii Inst de j^e nat. gent.$civ. (1,3): Sed naturaUa 
quidein /uro , qaae apud omnes gentes peraeque observantttr, divina quadcan 
Providentia constiiuta, semper ßrma atque immulabilia permanent, ea vertf, 
quae ipsa siM quaeque civitas conslitiäl, saepe mvtari solent tel lacito con- 
gensu popuH, eel alia postea lege lata. 

**i Dieser Name, der meist ungenan für Natnrreetilswissenschaft 
gesetzt wird, ist sehr vieldeutig nnd bleibt auch dann unbestimmt, wenn man 
nnter dem Wort Natur dabei nur die unanderliche (veraunflige nnd sinn- 
liche) Natur des Menschen versteht; -denn das positive Recht ist in die- 
ser ohne Zweifel ebensowohl begrOndet, es ist also nicht weniger natürlich wie 
das Natarrecht. Unter diesem wird indess nun einmal, dem Sprachgebranch 
zufolge, das in reiner Vernunft (a priori) erkennbare Recht oder Ver- 
nnnftrecht verslanden, — das am Meisten dem jus gentium der Römer - 
entspricht, als dem jus, quod naturalis ratio inter omnes kommes consH- 
tuit, — tra Gegensatz zh dem wenigstens grussentheils auf Willkär and 
Zufall beruhenden positiven (geschichtlich - wirklichen, bestehenden, 
geltenden) oder Satznngs-Rechl eines Volks, äem jus pn^riwn cicitatis 
i. e. jus, quod quisque popuJvs ipse sibi constihät (sive suffragio sive rebui 
iptis ^ factift). Keineswegs ist also bei Nalnrrrcht an das jus naturale 
der Römer zu denken, als das jus, quod natura omnia animnHa docuit, odw 
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$. 3. Verhältniss des Naturrechts zam A;eRchlchtlfch- 
beatehenden imcht. 
Um aber das wahre VerhOtDiss des Naturrechts zum ge- 
schicbtlich - wirklichen (s. g. positiven^ Recht ins Klare za kom- 
men, |!^iU es vor Allem, die Erkenntniesqnelle nnd die' Gnindwe- 
senheit des Einen and des Andern näher za betrachten. Soll die 
l^ewöhnlicbe Annahme gerechtfertigt erscheinen, wonach die Wie- 
aenschaft des Naiarrechts oder der Rechtsfilosofie nnr die Er- 
kenntniss des Rechts and Staats dsfaita jurit t. juait) in reiner 
Vernunft (ä priori) zum Gegenstand hat, mithin deren ewige 
Idee nnd Ideal, nicht aber deren zeitliche Gestaltung, dahingegen 
die Darstellang dieses letzteren vielmehr als die Aufgabe der 
Wissenschaft der Rechtsgeschichte oder des geschichtlichen (&as- 
serlich geltenden^ Rechts gedacht wird, so müssen folgende drei 
Satze zuvor festgestellt sein: 
1) Das pkil090phi*che Recht hl die ewige Wahrheit vom 
Recht, das absolute oder (nach Kant) peremtoritche 
Recht, nicht aber ein Abstrakfum von seitlich -wirklichen 
(posiiir.en) Rechten 

Uniäugbar ist der Gedanke des Rechts, ebenso wie z. B. 
die Idee des Menschen, der Sittlichkeit j des Sdiöoen, we- 
senlich verschieden von solclien ewig wahren Gedanken, 
die, wie die mathematischen Gedanken z. B. der Linie, 
Zahl etc., auf ein nicht erst im zeitlichen Leben sich Ent- 
faltendes sich beziehen; denn er ist auf Etwas gerichtet, 
was im zeitlichen Leben wirklich d.h. von allen 
Menschen, einerlei wo, wann nnd wie sie dermalen leben 
mögen, erwirkt werden soll; er gehört also zu jenen 
Gedanken, die unbedingte (^absolute^ Poderangen 



m das damit nahezu dbereinstiinmenda NatnrrecM im Sinne Spinoza's, wo- 
sach es Alles begreift, was zufolge der Wesenheit (Natnr) irgend eines We- 
sens mit innerer Nothwendigkeit gegchieht, z. B. kraft dessen grösserer Sldrke 
(s. Spinoza traclalus theologico~poUticus , cap. i6). 

Kaum bedarf es der Bemerkung, dass auch nicht etwa unter Naturrecht 
zn, verstehen sei ein s. g. Naturstandsrocht d. h. das Recht in einem 
B. g. Naturzustand, man denke nun hierunter entweder einen geträumten 
Zustand vorstaatlicher gänzlicher Ungeselligkeit oder einei^ Zustand vosrlaatlich 
VDgeordneter Geselligkeit, wie dieser im Ktndheitalter der Vülker zwar wirk- 
lich sich flndet, wie er aber, als eine einzela gescbichtliclie Erscheinung, 
obendrein als ein so äusserst mangelhaTIer erster Anfang nnd Versuch, unmög- 
lich zum Normalzustand kann erhoben werden sollen, wenn mau nicht ver- 
hetirter Weise nrfii'l'WärtE idealisiren" wiH. 



enthalten für das ganze menachliche Leben nach allen sei- 
nen individuellen GytaHungen in aller Zeit, und die miu 
ebendarum praktische Ideen j Postulate oder iS oll begriffe 
nennt. 

Fragen wir nun, woher wir den Gedanken des Rechts 
und Staats haben,, ob wir vielleicht dazu gelangt sind auf 
dem Weg der äusseren Erfahrung und Geschichte, durch 
blosse Abstraktion von wirklich Geschehenem und Be- 
stehendem, so ergibt sich Folgendes: 

Die reine Erfahrungswissensehaft der Geschichte begreift 
immer nur ganz individuell - bestimmt gestaltete 
wirkliche Zustände und Vorgänge des Lebens gegebener 
Zeilen und Orte; sie gibt nnr Auskunft über Das, was hier 
oder dort besteht und geschieht, — kurz sie gibt nur einen 
Geschichtbegriff oder ein Geschichtbild , auch von Recht 
und Staat, sowie Oberhaupt vom Menschen nnd menschlichen 
Leben. 

Aber keine solche blosse Erfahrungskenntniss von der 
Beschaffenheit einiger, auch der vollkommensten, ja selbst 
aller bisherigen Rechtszustände und Staaten vermag jemals 
KU lehren, was sie alle sein sollen, allerorten und alle- 
zeit, kraft der bleibenden Nothwendigkeit oder des 
Gesetzes ihrer Natur. Es fehlt ihr immer mit demMerk- , 
mal der Allgemeinheit und Nothwendigkeit gerade 
Das, wodurch allein erst eine Erkenntniss fllosofisch wird. 
Vielmehr ist umgekehrt einleuchtend, dass nur Der, welcher 
einen richtigen Begriff von Recht und Staat schon hat, zu 
urtheilen im Stande ist, ob und inwieweit die geschicht- 
lichen Rechte nnd Rechtsstaaten überhaupt oder bestimmte 
einzele Rechtssätze und Einrichtungen — sie seien nun ei- 
nem Volk alleineigenthümlich oder ihm mit mehr oder min- 
der vielen andern Völkern gemeinsam — bereits so be- 
schaffen sind, wie sie sein sollen; gerade sowie, Wer nicht 
schon weiss , worin die menschliche Wesenheit nnd Bestim- 
mung besteht, auch durch die genaueste Bekanntschaft mit 
dem wirklichen Leben und Treiben der Menschen keinen 
Anfschluss darüber erhält, ob sie ihr gemäss leben oder 
nicht. 

Schon hierdurch ist klar: dass die Erkenntniss der Idee 
oder der Wesenheit des Rechts und Staats ebensowenig bloss 
abgenommen (^abstrahirt]) ist von der Kenntniss aller 
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möglichen nach Zeit and Ort verschiedenen Versuche ihrer 
Gestaltung, als die Erkenntniss der Natur des Schönen oder 
des Kreises von der Kenntnis» aller möglicbeu schönen 
Kunstwerke, Kreise etc.; dass sie also ebensowenig diese 
Kenntniss schon voraussetzt*); dass vielmehr, gleich so 



*] Sehr gut spricht hierüber nameotlich Spittler in seinen Vorlesongen 
über Politik §. IS. Vergl. auch meine Srundziige der Politik , Bd. I, §. 3. 
und 4. — Die ilbrigen Haoptgründe, warum auf dem Wege der blossen Abs- 
traktion von historisch Gegebenem niemaJs der ganze Gelialt der Idee des 
Rechts würde erfasst werden können , sind folgende : 

1] Es wQrde bierza wenigstens eine völlig aligemeine (nniversale) Abs- 
trakUou erfodert sein, die aber ebenso unmöglicli ist als die dazu voraus- 
gesetzte gans vollständige Kenntniss der positiven Rechte aller Völker und 
Zeiten (also auch Dessen was in künRigen Jahrhunderten darin geschehen sein 
wirdi), daher denn höchstens einä halbe oder Qaasi-Universalität her- 
anskommen könnte. 

2) Wenn die VeninnfUdee des Rechts schon jetzt in dem Staats- und 
Rechtsleben wenigstens der gebildeten Völker vollständig sich ansge- 
aprochen haben sollte, also in ihren Gesetzen, Einrichtungen und Gewohn- 
heilen jede wesenliche Vernnuflbeslimmnng bereits vorzufinden sein könnte, 
so müssten einleuchtend die Völker schon heute den Rochpunkt ihrer Lebens- 
Reife und Fülle erreicht haben; denn mit der Zunahme ihres gesammlen Le- 
ben - und ßildungzusfandes an Reife und innerem Reichlhum treten andere 
und höhere Bedürfnisse ins Bewusstsein und ziehen entsprechende neue Rechts- 
bestimmungen so nothwendig nach steh, dass es nur am Ende der Geschichte 
keine Möglichkeit des Fortschreitens zum Besseren mehr für sie geben kann. 
Dass übrigens auch bei den gebildetsten Volkern jener Hochpunkt noch lange 
nicht erreicht ist, Diess bezeugen schon mehr aU hinreicliend die reissendea 
Fortschritte und günzlichen Umgestaltungen aller Lebensverhältnisse, die durch 
Erfindungen aller Art von der Buchdruckerknnst 'an bis auf die Dampfmaschmeo 
und Eisenbahnen unserer Tage bewirkt wurden. 

3) Es findet sich ferner in der Wirklichkeit eine grosse Zahl so abwei- 
chender, Ja geradezu einander widersprechender positiven Rechtsbestimmungen, 
nicht bloss bei verschiedenen Volkern , sondern oft auch bei demselben Volk, 
sogar tu derselben Zeit, dass sich nicht absehen lässt, wie durch Schlüsse' 
von der bisherigen Erfahrung (d. h. geschichtlich oder durch empirische Abs- 
traktion), also ohne über das gleich Geschichtlich-wirkliche (Fak- 
tische]) dieser verschiedenartigen Bestimmungen zur Idee des Rechts sich lu 
erheben, gefunden und bewiesen werden sollte, Was davon wahres Recht und 
Was Unreiiht ist. Denn, sollte hier nur das allen Völkern wirklich Ge- 
meinsame wahrhaft vom Recht sein, müsste folglich alles Entgegengesetzte 
und Besondere schon als solches vom Begriff des Rechts ausgeschieden werden,' 
so würde dieser nur als ein dürrer, fast ganz inhaltleerer abstrakter Ge- 
meinbegriff dastehen. Sieht man aber das Unstatthafte dieses Entleernngs- 
Verfahrens ein, und behauptet man dennoch entweder: nur die ein« der 
'mehren widerstreitenden RechtsbestimmuDgen sei dem Recht gemäss, oder: 
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vielen andern Gedanken, z. B. den Gedanken: Gott, Ver- 
nunft, Natur, Ursache, Zeit, Ranm, Sittlichkeit etc., auch 



das Reelit liege auf beiden Seiten zugleich, — so dass dann jede 
dieser Bestiminnngen unter den Umständen, unter denen sie besieht (mithin 
relativ] die beste wäre — so muss man zum Beweise des Einen wie des 
Andern nothwendig auf die Rechtsidee und die Vergleichung mit ihr sich slülzeü, 
wie Diesa deun auch, wenn gleich auf Umwegen, und oft durch wahren Selbst- 
belrng nnbewusst, immer zu geschehen pDegL Will man Dless nicht, so bleibt 
nichts übrig, als ohne Weiteres alles Faktische (Geschehene und Bratehende) 
bloss weil es im Leben sich Eingang zn verBCheCTen und zu behaupten wusste, 
also schon durch sich selbst gerechtfertigt zu halten, wenig- 
stens sofeni es in seinem Zusammenhang mit andern gegenwärtigen oder früh* 
eren geschichtlichen Vorgangen und Zuständen sich erklären ISsst, — kurz 
über der zeitlichen, Snderlichen Seile der Natur des Menschen und aOes sei- 
nes Wirkens, auch im Bereich des Rechts, deren eine nnänderllchs Grund- 
lage völlig zu vergessen. Diesem Vorwurf setzt sich namentlich d I e Ansicht 
aus, nach welcher ohne Obrigkeit noch gar nicht von Recht, sondern 
nur von Gewissenspflichten unter den Menschen die Rede sein kann. 

4] Die Behauptong, dass Oberhaupt erst im Staat durch die Obrig- 
keit Recht entstehe, will entweder geradezu die zufällige Thatsache 
der Gewalt und Willktir an die Stelle des Rechts setzen, ako mit ihr auch 
Recht and Unrecht aliangeublicklicher Aenderang preissgeben, oder sie setzt 
den Beweis voraus, dass die Obrigkeit selber, nicht bloss kraft ihres äusseren 
Daseins und ihrer Macht, sondern aus anderen und tieferen inneren Gründen 
die rechtmässige sei und das Recht. der Gesetzgebung habe. 
Polgerecht würde nämlich, nm Diess darzuthan, entweder auf eine histo- 
rische göttliche OüenbaruDg, oder, wenn man nicht alles fliosoflscbe Verfahren 
aufgeben will, anf die gdttliche Vemonfloffenbarung als Quelle jenes und db«*- 
haupt alles Rechts zurückgegangen werden müssen. Denn, dass nicht etwa gar 
im Kreise zur Rechtsbegründang des eignen Dasems und Wirkens der Obrig- 
keit das angeblich von ihr selbst erst gemachte, vorher noch gar nicht da 
gewesene Recht zu brauchen ist, versteht sich ebenso von selbst, als dass die 
Entscheidung Ober das Recht nach der Thatsache augenblicklicher Oberherrlich- 
keit, wenn anch nicht bei einer Usurpation oder Eroberung, doch sicher beim 
■ Streit mehrer Thronbewerber sich in ihrer ganzen Blässe zeigt. 

5^ Wie sich aber soeben ergab, dass man der Annahme eines Rechts- 
verhältnisses zwischen der Obrigkeit und den Untergebenen nicht 
ausweichen kann, obwohl zwischen Beiden nicht wieder ein iuiparteilscher Drit- 
ter, eine höhere Obrigkeit, durch eigentliche positive Rechtsbestimmungen ent- 
scheidet, ebenso auch bei dem Verhältniss der Völker zu einander, — 
eine Analogie, die überdiess auf ein Rechtsverhältniss auch der Einzelmenschen 
zu einander, abgesehen von Staat und Obrigkeit, so deutlich zurückweist, dasa 
wir gerade ihr überhaupt die ersten naturrecbtlichen Betrachtungen in neuerer 
Zeit (durch Hugo Grotius] verdanken. 

^ Da , wie wir selbst dem Irrthnm unterworfen sind (was auch 
)i)de Dielet tbeokralisch- despotische Regierung durch die That von sich lo* 
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die Be^tffe vod Recht und Staat ihrem Ursprung: und 
Inhalt nach darcbaus nicht-ainnliche, anbedin^te 
Gedanken, oder Urbeei'iffe sind. 

Aber wenn aoch die Vernunft die alleinige Erkenntniss- 
^elle der ewigen Idee des allgemeinen Menschenrechts ist, 
«e darf doch darüber nicht vergessen werden : daas die 
Bechtsfilosofie mir als Theil der filosofischen Wissenschaft 
TOffl Menschen und menschlichen Leben überhaupt zu Stande 
kommen kann, and, wie diese selbst, wiederum nur unter 
Voranssetznng einer Men^e von allgemeinen Erfahrung- 
sAtzen über den MCTschen als einz-eles nnd geselliges We- 
aen , über sein Terhältniss zur Aussenwelt und «uhöchst zu 
Gott selbst, — eintr _^ieinarum alque kumanarum verum 
noiiüa, wie die Römer, einer juristischen oder politischen 
Anthropologie, wie die Neueren sie nennen ff)—- worin 



gibO, ebenso, Ja um so viel mehr nodi, wegen ihrer geringeren Gesanftnl- 
bildung, DOsere Vorraürcn es vraren QnaD deslie nur an ihre Hexenprozesse, 
GoUeBDTtheile nnd Tortur!), so kann auch das blosse Berufen aur die That- 
Bscbe eines Herkommens nnd einer Gewohnheit nie beweisen, dass das 
Hei^ebracUe wehrhaft rechtgemäss eeu Viele wollen zwar gerade in dieser 
instinktartigeo ReclilsliUdung und (leberlierernng den Fiqgerzeig Gottes oder eine 
richtige VernunftahnüDg erliennen. Sie ist aber höchstens geeignet, ein gün- 
stiges Vornrlheil zu begrflnden dartir, dass eine Rechtseinnchtung we- 
nigstens ihrem innersten Kern und Gehalt nach bestimmten Ver- 
hältnissen der Zeit und des Orts entspreche; nie aber kann daraus für nns 
folgen, dass deren Prüfung und Reinigung von verkehrten Anhängseln und 
Misdiränohen überflussig oder gar verweräich sei. Diese Behauptung wQrde 
vielmehr dnrcha'as unstatthaft sein, so gewiss unsre Zeitgenossen ihrem eignen 
Urihsil über Recht nnd Unrecht zu trauen und an der Gestaltung ihres Rechts 
thätig mitzuwirken nicht weniger, sondern mehr Grund, Fähigkeit und Beruf 
haben, ^ jede frühere Zeit, und zwar vorwaltend auf dem ihren veränderten 
Beddrfnissen und Verhältnissen, so«ie ihrem höheren Zw eckbe wustsein ent- 
Rprechendi« Wege der Gesetzgebung (nicht etwa mehr auf dem der hindlich- 
ubewusfiten Einfalt); so gewiss endlich das Gegentheil annehmen der Gegen- 
wart alte Freiheit des Willens absprechen und eine blind fatalistische Entwik- 
kelung der Menschengeschichte behaupten hiesse. 

Ad die soeben ausgeführten Gründe lässt sieb sehr natürlich anknüpfen 
Ae nähere Prüfung der darin berührten, vielfach in einand<v übei^uhenden An- 
siehtes Anderer, zumal: ]) der griechischen Soßstmi (_s. meine Grundzüge der 
PolitaJ( I, S- U), 2) der neueren Skeptiker : Montaigne, Hume etc., 3} der 
s. g. christlichen (oder OlTenbarungs -} FilosoQe des Rechts und Staats aus der 
senen Schule Scbelliags, besonders nach Stahl's Ausführung. 5) ll*- 
gei's imd seiaer Schule. 

*3 Hugo Nflturrecht {4te Ausgabe), %. 3. u. 38. 
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alleio der unentbehrliche Stoff enthalten ist, den die Idee 
zur Wissenschaft gestalten soll; dass ferner der Grad der 
Vollkommenheit eines Jeden wissenschaftlichen Gebäudes des 
allgemeinen Menschenrechls nothwendig bedingt bleibt dnrch 
die Stnfe der Ausbildung der vorausgesetzten allgemeinen 
Wissenschaft, durch die steteste und vollständigste Berück- 
siehtigong ihrer Ergebnisse, namentlich also dadurch, dass 
dabei jederzeit soriel möglich alle in der Idee des Menschen 
inbegriffenen regelmüssigen . und regelwidrigen ([fehlerbaf- 
,ten) Verschiedenheiten und CegensÄtze, kurz sein gan- 
zes Leben in seiner allmählichen Elntfaltung, nicht etwa 
bloss ein eüizeler Zustand oder Abschnitt des Lebens des 
Menschen und der Menschheit, z. B. das Alter der Reife 
als allein maas^gebend in Betracht gezogen werde. 

So wenig aber Idee und Ideal des Rechts, wie sich im 
Bisherigen gezeigt hat, als ganz und gar in der Wirklich- 
keit aufgehend angesehen werden können, ebensowenig 
können sie such als ganz und gar jenseit« aller Wirklich- 
keit liegend gelten *'). Vielmehr stehen nicht minder fest 
folgende zwei Grundwahrheiten: 
*J Et bedarf für jeden beatimmlen ISiaat eine» betondem 
getchichflich- wirklichen (^positiven) Recht» — dnea rela- 
tiven oder (jiack Kanf) provisorischen Recht». 

Obgleich die Idee des Rechts allgemeingültig und ewig 



*) Hegel hat durch viele Stellen seioer Schriften (lB. Nat. R. ed. L S.VII) 
fast zn der ADnahnie gezwangen, als sei er der ersCeren und Dicht bloss der 
letzteren Meinung. Auf eine' bedauerliche Weise geschah Otess namentlich auch 
durch die anglüokliche Fräse: „alles Vemänftige ist wirklich nod alles 
WirUicha verDUnflig' ; denn, wenn diese in der That nichts Anderes sagen 
sollte als: dasa das Recht in nnsem gebildeten Staaten zoni Thell bereits 
verwirklicjit sei, so dass es unr darauf aDbomme, Diess auch gehörig zu be- 
greifen — ond dass es also nnr znm Theil erst noch der Vetwirblichnng be- 
därfe; — so würde nnr zn verwundern sein, wie eine dem gesunden Men- 
schenverstand so einleuchtende Wahrheit durch eine so gesucht vornehme Weise 
ihres Ausdrucks gänzlich versteckt und, durch Beimischung von ebensoviel Un- 
wahrheit, in eüier gefährlich zweischoBidigen Waffe gemacht werden mochte. 
Soll aber unter dem Wirklichen, oder, wie uns die Ausleger belehren, dem 
„wtArbaft Wirklichen" sprachwidrig das Ideegem^se verstanden werden, so 
ist der Satz ein müssiger Ziihel. 

^ Sehr gut zeigt das Verkehrte der in diesem Satz sich aussprechenden 

Gmndansicht der Hegel'schen RechtslilosoQe Mebring, der FormaÜEBius in 
der Lehre vom Staat, S. 48. 
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dieselbe ist, so sind doch die gegebeneo zeitlichen and ört- 
lichen Verhältnisse and Umstände, anf welche die Rechtsidee 
ang'ewandt werden muss d. fa. der ganz individuell bestimmte 
Stoff, mittelst dessen die Idee des Rechts iadividnelle Ge- 
stalt gewinnen soll, zum grossen Theil sehr an^^leich nnd 
veränderlich. So gewiss aber jeder VersBCh eines sol- 
chen individuellen schönen Kunstwerks (oderGebäades) des 
Rechts, am zh gelingen, der besoodem Besch^enheit ge- 
rade des Stoffs, woraus es gebildet werden soll, auf das 
Genaueste entsprechen muss , so gewiss müssen alle diese 
Rechtsgestaltungen ebenfalls untereinander wieder mannich- 
fach verschieden und stetem Wechsel unterworfen sein. Je* 
des positive Recht ist nur ein solcher mehr oder minder 
gelungener Versuch, der ewigen Idee des Rechts jene Ver- 
körperung, Jene Anwendung, jenen Ansdruck zu geben, der 
in Bezug auf die geschichtlich-wirklichen Gegebenheiten 
einer ganz bestimmten Zeit nnd eines ganz bestimmten 
Orts — also relativ — am Angemessensten ([das Allein- 
Angemessene, dem individuellen Ideal EntBprecbeade3 
ist #])■ ^^" kann es daher insofern auch das relative 
oder historische Recht eines Volkes nennen, zum Un- 
terschied von dem absoluten, idealen Recht, das for 
alle Völker und Zeiten (^also auch für alle Zukupfl:) 
das nämliche ist Aber wie dieses letztere ein bleibendes 
oder, nach Kaut's Ausdruck: peremtorisches Recht ist, 
so' kann jenes, als die individuelle Gestaltung der Rechts- 
idee für eine gegebene, vorübergehende Zeit, immer nur 
ein änderliches, oder nach Kant: provisorisches 
Recht sein, d. h. ein solches, das in stetem Fluss oder An- 



•) Die Nöthwendigkeil eines pasiÜTen Rechts gründet sich vor Allem auf 
' das Verhditniss der Rechtsidee in dem Leben selbst. Gleich allen altgemeinen 
Baffen, die Federungen für das Leben enthalten^ nrnfasst auch die Rechts- 
idee in ihrer hohem Einheit nnd Allgemeinheit das Leben nur, sofern es im 
Ganzen allezeit dasselbe ist; aber sie vermag nie dem Leben gegenüber, nach 
der ganzen unendlichen Mannichfalt seiner wesenlich individnell be- 
stimmten Gestaltungen, fdr sich allein mehr als den weiter gestaltbaren Keim 
and die Grundlage Dessen zu ergeben, was für dasselbe als vollständig genü- 
gendes Gesetz gelten kann. Und nur durch freie Selbstbestimmung der 
Rechtspersonen verschiedener Art und Stufe (der Ort9',VoIksgemekda& etc.)i 
■ also js nach deren Alleineigenthümlicfakeit verschieden, kann auf jener gemein- 
samen Grundlage ein solches Cdami s. g. positives]) Gesetz va Stande kommen.. 
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aibeamgsprtataü zam Ideal befrUten ist *). Dies« hat 
seinen Grnnil: 
&) schon darin, dus die Lebensentwickelang der Völker (^wie 
der £iDzelen3 ^nch in Hinsicht ihrer Becbts- und Staats- 
veifassuDj^ nnr sehr allmählich und dabei un^Ieich- 
förmiji: Cstäckweise^ vor sich geht; wodurch nnvemieid- 
lich jedes positive Recht mit vielfachen Hüngeln , Lücken 
und inneren Widersprüchen behaftet ist, und daran nicht 
nur nicht dem reinen Ideal des Rechts, sondern aogajc nicht 
einmal der zu bestimmter 2eit im Ganzen schon erreichten 
Leben- und Bildungsstufe} also dem durch diese beding- 
ten, dermalea schon erreichbaren Uuster eines wahrhaft 
historisch-begründeten Rechts ganz angemessen sein kann. 
b) tSodaon aber gründet es sich auch in dem steten Fort- 
schreiten des Lebens selbst, woran die ebenmüssige Zu- 
nahme der klaren Erkenntniss der Idee des Rechts, und 
folgeweise ihres Durchdringeos des geltenden Rechts, d. h. 
dessen stete Hoherbildung sich unvermeidlich knüpft. 

Hierdurch erklart sich denn auch die weitere Grund- 
wahrheit: 
8J Der Geyeruatvs de» eteiffen und de» «eitächen Heehia i*t 
kein femdlicher, »ondem beide sind in »feiern Durchdnn- 
ffung»pro»€»g begriffen und demgemäs* aufauftuten. 
Ueberall ist in dem gerade hier und gerade jetzt geltenden 
(positiven^ Recht mehr oder minder viel der allgemeingül- 
tigen Vernunft-Idee des Rechts GemSsses zur Anerkenouag 
und Verwirklichung gelangt; m. a. W. theilweise ist 
das bestehende Recht allerorten bereits vernanftgemüss, 
so gewiss es widersprechend sein würde , dass jemals ir- 
gendwo vernünftige Wesen ganz unvernünftig, also auch 
ganz dem Vemunftrecht zuwider zusammenleben sollten, 
theilweise aber ist, aus den vorhin ausgeführten Grün- 
den, die Idee des Rechts noch nicht zur Geltung im Leben 
dorchgedrongen und insofern ist, dass Dtess immer mehr 
künftighin geschehe, eine bleibende Aufgabe. Für deren 



•) TrefTend sagt darüber Sexlns Caectlius in der bekanntwi Stelle 
bei Gellitt», noctes alt. XX. i.22: „Non igmra», legum opportumtates et 
meieltu pro temporum moribn» el pro verum publiearwit generifnis, ac pro 
tmUlatam praesentium rationibus, proque ritionmi, qmbus medendam est, 
fervoribta mvtari atque flecH, neque imo statu consistere, quin, vi fade» 
, ceeä ei motw, ita rerum alfue fortunae (empesbUibm varietOur. 
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Lösung bedarf es dann wiedernm besondrer KnnBtregebi, 
deren Darstellong den Gegenstand einer beaondem, das ' 
ideale und reale Recht vermittelnden oder versöhnen- 
den Charmonischen) Wissenschaft : derPolitik aosmachtl^). 
Hiernach stellt sich das Verhültniss der Wissenschaft 
des Naturrechts zu der des positiven Rechts, als der beiden 
Haopttheile der ganzen Rechtswissenacbaft , kurz folgen- 
dermassen fest; 
a) die ideale Wissenschaft des Natnrreehts zeigt: 
Was für alle Zeit Recht ist und erstrebt werden mnss — 
das Urbild des Rechts, 
bj die reale Wissenschaft des gesebfchtlieh-posi- 
tlven Rechts zeigt: Was jetzt für Recht gilt und wie 
es geschah, dass es Rechtens warde — das Geschicht- 
bild des Rechts 9^'), den Geist des geltenden Rechts 
(zu eng: Geist der Gesetzgebung genannt^ ***J. 
e) Die ideal-reale Wissenschaft der Politik (womit 
die Filosofie des positiven Rechts zusammenfällt^ 
zeigt: Was soeben fflr Recht gelten könnte und sollte (also 
ob es vernünftig ist, dass Etwas für Recht gilt, und Was 
für dessen Fortbildung zanäcfaat geschehen kann Und 



*> S. E K. V. Leonhardi's Vorbericht zd Krnnse's Phil. d. Gesch. I, 
bes. S. XVni B. LXVI ff. 

**) Soll aber dieses geschichtliche BiM des wirkKcheo gegenwSriig Tor. 
bandeuea RechtsiQSt«Ddes Tötlig tren sein, eo darf es nicht ia einseitiger Auf- 
ßissnDg bloss Licht ohne Schatten enthalten; es mnss vielmehr zugleich alle 
im bisherigen Leben hervorgetreleseo Missstände z. B. die Zunahme der 
Verbrechen, des Pauperismns etc., die darin entweder noch gar nicht berück^ 
sichtiglen oder doch nicht befriedigten, unzweideutig [in UnEarriedenheit und 
Besriiwerden, Auswanderungen etc.} sich ankfindigeoder, mehr oder minder 
allgemein und lebhaR empfundenen Rechtsbedilrfnisse mit aufnehmen. 

•**) So beseelt z. B. der Geist der Rache und Wiedervergeltnag 
Qalio^ das Strafrecht aller rohen, sinnlichen Völker, der Geist der Busse 
nnd Besserung immer mehr das Strafrecht gebildeter Völker, nachdem sie 
durch die Zwischenstufen der Abschrecknngs trafen hindnrchgegangen 
sind. Die Geschichte kann nun zwar mit der Entstehung auch den Geist oder 
die eigenthämliche Natur bestimmter bUrgeriichen Einrichtungen z. B. des Lehn- 
Wesens begreiflich machen. Aber erst wenn man ausser den faktischen 
anch die idealen Enlstehangsgritnde der positiven Rechtsbestimmangen k^int, 
also im Urbild des Rechts einen Massstab für diese schon hat, ist es möglich, 
ein vollstüudig-richtiges Urtheil darüber zu fällen und für die allmähliche Läu- 
terung und Umgestaltung CReform]) des dermalen Bestehenden tum Besseren 
das für jetzt schon erreichbare Muster und Vorbild aufzustellen. 
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inuM,3 — das Masterbild des Rechts, die Ueber- 
gan^tofe vom Geachichtbitd zum Urbild. 

g. 4. Nutzen, der NaturrechtswiBsenschaft. 

Kanm eine andere Wissenschaft erfuhr eine so verschiedene 
Beurtheilung ihres Werths als die Rechtsfilosoße, und, je nachdem 
ihr bald diese bald jene Behandlung zu Theil warde, bald mit 
Recht bald mit Unrecht. Denn meist war sie oicht viel mehr, 
als ein hohler Formelkram und enthielt höchstens ein ganz will- 
kärlich zugestutztes dörres Abstraktum von irgend einem positi- 
ven, zumal dem römischen Recht, dessen iSätzen man, soweit sie 
anders auf einen möglichst allgemeinen Ausdruck sich bringen 
lassen , kurzweg Ailgemeingültigkeit zusprach ; — oder man 
sachte das Heil in einem völlig grundsatzlosen Vergleichen und 
Beurtheilen von Rechtsbestimmungen der verschiedensten Zeiten 
und Völker nach Rücksichten fast bloss des äusseren Nutzens; — 
oder man sah unter dem Namen Natnrrecht oder Filosolie des 
Rechts eine neue politische Scholastik auftauchen, die bewusst 
oder nnbewusst, freilich in sehr verschiedener Weise, die Ver- 
götterung des Bestehenden durch einen angeblich filosofischen 
Anstrich sich zum Ziel setzte, indem sie entweder viele der 
einfachsten Orundwahrhelten von Recht und Staat verdunkelte, 
, herabwürdigte oder doch , auf der Folterbank einer ebenso schwer- 
fälligen als unverständlichen Methode , verschrob und entstellte, 
jedenfalls das Ihrige that, anstatt sie möglichst zum Gemeingut 
zu machen, sie vielmehr dem Bewusstsein selbst der Gebildeten 
im Volk vornehm zu entrücken, oder indem sie, durch das ge- 
suchteste Anlehnen an einen byzantinisch zugespitzten Offenba- 
rungsglaufoen und allerlei schwankende Analogieen und Bilder, 
mit souveräner Verachtung aller Filosofie, und vorzüglich aller 
Logik l^*); die mittelalterlichen Herrlichkeiten mit einem Heiligen- 
schein umgeben und die durch schwere Kämpfe errungenen Ein- 
sichten unsrer Zeit in den Nebeln einer verworrenen Mystik ein- 
hüllen mi>chte. 

Dass aber die ganze höbe Bedeutung, die die Rechtsfilosolie 
für die Wissenschaft und das Leben des Rechts hat, wenn sie ist 



*) Mancheo schlagenden Beleg hierfür enthält Carove'sSuiirift über das 
s. g. gannanische und das s. g. chrisUiche Staatsprinzip mit besondrer Beziehung 
auf Manrenbrecher, Stahl uod MatthAi. 1843. 
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Was sie sein si^l, all^meiner anerkannt, and dass ne alle die 
Vortheile, die sie ihrer Natur nach brin^n kann, demn&chst auch 
wirklich bringen werde, Diesa läset sich erst in neuerer Zeit hof- 
fen , seitdem sie , — zumal dnrch Erlösung' ans den Banden einer- 
seits des politiBchen Scholastizismns und Mystiziamna , andrerseTts 
eines unfmcbtbaren rein negativen Formalismns — als Wissen- 
schaft des gesellschaftlichen Fortschritts wiederer- 
standen, and seitdem auch. nicht ohne Erfolg versucht ist, ihre 
frpchtbaren Wahrheiten durch eine gemeinfksslicbe Darstellung 
zum Gemeingut zu machen 4). 



*} Das llauptverdienst in jener Hinsicht hat sich Karl Chr. Fried. 
Krause dorch seine filosofischen Schriften erworben, von denen mehre aach 
Recht and Staat in ilirem Verhältniss mm Gesellschaftorganismas iDeisterbaft. im 
ZDEammenhang der Wissenschaft entwickeln, namentlich die „Voriesnngeo über das 
System der Philosophie" 1838 and die soeben aus dessen Nacblass erschienenen 
„Vorlesungen über liie reine Philosophie der Geschiebte" 1843, sowie schon früher 
„das Urbild der Menschheit" 1811 etc. Eine besondere Darsleünng der Rechts- 
und Staatslehre im Geist und als Theil seines ganzen Systems, also in ihrer 
Dietafysi sehen Begründung und in strenger synlhetisch-deduktiverForm, 
gibtKraase's „Abriss der Philosophie des Rechts" 1828, dessen weitere Aus- 
führung in den darüber gehaltenen Vorlesungen in den Dächston Jahren ver- 
ölTenllicht werden wird. Viel Vortreffliches enthalt schon Dessen 1803 erschie- 
nene „Grundlage des Nalurrecbls", deren Fortsetzung in seinem handschrifilichen 
Nachlass sich beHndet. 

Die hohe Fruchtbarkeit der Priniipien der Rechts- und Staatslehre, wie 
sie Krause eafgeslellt hat, trat aber erst recht ins Licht durch seines Schfl- 
ler's H. Ahrens „Coura de droit naturel ou de pbihsophie du droit" Pari» 
S.Leipzig, iSiO, chez Brockhaua & Avenariui, — ein Work, das gani von 
jenen Prinzipien ausgeht, aber durch Weglassen alles Dessen, was der heutigen 
AnlTassungs weise noch zu fern liegt Cund dessen Bedeutung für die strengnissen- 
Bchaltliche Entfaltung der flIosoSschen Rechtslehra ebendarum heutzutage eine 
allgemeine Anerkennung noch nicht faolTen darf) , durch seine ausgezeichnet klare 
analytische Enlwickelung, sein genaueres AnscMiessen an die in den posi- 
tiven Rechten übiiche Darstellung und sein Eingehen auf manchfache Anwen- 
dungen ganz besonders geeignet ist, die Grundwahrheiten der Theorie des 
Rechts und Staats in ihrer Beziehung zur Aufgabe der ganzen Gcsellschan zu 
deuüichem Bewusslsein zu bringen. Einen gedrängten Auszug dieser wichtigen 
Schrift gibt meine ausführliche Anzeige derselben in Richter's und Scbnel- 
der's kriLJahrbb. für deutsche Rechts w. 1839, Heft 10, imd 1841, Heft 5. — 
S. auch die nicht minder anerkennenden Anzeigen von R. von Mohl in den 
Heidelb. Jahrbb. 1840, S. 481 — 501, und von J Frauenstfidt in den 
Hall. Jahrbb. 1641, Junihefl, nr. 153— -155, etc. 

MohTs Voraussagung , dass diess Werk in Frankreich nnd den Ländern 
romanischer Sprache überhaupt Epoche machen werde , hat einen Anfang der 
Bestälignng bereits dadurch erlialten, dass seit 1840, wo die erste Ansgibe 
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AhgemhBB von jenen vorbin erwAhnteo verfeliiten, anweifen 
wahrhaft ahndvedienden Venuehm ihrer Oartteliting und an sich 
betrachtet hat dieBecbtsfiJosofie, wie alleFilosofie, wiuenscbftft- 
liehen Selbstwerth schon dadurch, dass sie, dem Bednrfbifls des. 
denkend«! Menschen nnd der Wurde des Menschen i^emAss, die 
iusseren Gestaltnnf:en des Rechtslebens nicht bloss als solche 
(als Glücks- oder Unglücks -Zafall oderGeschick) binsunebraen, 
Mndem auf ihre letzten inneren Gründe zorückzuführen nnd 
darans zd begreifen sucht. 8ie ist es, die über die engen Schran- 
ken bestehender Rechts- nnd Staatsverhiltnisse hinaasführt, auf 
einen höfaern Standpunkt erhebt , so den Gesichtskreis erweitert, - 
das freie Urtheil weckt und übt, das Rechtsgefüh] belebt nnd der 
Befangenheit in dem einseitigen nnd allem Fortschritt feindlichen 
Wahn steuert: dass alles Geltende auch nothwendig und alles 
nicht Geltende unmöglich sei — was Bacon so trefiend e vm- 
euHt termoeinari genannt hat. 

Die Rechtsfilosolie hat aber auch unmittelbaren Nutzen inso- 
fern, als sie erst das redite Verstandniss auch aller positiven 
Hechte eröffnet, indem sie deren tieferen Zusammenhang mit der 
Idee des Rechts, also deren letzte oder ewige Gründe kennen 
lehrt und auf diese Weise in den wahren inneren Sinn und Geist 
der positiven Rechtssätze einfuhrt 4). Denn dadurch macht sie 
in jeder Hinsicht die geistige Beherrscbang und Durchdringung 
des ausserdem todten, chaotischen Wustes des Rechtstoffs erst 



vollständig erschienen war, bis jetzt 1843, wo die zweite unter der Presse 
ist, schon eine vollständig vergrilTene spanisrhe nnd, wie es scheint in zwei 
Awgaben, eine ilaliäniscbe Uebersetznog jener gefolgt ist, während die zweite 
Spanische, eine schwedische and eine deutsche Ueberselzong nur das Erschei- 
■en der zweiten Aasgabe abwarten. Bald mnts sich zeigen, ob auch seine 
«eitere Voranssagang eintrelTen wird : „dass in Deutschland die Meisten von 
„Denen, die das Nalurrecht von Amlswegen betreiben, sich in dem ruhigen 
„Besitz der alleinseligmachenden Kant'schen, Hegel'schen und Stahl'schep 
„Lehre nicht irre machen lassen werden." 

*) Ebendarum kann nie die Wissenschaft des Natnrrechts selbst, soadem 
nar eine verkehrte Behandlung derselben der Vorwurf treffen , dass sie dem 
flbereilten Tadeln und Einreissen des Besiehenden Vorschub thuo , der Ihr so 
oft, und namentlich von Solchen, die selbst im Unrecht sitzen, gemacht worden 
bt. Umgekehrt wird nichts sicherer einer vorschnellen Geringschätzung des 
gellenden Rechts und einer übertriebenen Gewissensangst in seiner AnwendaiQ 
EM«lt thun, als völlige Klarheit über die fdee des Rechts in ihrem VertiSlt- 
niss loro Leben, also auch über die lar gehörigen Vermittlung beider oneat- 
befarUche W'is3enschan der Politik. 
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tnd^ieb, brin^ Licht, Ordnung, Einheit, knrz wrtre Wissen- . 
scfaaftliclikeit (im Geg^enaats zum f^edankeiilosei) brodhuidwerk* 
müsBi^en SchlendriaD^ in das Studinm nicht minder wie in die 
Anwendung des Rechts, das überhaupt erst durch sie zur wahren 
Wissenschaft wird. Nor sie vermag es nämlich, in der Rechts- 
pflege dem beschränkten Kleben am Boebstaben, dem blindgläu- 
bigen Nachbeten und Autorifätenkram za steuern, eine richtige 
Auslegung und analoge Anwendung der positiven Rechte zu ver- 
bürgen und endlich, für den Fall dass diese Hälfsmittel, sowie , 
die 8. g. Natur der Sache und der Geist der Gesetz- 
gebung, im Stich lassen, eine unerlässliche letzte Zuflucht und 
aushülfliche fjuelle zu bieten. 

Sie ist endlich eine Wissenschaft von unendlicher Wichtigkeit 
für die ganze Zukunft des Rechts- und Staatslebens, in die auch 
sie allein lehren kann einen klaren Blick zu tbun. Sie ist Diess . 
um 80 mehr in unsrer Zeit, als einer Zeit der Reformen, ganz 
vorzügtich im gesammten Rechts- und Staatsleben, dessen ver- 
nnnftgemas^e Gestaltung entschieden eben Jetzt die Haupt -Auf- 
gabe und Beschäftigung der gebildeten Volker, das Ziel ihres 
.unverabredet gleichzeitigen Strebens ist. Ebendarum ist die Fi- 
-losofle des Rechts, als das wissenschaftliche Hanptmittel zur rich- 
tigen Würdigung und Lösung der Fragen unsrer Zeit z, B. im 
Verfassangsrecht , Strafrecht, Sachgöterrecht etc., zugleich eines 
der dringendsten Zeitbedürfnisse; denn sie ist, wie sich oben 
gezeigt hat, eine der beiden Wissenschaften, ohne welche die 
ächte Politik, als die Wissenschaft der Reformen in der Rechts - 
nnd Staats - Verfassung und Verwaltung , folglich auch alle gute 
und gerechte Gesetzgebung undenkbar ist. Ueberall wo, mit dem 
fiiosofischen Erfassen der Rechtsidee, die Grundbedingung fehlt 
für das Erheben zu richtig leitenden allgemeineren^ Gesichts- 
punkten und jeder Massstab auch nur der bedingten vergteich- 
weisen Vorzüglicftkeit einer von mehren vorläufig (provisoriscli 
in Kant's Sinn^ möglichen Rechtsanordnungen, da können die 
Gesetze nicht aus einem Guss und Geist sein, sie müssen das 
Gepräge des blossen Machwerks, Stück- und Flickwerks unver- 
meidlich an sich tragen. Auch ist im Ganzen der Einflnss der 
Rechtsfilosolie auf die neueren Gesetzgebun^sarbeiten unverkenn- 
bar ebenso gross als überwiegend wohltbätig gewesen. 
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Aufsuchung und nähere Bestimmung des Rechts- 
prinzips. 



ERSTER ABSCHNITT. 

Erhebung zum Begriff des Rechts. 

Jj. 6. I. Ergebnisse des Sprachgebrauchs aber die 

Natur. de,s Rechts. 
Sobald wir die Ueberzengmig erlangt haben, dass ein ge- 
wisses Wissen vom Recht an sich, d. b. nach seiner ganzen We- 
senheit, uns von Aussen her, aus der Wirklichkeit des Lebens 
nicht kommen kann, auch abgesehen von der bedeutenden Ver- 
schiedenheit Dessen, was bei den verschiedenen Völkern nnd 
Fachgelehrten für Recht gilt, so bleibt ans nichts übrig, als zu 
versuchen, ob wir nicht ganz unabhängig' davon in uns selbst 
den Gedanken des Rechts aufzufinden und alle seine wesenlichen 
Merkmale in eine richtige BegTiffbestimmung zusammenzufassen 

' im Stande sind. Denn da dieser Begriff erst den wissenschaft- 
lichen Eüiheit- und Ausgangspunkt, das höchste Prinzip des 
Rechts, bildet, durch dessen folgerechte Anwendung alles Ein- 
zele weiterzubestimmen ist, so liegt in 'dessen Aufsuchung offen- 
bar die nächste Aufgabe, von deren Lösung die Möglichkeit einer 
Wissenschaft der Rechtsfilosofie abhängt. 

Ziehen wir zu dem Ende vor Allem 4] den Spracbgebranch 

.vom Recht zu Kath, insofern in ihm unstreitig das Urtheil des 



*') Schon die Römer verlangteo, das9 der Rechtsbeflisscne sich zuerst am 
die sprachliche Beziehoog und Vorwandtscbaft des Wortes Recht bekümmere, 
/*". i pr. D. dejusMa, iL fwe (I , i): Juri operam dalurtm priua noate 
oportet, imde nomen )uris detcenAat. 
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8.g. geneinen Metischenversfaiides niedergelegt ist, Jedoch ohne 
zu verkennen, dass dieses vorwissenschaftliche Urtheil meist nur 
"einen Theil der Wahrheit -ergreift*^, 90. ergibt sich Folgendes: 
•Recht, wie es «cheint verwandt mit -echt (ron E oder Ehe 
d. h. Gesetz, daher z.. B. Gcbtioaigkeit, Ehehaften, echt und 
.recht etc.^ bedentet überhant>t''eiii,'Oerichtetsein auf ein be- - 
stimiotes festes Ziel -— Richtigkeit. Das Rechte C^ecfum) 
odta Gerechte ist das nach dfesem Kiel öde^ Richt-(AVin- 
kel-3>'"'^^ Gerichtete, das eitaer'gewissen Begcl oderJVorm, 
einem Grunde -oder Gesetz Angemessene, in eachgeioasser 
Beziehung zu; einem Andern stehend« — kurz das Richtige; 
-dafrer derRichter das in seiner Richtung Verfehlte zurecht 
richtet. Und zwar bezeichnet Recht die gerad'e, nnmittelbare 
Richtun-g aufs Ziel, wie sich ergibt z. B. in: der rechte Weg, 
.^ichtwegt, in rfrot'f fvon directum') was gerade aus und zu- 
gleich Hecht 4)eisst, daher Hecl^tschaffenheit die Gerad- 
heit ^c^ro^/ure^^ ist ,d. h. das tietadeaasgehen ohne Neben- 
rücksichtep , ohne Ahweichtfng odec Neigung rechts- oder link»- 
hin, ahnjich der senkrec|iten', gera.den Linie. Auch die enge 
Verwandtschaft des .Giprechten mit .allem Guten, Schönen nud 
Wahren {z. B. die Unmöglichkeit, dass das Unsittliche gerecht 
ß¥i3i die schon .die Griechen erkanntes, ergibt die Sprache, in- 
Bofem wir im weitesten Sinnilecht alles Richtige, Wahre etc. 
an Handlungen oder Gedajiken nennen, Unrecht aber alles Ver- 
fehlt^, Verkehrte, ojjer Verdrehte C^okQ daran. So heissea wir 
Unrecht jetles sarh- oder zweckwidrige Verhalten gegen Neben- 
menschen, 'gegen uns gelbst, gegen Thiere (^z. B. jede Miss- 
handiung dät-selben^, Ijß. gegen die lebltise Natur Qz. B. das 
mutliwillige'^erstören »chöner oder nützlicher Gegenstande J. 
Wir finden also -die Wörtsr Recht und Gerechtigkeit in etwas 
engerm .Sinn gebraucht für eine bestimmte Eigenschaft 
' der Handlungen vernünftiger Wesen (^also der Menschen 
und zuhöchst Gottes^t jedoch noch ununterschi<edcn von dem 
Sittlichen , und auch auf rein innere Handlungen bezogen (7,. B. 
ich'habe Jemand innerlich Uq^ecbt gethan'), sowie auf unsre Hand- 
lungen in Verhaltniss zu uns selbst (z. B. ich bin ungerecht 



*) So ist z. B. VDD dem Urtbeil des gemeiDea MenscheDverstands : dass 
die Sonne siiA um die Erde drehe , — nnr soviel wahr : dass Oberhaupt eine 
Drehung Stall findet, — obgleich es die Erde ist und nicht die Sonne, diesidi 
dreht. 

Küdor'* 4trnadzüge dca NaturrechU. 8 
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gegen mich Mlbst)*). Im eifpentlichoiiT vorbemohopden Sinn brancht 
man aber unstreitig denAmdiiick: das Recht aor zur BeaeiciK 
nung der AngemeBsenheit ([richtigen, saehgeinnsBeo Beschaffen- 
heit^ ansers Thuns und Lasseos in aaaerm Verhaltniss zu ander» 
Menschen, also nach Aussen. So fasaten denn auch die tiefbli- 
ckenden Griechen in ihrem: Ai'ttioi' die Steite des Rechts adtf, 
wonach auf gleiche Weise einem Jeden zugetheilt werden 
soll Was ihm gebührt ([das tuum evigtteyß dahingegen die RÄmer 
in ihrem ju» sich nur an die Ausseoseite Itielten: das Gebot and 
und Verbot (^fusw')**'). Als merkwürdig sei nur noch hier. an- 
gefahrt , dass — zum Zfeugniss des Widersinna eii^ s. g. Rechts 
des Stärkeren — wohl in keiner Sprache die -Ausdrucke Mr 
Recht und für Gewalt oder Zwang verwandt sind, upd dass das 
Wort: recht keine Steigerung (keinen Komparativ und Super- 
lativ3 zulÜBSt, wonach also Etwas nur entweder recht oder un- 
recht, Nichts mehr recht ([stärkeres oder besseres Rccht[) als das 
Andere sein kann. 

Nach dem Allem kömmt es hauptsächlich darauf an , das 
Eigenthnmiiche und Unterscheidende des Rechts, namentfich im 
TerhÜltniss zur Sittlichkeit ([dem decorum ^ konesttmi) und zur 
Klugheit, mit Bestimmtheit in reiner Selbstbeobachtung zu er- 
kennen, und durch Eindringen in die Natur des Gegenstands, 
worauf die verschiedenen Ausdrucke- sich beziehen , völlig klar 
darüber zn werden, inwieweit die im Spraohgebrauch sowohl als 
in den positiven Rechtensich spiegelnden Ansiebten verschiede- 
ner Zeiten und Völker Ahnungen des wahren Rechts enthalteb 
oder nicht. 



*) Auch im Gebraach der Wörter Mßssen, Können, Sollen and 
Dürfen, vis bei ähnlichen Wörtern anderer Sprachen, wird noch keineswegs 
die BeiieliQng auf das Recht von der sittlichen Beztehun); scharf geschieden. 
Nur soviel lässt sieb behaupten, dass das Sollen und Dürfen fast aas- 
scbllessend anf Das gehen, was nach Freiheilgesetzen, das Massen nui 
Können zunächst auf Das, was nach Nothwendigkeitgesetzen erfolgt, und 
zwar das Sdleif, wieder ebenso Torzugweise, aber nicht bloss auf das 
Sitllidie, wie das Dürfen auf das Recht. . 

••) Denn jui, das offenbar müjvbere verwandt ist, heisst soviel als ^tusut 
(s. Hugo, Encyklop. d. Rechts, Aasg. 7. Seile 4.) und war ursprünglich mit 
lex gleichbedeutend, wie schon das: „täi legassit etc." A. b. uti jtuserit der 
12 Tafeln und das legatwn d. h. juatm testalorig lehrt. 
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A. Ueber 4ie Brh^fintniss des Rechts. 

$. 6. . n. Ergebnisse des Selbst bewussts eins über 
die Elrlcenntiiiss und die Natnr des Rechts. 

Befragen wir niin tmser Selbstbewasstseio, so finden wir 
darin in Hinsicht des Rechts und Unserer Erkenatniss desselben 
«ine Reibe von nnläugbaren Thatsachen vor. Schon oben CS- ^D- 
ergab sich ans mit Gewissheit, dass der Gedanke des Rechts 
aos sinnlicher Wahrnehmung einzeler Ausseren Gegebenheiten 
des Lebens unerklärlich, vielmehr seinem Gehalt und seiner 
Erkenntnissquelle nach schlechthin nicht -sinnlich ist. In 
Bezug auf diese letztere steht Folgendes nicht minder fest. 
/} Wir urtheilen vnmllküTHch und awar innerlich frei über 
Reckt und Unrecht altes Dessen, was im Leben überhaupt 
and in jedem eiozelen Fall geschieht und besteht, also nicht 
nur über alle in den Staaten der Wirklichkeit' vorkommen- 
den EiBricbtungbn und Gesetze nnd die Art ihrer Yollzieh- 
ong, sondern und vorzüglich über die Rechte, die uns «der 
Andern darin zugetbeüt oder versagt sind. Die Thatsache 
dieses onwiHlcürlichen und freien Urtheifens steht nicht min- 
der fest, obwohl wir wissen, dass häufig nicht deutlit^e 
Erkenntniss, sondern Bor ansichere Ahnung des Rechts (^das 
8. g. RechtsgefüblJ diese Urtheile ber\'orgenifen hat, die 
ebendarum picht selten vorschnell und irrig sind. 
8J Wir legen un» aber auch nicht minder umüillkürlich ein 
ea^ebomea CfVeilich sehr angleich von den Einzelen ent- 
wickeltes und angewandtes^! Vermögen bei, zu nrtheilen, 
wie über das Gute und Böse , Wahre and Unwahre, 
Schöne und Hässliche, so auch darüber, was überhaapt und 
in Jedem einzelen Fall an sich Recht oder Unrecht 
sei, und was demgemäss im äussern Leben bestehen oder 
nicht bestehen sollte. Wir halten uns dabei zu diesem wie 
zu jenem Urtheil sittlich und rechtlich vollkommen befugt. 
Und zwar ganz ungebunden und unabh ängig von je- 
der andern Autorität, als der nnsrer eignen Vernunft *3i 
sowohl von der der Gelehrten als der gemeinen Meinung 



*) ftthüT ist es so höchst wichtig, die Bürger von der Güte der Gesetze 
durch VerfilTeDtlichiiDg der Grflnde zu denselben, soviel möglich zu itberzeagen, 
weil mir denn deren freiwillige Befolgung zu erwarten isL 

8* 
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and der Staatsobrigkeit, nqd mit dem Bewusslsein, dus 
wir dadurch allein den Gehorsam .gegen diese Letzte, der 
wir nns äusserlicb verpflichtet wissen , iq keiiier Weise 
hintansetzen. - ' 

3} Wtr be'hempfen endlich, data Wof Recht oder Unrecht 
itl, völlig unabhänffig tei von unserer und Anderer (ja. B. 
der Staat8regiening:3 Einsicht — von allem subjektiven 
Meinen und Belieben — nicht nur seiner Wahrheit,- sondern 
auch Beiner Geltung im Leben. nach. Daher wir denn auch 
anbedingt und allgemein fodeni — zufolge eines unfreiwit- 
ligen Wohlgefallenä am Kecht, wie an Allem, was unsrer 
vernünftigen Natur wesenlich ist — dass es durch uns und 
Andere auf eine dem Leben gemässe Weise mehr and mehr 
verwirklicht, also das bestehende Uecht danach nicht nur 
beurtheilt, sondern auch verbessert weisen solle. 

B. lieber dieNatur'd es Becbts sel'bst. ■ 
$. 7. J. Das Rectit als JLebensgesetz. 
Untersuchen wir aber wßiter genau, Was wir uns bewnsst 
sind, uater'dem Recht an sich selbst zu denken, so nehmen wir 
Folgendes wahr. 

Wir denken anter dem Recht «hne Zweifel eine bestimmte 
Beschaffenheit des Lebens (^desTbuns und LassensJ vernünftiger 
Wesen oder Personen d. h. soichec Wesen , die sich sflbst mit 
BewuBstseinzum Handeln nach Zwecken bestimmen #3, iind wir 
fodern, dass alle auf dieser Erde in unwillküjjfcher Vereinigung 
lebenden Menschen, sp gewiss ^ie ^in vemtiiiftigies Leben führen 
sollen, so gewiss auch ihr Lehensverbültniss zu einander so ein- 
' richten sollen, dass es jene bestimmte nnerlässliche Beschaffen- 
heit habe, die wir das Recht nennen. In. diesem wesenlichen 
uater allen Umständen, in allen Lagen des Lebens an alle Men- 



*} Je Dachdem man deo Thieren diese Fähigkeit ab- oder znspricJit, 
miiss man ihnen auch die Rechtsräliigkeit ab- oder zusprechen. Da^s sie aber 
Recht oder Unrecht — wenn auch nicht selbst thun — doch von Menschen 
erfahr'en können, schon oacli der allgemeinen Annahme, bezeugt der Sprach- 
gebrauch , wonach wir jede zwecklose Tödtung, jede Missiiandlung eines Thiers, 
(d. h. jede nicht seiner Nattir angemessene Behandlung) Unreciit nennen, ebenso 
der Spruch : Der Gerechte erbarmt sich auch seines Viehs , — und die Bestra- 
'fung der Thierquälerei in den Gesetzen eines gebildeten Volks, der Engländer. 
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sohen als solche ohne Unterschied ^foderten Verhallen erkennen 
wir ebendarum .eine DOthwendige Richtschnur, ein Gesetz fär 
das menschliche Lejben. Und zwar 'bemerken wir nagleichi 
a) dass in dem Gedanken des Rechts, znm Unterschied von der 
Sittlichkeit, fast immer eine bestimmte Beeiehnn^ eines Aena- 
seren zu etnem Inneren, ein gegenseitiges Verhältnisa mehrer 
Vernnnftwesen zu einander gefodert wird, wonach sie insgesainmt 
sich richten, Jeder — = soweit es mit seinen eigenen Krüften and 
seiner Bestimmung sich vertrügt — Jedem das Seinige leisten 
soll, and zwar zunächst nicht uiq. Seiner ' fdes Leistenden 
selbst^« sondern um des Andern willen und so wie es dessen Le- 
ben angemessen nnd förderlich' ist, z. B. bei dessen Erziehung, 
Bestrafung eto. Aber wenn auch allerdings unter dem Recht 
vorzugweise eine bestimmte Wechs^lbeziehnng .der, sowohl 
körperlich als geistig ' im Leben verbundenen nnd 'einander be- 
durfenden Menschen, also insofern ein äusseres d. 4i. gesell- 
achaftliches Lebensverhaltnias verstanden wird, sowie denn 
anch in den Stauten der Wirklichkeit das Recht aosschliessend 
ein Recht in diesem Sinne ist, so eeigt sich doch sehr bald, dasa 
wir dabei nicht stehen bleiben können, b^ Bei aufmerksamer 
Betrachtung finden wir nämlich bestätigt; was schon derSprach- 
gebranch ergibt, dass das Reclit auch als ein inneres Recht 
d.h. als. ein ianeres Verhfiltniss einer jeden Vemunftperson — sie 
sei nun ein Einzel- oder Gesammtwesen — für sich allein 
gedacht werden muss; wobei wir denn den fiinzelen, der in 
reiner Selbstbeziehung handelt, gleichsam als zwei Personen, 
als die Leistende und zugleich die der geleistet wird, auS'assen, 
z. B. indem wir urtheilen; er jst gerecht oder ungerecht gegen 
sieh selbst. Je nachdem er sich selbst alle Bedingungen seines 
gedeihlichen Leb^nä erfüllt oder nicht *'). 



*3 Znr vollen inDeren. Gerechtigkeit gehört die ßedaclilnalime darauf, dnss 
unserQ Nebenraenschen ebensowohl als uns selbst alles das VernnnllleljeD Be- 
diogemle . von ubs und Andem zu Theil vrerde. — Dass überhaupt das ßecbl 
nicht bloss anf das äussere uns mit Andern gemeinschafUiche Lebensgebiet sich 
bezieht, soodem auch auf das unsrer Bestimmung gemässe rein innere Selbst- 
verhalten fin Geist und Gemiith), und zwar nrsprüngUcii zuerst hierauf, Üiess 
lässt sich, wie so vieles Andere, nur in der mekfysischen Begründung der 
.Aechtslehre' erweisen. Ebendiess, sowie dass das Recht vor Allem ein gött- 
liche;, d. h. ein inneres Leben sverhaltniss (Voltes sei (s. auch $. 17;|, hatte 
in neuerer Zeit schon Leibnitz eingesehen, nnd ohne diese Einsicht ist we- 
nigstens ein tieferes Eingehen und die orscliöpfende Losung mandier sohwie- 
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Hiernach atefat Botml fest; Das Becht «T8e)i«iai nam 
als ein nothwendiges nnd a4I'gemeiDgültig:es Ver'<- 
hältniss des Lebens — kwz: aU ein Gesetz des Le^ 
bens Teruüttftij^er Wesen nnd zwar nicht nur ihres - 
ünsserett, geaeltschaftliehea, sondern aach ihres in- 
neren Lebens. 

Jj. 8. II. Das Recht als subjektives Freiheitgeseta. 
Wir haben so eben das Recht erkannt als ein LeliensgeaetK 
für vernünftige' Wesen. Wir sind uns aber nicht minder dentüch 
bewusst, dass es nicht zu jenen Gesetzen unsers Lebens gehört, 
worin sich die in aller 2eit bleibende Wesenheit unsers 
Körpers und Geistes knnd gibt, wie %. B. die Schwerkraft, die 
Denkgesetze, and die, sofern sie die im Ganzen nnd £inzelert 
durchaus nnanderliche Grundlage unsers Lebens ausmachen, 
Natur- öder Nothwendigkeitgesetze genannt werden. 
Wir erkennen vielmehr , dass das Recht auf das Leben sich be- 
zieht, sofern dieses nicht anbedingt nothwendig, insofern 
es also nicht schon von selbst (^unabhängig von menschlichem 
Zuthun^, um nnr überhaupt bestehen zu können, gerade so und 
nicht anders beschaffen ist und sich eatmckeln muss, sondern 
sofern es ein in der Zeit änderliches und zwar in seiner 
Gestaltung von der freien Selbstbestimmung des Menschen Q.m 
Denken, Empfinden und Handeln} abhängiges ist. Aber indem 
wir auf diese Weise in uns selbst den Grund der Bestimmung 
unserer Thätigkeit für die Gestaltung unsers Lebens sowohl 
überhaupt, als auch in Hinsicht des Rechts insbesondere, erken- 
nen, finden wir zugleich, dass Das, worauf wir nnsem Willen 
zwar nicht richten müssen *}, aber doch können und sON 
len, nämlich das Gute überhaupt nnd das Gerechte insbesondere» 



rigen Fragen, z. B. Ober die Natur der monlischen Person und die dadarch 
bedinglen BestimmiingeD der RectilsverhSItQisse der Einzelen als ibrer Glieder, 
nicht möglich. Doch leuchtet ein, dass t. B. ein Volk, als Becht^erson höhenc 
Stufe, sofern es Im Staat für das Recht wirkt, ebeusowohl, Ja zunächst and haupt- 
sächlich, ein inneres CStaats-) Recht hat, nicht bloss ein äusseres. — 
Vorwattend muss indessen das Recht hier als äusseres geseilschaftüches Verhällniss 
belrachlet werden, weil nur Diess dem Zweck der ersten Einführung in dieReChts- 
flIosoQe entspricht nnd die Vergleichung ihrer Lehren mit den Sätzen der geltenden 
Rechte erleichtert. 

"} Denn in Jedem besondem Fall ist es mdglicb, dass es nicht gest^leU,- 
und sehr oft geschieht es wirklich nicht. 
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ttMd rin rciirlMiebigaa iit, sondern cto doreti nnHre eigne Bfen- 
s^ieiuiatKr a]l^e>aieini and bleibend für unser gKotea Leben 
Gefodestes; diu Allgetneinwesenliche an dem sonst so ver- 
t^wdenutigen Gei^eSatantl und Inhalt nnsers ^esammten 
freien Handelns — korz ein Vernunft - Gesetz fär onaem 
freien Willen ^— ein Freiheit- oder Willenagesetz. 

~ So gewiss es hiernach ist, das» das Recht nur durch mensch- 
■HschesZuriiDn verwirklicht werden kann, also ein bestimmtes Ge- 
setz für den sittlich-freien Willen ist, so gewiss ist ungleich, 
dasB es zwar ein Theil Dessen iot, aber freilich lange nicht 
allein alle« Das^ was tmsrer vernünftigen Natur angemessen^ 
d. h. zur Erfüllsng des Zwecks oder der Bestimmung unsres leib- 
]Ech£n und geistigen Lebens wesenlich, also ffir uns das Gnte 
ist, und was darum überhaupt durch freie Selbstbratinunung im 
Leben erwirkt werden soll. Wenn Diess: dass wir überhaupt 
immer nur das Gute wolleQ- and thun sollen, bloss weil es 
das Gute ist (^mitbin -freiwillig and nneigenniitzig} die allgemeine 
^orfenutg des Sittengesetzes oder praktischen Gesetzes ist, so 
wendet freilich das Rechtsgesetz sich zunAchst ebenfalls an die 
Gesinnung jedes einzelen Subjekts (als b. g. subjektives Ge- 
setz) mit der besondern Foderung: wolle und thue das Recht, 
blos» weil es das Recht*), weil seine firfüllnng also auch eine 
der Pflichten ist; und es erscheint dadurch, dass das Recht ein 
bestimmtes Gnte und die Pflicht der Gerechtigkeit auf einen Theil 
des ganzen Guten geht, insofern als ein, jedoch seinem Umfang' 
nach untergeordneter, Th6il des Sittengesetses als 
d^s ganzen prakti«chen Gesetzes fär den Willen. 

$. 9. III. Das Recht als objektives Weltgesetz. 

Dadurch allein aber, dass die Sitten - oder Pflichtenlehre ui(s 

die Pflicht der Gerechtigkeit auflegt d, h. von uns fodert , dass 

wir von freien Stücken und aus reinen Triebfedöm (|nicht etwa 

aus Rücksicht des Lohns oder der Strafe) das Recht verwirklichen, 



*) Es soll mithin das Recht rein um Eeiner selbst wiHen, weil es das 
Recht ist und weil es als solclfes allen Menschen kraR ihrer VernuDltbestiin- 
mung zukömmt, einem Jeden ohne Ansnahme (ohne Ansehen der Person) ge- 
leistet werden, nicht aber etwa ntn des Leistenden willen, aus Selbstsucht, 
weil es ihm nnn einmal so beliebt, nützlich oder beqncm ist, nicht aas Her- 
qblassuog, Gnade, Zuneigno^ und Vorliebe, oder aus irgend einer Abneigang, 
aas Mschttrolz (stal pro raüone eolufUaaO ^- B. beim Strafen etc. 
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erlTshreD wir no^h keioeswe;:«, •worin d«8 B&ctft 8«lbftt*b«- 
steht und Was. wir ^also zn thun babeji, damit es wisklich-'W«vd«. 
Auch der beste Wjlle, die. realste Gesinnung.-kaiin-hierrui; nicht 
genü^ea, sondern nur die. Erkenn tftiss Ueesen^ was an*sich Recht 
oder was das Recht an sich,, wa^ es aejnem'jOb^ekt ^Cre^ 
genstand oder Inhalt^ qach ist^ nm so mehr als, damit ein V9^ 
nnnftiges Leben in ,GeBenscliaft überh'aupt möglich sei, di(^Aecht 
durchaus geltend gemacht .werden muss, -der-Einzele mog« os» 
non wollen oder nicht., . Es ist datier iinulöglich , wissenschaftltoh . 
aus der Stellt; zu kommen, solange man sich damit zuf^iedeft ' 
gibt, dass das Rechttt^an {(ucb eii^e PAicbt sei', solaoge.nuii also 
das Recht lediglich in'seiner Beziehung auf den sittlichen Willen. 
'auffasst, und die filosoSsche' Rechtsleht'e blt^ss'von subjektiver, 
Seite, als Theil der Pflichtenlebrev. behandeln zu dürffm ^eiot-. ' 
So wenig man die objektive^ .Gesetze des Schttnen oder.der Ge- 
sundheitpflege zu efgründeny .also die Wissenschaft dec Afisthe- 
tik oder der Diätetik zu Stande zn bringen hoffen df)rf, wean 
man dabei stehen bleibt, dass ' die M«ral uns die subjektive Ver- 
pflichtung auflegt, das Schöne im lieben zn verwirklichen, für' 
unsre Gesundheit zu sorgen, anstatt dieselben sachlich (^ob- 
jektiv]), durch die Natur des Gegenstands, zu bestimmen -#[), 
60 gewiss lässt sich auch die Bichtschnnr (gleichsam das Kunst-' 
gesetz^ für un^er Handeln, deren wir bedürfen, damit das Recht 
überhaupt, und zwar auf die rechte A/t, soviel an uns -laty- ge- 
schehe und bestehe , ebenfalls nur ganz unabhängig von an* 
serer Person aus der inneren Natur des Gegenstandes d. h. des 
Rechts an sich selbst abnehmen. Ebendariö besteht denn die 
eigenthümliche Aufgabe der selbständigen spekulativen Wissen- 
schaft des filoBofl5c|ien Rechts.- ' -' ' . ' 

Im Bisherigen ist das Recht erkannt worden als ein bestimm^ 
tes objektives und subjektives praktisches Gesetz 
für das Leben vernünftiger Wesen. Als die'nächste und 
Hauptfrage bleibt nun noch übrig: die Frage nach dem Iphalt 
dieses bestimmten Lebensverhältnisses, das wir als das Recht im 
Leben verwirklichen sollen. 



.. *) Ganz richlig fodert Diess z. B. Uresch, EDtw!ctel. der Grundbenrilfe 
nn^ GrundsäUe des gesammten Privalrechts elc. 1810. Vorrede S. VIll ff. 
Ueberhaupl ist Diess, und ebendamit die Selbständigkeit der filosonsctien Rechts- 
lehre, aus naheliegenden Gründen wohl nur von Filosofen, nie von Juristen 
verkannt worden. 
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■ ^. 10. Das Recht seinem Inhalt nach. 

. Um zu finden, Was das Recht An sich, seinem Inhalt oder 
Gegenstand nach sei, mfisseh wir uns zuerst daran erinnern, dass 
Win im Leben nicht -sind. Was wir sein sollen, ohne Gerechtig- 
keit-, dass «also -die Verwirklichung des Rechts im Leben jeden- 
Adls ^nen -weseülichen Theil nnsrer Bestimmung oder 
^Lebensaufgabe aasmacht. Erst wenn wir diese ihrem ganzen 
Inhalt oder Objekt nach' erkannt haben, kann es ans gelingen, 
Aber die Besiehung, in der das Recht zu ihr steht, und über 
liessen eignen w^senlichen Gehalt ins Klare zu kommen. 

Unsj-e Bestimmung besteht nun offenbar darin, dass wir 
g^anz», . wahre Menschen Verden, durch die vollständige, gleich- 
förmig Ausbildung ' aUer nnärer Menschennatur eigenthümliehen 
^fifte des Geistes und- Körpers und in deren Anwendung auf 
Alles, was unsem Lebenskreis berührt: Gott, Nebenmenschen und 
Natur, und zwar so' wie 'es nicht nur unsrer eignen Natur, son- 
dern- auch der NatuV dieser Wesen selbst entspricht. Je nach der 
.VcrBchi^deAheit unsrer Kräfte, in -welclien der Grund sowohl des 
Daseins als unsrer ErkCnntniss d6r mannigfachen und bleibenden 
Bedürfnisse unsrer Natur liegt, müssen wir wiederum unsere 
gaiäe Bestimmung in die des geistigen und leiblichen Lebens 
unterscheiden, ohne jedoch dabei zu übersehen, dass alle Theile 
derselben im innigsten Zusammenhang stehen, und gleichsam ein 
einziges organisches Ganzes bilden , dessen nähere Betrachtung 
aber hierher nicht gehört. 

Wir sind uns' -ferner, so gewiss als unserer Bestimmung 
selbst, so gewirs zugleich eines Ganzen von vielfachen inneren 
und äusseren Bedingnissen bewusst, ohne deren Dasein die Be- 
stimmung dßs Einzelmenschen oder der ganzen Menschheit über- 
haupt oder doch in der Hauptsache nicht erreichbar ist. Sofern 
nun die Herstellung und Erhaltung dieser für unsem vernünfti- 
gen- Lebenzweck erfoderten Mittel oder Bedingungen von 
inenschlichem Zuthun abhängt, ist in unserm Lebenzweck 
selbst die unbedingte Vernunftfoderung an alle Menschen '(^mithin 
deren sittliche. Verpflichtung und BefugnissJ begründet, für sich 
und Andere nach Kräften auf jenes Ziel hinzuwirken. Ueberali 
nun, wo wir auf ein solches wesenitches Erfoderniss oder Be- 
dingniss des gedeihlichen Verlaufs und Bestands eines acht 
menschlichen Lebens stossen, das die Menschen, wenn sie anders 
wollen, einander zu leisten im Stande sind und das sie also am 

r.„i- ui; C^jOOglc 



ihrer Bestimmang willen von einander zu Todera hüben, da reden 
wir, wie demnicbst ($. 1 1 J durch Beispiele erwiesen werden soll, 
VMi einem beBtünmfen Hecht Wir nrtheilen, dass in ihrer Lei- 
stung an« unser B«cht, in ihrer Nfchtieistimg oder Entaiehung 
ein Unrecht geschehe. Wirveriangen, als dm Hechtssnstand, 
eine solche durchgängige Btnrichtong und Beschaffenheit des 
menechlichen Zusahimenlebenfi, worin das Ganze dieser Beding- 
niese verwirklicht aei^ — so dass überhaupt das Rfecht seinem 
Inhalt nach sich uns darateUt, in Verbflttniss zur Aufgabä des 
Yerannftlebens oder zur menschlichen Bestimmang: als das 
Ganze derjenigen Bedingnisse ihrer Erreichung, dei- 
ren Erfüllung vom freien Willen (^oder von der Freiheit^ 
abhiingt, die also von den Menschen an einander nnd insofern 
von Aussen zu leisten sind#3* ^'^^ ^'"^ Bestimmteste Pferden 
wir uns Dessen bewusst, sobald wir nur den Unterschied schär- 
fer her\'orheben , der sich bei sftmmtlichen Bedingnissen unsers 
Vernunftlebens zeigt. 
1 ) Dieselben sind nämlich zum Theil vom freien Willen gän2 
anabhängige blosse Natnrbedingungen nnsers Lebens 
nnd Wohlseins, d. h. solche, die die Natur, zufolge ihrer 
in aller Zeit nnfinderlichen Gesetze, ohne alles menschliche 
Zuthun schon von selbst gewährt, wie iSonnenscheifl 
und Regen , überhaupt alle ihre s. g. unorganischen und 
organisctien Erzeugnisse, und die, wenn Dem nicht so wäre, 
keine menschliche Kraft uns würde leisten können 

Ohne Zweifel kann nun gegenüber dpr Natur von eüiem 
Recht auf solche Bedingnisse, und, frenn sie uns einige 
derselben z. B. durch Misswachs versagt, von einem uns 
durch sie ' widerfahrenen Unrecht nicht die Rede sein. Wohl 
aber gibt es Rechtsansprüche gegen unsere Nebenmenschen 
auf sehr mannjchfacfae Leistungen derselben auch in Bezug 
auf solche Natnrbedinguagen unsers vernünftigen Lebens, 
da überhaupt diese letzteren mit den Freiheit- oder Ver- 
nunftbedingungen unserer Bestimmung in der stetesten und 
innigsten Wechselbeziehung und wechselseitigen Ab- 



*) Einerlei also ob diese BedingUMgen an sich vielleicht innere, nJün- 
lieh geistige Güter znm Segensland haben, wie z. B. rfer ünlerricbt; sie sind 
Wenigstens id Beziehung auf ihre Leistung an uns durch Andere iinmer ein 
Aeusseres und nur von diesw Seite gehören sie ins ReiAtogeblet. 
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bäa^i^eit stehfen. D«in, sowie die freien oder Vemnoflbe- 
dingun^efl sahlraiche Natarbedingimgen voraussetzen, z. B. 
^Gesundheit, Sprache, ein bestimmtes äusseres Gebiet de« 
Wirkens, alle Mittel des äusseren nnd des ^feistigen Ver- 
kehrs etc. , BD aocb umgekehrt. - Die Natur verhält mch 
nimlieh zu noserm Lebenzweek; 
«) entmeder fördernd und wohltkätig, wie z. B. durdi Er- 
zeugung solcher Dinge, die Nabniifg-, Kleidung-, 
Brennstoffe etc. enthalten, — und insofern müssen Alle 
und Jede einzeln und vereint nach Vermögen dahin zu wir- 
ken suchen, dass die Natur, durch vernünftige Anregung 
und Leitung ihrer Kräfte — kurz durch Kunst in ihrem 
iSchalTen möglichst nnterstfitzt nnd ihre Erzeugnisse ver- 
mehrt, verbessert, erhalten und gehörig benutzt werden. 
by oder hindernd und verderblich, z.B.durch Wasser-, Feu- 
ersnoth etc. und Krankheiten aller Art. Insofern gilt es, 
dieses Natumngliick. möglichst abzuwenden nnd aufzuheben 
(^gutzumachen^, überhaupt die grösstmögliche Unabhängig- 
keit davon 2n erreichen, zumal darch gemeinsame Gegen- 
anstalten «3 1 ^'^ Dainmbau etc. ; wobei es tröstlich ist zu 
bemerken, dass gegenüber dem Reich der Natur, das Reich 
der Freiheit (A. h. die Naturbeherrschung^ unendlicher 
Erweiterung fähig und in stetem Zunehmen begriffen ist, 
,z. B. darch Benatzung der Dampfkraft. 

S^ Zum Theil aber sind die Bedingungen der Erreichung der 
Menschenbestiramung vom freien Willen (^von der Freiheit 
oder vom Zuthliu^ des Menschen selbst abhangig, und nor 
diese fallen einleuchtend in das Gebiet des Rechts. iSie sind 
aber wieder doppelter Art, niUnlich: 



*) Diese Gegenanstalten gegen die Gewalt der flnsseren Natur allein sind 
es, die Motil oDterdem Namen Polizei begreill, and die er, als wesenlJcb 
verschieden, den Recbtsanstalten gegenilbe»l«lU, wfthrend er doch selbst 
In seiner Ceben S. 13 Anm. * angefflhrtenj kriliscAen Anzeige von Ahrens' 
Natorrecht die dort wie hier angenommene B^ffbestimmnng des Rechts gelten 
bsseD will. Ist aber diese haltbar, so moss ohne Zweifel auch die Polizei 
— man beschränke sie nnn auf das Zusammenwirken gegen Nalurschadeo 
od«- nicht — unter den Begriff des Rechts fallen, da sie immer'eine Mango 
solcher znm vernönfligen Leben nnd Zasammenlehen erfoderlichen Mittel (Via- 
kebrungen und Einrichtungen) umfasst, deren Beschaifung, weil sie von freier 
Selbslbestimmioig abbfingt, die Mensclwn von einander verlangen könneb. 
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ä} enüDedtr negatijoer (^verneinender^) -^r/, indem ein Theil 
derselben nur darauf geht, dass Andere^ uns. gegenüber, 
gewisse Handlungen unterlassen, also ihre eigne äus- 
sere Freiheit um unsertwillen beschränken. Die . 
negative Recbtsfoderung (neminem laeäe) ist be- 
gründet, wenn und in soferji jeder Mensch in vieler Hin- 
sicht sich selbst genügt, d. h, das für die Befriedigung der 
weseniichen Bedürfnisse seines Verpunftlebens Unentbehr- 
liche schon besitzt oder doch sich selber dafür zu sorgen im 
Stande ist *[)■ Insofern ist dann die Erlangung dieser Be- 
durfnissbefriedignngsmittel oder die Behauptung, darin le- 
diglich die eigne innere Angelegenheit eines Jeden, in Be 
zug auf welche er Andern gegenüber nur fodern kaiyi, dass ■ 
Niemand sieb darein mische und im freien Gebrauch der 
eignen Kräfte ihn störe. 

by oder sie sind positiver faffimiativer, bejahender} ^r/, indem 
andemtheils Niemand sich selbst Alles verschaffen kann, 
w^s er, um seine Bestimmung zu erreichen, positiv bedarf, 
z. B. Erziehung und Unterricht. Insofern hat Jeder ei- 
nen Rechtsanspruch auf vielfache positive {^oder nfßrmative} 
Handlungen und Leistungen von Seiten Anderer zor Ge- 
wahrung aller solchen Erfodcmisse jener Art, die ihm für 
jetzt noch abgehen. Hierauf bezieht sich die positive 
Rechts foderung: atmm cuimtetribue — r wobei, richtig 
verstanden, Smim nicht blosii sein Sacheigenthum'bedeatet, 
sondern Alles was ihm an Vernunftlebensbedingongen von 
Andern zukömmt, ju» suum. 

Alle diese positiven und negativen. Vemimftlebensbe- 
dingungen greifen wieder auf das Genaueste in einander, und 
stehen in wahrhaft organischem Zusammenhang sowohl unter 
• sich , als auch mit den Naturbedingungen, woran die Erreichung 
unsrer Bestimmung gebunden ist. Diese Letzte ergibt sich be- 
sonders deutlich an dem Beispiel der Gesellschaft, in der wir 
offenbar eine solche äussere Bedingung des echt menschlichen 
Lebens auch jedes Einzelen erblicken, die, während sie einea- 
theils schon unwillkürlich dorch die Natur gewährt ist, doch an- 



*J Darin, dass er es auch wirklich Ihue, besteht die Gerechtigkeit 
geg3D sich selbst — eiu Hauptstück der imiwen Gere«htiglieiL S.21.AnBi. 
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derntheils zugleich ta ihrem vernunftgemüssen Bestehieo das 
freiwillige Zuthun der Menschen erfodert. 

Gehören nun sowohl die erxrähnten positiven als negativen 
Bedin^nfsse gleich we^enlich in das Gebiet des Rechts, so mnss 
ohne Zweifel auch das gesellschaftliche Zosaminenwirken zur 
Verwirklichong des Rechts iid Lehen, der Rechtsverein oder 
(Rechts -3 Staat, nicht minder die Erfüllung der positiven als 
der zaerstgenannten- negativen Rechtsfoderung verbiirgen, weil 
noch lange nicht alles Recht bereits in der Wirklichkeit vor- 
lianden ist (es sei nun von Dem die Rede, was wir für unsem 
Xebenzweck zunächst von Andern oder zunächst von uns 
selbst za fodem haben^ , so dass es nur etwa des Schatzes für 
dasselbe bedürfte. Auch leisten bereits alle bestehenden Staaten 
von dieser ' positiven Seite £ebr Vieles z. B. durch Fürsorge für 
Unterricht und Polizei '43- Hütte nicht in Hinsicht solcher posi- 
tiven Leistungen die pädagogische Staalsansicht der Griechen 
eine- wahre Seite , wäre in der Tbat der Begriff oder die ganze 
Wesenheit des Rechts erschöpft in der (negativen^ Federung ei- 
jiß» Nichtthnns d. h. des Kichtstörens des im Leben Bestehendep 
^Hbs dabei freilich als unverbesserlich vorausgesetzt werden 
■lüsste^; wJire demnach die Aufgabe des Rechtsstaats zu be- 
schränken, auf blosse Gewähmng von Sicherheit oder Schutz mit- 
telst, Zwangs, wie es die Meisten noch heute wollen: so wurde 
er offenbar als eine kahle Assekuranzanstalt durch Gewalt 
dastehen. , 

§. II. Aeussere Bestätigung des gefundenen 
^ ^ Re<;htsbegriff6. 

Der Reehtsbegriff, sowie er im Bisherigen sich ergab durch 
.rejne Wahrnehmung Dessen, was iais nnläugbare innere That- 

' *} Jedenfalls leisten QBsere Staaten weit mebr, als nach der noch vor- 
berrschenden negntiv-rormellea Naturrechtsansicht Kants 's und Fichte's an 
sie gefoderl werden dürfte, und freilich in vielen Stucken überhaupt mehr als 
ihtien znkümmt. — Methodisch richtiger hätte die positive Rechtsfodernng 
vorangestellt werden müssen,, da nur am des positiv Gefoderlen willen auch 
' Negatives zn fodern ist und man zuerst wissen muss, Was das Recht selbst 
seiner ganzen Wesenheit nadi ist, ^e man wissen kann, Wös man als Recht 
schützen soll Dod worin das Unrecht besteht, was man abwehren und gatma- 
chen soU. "Wenn dennoch die negative Rechtsfodernng hier vorangestellt 
ist, so geschah Diess nur dämm, weil in ihr Alle übereinstimmen, die positive 
dagegNi erst von Wenigen als gleich wesenlich anerkannt isL Zu Diesen ge- 
hört z. B. Mebring, der FormaUsmos in der Lehre vom SlaaL S. 3 etc. 
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BSehe nnsera SfetbsttewtiMtseiiU' feststeht, vSIKg unabhftn^g 
von Allem, was ' nar der Indiridnalitit Ues WahrAehmeodea, 
XQinal.deflfien Bobjektivera GefGbl angehört, erhält zugleich eine 
vollsttndi^ üusBere BestÜti^n^ dadurch, dass er sowohl mit 
Aea oben dari^estellten JBrgebaisgen des Sprachgebrauchs durch- 
aus iibereinstiinnit, als auch mit Dem, was wenigstens alte Ge- 
bildeten fär Recht nnd Unrecht halten und in Bezug darauf fo- 
dem d. h. im Leben ansgeföfart oder daraus entfernt wissen wollm, 
wie sogleich an einer Anzahl von Beispielen gezeigt werden 
soll. £benso lässt sich schon von Vom herein nicht anders er- 
warten, als dass — zufolge der allen Eiozelen und Tölkem i»> 
wohnenden, wenn auch nach nicht wissenschaftlich verkiSrCto 
Ahnung des wahren Rechts — das demgemjiss allgemein Oe- 
fodertf in den bestehenden Gesetzen und Einrichtungen der ge- 
bildetsten Völker zu grossem Theil bereits thatsachliche An«v. 
hennnng gefunden habe d. h. wirklich geltendes Recht geworden 
sei. Und Diess bestätigt sich durchaus bei einer Vergleicbong, . 
sobald diese genau und vollständig angestelit wird *3, nnd nicht 
bloss, wie in dieser Schrift, eu gelegentlicher Erlüuternng der 
Grundsätze. 

Fragen wir nun nüher, worin wohl in Hinsieht des Rechts 
ziemlich Alle übereinstimmend nrtkeilen werden, so ergibt sich 
Folgendes: Wir alle fodem e. B. an unsre Mitmensdien, an die 
ganze Gesellschaft, als unser gutes Recht, dass, soweit es ihrer- 
seits möglich ist, uns dies Das gewährt werde, was uns sor 
Führung eines vernunftgemiissen Lebens, also zur Befriedigung 
der wesenlichen leiblichen und geistigen Bedflrfnisse unsrer Hen- 
schennatnr unentbehrlich Ist, ohne dass wir es doch durch eigne 
Kraft erreichen können. Wir verlangen daher namentlich, dass 
sie das Ihrige thun, damit wir alles fär das Bestehen nnd Ge- 
deihen unsers leiblieben Lebens Erfo^erliche, es bestehe nun in 
Naturerzeugnissen oder in Werken des menschlichen Kunstfleisscs 
erlangen und behalten können, also gehörige Nahrung, Kleidung 
Obdach etc. Wir nehmen fertaer von unsem Mitmenschen Er- 
ziehung und Belehrung in Anspruch, als die uneriässlicfaste Vor- 



*) AmiJiheniDgstreiSB voUsländig diese Verfleichmg TOrzuehmeD, itt die 
Aafgabe der Pilogofie des positireta RechtB, die nua mit der Filo-' 
sefie des Rechts, in der vielmehr ihre eine und wichtigste Voransselznag 
besteht, zuBainmenwerfen wollle. Ganz folgerecht komte Die» freiÜBh Mir 
von Deimi geschehen, den« alles Recht ein positiies ist. 



C^ooglc 



^ 81 — 

a«8«eUBn£ viurer wahrhaft«» MeoMhwerdiuig d. h. aU onstr 
heiliges R^cht. Wir erltennen in Allem, was uns am freien Aui- 
Iritt. ans einem bestimiateu Staat oder Religionsverein, oder an 
fiingebiuig einer Ghe od^ an freier Wahl des Ehegenossen oder 
des BM^fs, guiB nach individueller Ne^ung hindert, ein HemiB- 
niss ftir die Erreichung unserer Bestimmung d. h. ein Unrecht. 
Wir sehen es als ein ua^rlüssIi^eB Eifodemiss für das Wofal- 
•ein unsers Körpers wiii onsera Geistes, darum als Recht an, dass 
tlberhanpt unser Verhttitniss zur Natur nicht gestört, uns also 
nicht gewehrt werde, frei in ihr uns zu bewegen, und auf ne 
einaawirken. Wir verlangen, dass uns der üussere nnd der gei- 
stige Verkehr mit unsem Nebenmensehen frei gelassen, ja auf 
jede Weise erleichtert werde, dass man uns nicht abhtdte oder 
erschwere, frei mit Andern zusammenzusein, uns zu verständi- 
gen und mit ihnen in beliebigem Verein zu wirken für alle Zwecke 
eines vernünftigen Lebens', fär das Recht, wie für Religion, Sitt- 
lichkeit, Wissenschaft, schöne Kaust, Gewerbe und Handel etc. 
Wir verlangoi weiter Offenkundigkeit allesDessen, was Alle an-- 
gebt, z. B. der Gesetzvorsehläge, der Beohtspflege, — weil wir' 
in diesem Allen, je mehr unsere Bildung zunimmt, um so deut- 
licher eliensoviele von den Menschen selbst ku beschaffende Be- 
dingungen eines vernünftigen Zasammenlebens und Wirkens, mit- 
hin ebensoviele Rechte erkennen. Wie hiernach die Gesell- 
schaft äberhaupt als ein höchst wichtiges Recht sich unsdar- 
,stellt, so insbesondere die Gesellschaft für die Verwirk- 
lichung des Rechts — dderRechtsverein oder Staat), 
der Eintritt und die Aufnahme in dieselbe aber als Rechtsver- 
bindlichkeit. 

" §. 18. Der Rechtsbegriff aU Rechtsprinzip. 

Der Rechtsbegriff, so wie wir ihn bisher festgestellt haben, 
erachöpft die ganze Wesenheit des Rechts and begreift daher 
auch alles theilweise Wahre, was Ober das Recht in den Erklä- 
rungen der Gelehrten *) oder in den Bestimmungen der Staaten 



*) Diess wird sieb weiterhin zeigen, Auch Diejenigen aber, die tod et- 
non ganz oder iimi Thett fabcben Begriff ausgehen, nahem sich an Ei^zelett 
ihrer Aasfuhrnngen, TerfliogB einer inneren Nothwendigkeit, dennoch hSqfig 
der Wahrheil. So z.B. Schulze, Leitfaden der Entwickelang der philoso- 
phis«lieD Prinzipien des bil^erl. nnd-peinL Rechts $. 79, Anmerk. 5, Baaer, 
Lelirb. des Naluirechls (3. AoGg:} $i;4f, note b, nnd viele Andere. 
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der Wirklichkeit sidi vorfindet; er -ist ein wahrliaft allumfiMsender 
(oniverBaler) Begriff. Er ist zugleich der höchste JErkeantniss-, 
Entscbeidungs - und Bestimmgrund (das Criterium und Prin- 
zipj alles Rechts, d. h. nicht nur dec Einheit- und Aaa^ang«- 
pnnkt der ganzen Rechtswissenschaft, sondern »och, als Podening 
aosgedriickt, der oberste materiale und formale Orund- 
satz des Rechts oder das Rechtjsg-esetz', die Richtschnur 
für die rechtlidie Beschaffenheit der Handlnafcn. Er lautet dann 
so: das Recht als das organische Ganze der vom. freien Wüten 
abhängigen Bedingungen eines vemunftgemässen Lebens soll 
verwirklicht werden. Wird er nan vollständig bezogen auf die 
ganze Menschenbestimmung nach allen ihren Theilen (Aea eio- 
zelen Lebenzwedien der Religion, Sittlichkeit,Wi68ei»chaft nnd 
Kunst etc.J , so gibt er vollständige Auskunft über. Das -was, am 
dieselbe zu erfüllen, die Menschen einander zunüchst- durch ihr 
Thun (^positiv oder a''firniativ3 k« leisten, sodann aber aactt 
über Das, was sie ebendesshalb gegen einander z(i nnterJassen 
(^negativ zu leisten") haben, d. h. er ist ucsprängüch ' und vor 
Allem affirmatives und gebietendes, nächstdem aber zu- 
gleich negatives oder verbietendes Rechtsprinzip. 
Er enthält ferner, in Rücksicht des ganzen Inhalts undZ^v^ka 
des vernunftgemäfisen Lebens zuerst und hauptsächlich, ein auf 
das allgemein WesenKche am ganzen Inhalt des , menschlichen 
Handelns sich beziehendes materielles Rechtsprinzip, 
dabei aber ebensowohl ein auf die Form alles menschlichen 
Handelns — die sittliche Freiheit -—. sich beziehende^'*formel- 
les Rechtsprinzip. 

Nicht aber ist der Rechtsbegriff zuerst, oder gar, wie die 
Meisten wollen, bloss ein solches formelles, anf die innere 
Freiheit abzielendes Rechtsprinzip, noch weniger ein solches, 
das bloss auf die äussere Freiheit des Handelns, oder- wohl 
gar lediglich auf dei-en Beschränkung und Verneinung 
gerichtet -> also nur limitativ nnd negativ d. h. ein Prohibitiv- 
gesetz —: wäre. Denn dann wurde er zunächst nur ein Nicht- 
thun fodern und ebendadurch jenseits der so gezogenen Schranke, 
folglich mittelbar, alles Andere erlauben, d. h. ein Permissiv- 
gesetz sein, und nur um desswillen endlich auch ein demge- 
mäases Thun gebieten, d. h. ein imperatives oder Präzep- 
tivgesetz sein *). 



*) Dennoch ist Diess die Ansicht der grossen Mehrzahl, von Kant, 
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Koch sei Dar bemerkt, dui das Itecht überhaupt, nach dätt 
hier in inniger Beziehan^ aaf die ^«uize Menschenbestimmaof 
aufgestellten Begriff nnd Grundsatz desselben, iind mithin anch 
jedes einzele Hecht, ebendesshalb nothwendig vollkommen über- 
einstimmt mit allem andern Goten d. h. mit allem Andern, was 
für das Leben, anch des Menaefaen wesenlich, seiner Nator ge- 
mäss (^/mmamanj ist, z. B. mit deoi Sittliiühen, Schönen istc. 

$. 13. Verfaältniss des Rechts zur Moral und znr 
KIngheit. 

Nach Dem, was im Bisherigeti über den Inhalt des Beehts 
sich ergeben hat, Ifisst sich dessen Verbiiltniss zur Sittlichkeit 
leicht und sicher bestimmen und zugleich die schon früher erwie- 
sene Selbständigkeit der Rechtslehre der Pfliehtenlehre gegenüber 
ins hellste Licht setzen. Die Maximen des Rechts und der Moral 
sind völlig verschieden: Die Maxime der Sittlichkeit ist: 
wolle und thne das Gute, mithin auch, als Theil desselben, das 
Bechte — rein und allein weil es das Gute ist Qd. h. freiwillig 
nnd unbedingt, nicht aus Rücksicht auf Strafe oder Lohn}, «nter 
allen, auch den erschwerendsten. Umständen. Uingeg«) die 
Maxime des Hechts und Staats fodert: dass Alle Das wol« 
Jen und thun sollen , was nöthig ("d. h. von ihrem Zuthun ab^ 
bangige Bedingung oder Voraussetzung) dafür ist, dass eilt Je- 
der seine ganze Mensch enbestimmong erftülen könne, worin für 
ihn das Gute besteht. Diese Maxime fasst also Alles nur von dem 
Staudpunkt aus, dass die Erreichung der Vernanftbestimmnng 
Aller und Jeder vielfach bedingt ist durch Leistungen An- 
derer: sie will, dass die Menschen einander in die für ihre Le-^ 
.benzwecke günstigsten Umstände versetzen, alle du-aa hin- 
dernden oder störenden Verhältnisse und äusseren Lebenslagen 
(z. B. drückende Arinuth, als stete Versuchung zu Verbrechen) 
nach Möglichkeit entfernen; sie nimmt an, dass die Menschen 
vernünftig leben werden, sobald man es ihnen nur danach macht, 
d. h. sie dazu durch angemessene äussere Beihälfe in den Stand 



pjctile and Peuerbach an bis anf die neaeste Zeit. S. z. B. Krag, Qi- 
kaologie S- 1^ ff-* so nDinöglich es «ach ist, ganz folgerecht einem Irrthom 
treu zu bleiben. So gründet z. B. Kant selbst, obgleich das Rechtsgesetz 
ihm zonlichst nur ein Permisaivg esetz za sein .scheint, doch das Strafrecht 
auf einen kalegorischen Imperativ. 

Ilöil«r'i SrandiSgo dea Natnrrecbtiii ,3 
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s^tzt *^) und ue erkennt, dass, eobßld Oies« nicbt fesohieht, 
d. b. ihr gebührendes Recht ihnen nicht gewjihrt wird, im 
Ganzen genommen an ein sittliches und überhaupt beetim- 
mungstreues Leben derselben gar nicht zu denken sei. 

Das Hecht ist also zum Theil, und zwar überwiegend, eine 
äussere Ordnnog der Dinge und wenigstcna insofern {|als 
äussere RechtsordhungD durchaus nnentbehrijcb für die ver- 
nünftige Welt — ein Wellgesetz (fiai ju»lilia ne pereat mun- 
diu!}. Nur dann nämlich, wenn ein Jeder wenigstens üns- 
serlich — sei es aach aus geradezu unlautern oder doch nicht 
völlig läutern Triebfedern, wie Furcht, Eigennutz, Ehrgeiz, Ei- 
telkeit etc. — ao $ich (^objektiv3 rechtmässig handelt, d. h. 
das Leben der Andern nicht beeinträchtigt, sondern ihm Vorschub 
tbut, können Alle zusammen dabei wohl bestehen und gedeihm. 
Färs Ganze ist ein solches Handeln daher immer schon ein 
grosser Gewinn, so gewiss auch dasselbe, weil es nicht auch 
BUS innerer Gerechtigkeit entsprang, kein ganz oder im eigent- 
lichen Sinn gerechtes :— kein moralisches Handeln ist. Da- 
durch allein hingegen, dass Einige, ja Viele *#~) unsittlich 
handein, wird keineswegs geradezu alles vernünftige Leben und 
Zusammenleben überhaupt unmöglich gemacht. Es kann ferner 
das Aecht zum Tbeilj uamlicb in eben dem Mass als es selbst 
ein Aeusseres ist, sogar durch äussere Mittel des Zwangs (z. B. 
durch die Aussicht aaf Belohnung oder Bestrafung} verwirkliebt 
werde«; dagegen jeder leibliche oder geistige Zwang und jedes 
nicht rein gute Motiv offenbar dem Begriff der Sittlichkeit ganz 
widerspricht *##3. 



*) lodern der Staat danach hand^, wirkt er snnlehst fBr seme Anf- 
gah^ CS- i^'), äfiD Rechtszi|st4Bd , ond mittelbar, ittmltoh Inaerbalb der d»- 
4urdi ihm gezogenen Gräuze und auf die für ilin einiig stftl,lhait« Weisa, d. k- 
vop Seilen des Reclils, zugleich für alle l.el>ßOZwei;tie : Religiom, SittlicUieit, 
Wissenschaft etc. — selbst. 

**] Freilich Dicht Alle. Denn dass Alraendingen's Behauptung: selbst 
ein Staat von Teufeln sei ndgtich, eine Uebertreibung (nämlich ein auf die 
Spitze Treiben der Kant'schen Kechtsansicht) ist, leuchtet Jedem von selbst 
ein. 

•••) Die Moral wendet sich immer an die GewiSEenhtfligKeit der Menschen, 
sie verlangt pten Willen, nicht zwar so, dass etwq die blosse Güte der Absicht 
an sich Schlechtes zum Guten machen (der Zweck die Mittel heiligen]) könnte, 
wohl aber so, dass das an sich (objektiv;) Gote und Rechtmässige EUich ebea- 
desshalb, weil es Diess ist, gewollt werde, d^ss sl^o auch die Gesinouiig des 
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Damit aber dos gaoee Recht besteht!, ist ebenso #eif6tili<!h 
auch dessen andere innere Hälfte grfodert^ d. h. su der blosft 
Äusseren Rechtlichkeit (LefsatitäQ auch ihre Seele: die Oe- 
rechtig;keit der Geäinnun^ (jm Allgemeinen: RechtsBino 
bder Recbtsgefähl ^enannt^ , die zugleich die Foderung iAt, wo- 
rin Recht and Moral zusammentreffenj und dttrch deren Errtilldng 
allein erst das Handeln ein rechtsebaffenes, die ihisserft 
Recbtsordnnng wahrhaft lebendig — ein eigentliches Re<}hts- 
leben, ein RechtäorgaBifimils tv^rden kanm So gewiss tlber- 
baupt alle Tbätigkeit für die menschlichen Lehe&7.wecke , aucH 
für die Verwirklichung des Rechts im Leben, nur in V6ra der 
Bittlicfa-freien Selbstbestimmang vor sich geht , sA gewiss kann 
der gnte Wille auch dem Recht nicht gleichgültig sein, nnd schon 
darum trügt jeder Versuch , den ausSferen Ton dem inneren Men- 
schen ganz losznreissen, nur Jenen dei' Recbtsiehre, Diesen aber 
lediglich der Moral anheimzuschlagen , das Gepräge der Einsei- 
tigkeit und Unausführbarkeit Vf). Aber das Recht steht auch iii- 



handelnden Subjekts gut soi, damil von Sittlichkeit die Rede sein könne. ^ Die 
drohende Aussicht aar Nölbigimg schliesst ifldess noch keineswegs die Älorali- 
tst selbst 8Qg , wohl aber deren äussere Erkennbarheit für Andere. Es kmi 
»IbO z. B. Jemand eCiras bei Strafe Gebotenes dennoch von freien Stücken thtnr. 
*> Dass niclit bloss die Anssenseite des Menschen, der man einigernatsmi 
dnrch Zwang beihommen kann, sondern auch der innere Mensch das Recht 
BD|tehe, woran im Allertham nie Jemand gezweifelt hat, C^oranf schon pr. 
Inst, de Just, f jure (I, 1) hindeutet: jmtitia est comtans ac perpetua t>o~ 
bintas, jus suum cmque tribaendi) — Diess zeigt sich namentlich beim Er- 
ziehungs- und StrafreehL Ohne Diess küniito bei Letzterem TOn Zd- 
reciittnng und vollends van Rücksichtnahme auf die — siDoIiche oder nicht sinn^ 
liehe — Triebfeder rechtlich gar keine Rede sein. Diess Letztere soll freilieb 
auch nicht der fall sein nach der gemeinen Ansicht, die die Frage nach der 
Zureehttilng zur Strafe überhaupt, und die Frage nach Art und Graif der- 
selben d. h. nach der Zamessung, Bobegreiflick genug, ganz von einander 
reiest, jene nach inneren, diese lediglich nach äosserliclF-sinnhcben Gnindm 
entscheiden will ; aber trotz jener Ansicht wusste die Wahrheit sich doch iv- 
mer, zufolge des lebendigen Bedürfnisses der Wirklichkeit, in der RechlspHege 
einige Geltung zn verschalen. — Grolman schon, obgleich sonst befangen 
In dem KaiiCäehen Rechtsbegrilf, ging durch eine rtchtige Alinfing übet diesen 
binaus, ins^em er in Beider Präventionstheorie den ^m Unrecht ge- 
slimmleD Willeu für unverträglich mit dem vollen RechtszisMnd erkafffItA, da 
letzterem, wie er reclit wohl einsah, dabei jede sichere Unleilage und Gewibr 
fehll. Nur die gerechte Gesinnung, die auch da noch wirksam ist, wohin der 
Am des nasseren Gesetzes nnd die blossen Bestimmgründe der Strafe und des 
Loims nicht reichen, hatm jene volle Gewähr leisten, und sie miiss ebenda-, 
mm ejoea wit^Ngen Gegeflstsnd der Wirksamkeil der bestehenden StßHteo biMen. 

3 « 
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mfero in Beziefaimg znr Sittlichkeit, als im Be^ff des Rechts 
für aie wie für Jeden Andern Theil der MenBcheobestimmung die 
LeiBtnng aller der äussern Mittel (^Vorkehrungen, Anstalten etc.^ 
gefodert ist, wodurch ihre Entwickelung und Erhaltung bedingt 
ist — es sei nnn von einer geradezu fordernden oder einer nur 
Störungen abwehrenden Einwirkung auf sie von Aussen die Rede. 
Insofern gibt es nicht minder ein Ganzes von Rechten um der ■ 
{Sittlichkeit willen als es ein Ganzes von Rechten für Wis- 
senschaft, Religion, Knnst etc. gibt, und nur in dieser Hinsicht 
kann aneh der Rechtsvereia oder Staat eine Anstalt zur sittlichen 
Veredlung der Menschheit genannt werden. Aber selbst auf dieae 
Art beschränkt bleibt die Aufgabe des Staats in Hinsicht der Sitt- 
lichkeit immer eine der schwierigsten und zartesten, deren Lö- 
sung (_wovon unten das Näherei die sorgfältigste Schonung jeder 
bereits vorhandenen Selbstbestimmungsfähigkeit des Menschen, 
mimin die Vermeidung jeder Einmischung in Das erfodert, was 
wesenlich Sache des ft-eien Willens und der Individualität der 
Einzelen als solcher und im Vereine ist. 

Durch die soeben versuchte genauere Beatimmang des Unter- 
schiedes der Rechtsfilosofie und der Moralfilosofie hat sich bestä- 
tigt, was schon oben (^. 9} erwiesen war, dass jene eine ebenso 
selbständige Wissenschaft ist wie 4ie8e, und zwar ein Theil 
der spekulativen Filosofie. Nur von einer (der subjekti- 
ven} Seite, d. h. sofern sie auch an die Gesinnung des Sub- 
jekts sich wendet (s. $. 8. n. 30.}, ist sie zugleich ein Theil 
der Moralfilosofie. 

Was endlich das Verhfiltniss des Rechts znr Klug- 
heit QprudetUia l e. provideniia) betrifft, so besteht diese Letz- 
tere in der vorsichtigen Auswahl unter mehren mCglichen Mitteln 
für die Zwecke des Lebens. Sie setzt mithin die Kenntniss die- . v 
ser Zwecke, mit denen ihre Mittel nie streiten können, bereits 
voraos. Nur das diesen Zwecken (^einzeln für sich und zu- 
sammen genommen), also anch der Sittlichkeit und dem Recht, 
Gemässe kann das wahrhaft Zweckmässige d. b. Nüts- 
liche sein; welch letzteren Ausdruck man jedoch vorzugweise 
nur in Bezug auf die materiellen Zwecke und Mittel des Lebens 
zu brauchen pflegt. Jeder Versuch, ohne völlig klare Erkennt- 
niss der höchsten Zwecke des Menschen über das Zweckmässige 
und Nutzliche der Mittel dafür zu entscheiden, oder gar nach 
der Nützlichkeit (|in irgend welchen oft ganz untergeorilne>- 
len Beziehungen} für die Mehrzahl die Rechtmässigkeit 
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ZB bestimmen (^wie Bentham^, stellt einleuchtend Alles auf de» 
Kopf und entbehrt ebensosehr aller Wissenschaftlichkeit wie aller 
' Lo^ik. 



ZWEITER ABSCHNITT. 

ÜarleguQg der Gruudbestandtheile (Haupt- 
Stücke oder Momente) des Bechtsbegriffs. 

$. 14. I. Das Objekt oder der Inhalt des Rechts. 
Das Recht an sich, d, h. seinem ganzen Inhalt oder Ob- 
-jekt nach, istfs. Jf. Ilj: der Inbegriff der von der Willens- 
. fireiheit (Selbstbestimmung) der Vernunftwesen abhängigen Be- 
dingungen der Erreichung ihrer ganzen Bestimmung, m. a. W. 
das Ganze der zur Belriedigung aller wahren, geistigen und leib- 
üchen Bedürfnisse der Menschennatur erfoderten Mittel, sofern 
die Menschen einander dorch ihre freie Thätigkeit dieselben zu 
verschaffen (also aocb, durch Missbrauch ihrer Freiheit zum Un- 
recht, vorzaenthaIten3 im Stande sind, sofern sie mithin nicht 
schon von selbst (dnrch die Natur) sich machen oder beateben. 
Der hier rein objektiv bestimmte Bechtsbegriff erschöpft den gan- 
zen Gehalt des Rechts, weil er in steter Beziehang ist, nicht 
bloss aof einen einzelen Theil der Menschenbestimmnng z. B. auf 
die Sittlichkeit, sondern auf alle ihre Theile,- auf die ganze 
Lebensaufgabe, und weil er Alles nmfasst, was irgend, damit 
deren Erreichung möglich sei, Menschen von Menschen an dafür 
unentbehrlichen Leistungen (im Thun und Lassen) zu fodern ha- 
ben. Er enthält überhaupt alles Recht, sowohl das wirkliche, 
d. h. im Leben zu irgend einer Zeit venvirklichte and geltende, 
als das mögliche, d. h. das im Leben erst zu erwirkende : das 
Rpecht in der Idee und als bleibende Vemanftfodemng für das 
Leben*). 



*) Folglich begreift er auch Beides, sofern es zueinander in Wechselbe- 
lididng and wirkliche Verbindung gebracht wird , sei es oun bloss geistig 
dnrch Vergleichung des realen Rechts mit dem idealen, um jenes nach diesem 
xn benrtbeiren Ufid das für dessen Läulernug und Höherbildung zunächst Erfo- 
derliche vorzaieichnen — di« Aufgabe der ideal-realen Becbtswissenscbaft, 
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J)«, wie sieb gezeigt bat, die H^oBObfn «ieb selbst i;e^n- 
»eitig durch ihre Leistungen das Recht vermitteln, m,'B. W. «ich 
za einander als Mittelspereonen für die Verwirklichung des Rechtfl 
verhalten , so kann auch eigentiicbes Bechtsobjekt (^oder 
Rechtssache im weitern SinnJ zunächst immer nur eine das 
Vernunftleben bedingende geistige oder körperliche menschliche 
Leistnng sein, nie aber unmittelbar eine Sache im engern 
Sinn *3 j obwohl vielfache Rechtsleistangen eich auf solch« ei- 
gentliche äQchen beziehen. ? 

%. lA. U. Der Rechtsgrund. 
^ Der innere Orund oder die Grundlage des Rechts 
ffundamentutA, argxmientum s. ratio Juri»') ist die vernünftige 
Natur oder Vemnnftbeatimranng des Menschen und der Menschheit 
selbst, insofern dieselbe (^ihrem ganzen lohalt nach^ nur et-, 
Mit werden kann vermittelst ihrer aümmtlicben von der mensch. 
liehen Freiheit abhängigen Bedingungen — Rnr»: insofern sie 
unter Freiheitbedingungen steht. Mit andern Worten: alles und 
jedes Recht beruht oder besteht (^d. h. hat seinen Grund oder Be- 
stand3 nur in dem Dasein desjenigen Verhältnisses oder derjenW ' 
gen Seite des menschlichen Lebens, wonach dieses von tsahlrei- 
cben Bedingungen abhängt, die, damit es vemunftgemäss sein 
kdnne, die Menschen ft-eiwillig sich zu leisten haben — kurz: in 
den Verbältniss der freien Bedingtheit des Lebens. 
Wie aber überall, damit von einem Verbältniss der Bedingtheit 
(des Bedingtseins einer- und des Bedingens andrerseits^ die Rede 
sein könne, wenigstens zwei Glieder oder Beatandtheile fFakto- 
Ben oder Blemente^: ein Bedingtes und ein Bedingendes oder 



d. \ der Fllosofie des positives Rechts oder der Politik (t{;I. aucl^ 
Hugo Natnrrecht, 4te Ansg. S, 6.} — , sei es im wirkliclien Leben, sofern 
nämlich dasselbe von den Epgebnisseo dieser Wissenschaft z. B. hi dem Wir- 
ken d^ Gesetigeber snd Verwatter des Staats befruchtet und darchdrmgea 
Wird -r- sofern sleo die Idee des Recht« if der Verwirklichiog begriffen i/ü 

*) S. S. 54 Anmerk. — Nor eine scheinbare Ausnahme m«cttt der 
Charakter der Dinglicbkeit (das „in rem") oder das Absolute eines 
Rechts, der bloss die l^odening des Unterlassens jeder Störung eines bestimnv- 
ten danemden Verbaltalsses von Seilen aller Andern ausdrückt , dieses Var- 
bsltiiss bestehe nao iwischan einer Person und einer, ihrer unveiviltelteo £^- 
TirküDg unterworfenen Sachs, — als eigeotliobes Sachrecht (m iare), 
du Hngo CNat. R. $• t^S) gat als „Bio Rechtsverhältniss einer Person zu «^ 
len Andeni in ßacksichte iner Sache" bezeichnet, oder swischm mehren Ferso^ 
oen — als s. g. anf dingliche Art persöntiohei (FamiUen-) Reelt. 
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BediäfHiw v«rtaageaetAt sind , sv Aacfa) liier bei dem Letielis- 
TerbähülAs, das wir das Recht nennen. In dem R«ctitsverhAU- 
jyss fib«rhatlpt and «beaso bei jedem bestimmten Hecht sind dem- 
Mach zwei Wesenlicbe Grnndbestandthelle zu unterscheiden, 
die in ihrer Vereini^fong eben das Recht selbst ausmachen, 
Aus daher nie ^ttosero oder kletnern Umfang haben kann als sein 
Grmd. Diese beiden ^^m Recht zum Gmnde liegenden Bestand- 
tbeile sind : 

i") die Veronnflbestimmiio^ überhaupt oder ein bestimmter Theil 
derselben i.h. ein einzeferti ebenzweck Cals das Bedingte 
iü dem VerfiältnissJ — z. B. die Ausbildung überhaupt, o4it 
die des Geistes insbesondere — , auf deren Beförderung^ 
durch Leistung des erfoderlichen Mittels oder Bedingnissesi 
das Recht abzielt, niid: 
9^ da« dafOv arfddelrte von der Freiheit abhüngige bestimmte 
Mittel (^yemnnftlebeds-Mittel oder Bedingniss), — z. B. 
datts Ei^lebung und Unferritht gegeben werde, um dils io' 
der Wesenheit des Menschen gegröndete Bedfirftiiss danach 
zu befriedigen. 

Zur Begründung eines jeden Rechts (aisu am dieäeä Au ha-, 
ftetf, d. h. als nächster Grund der Berechtigung}' ist hiernach on- 
erlüssHelt' der Ekweis des Baseins dieser beiden Glieder oder 
Bestondfheile des Rertitsgrundes , nämlich der Erweis : dass bei 
einer bestimmten Rechtsperson ein bestimmter Zweck des Le- 
ftens bestehe und zugleich, dass seine Erreichnng äusserlich 
bedingt sei durch freies Zuthan anderer Menseben. iSo ist z.B. 
der Zweck der leiblichen Gesundheit bedingt durch gehörige Er- 
Bafamiig, Befleckung, Rexteguag des Körpers, etc. — was Al- 
les, sofern nieht schon die Natur dafür sorgt, Ansprüche auf 
wenscbltche Fürsorge in Bezug daranf begründet. 

Bei'de BestandVheile des Reehtsgrunde« massen 
genKff einander eotsjyre'chen, auch den;i Umfang nach: 
iteiaer kann Weiter refcheit als der andere. Das, bei 
de^r stete«, sttifem^-eisen Entfaltung des Lebens un- 
reriweidlieh^e, Wegfa'M'en oder Sichfindern des Rechts- 
grondes, Wenn au'eh nur in Einem seiner beiden Glie- 
der, wirkt auctv daa Aufhören oder die angemessene 
AeadersA-g des Rechts. ' S« kann es z. B; nur ein Rticbt 
ge&eB mf die,- de» Zweck der Leitung und Reifung des &e- 
■ bcas v'&tlig entsprec&eRden, firziehnngs- und Bevorman- 
dvnga -Kitlei (^det äusseren rreibeitfaeschränknng, Bestrafung 
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etc."). Es hört aber mit erreichter voUstÜodigaa Reife des Le- . 
bens (^Miintti^keit in diesem Sinn*) die bisherige UnselbstAndig- 
keit und Erzieliungsbedürfti^keit, also der Zweck and mit ihm 
auch das Hecht der Erziehung und Bevormundung im enj^em 
Sinn dieser Worte auf; dagegen entstehen mit der gleichzeitig 
eintretenden Geschlechtsreife neae Lebenzwecke in Hinsicht des 
Wechselverhältnisses der Geschlechter, an die sich ebensoviele 
neae Rechte knüpfen. Ebenso kann z. B. in Hinsicht auf Nah^ 
rang nur die Rede sein von Recht auf die, der Güte und Mei^e 
nach, geeigneten Nahrungsmittel, nicht aber über den Zweck 
der gehörigen Ernährung hinaas, oder auf mehre und bessere 
IVahruDgemittel , als deren überhaupt vorhanden oder 2n haben 
sind. Gehen sie ganz aus, so hat alles Recht auf sie ein Ende; 
entstehen deren neue (^etwa zufolge einer neuen Entdeckung^, 
oder in grösserer Menge und Güte , so erweitern sich in gleichem 
Terhältniss die entsprechenden Rechte. Mit dem Bestehen der 
Ehe, (ilsD ihres Zwecks, bort nothwendig das Eherecht auf, mit 
dem Wechsel des Wohnorts, des Berufs etc. das daran sich knü- 
pfende Reohtsbßdürfniss und BediirftiissbefriedigungBmittel , also 
ftqch (tas dadurch bestimmte Hecht. 

Die beiden wesenlichen Glieder der Grundlage des Rechts: 
ein Vernunftlebeus-Zweck oder BedürfnisB, und: ein dafür ge- 
federtes menschenmögliches Mittel — müssen aber nicht nur, 
wie oben bemerkt , einander selbst in ihrer Wecbselbesiehung 
vollständig entsprechen, sondern jedes für sich allein und 
beide zusammen müssen zugleich mit allen übrigen 
Zwecken und Mitteln des vernünftigen Lebens so- 
wohl unsrer selbst als unsrer Mitmenschen. -völlig 
fibereinstimmen. So gewiss das Leben des Menschen für sich 
I^Uein bestehend nicht gedacht werden kann, so gewiss kann 
auch die Grundlage seinM Rechts im Einzelen nnd- Ganzen nur 
bestimmt werden in steter Rücksicht auf den wesenlicheq orga-i 
niscben Zusammenhang desselben mit sämmtlichen gleich begrün- 
deten 0jgqep und fremden Rechten. Demnach muss z. fi. bei al- 
len Sachen, welche Mittel oder Guter des Lebens enthalten, das 
darftuf sich beziehende Recht nicht einseitig in Rücksicht bloss 
einer einzigen nutzbaren Eigenschaft derselben und eines einzi- 
gen Zwecks, für den sie sich benutzen lassen, bestimmt werden; 
sondern allseitig in Rücksicht aller ihrer nutzbaren Eigenschaften 
und für alle Zwecke sowohl nnsers Lehens, als des Lebens aller 
übrigen Menschen, die mit uns auf denselben Lebeosgebitt ver- 
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eint 8in(ll'*3 Nur dann wird allen, aas allen Rechtsgränden 
sich ergebenden Rechtsfodernngen aller Rechtsperso- 
nen, allen Hechtsbedörfhissen dnrch alle Rechtsmittel, zugleich 
genügt werden können, and wird das Ganze des Rechts 
ein mit sich selbst und allem andern Guten überein- 
stimmender Organismns sein 4*}. 

Irriger Weise hat man das Redit zu gründen versucht — 
anstatt auf die ganze Vemunftbestimmung, soferii ihre Erfüllung 
abhängt von der Leistung aller ihrer Bedingnisse dnrch die Men- 
schen an einander — vielmehr: 

i') entweder auf den Willen, oder auch auf die Willensüber- 
einknnft d. h. den Vertrag. Daher man denn die Allge- 
meingöltigkeil des Satzes : volenli non fit injuria behauptet 
hat, während doch nur im Bereich des individuellen 
Rechts Manches vom blossen Willen abhängt, der dann 
insoweit einen Theil des Rechtsgmndes ausmacht und einen, 
den allgemeinen Rechtsgrund ergänzenden, besondern 
oder eigentlich individuellen Rechtsgrund abgibt ,*#*3* 



*') Wenn eine Sache z. B. zur Nahrung, aber aach zur Bereitung eines 
Arznef mittels , Werlizeugs, Kleidangsstücks etc. brauchbar ist, so muss das 
Recht in Hinsicht jener Sache nach allen diesen Zwecken zusammen, wofür 
eie Mittel werden kann, bestimmt werden. So kann und soll z. B. der Grand 
und Baden benutzt werden für die verschiedensten Bedürfnisse der Menschen. 
Um nun alle darauf sich beziehenden Rechte za Baden , muss nicht nur Eines 
oder das Andere, sondern Alles, wozu er irgend sich brauchen lässt, in Be- 
tracht gezogen werden , also nicht etwa bloss sein Anbau , sondern auch seine 
Benutzung zum äussern Verkehr, Nalurgennss, Häuserbau, Bergbau, Jagdbelrieb 
etc., und bei seinem Anbau wieder nicht bloss der Feldbau, sondern auch der 
Wald- und Wiesenbau, beim Feldbau aber nicht allein die Erzeugung von Nah- 
mngsmitteln , sondern auch von KleidungatolTen , Farbstoffen etc. Schon daraus 
orgibt sich die weiterhin näher zu erweisende Unstatthanigkeit eines ganz unbe- 
dingten , in keiner Eiicksiclit beschränkbareu Grundeigenlhums nnd Sacheigen- 
thums überhaupt, sowie dass eine Austheilung, von Beidem nur in eben dem 
Mass gerecht sein kann, eis sie allen jenen Rücksichten entspricht. 

••) Darauf dsss diess Letzte der FaQ sei, geht das objektiv-for- 
male, darauf dass das Erstere geschehe, das subjektiv-formale Rechts- 
prinzip. 

**fj Diess wird unten mehrfach (bes. %. 22) weiter erläutert ir^i^^u. 
Es gibt zwar bestimmte Rechte, die selbst ganz oder zum Theil auf dem IVeien 
individuellen Willen beruhen, insofern dieser selbst zn den wesenlichen Be- 
dingnissen bestimmter Lebenszwecke und Verhaltnisse z. B. der Ehe oder des 
Berujstandes gehört; und insoweit geschieht allerdings in der Behandlung nach 
seinem Willen einem Jeden sein Recht. Abgesehen aber von diesen päl imd 
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£3 oder anf die Wecbsetseitig'keit der LeiBtun^ des 
Re c h 1 8 ; so dass alle Andern einem Jedes nar dano sein 
Recht au leiatnt schnidig waren , wemt audh er ihnen das 
ihrige leistet, ausserdem aber ihn geradezu sb rechtlos 
behandeln därften (^Fiebte^- S» gewiss vielmehr Jedem 
sein Recht ziuiäcbat um seinetwillen zd leisten ist d. h. 
desahalb weil und sofern es ihm als veroänftigrm Wesen 
zukömmt, s« gewiss kann nicht das Leisten des Rechte ift 
DOS von seiner Seite der CrtuMl onsrer Recbtsletstea; an 
ihn sein. Wohl aber ist die.Wechsdaeitigkeit der Reehls- 
leifltimg Bkrht nnr eine g&mi atlgrainne Bechtsfsdennif: ei- 
nes Jeden an Alle für sieb uad Andere , sondern sie macht 
auweileo selbst einen Theil des Grunds oder Restands be- 
stimmter Reebte aas, sofern näniidi airaicbe Leistung:en 
teio objektiv, d.h. aaeb der NaAor deszn LeistendeD, ent- 
weder überbaspt gar nicbt, oder dwb zwctkDäs«^ nicht, 
ebne die gteichaeitige üe^iA^taag Atnkbax sind.- 

$. 16. m. Der Rechtszweck. 
■Sieht man-darauf hin, dass das Recht, wenn und sofern es 
sich als woM begründet erweist, ancb verwirklicht werden soll, 
ao kann diese Verwirklichung, als Xiweek eineä Handelas gc 
dacht, passend der Rechtszweek genannt werden *y. Genffv 
gvDtHBmen liegt also der Beditszwedt mir eben darin, dass die 
beiden (^^, tä.y erwähnten Elemente oder Faktoren, worin jedes 
Recht seinen Grand hat, zusammen da seien — nämlich: 
1) ein Lebenzweek, für den eine menscbliebe Leistnng; al» 



im A^emeisen gilt dia Regel: Ehnrch dea Wi:t(en (er »ei ann ßlnnt- o^ ' 
Gesasnalwille) kann Nichts Recbt werden, was nicht sn siel) recht 
nftd g,nl ist. Ni» Dieses aacb darf ein Jeder tbun, und es ist gruiidMB(A, 
das» M nadi Belieben aller sei&ei Rechte sieh bedienen hänae oder aich^ 
denn, dass er es thue, ist eine von seinem freien Willen ganz unabhängig» 
Bedi^nng seines eignen nnd seiner Nebesmensetiea vernünftigen Lebens. 

*3 Dieser für tfi» Wi^ensehaflBpra^a uentbehrticbe Ansdruck bat sidi 
in der neueren Zeit allmählich das Bürgerrecht errungen. Eine Bestimmung des 
dad&rcb bezdchneten Begiife findet sicli indeis nur bei Krause 0[° Abriss 
dsft Naturret^U S. ^; 102; 132l> E.r brancht dafür aoch den Ausdntck „in- 
iwrer Reobtszweck", um jede Verweohsinng zu vermeiden mit dem bestimmtea 
Ubessgut oder Lebeszweck C^on ihm auch „der äussere Rechtsaweck" ge- 
■aBat>^ deeaaB.-EwdckaiQ dorob das> Recht mö^icb gemacht oder gefördert 
werden soll . 
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BeiiagawB oder Nfttel «einer Erreiehun; gelbdert wird, und: 
S3 diese jenep Lebenzweck bedingende oder vennittelBde I^istun^ 
selbst , — m. a. W. darin , dasa das LebenBbedingniss — durch 
die wirkliche Leistung desselben — kq( den Lebenaweek toU- 
etündig bezogen werde. £bendamit ist dann der BeetilcBweck er- 
reicht oder erfüllt d. fa. das Recht selbst verwft-klftbt; — Kein 
Re(^t ist also denkbar ohne Bechtsgrnnd und Reehtffl«re<A., die- 
ser kann sich nur aas jenem ergeben und beide haben nothwen- 
dig gleichen Umfang mit einander und mit dem Redit selbat *^. 
Von selbst versteht »cb auch, dass derAechtszwedi dorehaos- 
niefats gemein hat mit irgend welchen «ndern, das Hecht nidits 
angehenden ifiweeken , voUead« nüt den Zwecken des blossea 
Nate^ns, «bwohl Beathaia und «eine Anhanger gmwlverkebr- 



*} Dieis Uast sich sehr |at z. B. an StraTrecht eriiatan, wo nie 
nni aas Mtugel üwet KinsickL i» di« Begriff» des Reeht^flnifes ind Re^l»- 
zvrecks and in deren Verhältniss zu einander ZD dem Glauben sich verleiteD las- 
sen konnte: die Gerechtigkeit fbdere, dass dieStrafe gar keine Zweckbezie- 
hong habe (s. g. absolute oder WiedervergettuBgstheorie^ oder 
doch keine Beiiehn&g auf ein» b»stimintetr, nüehsten Zweck (a. g. 
gtrsfgerechtigkettatheQrt«, — vgl itber sie meine Kec. der „Geredh- 
tigheitstlieorie'' des Fihrn. YO« freuschag von und lu Lieb&nstein ii 
Ricbt«r's u- Schoeider's kril. Jahrbb. für deutsche Reehlsw. 1841, Heft 
9.), — da doch die Wahrheit, durch deren Missdeutung man io jenen Irrwabtt 
verfiel, nur diese ist: dass nie der Zweck des Rechts ausserhalb desselben 
gesucht werden darf in irgend etnem, den Recht ak selchetn fremden , äns^ 
Eeren Vortheil oder Nutzen z. B. beim StraTrecht nie in der Abschrecknng An- 
derer dnrch das Beispiel u. dgl. — Ebenso muss , sobald der einzig mögliche 
RechtsEweck der Strafe erreicht uad somä ihrem Hechtsgiondei veUstindig ge- 
legt ist, mit Beidem auch das ReeU der Stiafe »orhören, de rie 4erUb»r 
hinans gar keinen Sinn mehr bat uad die Zwecke dss vernünftigen Lebens 
(also das Gute) fernerhin nicht fördert» sondern slfirt, abo selbst ete BdseB 
und Unrecht ist. 

Da nach dei» Auen kein ReiM ohne Zweck seil kann anii da nnter den 
Hechtezweck selbst nur die in dem wbediegteD Begriff ist. Rechtsgruades ent- 
halitene unbedingte Veraunftfoderusg (oder Aulgabe) der wirklichen Vereinlging 
dn beiden Bestnidtheile des Rechlsgrimdes in de« Recht selbst sa deeken ist, 
so erbelU die Unstftlthaftiskeit dftr Annahme eines feiedHchea 
Gegensalzes nwisehen dem Refthtmässtgen nnd dem Zwe^kmäs- 
»igen ftberhaiipt, und de« ätaatäzwe-ckmisigea oder Folitischea 
tesbesigodere ($. 3. er. 3,}, aoilem nar unter dem ZweckBässigen moU 
e« bloBS seheinbar (nach den foundsiltien der Fariaaer eitnr Jraaiten) Zwedt- 
mihsig'a oder Nlilzlwbes, soadefn das dem VernennEweck überhaupt, «der er- 
aeifi dsrio' h^ileiw beäQBdwQ Vwvafiawwki, Genüsse, verstimdan wird. 
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ter Weise das Recht auFgehen lassen wollen in dem ganz rela- 
tiven Betriff des ffir die Mehrzahl Nutzlichsten *}. 

Nach dem Hechtsgmnd und Rechlszweck sind die Hechte 
entweder allgemeine Rechte, die allen Menschen als Men- 
adien^üb^baopt zukommen, oder besondere, die ihnen als vfer- 
sohiedenea (auch Geschlecht, Alter etc.), oder individuelle, 
die ihnen als gerade diesen Menschen zukommen. 

$.17. IV. Das Subjekt des Rechts. 
Das Recht kömmt (^im Empfangen nnd Leisten) bloss selbst- 
bewDBsten und der Selbstbestimmnng fär Vemunftzwecke fähi- 
gen Wesen zn d. h. Yernnnftwesen oder Personen, die insofern 
, Rechtssobjekte oder Rechtspersonen genannt werden. 
Alles Recht ist mithin wesenlich persönlich d. h. Eigenschaft 
von Personen, auch das s. g. Sachrecht, — welcher Ansdrack 
nur die nothwendige Beziehung des Rechts auch auf eigentliche 
Sachen d. h. auf Naturdinge bezeichnet , insofern deren Kräfte 
and BrauchKchkeiten wesenliche Bedingnisae eines vemnnftge- 
nässen Lebens enthalten. 

Nnr wenn die Gerechtigkeit zohöchst als Eigenschaft Got- 
tes, als des unendlichen Yemunftwesens, erkannt ist, das Recht 
pithin auch als ein göttliches , im Terhältniss Gottes znr Welt 
gegebenes, wird auch eine vollendete Barstellung des menschli- 
ehen Rechts möglich **). — In welcher Beziehung stehen 
Thiere zum Recht? (b. S. 80. Anm.) — 



*} Eine „prAstabilirte Hannonie" des Nützlichen mit d«m Gerechten lässt 
eich, wie e> schon TOn den Griechen geschah, allerdings- insorem behaopten, 
als am Ende nnd von allen Seiten betrachtet, das Gerechte audi das Nöli- 
tichste sein wird. Ebenso muss auch die Uebereinstimmuog des Rechts mit Al- 
lem, was wahr, gut, schon nnd religiäs ist, behauptet werden. S. Krause's 
Philosophie der Geschichte Bd. I. S. 188 und obeB S. 33 zu A. 

**3 Eine volleodet wiaseDschaßliche Filosofie des Rechts mnss also thei- 
8 tisch sein in dem Sinn, dass sie von Gott, nnd zwar einem persönlichen 
(nor freili^ nicht anthropamorfosjrten !} Gott, als Prinzip alles. Seins nnd Erken- 
neiA, Msgehen muss (ß. 21. Ann.;) WOrde also Stab! nur Diess hehanpten, so 
bätte er, neben so vielen schiefen und wissenschanwidrigen BehaoptangeD in sei- 
■er.SchriR über RecbtsGIosofle , auch eine gniodwichtige Wahrheit ansgesprochen. 
Allein er selbst yerfilschl sie sogleich wlader dadurch , dass er dem Begriff 
„th^stigiA" den Begriff „christlich" anterzaschteben sucht. Das van ihm be- 
hauptelfi Streben der FilosoDe , also auch der Rechtsfliosofie , ehie chrisUiebfl ' 
zn sein d. h. „sich in UebsreiosUmnwng mit dem Christentbom zO setJSn''. Ql- 
S. 353}, also mit dessen Satznngeu «Is 'SolcheB, wÄde '«iiltncbtend ein Stre- 
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Da« EechfBsaftjekt verhält sich wesenlieh zum RechtsobjeXt 
wie der Selbstzweck znin blossen Mittel, und jede Yerkehninf 
des Ersterea in Letzteree ist durchaus rechtswidrig. Insofeiii 
ist auch der seit Kant übliche Ausdmck dinglicb-persöali- 
ch es Recht fS.38^ missleitend. Immer können daher anPersonea 
nnr ihre einzelen Kraftaasserongen (^nützlichen Dienste^ ^ für sieb 
betraditet, als blosses Mittel d. h. als Rechtssache gelten, nie 
die ganzen Personen, die einander zwar ebenfalls Mittel d. h. 
nützlich für ihren Lebenzweck sind und sein sollen, aber nur so- 
weit es mit ihrer Selbstwürde sich verträgt. 

Das Recbtssnbjekt kann sein: entweder ein Einzelwesen 
^ oder ein Gesammtwesen (^eine Gesellschaft oder Gemeinde'), 
d. b. eine Mehrheit von Einzelwesen, sofern sie in einer Ver- 
einigong des Lebens stehen , die zum l'beil schon eine ursprüng- 
lich (^durch ihre Eigenschaft als Glieder des Menschengeschlechts^ 
desselben Volks, derselben Familie etc. 3 gegebene, also der 



ben nach Selbstverntchlang sein, ein ZDrdcksinken in ficht mittelalt^lichfn 
Scholastizismus. Er besDheidet sich indessen selbst (ib. S. 302}, daas es ihm 
'vrohl nur gelangen Bei, die Nothvrendigkeit des Tbeistiscben, nicht auch des 
Christlichen in der Rechtsfilosüfle zu zeigen. Schade , dass er bei dem vergeb- 
lichen Versnc'i, diess Letzte zn erweisen, so viele gote Krall in soSstiacheD 
Känsten verschwendet and fast Alles von seiner nalQrlicben Stelle gertickt hat 
(Man lese nur einmal, als Präbchen dieser OfTenbarungs - oder DreieinigVeits- ' 
FilosoÖe, z.B. die Dedaktion des Familienrechls ! Bd. II, 1, S. 240 ff.}. Das 
Erste war lange vor ihm, und besser als durch ihn, von Kranse, — «f 
dem einzig statthaften, rein fliosoßschen Wege — erwiesen. Treffend nannte 
.sehon Gäffner (in einer Rec. von Göschel's zerstreuten Blättern in den 
krit Jahrbb für denlache R. WO Stahl's „Versuch der Komposition einer 
RecbtsBlosoße , angeblich nach geschichtlicher Ansicht, am einem Nie- 
derschlag des positiven Rechts vermittelst eines Einschlags von christlichen 
Dogmen" — : „ein warnendes Beispiel des nolhwendigen Mis^ingeos des Ver- 
suchs^ eine Wissenschaft anders als aus ihrem eignen Prinzip zn hyposfasiren". 
Wenn wir bei Stahl selbst das ofTne Bekenn tniss finden, dass der Hochpnnkt 
aller, also auch der Rechts-Filosofle im Aufgeben ihrer selbst d. h. im Stützen 
derselben auf eine ihr äussere s. g. geschichtliche Grundlage bestehe — in 
den Worten (11, 1. S. 17}: „Die Philosophie hat jetzt durch Schelling 
„die Stufe erreicht, auf der sie anerkennt, dass a priori nichts gewusst wer- 
„den kann, dass alles Schäpfung, Geschichte, freie That Gattes, freie Hitwir- 
„kung der Geschöpfe ist" — so li^t schon damit am Tage, dass eine solche 
, angebliche Rechtsfilosofle WisseoschaR und Leben ebensowenig fördern kann, 
als es B. von Leonhardi in seinem Vor&ericht zu Kranse's Philosophie 
der Geschichte Bd. I. S. VIIL von Schelling's neuester Richtung überhaupt 
behauptet mit den Worten; „Rann der heute von Schelling gebotene Zwit- 
ter Ton Unphilosf^e und (Jngescbidite es sein, der ans Torwfirts bltagtl" — 
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ClriiM«ire nacb nawilUiärliehe, i«t, zom Thefl abfer, dnrdi die 
Qememsaiiikeit des Zweeks und des 'Wirkens für denselben, von 
der menschlichen Freiheit abhängt. Eine solche s. g, morali-^ 
■ che, mystische oder juristische Person steht dann ihrer 
Idee nnd ihrem Umfang nach auf einer hohem Stufe als dieRechts- 
personen, die ihre Glieder sind, diese möo;cn nun wiedemm Ge-> 
samm^ersonen oder Ginzelpersoaen sein. Darum erhält auch das 
Becht dieser untergeordneten Rechtspei-sonen durch das innere 
Redit des höhwn Ganzen (^der Gesellschaftea verschiedener Art 
and StufeJ , denen sie angehören , wesenlich vielfache nibere 
Bestimmungen und Beschrankungen , so wenig es aoch dadurch 
erzengt und begründet ist, oder dadurch jemals vernich-' , 
tet »erden darf. 

§.18. V. DieReehtsftbigkeit oder das Vermögen des 
Rechts. 

In der Verannftbestimmung — sofern ihre Erreidiung von 
freien Bedingungen abhängt — als dem Grunde alles Rechts (^die- 
ses werde nun als ein Nothwendiges , Wirkliches, oder Mögli- 
ches gedacht^ ist zugleich die Möglichkeit des Hechts für Men- - 
sehen begründet d. h. das Rechfsvermögen oder die Rechts- 
fähigkeit (^capuQ derselben, die auch ihre Rechtswürdig- 
keit und Rechtsbedürftigkeit ausmacht 

Die Rechtsfähigkeit ist aber selbst wiederum die Fähi|;keit 
des allgemeinen, besondern nnd individuellen Rechts (§. 16.). 
Und zwar ist die allgemeine Rechtsfähigkeit ebenso un- 
bedingt und unabhängig nicht nur von aller Andern, sondern auch ' 
vom eignen freien Willen des Menschen^ 'als ihr Grand es ist, 
d. h. die Temnnftbestimmang selbst. 

Unabhängig von der Einsicht des Rechts, dem Wollen des 
Rechts und der Möglichkeit oder Wirklichkeit eigner Leistung 
des Rechts «3, kömmt sie Allen zu, also auch: dem Ungebern^i, 



*) Schon (S. "I^i r.) bei BetracMung des RechCsgntndSs hat sieh ergebe» , dass 
di* WecbeeUeitigkeit der Leistung und .das WoHes des Rechts 
sie für die Rechlsfähi^eit überltai^, wohl aber fitr beslRbmle eiazele Reehtu 
vorassgesetzt siu). Ebeadiesi ist mit der Erkenntniss des Rechts der 
Fall, (Kd 2. B. ftlr dBn.Bentf d«3 Richters snstreitig erfodert ist, oleht aber 
aUgeaein das Recht, z. B. des' Kinde», bedingl. Etnem Jeden ist also sein 
RecM z» leisten , »icb wenn vt es aieht selbst oulsiehl viü federt, oder Aitdern 
ihr. Beeilt kBistea kaan odei wJlL 
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dem Kinde, dem UninüadJireo, dem V^breeber, deiii filfidsinnl- 
^en und Rasenden , dem Oebrechlichen und &aoken, ja, wie 
sich unten »eigen wird, soga.T dem Todteo, — wenn auch Jedem 
von Diesen in sehr verBcbiedenem Maase. Kein Mensch kann also 
jemals ganz rechtlos sein oder werden #3- 

In der allgemeinen Rechtsfähigkeit ist aber zugleich die be- 
.aondej-e und die individuelle Rechtsfähigkeit begrändet, 
beide jedoch nur bedingter Weise , indem erstere an das Daaein 
gewisser allgemeinen (^nicbt bloss individuellen^ Verschiedenhei- 
ten der Menschen z. B. nach Rasse , Alter, Geschlecht etc., lets- 
tere an das Dasein einer ganz bestiramteo AUeineigeothämlich- 
ke'tt einer Rechtsperson sich knüpft. Beide sind, insofern der 
Lebenszustand selbst es ist , worauf sie sich beziehen z. B. das 
Aller, die Sittlichkeit etc., zum Theil ebenfalls dem Wechsel 
und, insofern es für jenen erfodert ist, mehrfachen BesebrtUiknn- 
gen unterworfen. 

Anf die stete stufenweise Entfaltung der Rechtsfühigkeit grün- 
det sich das RechtsbefähigungB- oderErziehongs- und Vormond- 
schftflrecht (^folglich auch das Strafrecht und zum Tbeil auch 
das Regierungsrecht^. — Die unterste Stufe der Rechtsfähigkeit 
ist die, welche det* untersten Stufe der Persönlichkeit entspricht, 
auf der die Menseben ([die Einzelea oder ganze Völker^ noch 
thierähnlich in blossem sionticbeu Seibatleben befangen sind. 

$. 19. VT. Die Rechtebefugniss im weitern Sinn oder 
das Recht im sabjektiven Sinn ([die Rechts- 
fodernng'). 

Das Recht, in seiner Beziehung auf das Subjekt, dem za- ■ 
köount, es zu Ieisti»i oder sich leisten zu lassen, kann das sab- 
jektive Recht oder auch die Rechtsbefugsiss, in einem 
weiteren Sinn dieser Worte, genannt werden. Denn da Alles, 
was der Vernunft Gemässes mit freiem Willen geschieht, mit 
Fug geschieht ([sowie das Entgegengesetzte sittlicher oder recht- 
licher Unfug — nefa* ist}, so kann die in dem Grunde alles 
Recbta mitenthaltene Foderuag des Redits als eines Befugten, 



*\ Die ReehtloBigkeit als Strafe 1 h. als mnXtelbn«, idlnta». 
4ige, o4er auclt als nur miltelhare RficblsTolga «es Unr^ttts. wldu^ricU g6- 
rad«zii dem Grande nnd der HeÜi^eit irilas RecUs oad der Wurde' de» üüm- 
schen als Rechtsperson, miUiia sich selbst. 
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d. h. als «ioes durch den freien Willen der ReohtssDbjekte za 
Yollbringenden, anch deren Rechtsbefagnisa überhanpt heisKii. 
Daa ganze subjektive Recht bezieht sich wieder entwe- 
'der auf das empfangende Subjekt — als dessen Rechtsan-, 
Spruch, Rechtaberugniss oder Recht im engern Sinn 
dGerecbtsame^ , oder auf das leistende Subjekt — als dessen 
Rechtsobliegenheit, Yerbindlicbkeit, Schuldigkeit, 
auch wohl Rechtspflicht, und es besteht nur in Beidem zu- 
gleich in innigster Wechselbeziehung. Darum Usst zwar das Eine 
Indem sich ableiten. Beides aber nur aus 
Inhalts des Rechts d. h. Desäen, was an 
tcht ist, und niemals aus der hinzakom- 
: das als Recht Erkannte auch freiwillig za 

ch und die Rechtsverbindlicbkeit sind nur die 
beiden, einander ganz entsprechenden und bedingenden, wahrhaft 
organisch verbundenen Seiten oder Glieder des einen und ganzen 
subjektiven Rechts. Dieses ändert sich daher oder hört auf zu- 
gleich mit dem Einen oder dem Andern seiner beiden Glieder «#). 
Sfa. das subjektive Recht überhaupt nichts Anderes ist, als das 
objektive Recht, insofern es von bestimmten Personen (^gleicher 
oder verschiedener Art und Stafe^ verwirklicht wird oder doch 
werden kann and soll , so müssen Rechtsanspruch und >Hecbts- 
obliegenheit wesenlich zugleich nach den beiden Grundbe- 
standtheilen des Rechtsverhältnisses selbst bestimmt werden, — 
also in Rücksicht des durch dasselbe zu fördernden Zwecks und 
des an Personen oder Sachen haftenden Bedingnisses seiner Er- 
reichung — und zwar wiederum in Rücksicht nicht nur auf die 
Perssn, der das Recht zu leisten ist, sondern auch auf diejenige, 
die es zu leisten bat, m. a. W. so wie es dem Rechtsbedürfniss 
der Ersteren und der Gesammtbeschaffenheit (z. B. der Geistes- 



*} Ungemein Viele siDd, lam Tbeil wohl durch Jene Wahrheit verleitet, 
in diesen irrtham rerfallen z. B. Schulze, Leitfaden etc. S- 79- 

••} Z. B. der geistig oder körperlich schwächer oder ganz schwach Ge- 
wordene kann nicht mehr verbunden aein, ebensoviel wie sonst oder Uber- 
haapt noch zn arbeiten, und Niemand kann daher an ihn fodem, dass er es 
dennoch nach wie vor thue. Oder Jemand , der bisher von seinen Milmen- 
Bcheo ernährt zu werden den Rechtsanspruch hatte, z. B. als Kind, ist 
oan selbst im Stande , sein Brod zu verdienen. Dann hat auch Niemand mehr 
gegen ihn die frühere ObliegenheiL 
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oder KSrperkraft) der Letzteren und dem g&uzeb Recbt Beider 
und der Gesammtheit entspricht #3' 

£s ist ferner der Rechtsanspruch zugleich ReChts'- 
. Verbindlichkeit, zunächst des Berechtigten selbst, nfichstdem 
anch aller Andern. Denn so gewiss das Recht überhaupt unab-f 
hiins;ig von allem Belieben Verwirklicht werden soll, so gewiss 
mnss der Berechtigte .seinen Ansprach geltend machen, — es sei 
denn dass Freiwilligkeit znm Grunde gerade dieses Rechts gehßre ' 
(^8. 41 3 — da er sonst vielfach selbst ausser Stand sein wärde, An- 
dern ihr Recht zu leisten and Diese zugleich ausser Stand setzen 
wurde, anch ihm das Seinige zu leisten. Da auf diese Weise 
ohne Zweifel Alle rechtlich mitbetheiligt sind, so ist auch Jeder 
verbunden und befugt, ffir sich und alle Andern das Recht zu fe- 
dern und überhaupt dafür, soviel an ihm ist, mitzuwirken **^. 

Umgekehrt ist die Rechtsverbindlichkeit zugleich 
Rechtsanspruch, m. a. W.: Wozu man verbanden ist, dazu 
ist man auch berechtigt. Ein Jeder hat das Recht , seine PflioM 
zu erfüllen und alles deren Erfüllung Bedingende von Andern zu 
fodem ***). 



*} So lässt sich I. B. beim ßrziehuDgarecht der ÜecbtsaDspracft ODd die 
gegenüberslehende Rechtsverbiodlichkeit ganz rechtgemäss nur feststelleo in Be- 
tracht vor Allem der im Erziehungszweck begründeten Bedürfnisse, sowie der 
fttr deren Befriedigung vorhandenen oder erreichbaren Mittel, sodann aber 
anch sowohl der Person des Zöglings (nach lodividnalität, Aller, Geschlecht etc.'), 
als aoch des Erziehers Qe nachdem er Vater oder Vormnod, gebildet, wohl- 
habend etc. oder nicht ist} , je nachdem endlich die Ueberwachüng der Erile- 
bang von Saiten der Gesellschaft so oder anders beschälten ist etc. 

**} So müssen z. B. Kinder ilires Rechtsansprachs auf Belehrung sich be- 
dienen. Jeder ist dabei betheiligf, dass sie nicht durch ihre oder Anderer 
Schuld ohne den gehörigen oder gar ühno allen Unterricht aufwachsen. Ebenso 
sind Alle mitbetheiligt, dass den Verbrechern in der angemessenen Strafe ihr 
Recht geschehe; dass jeder in Staat oder Gemeinde etc. Wahlberechtigte auch 
wirklich wähle; dass jeder Beamte wirklich seinen Beruf erfülle, d. h. dadurch 
dass er dessen Rechte übt, zi^leich dessen Pflichten nachkomme, da unter dem 
Gegeniheil offenbar Alle mitleidet). 

***} Der Richter hat i. ß. ku fodern: dass ihn die Burger in Erfüllung 
der Obliegenheiten seines Amts unterstiilzen, indem sie Zäugniss ablegen, dabei 

■ die Wahrheit Sagen etc.; der Schuldner; dass der Glaubiger ihm s^ne Lei- 
stung nicht unmöglich mache oder erschwere, dass er sie annehme etc. 

Die positiven Rechte habeii zwar den innigen Zusammenhang der beiden 
Seiten des subjektiven Rechts bei manchen Rechtsverhältnissen durch mehrfache 

. fetale Rechlsbestimmungen , z. B. über mora acdpiendi, anerkannt, selu- häufig 
aber auch ihn ganz übersehen. So das nordamerihanische Staatsrecht durch den 
Rödor'B Qroadadge doB Natarreeht*. 4 
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Der ReditMaq^oh und die Rechteverbindlidikfeit sind ead- 
lich wieder entweder einseitig oder wechselseitig^, je nach 
der Einseitigkeit oder Wechselseiti^keit dee Lebens- und Rechts- 
veriuiltnisBea gelbst, dessen Glieder sie sind. Ersteres ist der 
Fall z. B. beim VerhültDisB des Zögling^ sam Erzieher, weil hier 
nur auf einer Seite das Bedärfniss besteht, dem die Erziehnng 
abhelfen muas. Letzteres aber kann wieder entweder aof gleich- 
artige oder verschiedenartige Weise der Fall sein. So fin- 
det Jenes beim Verhältniss des Menacheo zum Menschen rein als 
solchem, z, B. in Hinsieht des Rechts aaf Ehre, Statt, zufolge 
des ganz gleichen gegenseitigen BedurfhisHS Aller; Dieses aber 
beim Mann als Mann and der Fraa als Frau, also Beide nach d&e 
CieschlechlaverBchiedaiheit betraehtet, z.B. im ehelichen Yerfattlt- 
niss, wonach sich innerhalb desselben (jdas »ich übrigens auf ge^ 
genseitiges BedärfiÜBs gnlndet^ wiedemm Ans|n1lche und Ver- 
bindlichkeit«! verschiedener Art ergebea. Nie aber darf verges- 
sen werden, daas anch bei solchen wecheelsdtigen Verhältnissen 
das Rechtliche (die Sechtsfodenuig sowohl als die Reehtssdiul- 
digkeit]) zunächst immer nur auf der Beschaffenheit eines jeden 
der gegenseitigen Verhältnisse für sich selbst und allein 
betrachtet beruht, nieht aber auf dem Grande der Wechselsei- 
tigkeit, ausser wenn und insoweit etwa Leistung und Gegen- 
leistung ihrem Gegenstand nach verbunden sind d. h. jede nur 
mit der andern aosammen denkbar ist *'). 



Satz: die Beamten haben nur Pflichten — , der ebenso einseitig nnd falsch ist 
wie der entgegengeselite : die Beamten haben nnr Rechte — oder doch i die 
Regierung hat nnr Rechte und nnr Gewissenspüichleo , — wie man Letzteres, 
durch den Iirthum, als ob alle wahren Rechte auch erzwingbar sein massten, 
verleitet , wenigstens für die Monarchie gewöhnlich liehanptet. Allein die Rechte 
des Staatsoberiuiupts , wie aller Staatsorgane (oder öffentlichen Funbtiontlre) , 
reichen nnr gerade so weit als ihre Rechts Obliegenheiten , und Seides zasammen, 
d. b. ihr ganzes subjektives Recht, liaon nur erkannt werden aas dem 
objehtiven Recht, wie solches ans dem Zweck der Funktion, dareu ao- 
ziales Organ sie sind , sich ergibt. Manches Treffende iat über die Nolhwen- 
digheit der Ableitnng des subjektiven aus dem objektiven Recht gesagt von 
Henrici, Ideen znr Begrflndnng der Rechtslehio, ThI. Ü, S. 316 ff. 

' *3 So z. ß. wenn Zwei ein Daett zn singen verabredet haben. Aber im- 
mer nur insoweit erlöschen die Rechtsobliegenheiten von der einen Seite 
durch NichterTülInng der Rechtsverbindlichheiten von der andern Seite, als ihre 
zweckmässige Ertüllong dadnrdi unmöglich wird, und nicht, wie Fichte be- 
hauptet CNaInrrecht I. S. 103) allgemein und nnbediogt. S. oben $. 16. 
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$. 80. VII. DasGeftetz oder derGrundsatz de« Rechte- 
Das Recht tst, wie sbhon obeb (]bM. $. 7.,n. lä.^ näher er- 
wiesen wnrde, ein bei allem Wechsel seinei" Individuellen ge- 
schichtlichen Gestaltong Blefbendies, ein Allji^emeines nnd 
Wesenliches d. h. ein Gesetz [üt daä itaehschliche Leben^ 
und zwar ein solches, worin die Richtung^ unserll Thoiis nnd Las- 
sens auf »lies Das geFodert wird ,' was Andere fiir ihr vemanft- 
getn^sses Leben v»n uns verlangen können. Es zeigte sich fer- 
ner das Hecht in doppelter Hinsicht als Gesetz. £» ist nämlich : 
13 ein objekives Getet« (^§. 9.^ d. h. es finiss das Recht, weil 
es das Recht ist, durchaus verwirklicht werden, es mögen 
nun Einzele oder Viele es einseben und wollen oder nicht, 
nothfalls also, soweit es möglich ist Qe nach der Beschaf- 
fenheit eines bestinunten Recbtsverhätnisses]) tiogar dnrch 
rechtlicheZwangmittel. Vermöge des rein sschlicheln 
Prinzips oder Grundsatzes des Rechts selbst, das 
von der Beziehung des Recht« auf den sittiii;hea Willeti 
ganz unabhängig und wohl zu unterscheiden ist ($. 18.), 
soll also Alles was an sich Recht ist und nur Diess, als 
nnentbehrlich für eine vernünftige Weltordnung s'chlech- 
terdings zu Stande gebracht und aufrechterhalten wer- 
den , sei Diess auch Mancheui noch so unangenehm nnd 
empfindlich (_z. B. bei der Strafe) oder noch so unbegreiflich. 
Es ist aber das Recht zugleich auch: 
S) ein »ubfektiveg oder WiÜenagesetv , nämlich ein dan Sit- 
tengesetz untergeordnetem ($. 8), nnd nicht etwa der 
Widerspruch eines s. g. ]^rlaubnissgesetzes *J. — 
Die hergebrachte Annahme dieses letzteren erklärt sich 
nur daraus, dass manche Handlungen, die sittlich offenbar 
nicht gleichgültig sind , rechtlich entweder gleichgültig 
siad**), oder — noch Öfter — es zu sein wenigstens 



*} Binerseils bdieoptet tnan ge'^öbnlich , das BecbtsgeseU sei ein fiesetz, 
das nicht auf ein Sollen gehe, sondern nur auf ein Dürfen (ein Erlaubtsein}, 
ODil andrerseits doch wieder, ^ss Zwang (sogar in aDen Fällen!) zo seiner 
VenvirhHcliang Statt finde. 

**) Itechtgemäss oder recht sind Handlungen nicht nur dann, wenn 
dnrch sie selbst das Recht verwirklicht wird, sondern auch dann, wenn sie 
mit ihm mir nicht im Streit sind, weil sie gant ausserhalb des Rechtsgebiets 
liegen, nämlich innerhalb des Gebiets der sittlichen Freiheit, welches das Recht 
uDberiilirt lässt, und ohne welches jede Sittlichkeit undenkbar wäre. Wo nnn 

4 « 
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scheineo, zuma> bei der sehr verBchiedenen oft sehr ge- 
ringen Ausdebntmg der Staatagesetze in Hinsicht solcher 
Handlungen. Ebendarans erkJart sich auch der Begriff der 
Billigkeit im YerhiiltniBS zum strengen positiven Hecht, 
dnrch die den Härten and der UnvoUständigkeit dieses letz- 
teren , zumal in' der obenerwähnten Beziehung abgeholfen 
, werden muss. Die Billigkeit, die ohne Frage von jedem 
positiven Recht als nnentbehrliches eignes corrigens zn be- 
rücksichtigen ist, möchte nämlich wohl am Richtigsten auf- 
zufassen sein als das Einräumen alles Dessen , was von nna 
als wahres fz. B-verbältnissmässig gleiches} Recht bereits 
erkannt, obwohl im positiven Recht als solches noch nicht 
anerkannt ist #}. 



auf diese Weise, Jeaseits seiner Sfäre, das Recht^esetz weder verbietet 
noch gebietet, sondern deu Einzelen Qberlässt, unter mehrem für ihre Zwecke 
Möglichen, so wie sie es vor ihrem eignen Gewissen verantworleo zd können 
glauben, frei za wählen, da Hess man sich durch jenes Schweigen des Rechts- 
gesetzes EQ der Meinung verleiten: es erlaube insoweit ebensowohl das Böse, 
.als das Gnte, ennficht^e also tax Unsittlidikeit — eine Meinung, wodurch die 
Einheit der Veroanfl aulgegeben wird , da sie danach sich selbst widersprechen 
i. B. ein Recbt onmässig, faul, lügoeriscb zu sein, gewähren würde. Bloss 
Jenes wollen auch die Sätze sagen: Non omne quod Ucet konettum eit und: 
stanmumjus, suutma saepe injuria velmaHtia, die nur wenn sie vom posi- 
tiven Recht verstanden werden, buchstäblich wahr sind. Nor im Bereich des 
rein individuellen Rechtskreises gilt aber dem äussern Recht ganz gleich, fär 
Was das Individuum sich selbst bestimmt; es darf also (d. h. es ist ihm er- 
laubt) insofern ganz nach sittlich-freiem Belieben thun od«- lassen. Im 
Zweifel muss überhaupt zu Gunsten der Freiheit des Individuums ausgelegt 
werden, Was man mit dem, freilich der Missdeatnng unterworfenen, Salze sa- 
gen will: „Was nicht verboten ist, ist erlaubt" Diese Auslegung gilt auch in 
alten positiven Rechten als Regel (l.. un. Cod. III, 7.), zumal im Privat- 
recht — wo E. B. bei Rechtstreiten die Geridite nur nach Dem entscheiden, 
was die Tbeile in der Verhandlung vorgebracht haben (s. g. Vorhandlangs- 
maxime] etc. — ; aber sogar im öffentlichen Recht, wo z. B. Zwang zu 
einem Amt, einer Wahl, Depulirlenfunktion etc. nicht Üblich ist, wenn er auch, 
wegen der hier unzweifelhaften Mitbetheiligung Aller fS. 49}, aosnahmweise 
statthaft, ja nothwendig sein kann, daher, besonders ia EepobUken z. B. im 
alten Venedig, wirklich vorkömmt, 

*) Darin liegt auch der Grund, wesshalb behauptet werden muss, dass 
es allerdings auch ein Recht auf Billigkeit gibt (nicht bloss einen An- 
spruch in Hinsicht ihrer an die Sittlichkeit}, das mehr oder minder in den 
verschiedenen Staaten zur wirklichen Geltung gelangt ist. S. Bauer, Lehrb. 
des N. R. (ed. 3.}, §. 43. nota a. und Hugo Lehrb. des N. R. (ed. 4.) $S- 
74; 146; 15, 
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DRITTER ABSCHNITT. 

Anhang zur Darstellaog der Grandbestandtheile 
des Rechts. 

$. Sl. I. Ton den Eintheilangen des Rechts*). 
Eine baltbare und wahrhaft erschöpfende Bintheilang; des 
jcanzeo ßedits ist in den heutigen positiven Aechten nicht zu fin- 
den , schon darum weil bis jetzt im wirklichen Leben der Völker 
überhaupt noch keine höhere Stufe des Rechtsgebäudes erreicht 
ist, als der (^Volks-^iStaat, und weil auch noch keines Staats Ge- 
setzgebung von einem völlig klar und richtig bestimmten Rechls- 
begriff ausgegangen ist. £iae solche Eintheilung kann nämlich 
offenbar nur hergenommen werden zunächst von dem Objekt oder 
Inhalt des Rechts selbst nach den beiden BestandtheUen seines 
Grundes, für sich allein und zusammengenommen, nächstdem aber 
von den Subjekten des Rechts. Hiemach stellt sich Folgendes 
heraus : 
1) In Binricht der ganzen Mentckenbettimmvng nach allen 
ikren Theilen, d. h. nach den einzelen vernunftigen Le- 
benzwecken, worauf das Recht sich bezieht«*}; ergibt 
sich z. B. die Eintheiinng in: Recht am der Religion willen 



*]) Die wichtigsten Eintheilangeo des Rechts sind hier sfimmtlich ange- 
führt Sie lassen sich aber wieder auf sehr verschiedene Weise tv, Anord- 
nang des ganzen Rechtsinhaits anwenden, nämlich je nachdem entweder die 
eine oder die andere derselben die dabei znin Grunde ni legende Hanpt- 
ablheilung abgeben kann. Alle nadi anderen, EmlheitgrOndeii ansserdem mög- 
lichen Einlbeilnngen , wie sie bei einer mehr ins Innere aasgeführten Darstel- 
lung des Rechts sich ergeben, schliessea sich leicht an die hier erwähnten an. 
**) Je nach dem Umfang des Lebenzwecks lässt sich das Recht weiter 
' in allgemeines, besonderes (nach der Verschiedenheit des Geschlechts, 
Ltibenalters etc.) und individuelles (nach der Alleineigenthümlichbeit de^ 
inneren Berufs, des Geschicks, der Neigung etc.) eintheilen. S. 44 n. 47. 

Eine strenge and vollständige Entwicklung der einzelen Lebenzwecke 
gehörte nm so weniger hierher , als die daraas fliessende Eintheilong der Rechte 
in der folgenden Darstellung , um die Vergleichnng mit gsllenden Becfaten nicht 
ZQ sehr zu erschweren, doch nicht die Hauptgrundlage abgeben durfte. Vgl, 
darJtlwr Krause's Abriss des N. R. S. 154 ff. 
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oder ifiar die Religion (^ReligionsrechtJ, WiBseiucliaftrecht, 
SittUcbkeib^cbt, Kmwtrecht (^nümlich : Recht fär die ubÖDc 
Kunst and Recht für die nützliche Konst, zu welchem letz- 
teren auch du Gewerbrecht, Handelsrecht etc. gebort^. 
Recht um def Reehta willen d. h. Staatsrecht ($. 84J etc. 
Anch das Gefühl hat seine Rechte, nicht minder wie die 
beiden andern GrnndkrÜfte and Zwecke des iQeiateslebens : 
die WahrheiterkenntniM und der sittliche Wille ; daher gibt 
es anch bestimmte Rechte u|n der Liebe willen ^ sie sei nun 
Verwandten- Freundes- Geschlechtsliebe, allgemeine Men- 
achenliette «tc Kbeoeo gibt es Rechte überhaupt tun der Ge- 
^l^k^it wiU^nu Südlich luiiq>ren sich auch viel&wke Jkechte 
«V folche Zwecke des Lebens, die sich aus der uBvermeid* 
li^ea Qe^chr&i^ktheit der Natur eadHcher Ver- 
pu^nftwesen ergehen, wonach ihr Lehen z. R. einer nnr 
allm&hUdAen. ^twükelung , ausserdem aber vielfacher gei- 
sti^^n i^i|l kwperlichea Ittangelhaftigkeit und Verderbnis» 
od.¥( Krankl)^ unterworfea ist, nad wodurch nothweadig 
die Erstr^bung süauatlicher Theile der MenschenbestimmuBg 
n^itbestimmt «od beschränkt wird. Man bat diese Recht», 
wozu z. SE. dw Knüehongs- und Stral^echt gehört, nicht 
unpassend die Rechte um der Kindlichkeit willen genannt. 
St) in Slituic/tt d^ Erfodermsae oder Itlittel de» metuchSchen 
l^betvmeckf.'*y zerfailt das gesammte Recht ia: 



*). Diw« Eintheilitag eitq^hl nahezu dJqeuigB, würaaE Bcbon die Rö- 
mer ihr richtiger Takt hinruhrtej obwohl sie dieselbe nur beim Privatrechl, 
ah dem einzigen Rechtslheil,' desseo Aosbiidaog sie sich angelegen sein lies- 
Ben, durckgetühit habflfi, nämlich die Eintheiloog in die Lehre Tom im perto- 
nanm, m i» V tmd der ablisalio. Die Rechte »n Personen (sehr 
sweideulig wai qjijtescbickl, „p^ersonliche Rechte" genaimt;) hätten noo. 
swu den. Rechte« auf oder an Sachen wohl eigentlich vorangestellt 
werde« soDea, schoa weil erslere die wJchliganen sind und wul äberhaupt Sa- 
eben in eogeren Siua immer aitf mittelbar bei Kechlevertuütni&aen in Be- 
tracht kommen, Indern , wie Pies^ die flögier wenigstens bei ibrem Foderiings- 
redit richtig (estgehalten haben, stets nnr menschliche Handlungen, anch wenn 
■ie sich auf Saphen beziehen sollten, des wahre Objekt des Rechts sind (§. 
10). Vgl. anch Hugo Näturrecht, §. 158. Indessen hat die umgekehrte An- 
or^UBK nicht nur Das fär sich, dass sie sich der Darstellweise der positiven 
t, sondern auch den inqern Grund, dass das Sachrecbt 
lieh dem Personrecht, zum Behuf seiner Verwirklichung 
In (praestare) einer bestimmten Person, federt, sondern 
Dg gegen Alle und Jede (gegen die Gesdlschaft) , zumeist 
^en, begründet Vgl. S. 55, Anmerk. ••). 
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•3 Becbl der Person, — «ofem nftuMdi dleVenwiiftlebens- 

bediDi^fuigeQ sokoD in dm ei^en, nur oiebt an störenden, 

Beschaffenheiten (^inneren ZastAnden oder Oülern) oder 

Thätigkeitäusserungen der Person bestehen. 

b^ Recht aaf oder an Sachen, Saohea- ([besser Sach-) 

Recht 
e) Recht an Personen d> h. auf bettinunte persönliche Lei- 
stongen, — gewöhnlich vorzagweise B,g. persönliches 
RecJit 
3} in Hituicht de» gamsen Recht»gnmde$ sind die Rechte: 
a3 entweder unbedingte Rechtet oder b) bedingte 
' Rechte. 

Erstere, die auch absolute Rechte^ Urrecbte «der 
Weltbärgerrechte genannt werden *3 1 "^'^ ^"''^ * 
die schon in der ewigen Natur des Sljensehen als solchen 
begründet and insofern angebarne oder ursprüngli- 
che Rechte sind. Zu letzteren, die auch hypothetische, 
abgeleitete, erwerbliche, veräusserlicheRechte 
heissen, gehören alle solchen, die erst in der individuell- 
freien Lebensgestaltung begründet sind **3. 
43 In Hinsicht der Verschiedenheit der Rechtsmbjekte (s. $• 
17.) ergibt sich endlich noch die Eintheilung in.- 
a3 das Recht des Einzeluenschen, und b3 das Recht 
der Gesellschaft. 

Diess letzte begreift wieder, je nach den verschiedenen 
Stufen der Gesellscball -^3» namentlich das Recht: I3 ^Cf 



*) AHe diese AnsdrBcke Bind mehrdeutig, lunul insofern, aia man damit 
nch die S. 13. Anmerk. **J enrähnlen allgemeinen and besendern Itcchle im 
G«eeiuati der IndiviAselleH , ib bezeietnen plegt 

**> Als» i» itpiai eaer beBttotnteB Ihutdlmtg z. B. Ehigehimg einer Ehe, 
KiadwzeflgMng, VntngwUoH, Veiltreckcn. — Di» bypotbetisdies Rechte sind 
zogleük relative iasvleni, ato fimea nsr die Verbnidttchkiit ganz l>e- 
stimmter Personen eutsprlcbt; dagegen die nnbedingten Rechte such dess- 
baib absolute genannt werden, weil sie gegen die ganze Menschheit zoste- 
hea (nS^gea die ganie Welt gehen" d. h. in rem sind)- 

f) Das Recht dieser Gesellschanen, ab s. g. moralischer Personen d. h. 
■Is Recblssobjekle anf höherer Stufe als die Binzäen, ist wohl za nnlerschei- ' 
den TW dm Redit, was allen £inz^n ab geselligen Wesen, also in- Hinsicht 
der fiMetUgkeit, znteU. — Der Ansdmck: öffentliches Recht hat an 
s-iok rineH viel ^BfaBSCoderen Sin als der Ansdntck : jvt pabUcum d. h. ßu 
populieam oder Velkareoht, woför man um vorzBgweise braoeht. Mao be- 
diMt iMi Aber seiiier (wie dn „«bwit ^fic") aaoh fdr das V&lkeneckI 
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Familie, 9^ der (Orts-^Geneinde, 83 d« Voll», 4) des 
VSUerrereiiu (TölkerrechO , 5) der Menachbeit (Welt- 
oder Erdbäri^en-ectaQ- 

%.t9> 11. Ton Entstehung und Aufhören des Recht«. 

Das Entstehen und Aalhören der Rechte hfingt gha?^ »h von 
der Verschiedenheit derselben nach dem nächsten Hechtsgrunde 
C$. Sl. nr. «O- 

Pie Urrpehte, da sie sich unmittelbar und allein auf die 
Menschennatar selbst fpründen, auf deren wesenliche, sei es blei- 
bende oder vorübergehende , Zwecke oder Bedurfnisse sie sich 
beziehen , sind ebendarum allen Menschen gemein und unentbehr- 
lich, folglich keines Beweises bedürftig, keiner Verjährung 
unterworfen, aber auch durch den Willen (sei es nun durch 
Verzic)it, Uebertragung oder unrechtliche Handlung^ ebensowe- 
nig ganz oder zum Theil verlierbar, als sie durch ihn erst ent- 
stehen; kurz: sie sind allgemeingültig, nnerlöachlich und unver- 
äosserlich. Ja ihre VerSusserung ist nicht nur recbilich und 
sittlich undenkbar (^contra bona» mores'), sondern meist sogar 
fysisch unmöglich, wie z.B. gänzlicher Vemunftverzicht, das 
Aufgeben aller und jeder Selbstbestimmung %ic. 

Die bypothetiscbeu Rechte dagegen gehen ebenso, wie 
sie erst ^ter Voraussetzung einer individuell-freien Handlung 
fS.41 u. ftA nr.3.3, als ihres unmittelbaren oder nächsten 
Rechtsgrundes, erworiien werden, ebenso auch wieder verloren. 
Da sie in der That nur die A^iwillige nähere Bestimmung der 
Urrechte in Bezug auf die individuellen Gegenstände und Perso- 
nen enthalten , vermittelst welcher deren Verwirklichung ge- 
schehen soll , so sind allerdings , gerade um dieser Verwirklichung 
selbst willen, die besondern rechtlichen Beziehungen 
auf Jene bestimmten Objekte und Pei;Bonen nothwendig der Ver- 
fiLgung unterworfen *'). Aber auch nur in diesem , im täglichen 



UDil kÜDOte es, etymologisch ebenso richtig, auch fär das Recht aller solcher 
Gesellsi^ifineii , deren Aogelegenheiten wesenlich oSimkundig sind Cim Gegen- 
salz z. B. der Ehegenossenscbaß and Familie äberhanpt}. 

*) Und auch Diess nur onter der Bediogvog des etwa eif oderlichen Rr- 
satzes durch einen Gleichwertb. Nur also z. B. das besondere Verhältniss zu 
den einielen in unserem Eigenthum dermalen beflndlichen Sachen ist veräns- 
serlich, aicht aber das EigenUham selbst, oder wie Fichte es aosdräckt: „der 
Werth des Eigenlhums" , weil dessen Aufgeben mit dar HeDSCheniialtir snd ih- 
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Leben ganghann^ Sian, also nur sehr uneif^ntlich kann von 
freiwilliger Aenderang Erweiterung oder Verengerung^ 
, des Bechtfigebietß geredet werden *). 

Durch den Tod boren freiicfa alle solchen Rechte — seien sie 
selbst Urrechte — auf, aber auch nur solche, die bloss auf die 
Mittel der Befriedigung der Bedürfnisse dieses Erdenlebens sich 
bezieben **_). 

Auch durch Zusammenstoss (^Konflikt oderKoIlision^ kön- 
nen wahre Rechte nicht erlöschen; denn alle solchen, seien sie 
nun Rechte desselben oder verschiedener Berechtigten, kömien 
niemals, weder unter sich noch mit anderm Guten, unverträglich 
sein, weil das Leben in Hinsicht aller seiner Zwecke und Ge- 
biete, auch in Hinsicht des Rechts, ein organisches nnd harmo- 
nisches Ganzes i8t-(^s. 8. 33.3> Schon der Sprachgebrauch wei- 
set auch darauf bin , wie früher (S. 18.} gezeigt wurde , indem 
er lehrt, dass kein Recht mehr oder stärkeres Recht sein kann 
als das andere oder, was ebensoviel ist, dass alle Rechte als 
solche gleichen Werth haben, gleich wesenlich sind für den 
Rechtsorganismus , jedes an seiner Stelle (]in gehöriger Neben- 
und Unterordnung^.' Alle vermeinten eigentlichen Rechtskollisio- 
nen erweisen sich demnach als bloss scheinbar und auflös- 
tich, sobald nur nicht von blossen Scheinrechten die Rede ist, 



reo BedOrbiisseii streiten wärde. Ob uns die Hittd der Befriedigung derselben 
auch femer durch A geleistet werden, oder von nan ao durch B, ist ebenfalls 
gleichgültig. Freieste Bewegung der lodividuen in Auswahl der die Fordening 
ihrer Lebenzwecke bediigenden Sachen and Personen (d. h. Leislnngen) ist 
aber durchaus wesenlich. 

*) Ein Geschenk kann man aMo t. B. annehmen , eine Schuld Jemanden 
erlassen, nicht aber recbtsgfiitig versprechen, sich tödlen zu wollen, oder 
einem Andern gestatten, dass er uns lödte, schimpfe, Terläuinde etc. Die An- 
nahme des Gegentheils stammt aas Missdentong der Begel: toUnü tum fit in- 
juria (S. 41^. Eine ganz andere Frage ist, ob nicht, wenn durch eine solche 
DuststthaRe Erlanbniss eine Rechtsverletzung veranlasst wurde, die positiven 
Rechte die Rechtsfolgen dieser nur mit Rücksicht anf eine solche Erlanb- 
niss bestimmen, ja in einigen Fallen Oberhaupt nur auf Antrag des zu- 
nächst Betroffenen eine Strafe eintreten lassen sollen. 

**]) Wenn auch dahin jedenfalls die meisten Rechte gehören, so sticht 
doch die gewöhnliche Bebauplung des Erlöschens aller Rechte durch den Tod 
sehr sonderbar ab gegen die positiven Rechte, zufolge welcher so sehr viele 
Rechte nnd Verbindlichkeiten als das Erdenleben überdaoerad gellen, Treilich 
in Ansehung der die Nntzgüter betreffende Vermögensrechte keineswegs in 
Einklang mit der Rechtsälosoüe. 
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wie e» die positiv«i H«chte sam Theil eiod. Di«ge leistefeq aind 
nändioh aUerdin^ h&vSg Biebt nur inoerlidh «avereiabar, sos* 
dem auch mit der Sittlichkeit , Religion etc. in tutversöbnliehen 
Streit, wenn «nd ioaoweit sie entweder noeh nicht das jjwise wahr- 
hafte Recht ed«r sogar wirklich Hechtswidrige« enthalten. Da 
airer alles wahre Recht nnr mit allem Unrecht und Bögen scUeebl- 
hin unvertraglich ist, so kann der Schein eines Widerstreiten* wah- 
rer Rechte nnr d«dwKl) entstehen, dttm ein jedes derselben für 
sich allei« (ahaolut) gedacht wird, d- h. ohne die, fv 4a* or- 
ganische Jtasanuaenbestehen aller Rechte mit allen andern y eig- 
oeu und firewdein, Rechten, anentbefarliehe gehdrige £in-» 
Bchrilnkang} ond ebendarans, dasa diese hinnutritt, ergibt sich 
die AnSöanng jedes solcben scheinbaren Streits. Sobald also ein 
Zusammentreffen (^Konknrrenz^ mehrer Rechte in Hinaickt 
desselben C^effenstands -^ n. B. in Miasieht einer Quelle in dn 
Wüste, des ijiebensaiittelvorraths eines Schiff^, de« rettenden Bret« 
b«Bi Sehijn>ruoh etc. — Statt bildet, vermittelst deaeea dem glei- 
chen BedärAws Mebrer nicht vollständig genügt wenden kann, 
80 unas Jeder auch gleichviel von seinen Ansprächen nach- 
lasse»} d», wie sich ans de» später «u entwickelnden Recht 
der Gleiehheit ergibt, Keiner überhaupt hier vor dem Andern 
Ktwas voraus haben darf. Die Annahme des Gegentheila in aoU 
eben Fällen eines Nothstandea, wie z. B. im Fall jenes 
vielbesprochenen Rettungsbrela (^das von Mehren , die es ergrif- 
fen haben, nur Einen tragen kannj), des Nethdiebstahls ete., die 
man mit dem Namen des Notbrechts zu beschönigen pflegt, 
enthält immer nnr die schlecht verdeckte Behauptung des Wider- 
spruchs: eines Rechts in der Noth Unrecht zu tbun 9^ 

%. 23. Von der Verwirklichnng des Rechts. 
1^ Das Recht erwies sich schon oben als eine von jenen Ideen, 
die einen unbedingten und bleibenden Anspruch auf Verwirk- 

*} Uebeiall, wo tos eisern s. g. Notbrecht irg»d eioer Art (&e He^ 
ist, hat maa volles Gniad in starkem MisstraBen. iJeberall rerrsth die Bera- 
fbng SDf ein solches ein VeravTeifeln an wahrhaft rechtlicher BegründaBg eines 
aageUichen Reobti , ein Vwweohseln des Dberbaypt UnfermeidUchen tntt dem 
nur bei einem gegebenen niedern Bildangsitand UsvetmeidEcbeD 
oder deeb Unvenniedeaen. Am Meisteo findet sich Jene tweideirtige Bentfnag 
wohl in den Scbrinen von K. &. Ztohariä. Auch vwn Seiten der SitUchk«!, 
nicht minder wie vea Seit«D des Rechts, erBcheinen die Notkmittel, die 
Nothwehr, die Nothliige etc. in bedenklichen Liotlt. 
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Ijchiuig^ im LeNn entbiilteii; «s zßigte aictf seUtf*^ S^fttatolieii iw4 
Bestehep nach nicht nur als ein für die H«08()h«n Möglicheeii 
sondern ungleich als ein von der VerniuU't GeTodertes, idsa Notb^ 
wendiges, und svar als ein Solclies, das im l^aofe der Zciit 
theilweise bereits wirklieb g:ewcM:den ist, jedenfalls aber, iq-r 
soweit als Biess bisher nicht geschab, nQcl> wirklieb werde« 
soll. Wie es im Leben überhaupt keinen w»hren Stillstand ^- 
ben ka,xm, sondern nur ein Fortschreiten oder R«ck^b<?eiten> ao 
aacb in demjenigen Gebiet des menscbtichen L^n», wetchost 
man das Recht oder das Bechtsleben heisst VeberaU und all<^ 
zeit bemerken wir daher ein bestiindigesi Ringen der R^etttsidw 
nacb individueller Gestaltung mittelst der Fortbildimg d, b> der 
Reinigung nnd Ergänzui^ passen, was sAei*^ hi^ «d^r dwt ipi 
mehr oder minder grosser X^uterkeit und VAlIsdändigkeit fi^' 
Recht gilt und besteht. 

Diese überall ins Auge springende stqte Bewegung nnd Ae»- 
der^ng im Gebiet alles bestehenden Rechts steht aber unter «fr^ 
nem doppelten Gesetz : 

Als dereine und Hauptbestimuigrnnd, als das Grnnftt- 
geeet& aller individuellen Verwirklichung oder bidividttalisirua^ 
der Recbtsidee erweist steh diese Idee selbst. Und je Dachden. sm 
in voller Klarheit oder nur undeutlich, ab Ahnung, von einem gaa-r 
zen Volk , und voii seinen SUaatamanaem md Gesetzgebern ins- 
besondere erfasst ist , om, so vollendete^ oder nnvollesdeter mnas 
auch ihre Individaalisirung werden ; so dass man in diesenRück- 
sieht in der That sagen kann, dass das zeitlich und örtbch gel- 
tende Recht nichts Anderes ist als das ewige nnd allgemeingnt- 
tige Recht selbst in individueller — mitbin f^ilich anch sehr 
viellacb individuell beschränkter — Gestalt, und umgekehrt 
das ewige Recht nur das zeitliche Recht, insofern es nach sei-> 
ner allgemeinen Wesenheit aufgefasst wird. 

Ab£r es^darf auch hier, bei der Idee des Beebta, ucbt äbc^- 
seben werden , Was für alle Ideen, welche bleibende Aufgabst 
fät das Leben enthalten, in ihrem Verhaltniss zu dem Leben 
selbst gilt fs. S. 9 ff.J : dass nämlich deren individuelle Gestalt 
,tung oder Verwirklichung keineswegs einseitig aach der 
Idee «Hein zu Stande kommen kann; sondern dassidas andere 
gleich wesenliche Gesetz d^üir in der vdliigea Bestimmtheit des ' 
ledividwrilen selbst liegt d. h. in den darin gegebenen ganz be- 
stimmten Mitteln gnd Kräften, und in dem vorhandene A, dessen 
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weitere Bkitwiekelwig foediii|^iiden *), individqellen Lebens- und 
BildiHigstrieb der Recfatsperaonea jeder Stufe , zumal in dem le- 
bendigen Zeit- and VoIlie^eiBt. Ebensowenig Itann sich aber 
aus diesem wahrhaft historischen Element allein und, 
wie man sagt, von selbst das für die Fortbildung des Hechts- 
and Staatslebens znnficbst Erfoderliche ergeben, sondern nur zu- 
gleich aus der Idee. 

Nur auf dieser dq)pelten, idealen und realen, Grundlage kann 
alle Lebenskanst, und so auch die Rechts- und iStaats- 
kunstlehre (Politik) d. h. die Lehre von der Verwirklichung 
der Ideen des Rechts und Staats im Leben, beruhen ##3- ^'^~ 
nach muss mithin'daa Bestehende, sofern es der Idee und zu- 
gleich dem Leben gemäss ist, beibehalten werden, nicht aber 
bloss weil es besteht, — wie Jenes das wahre, Diesesdas 
falsche s. g. konservative Prinzip fodert; das Nichtheste- 
hende aber, sofern es in der Idee gefodert ist und mit dem Le- 
ben sieh vertragt , sollte besteben — d. h. es sollte in eben dem 
Mass eingeführt und das Beidem oder dem Einen von Beiden 
zuwider Bestehende geändert werden, -— nicht aber bloss 
weil es in der Idee gefodert ist, — wie Jenes dem richtig ver- 
standenen, Dieses dem missverstandenen B.g. Prinzip der Be- 
wegung entspricht. 

9^ Die Aufgabe der Verwirklichung des Rechts begreift über- 
haupt ein Zweifaches in sich, indem das Becht selbst, wie fni- 



*) Nicht etwa, dass Oberhaupt einem Wesen Recht zasleht, sondeni 
nur die individselle Gestaltung des Rechts ist etwas Hypothetisches 
d. h. sie bangt von mehrrachen BedingnDgen ab ; sie ist nttmlich nur besliinm- 
bar durch den freien Willen der Einzel- oder Gesammtwesen für sich allein 
oder unter Milvrirknng eines oder mehrer Andern , also in diesem letzten! Fall 
nur unter der Form der Willensttbereinkunft oder des Vertrags, z. B. 
bei der Ehe, dem Saoheigenthniu etc., wodurch erst näher festzusetzen ist: 
W^r dafüf mitwirken soll und wie, insofern sich nicht schon das Eine oder 
das Andere aas der Beschaffenheit der erfoderten Rechlsleistung selbst ergibt 
Auf die rechte Art kann überhaupt die unerlüssliche völlige Bestimmtheit der 
individuellen Recbtsanordnung , mithin die letzte Entscheidung darüber nur ver- 
mittelst des möglichst freien Spielraums des Willens (der Wahl), also aller 
sUeineigenthümlichen Ondividuellen) Kräite und Neigungen der Einzelen , Fa-' 
milien, Ortsgenossenschaften , Völker etc. zu Stande gebracht werden, so dass 
auch dann im Grunde nur scheinbar Willkür und Zufall im Spiel sind, sogar 
bei der Auskunft des Loosens über wirklich iet Znlheilong nach Gleichgölli- 
ges. S. Fichte, Staatslehre, S. 84. — Ueber die Rechtsidee als das ud- 
ünderliche Lebensprinzip aller Staaten s. meine (^mndzüge der Politik I , $. 200. 
••3 S. S. *i n. 37 Anm. 
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her aus^ftthrt ist ('S. 86^, ein Oanzes vod itositiTen and nega- 
tiven Vemunftlebensbediagun^n ist; sie ge\Ä nämlich znerat and 
hauptsächlich darauf, nnmittelbar selbst nad positiv Alles was 
an sich Recht ist, ins Leben zu führen, zugleich abar 
auch darauf, durch Bekämpfung oder Yernichtung (Ter- 
hütung oder GDtDiacbang3 alles Unrechts, also mittelbar and 
negativ, demselben Vorschub zu than *^. 

Wird das Recht in seiner Verwirklichung für eine bestimmte 
Einzel- oder Gesammtperson gedacht, also in Beziehung auf 
diese Rechtsperson Selbst und ihren Lebenzweck , für den ihr das 
Recht als Mittel znksmmt oder gehört, so lässt sich bei diraer 
Erfällung des Rechtszwecks (^$. 16) ein allmähliches Fortschrei- 
ten nicht verkennen , woraus ein nothwendiger Unterschied der 
Stufen dieser Erfullong d. h. der Innigkeit und VoUständigkeit 
der Beziehung der beiden Glieder des Rechtsgrundes zu einan- 
der, d. h. des Rechtsmittels zn dem ReehtsbedurfoiBS — sich er- 
gibt. Als solche Stufen der Rechtsverwirklichung lassen «ich 
nämlich unterscheiden, wenn man auf das Zustandekommen,- 
auf den Verlauf oder Hergang dabei von Seitra der handeln- 
den Personen sieht: die Leistung und die Annahme; wenn 
man aber auf das Zustandegekommensein i. h. den Zu- 
stand oder Bestand der Rechtsverwirklichung sieht, wiederam 
als dessen Bestandtheile: der Besitz, das Eigenthum and der 
Gebranch des Rechts. Unter dem Rechtsbesitz ist dann 
die Möglichkeit des Genusses oder der Ausübung des Rechts zn 
verstehen; unter dem Rechtsgenuss oder Rechtsgebrauch 
das wirkliche Genieasen und Benutzen jener Möglichkeit d. h. die 
wirkliche Befriedigung des Rechtsbedurfnisaes der Person daVcb 
- das Rechtsmittel 4*1^3 ^ anter dem Rechtseigenthum aber eben 
diese Möglichkeit und Wirklichkeit, sofern sie als bleibend 



*> Denn von der onvollsländigen Herstellimg des Rechts als der Sasse- 
reu freien Bedingungen des Vernunniebens ist Mangelhafligkeit and Missgestal- 
tnng anch des inneren Lebens des Menschen onzcrtrennlicb. Darin liegt aach 
der Haoptgrund, warum alles Unrecht weiteres Unrecht and Böses 
überhaupt nach sich zieht. 

*") Zuweilen , Dümltcb dann , wenn ein bestimmtes Recht nicht irgend eine 
Thätigkeit des Berechtigten voraussetzt, z. B. ein Recht b Bezug auf die 
Unverletzlichkeit seiner inneren Güter, Zustände oder Eigenschaden des Kör- 
pers und Geistes, hat oder geniesst Derselln zwar dieses Recht, aber von 
einer Ansflbnng, einer BenutEung oder einem Gebrauch eines solchen 
Rechts kann nicht eigentlich die Ked« sein. 
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gefoAett \titA WüA bcäteht ITofer dem Reclitseigenthum über- 
hatipt ist biso das bleibende VerhUtaiss Desjenigen (es sei Sa" 
che öder Person^, dessen Eigenschaften für die Zwecke eioer 
Person Rechtsbedingnisse enthalten, za dieser selbst zu denken. 
Oewdhnlich nbet* versteht man darunter eben Dieses, was für die 
fifreichan^ des Lebeuzwecks einer Person als Rechts-Bedingniss 
oder Mittel sich verhält und zu gewähren ist im Ganzen und 
fiinzelen, also: den Inhalt Dessen, was einer Person an Recht 
wirklich zusteht oder gehört (qitod ad eam pertinet — guvd e^ju» 
ett,') d. h. was ihr von dem Andern entweder schon geleistet ist 
bder doch geleistet werden muss, kura: das einem bestinunten 
Einzel- oder Gesammtwesen zu Recht £igne, das recht« 
Itch Seine (ju* et^juggue proprium} *3- 

33 ßs ist oben bereits nachgewiesen worden , dass das Recht 
anrar durch" den freien Willen der Menschen erwirkt werdöi 
soll, doch aber nicht auch seinen Grund in diesem hat, sondemj 
soweit Diess möglich ist , unabhängig davon entstehen und be- 
stehen soll, kurz: dass die Rechtsidee, als objektives Lcbens- 
gesetz (J. 9^; eine unbedingte Vemunftfoderung oder Noth«- 
wendigkeit enthält. Diese macht sich nun im ganzen Gebiet 
de« Rechts als RechtßZwang tiberall da geltend, wo das Recht 
entweder nur nicht geleistet oder wo geradezu wider das Recht 
gdiandelt ist oder wird d. h. in jedem Falle des Unrechts oder 
der Widerrechtlichkeit **3. Der Rechtszwang begreift alle, 



*} Schon Fichte, ncrcbgehiMene Werke Bd. II, S. 504, 508 ff., Knt 
richtig deo inirigeu Zusammenhang nod gierchen UmEnng Aei Rechts and des 
llechtseigenthums eines Jeden erkannt, den auch der Ansdntck: das Mein 
und Dein für das l'rivatTecht gnt bezeichnet. S. auch Bauer Nat. R. 
(3(e Ansg.) §. 93. Änm. b. — Dss Nähere Ober die Begriffe des Rechts- 
besitzes und Rechtsetgen thnms möchte wohl, am WiederholiiBg za TCrmeiden, 
passender unlen bei Darstellang des Sachbesitzes Dud Sachugentbams. seme 
SteHe' finden. 

**} Oass es ebensowenig nnvollkommene Rechte geben kann, ris 
nnrollkommene Pflichten, kann freilich keine Frage sehi. Dass aber 
darum nicht auch alle Rechte erzwingbar seien , indem in der Regel überhBapt 
Qor Unterlassangeo einigermassea erzwingbar sind, ist nicht mmder ge- 
wiss. S. Hnfo.Nat. R. $. 79. 

Bei dem Satz : gtti suo jure utifur, nemini facit injvriam — darf -nie über- 
sehen werden, dass in Bezug auf den Einzelen für sich gedacht Etwas Recht 
Sein kann, was es in Hinsicht des Ganzen nicht ist, und dass man nur, wena 
man das Recht selbst seinem Inhalt und Umfang nach {a^w die Grunzen des 
Rechtsgebiets]) bereits kennt, darüber urlheilen kann, ob ein Eingriff in dasselbe 
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aber nur di« sdbBt nelitgeiliisBeD *") , BedfDjfiiiMe oder Büttel 
der ElatfemnDi^ des VnrechtH und des Recht8widr{|;eo aas dem 
Leben, nämlich: der Erfnllang des im Bestehenden Fehlenden, 
sowie der Aufhebung und Berichtigung (^Lanternng, Bessernng} 
Heilung^ des im Bestehenden Terfehlten in seinem Dasein , sei- 
nen Gründen und Folgen. Biese Mittel rechtlicher Nöthigung 
sind selbst wiederom, je nach der verschiedenen Beschaffenheit 
der einzelen ebtweder'narliicht geleisteten oder Temichteteii und 
gestörten Rechte, wesenlich der Art und dem Grade nach ver- 
schieden. Sie erscheinen namentlich entweder als Maseregeln 
der Verhtitnng oder Sicherung (^Vertheidigangs- nlld 
B. g. PräventivmitteQ oder als Maesregeln der Tergfl- 
tung oder Entschädigung (^wohin die s. g. Represbiv- 
nnd Strafmittel gehören^; sie wirken bald mehr unmittelbar 
nnd Aasserlich alss. g. fysischer Zwang, bald mehr mittelbar 
und innerlich als s. g. psychischer Zwang d. h. durch Furcht^ 
und sie beziehen sich bald mehr auf die äussere Rechtsordnung, 
bald mehr auf die innere Gerechtigkeit ««3* 



(ein Uebergriff;) geschehe tmd wie rechtgemäss demEettten vorzabei^en oder 
er wieder gvlzuniachen sei. — Von dm Erfoderniisen iih4 den ver> 
schiedenen Arten der ReGht§Ter[etzaageii: der fabrlässigeo und 
vorsatzlichen, vollendeten und versachtea, positiven und negativen — und von 
deren Bechtsrolgen mündlich. 

*) Die onvermeidlich nnr allmähliche Entwicklung des Lebens fiberhnnpt 
bringt es mit sich', dnss auch die Gegenmittel gegen die Mängel md Fehffiri)' 
dingen 0>rwkhaften Erschaisungea «nd Gebrechen) tm Bereich dw Recht« lUckt 
iramw und 6bw^ rein im Recht sich halten können oder doch haUen, tou- 
dem selber nunnichfach nnd, je niedriger die Bildangsstafo eines Volks ist, um 
so mehr mit Unrecht vermischt sind. In eben dem Mass vermögen sie 
also nicht ganz nnd grQndlich, sondern nur theilweise und oberflächlich ihren 
rechtlichen Zweck zn erreichen (d. h. nicht als RadiKalmitlel, sondern nur 
ob Lg- PalliatiTiiitel la wirken;), indem sie insoweit an bestelle des 
dnrcb sie auEgehobenen oder beschränkten Unrechts ein anderes, vielleioht gar 
noch omfangreicheres nnd verderblicheres Unrecht setzen, also nicht Böses 
dorch Gutes erwidern, ^d. h. es wahrtiaß gutmachen, sondern nur Gleiches mit 
Gleichem vergelten, wie t. B. die Talion, RetorsiOB, Repressalien. 
Reiolilidie Belegs dafür Bietet namenßich die Geschichte des Strafreefats. S. 
meine Grundziige der Politik I, S- 20. Ungerecht ist jeder Zwang, sofern er 
nicht Mittel für einen rechtlichen Zweck ist, oder sofern er nach Art nnd 
Mass diesem Zweck wider^ricbt. 

**> Anf diese bezieht sich z. B. Erziehung rnid Unterricht, insofern in Bei- 
dem zwar znnäAat eine onmittelbare and afOnnative Recfatsleistnng , zugleich 
aber ein allgemeines PrArentiTmittel gegen Ui^erechtigk^ der Ce-> 
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$. 94. Vom Staat and seinem Zweck 

'. in Verhältnis« zur menschlichen Gesellschaft nnd 

deren Aufgabe. 

Unstreitig sind die Menschen als gesellige Wesen dazu be- 
rufen und verpflichtet, für alte menschlichen Angelegenheiten, 
also nicht nur für Erstrebung ihrer Veraunftbestimmung 
überhaupt, sondern auch für jede darin begriffene besondre 
Lebensaufgabe einander beizustehen and ihre vereinzelten 
Kräfte durch gesellschaftliche Vereinigang zu verstärken. Ohne 
ein geordnetes Zusammenwirken kann die Idee des Rechts eben- 
sowenig als. z. B. die Idee der Religion, der Sittlichkeit etc., 
als überhaupt irgend eine jener grundwichtigen' Ideen , die einen 
bleibenden und unbedingten Anspruch an das Leben haben, einen 
entscheidenden Einflnss auf dieses und seine individuellen Zu- 
stände gewinnen d. h. selbst zu wahrhaft vollendeter Individna- 
lisirnng gelangen. Und je unentbehrlicher gerade die Yerwirk- 
lichnng des Rechts für ein vemnuftgemässes Leben in Gesellschaft 
ist, indem sämmtliche von den Menschen sich gegenseitig zu ge- 
wahrenden Erfodemisse desselben in der Rechtsidee gefedert sind, 
desto allgemeiner, lebhafter und tiefer wird auch das dringende 
Bedürfniss gesellig vereinter Thätigkeit für diesen Zweck emp- 
fanden nnd desto früher finden wir daher, sogar schon in den 
ältesten Zeiten, bestimmte Vereine : die vorzugweise s. g. Staa- 
ten, in denen und durch welche das Recht in der Verwirk- 
lichung begriffen ist nnd die diese Verwirklichung mehr und mehr 
mit Bewnsstsein als eme nothwendige und hauptsächliche, 
wenn nicht als die einzige, Aufgabe ihres Strebens anerkennen 
nicht nur durch die That, nämlich durch ihre wirklichen Leistun- 
gen und Einrichtungen, sondern anch vielfach durch ihre aus- 
drücklichen Erklärungen. 

Hierüber sind auch Alle einverstanden und es fragt sich nur, 
ob der Staat auf die Lösung dieser Rechtsanfgabe sich zo be- 
schränken oder ob er noch Anderes nnd Höheres zu leisten habe, 
ob er vielleicht gar geradezu die Besorgung aller mensch- 
lichen Angelegenheiten zusammen sich zum unmittel- 



sinnnng liegt. Kbendarauf bezieht sich, ah spezielles Repressiv- und 
Präventivmittel dagegen: die Nacherziehung ia der Strafe. 

Der in der Drobnng liegende psychische Zwang ist jedenfalls aar ge- 
rechl, wenn und insoweit das Gedrohte selbst es*i»l. 
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baren Zweck setzen solle. Für die Beantwortung dieser Fragen 
kömmt aber Alles darauf an , dass man zuvor sich verständigt 
habe nber Das was unter dem Recht zu denken sei, und dass man 
dabei' von einem die ganze Wesenheit des Rechts, nicht etwa 
bloss einen Theil desselben, umfassenden Rechtsbegriff ausgehe. 
Geht man hingegen von dem seit Kant und Fichte bis 
heute vorherrschenden viel zu engen Begriff des Rechts aus, in- 
dem man denselben nur auf einige der oben erwähnten negati- 
ven d. h. in Unterlassungen fin gteichmassigen Beschrankungen 
der äussern Freiheit^ der Einzelen bestehenden Bedingnisse der 
Veritunftbestimmung oder vielmehr bloss des Zusammen bestehens 
Aller bezieht, so ist dann freilich unmöglich QS. 89^, auch nnr 
irgend Etwas von so Vielem, was in unsern gebildeten Staa- 
ten durch positive Leistungen bereits geschieht, mit einem so 
magern, bloss von der negativen Seite erfassten Rechtsgesetz 
und mit einem Staatszweck, der angeblich bloss auf die Ausfuh- 
rung eines solchen beschrankt wäre, zusammenzureimen, es 
sei denn durch die gezwungensten Deutungen 4^. SolHe der 
Staat zu einer blossen Rechtsanstalt oder Rechtsschutz- 
anstalt nach dieser Bedeutung von R«cht gemacht werden, wo- 
nach im Grunde nur Das "was in Beziehung steht auf die vor- 
zBgweise s. g. Rechtspflege — die bürgerliche und peinliche — 
dem Staatszweck gemäss sein würde; dann, aber nur dann, 
müsste man der Ansicht beipflichten **') : diese ganze trostlos 
dürftige und dürre Auffassungsweise des Staats sei „ bloss in der 
Fantasie von Juristen entsprungen". Noch schwankender und 
bedenklicher ist es , wie Andere wollen ***) , sogar mit Weg- 
lassung der Einschränkung auf die Rechte und rechtlichen Mittel , 



*') So soll nach Vielen z. B. die Sorge des Staats für Unlerriclit, Volks- 
bildung D.s. w. , überiiaopt Alles, was man der Polizei als Aurgabe zuzuweisen 
pflegt, nur mittelbar den Slaatszweck fördern ^s. Bauer, Naturrecbt, 3le 
Ausg. §. 196; 218 f.), insofern dadurch allerdings znglejch Verbrechen vor- 
gebeugt, also auch der Sicherheil des Rechts, der Rechtsordnung 
oder dem geordneten ßechtszustand in jenem engherzigen Sinn des 
Worts Recht Vorschub gethan wird. Ebenso könnte es danach unter .\nderm 
Unterlassungsverbrecben pr nicht geben und der Nachweis, dasS alle 
Verbrechen nothwendig auch ein Unrecht oder eine Rechtsverletzung enthalten, 
würde unmöglich zu führen sein. S. darOber meine oben S. 43 Anm, ange- 
führte Rezension. 

**) Mit Dahlmann, die Politik, Thi. I, S. 210. 
***) t. B. Kluber, öifentliches Recht des deatschen Bundes etc. $, 1. 

RÖdar'a Grundzüge des NaturrecIilH. 5 
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fclom in die „allseitige Sicherheit" iiberhaapt den StaaUaweek 
EU setEen, ohne irgend bestiumter über die Vorfrage sich zn «r- 
klüren: Was denn gesichert werden «olle, — ob etwa alles Be- 
■tehende , jeder Besits oder tttttut qttO) oder nur ein Theil des- 
selben — und wie? • 

Noch mehr der gefährlichsten MisBdentnng ausgesetot sind 
jme Ansichten vom Staat, wonach diesem eine viel zu omfas- 
eende Aufgabe gegeben wird in der Beförderung des Glücks 
und Nutzens der Oesellschaft oder kurz; des Gemein-- 
wohls f«a/Mt publica). Indem nämlich hierbei durefaaus nicht 
näher bestimmt ist, worin dieses zu suchen sei, — ob mehr in 
äusserem Wohlbefinden oder in der Befriedigung geistiger und 
sittlicher Bedürfnisse der Henscheonatar ? — wird die Staats- 
obrigkeit in stete Versnchnng geführt, nach Gotfinden bald das 
Eine bald das Andere als JKweck des Mensdieo und der Mensch» 
beit anzunehmen and auf dieses Ziel hinzuarbeiten durch alle 
ihr z« Gebet stehenden Mittel. Da diese indess vorwaltaid nur 
äassere Mittel {Axa Zwangs^) sind, welche schon ihrer Natur 
nach z. B. die Zwecke der Religion und der Sittlichkeit uanut- 
tdbar zn färdem nicht vermögen, -und da die Staatsregierung 
bei deren Auswahl sich obendrein fast nothwendig mehr durch 
deren vermeinte Zweckmässigkeit bestimmen lassen wird, als dorch 
streiiges Einhalten der Sehranken des Brechtsgesetzes , so sind 
dabei vielfache Tormundschaflliche £iagriffiQ in die wesealiche 
Selbständigkeit des Rechts- und Freiheitkreises der Einzelen und 
Vereine im Staat und sofirar in das Gebiet des Inneren — der 
lleberzeugnng and des Gewissens — unvermeidlich' Ja es wird 
in der That der Mensch, den das Christenthum vom Staatsbürger 
scheiden und über ihn erheben lehrte , diesem wiederum , ganz im 
Geist des Alterthums , vdlHg zum Opfer gebracht *'}. Und hieran 

*) Die Geschichte lehrt, wie oft Diess geschah unter dem ABsbfln^SCfailde 
des ÖffentlicheD Wohls, des allgemeinen Besten, der BegtBciLUilg 
des Volks, bald dorcb monarchischen, bald durch repnblikaniscben Despolis- 
mos (man denke nur an den Wohlfahrlausschoss Aar französischen Re- 
volnlionO- Daher erklären sich mit Gmnd die Meisten entschieden gegen je- 
nen zweideutigen Zweck und erachten den Staat streng an das Recht gebnn- 
den. Sie Ihon Diess Jedoch gewöhnlich auf eine so schwankende Weise , dass 
sich daraus deutlich erkennen lässl, dass sie selbst empflnden, wie unklar sie 
sich sind Über das Verhiltniss der Rechtsanfgabe des Staats zu allem Dem, 
was aDsserdem sn den selbständigen Zwecken der Menschheit, tnithiD auch 
eines jeden besliflimten Volks and jedw Eiinselm«BBCheD, gdifrl. Vgl. 
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wird ftoeh dann nichts geändert, wenn man den zuletzt erwähn- 
ten viel zu weiten Staatszweck mit etwas mehr Einschränkung 
nur in die Grzielwtng oder Veredlung des Menschen- 
geschlechts auf gegebenem raumlichen Gebiete 
fVoIkserziehung') setzen will I^D, wofür der Staat immer 
nur sehr mittelbar und unvollständig wirken kann (ß. 86 f. B6'). 

Indes« allen diesen, bald zu engen, bald zn weiten Fassun- 
gen des StaatsKwecks liegt etwas Wahres zum Grunde, das seine 
gerechte Würdigung und unentbehrliche Vervollständigung ganz 
von selbst findet, sobald man nur durch ein bestimmtes und er- 
schöpfendes Prinzip des Rechts und durch die Erkenntniss seines 
wahren Verhältnisses zur gesammten VernunftbeBtimmang des 
Menschen nnd der menschlichen Gesellscbaft in den Stand ge- 
setzt ist, sich gänzlich klar darüber zu werden, wie der Staat 
und sein Zweck zu dem Einen und zn dem Andern sich verhält. 

Zufolge alles Dessen, was oben näher erörtert ist, moss 
wohl soviel als ausgemacht gelten : dass die Ausffihrung oder 
Anwendung des Gedankens des Bechls im Leben, weil derselbe 
einer der dem Leben wesenlichen selbständigen Grundgedan- 
ken ist, auch einen beetimmten Theit des gesammten Leben- 
zwecks des Menschen und der Menschheit aasmaeht, nnd dass 
sie ebendarum nothwendig der Gegenstand einer selbständi- 
gen geselligen Bestrebung ist. Nicht minder gewiss ist feiner: 
das« das Recht selbst, sowie die flir dasselbe dermalen ver- 
waltend tbätige, in der Wirklichkeit ba-eits bestdi«ide, ge- 



z. B. Ton Drosle-Hfllshotr, Lehrb. des Na(. R. C^te Anfl.} S. 246 f. 
und C. Ton Rottech, Lehrb. des VerDanflrechts nnd der Stastswisienwhaflen 
(Ite AiugO Bd. n, S. 58—63. ~ Uasieicb weniger gefltiriich iit freilich 
die Lehre : doss der Slaatszweck im GeaeiDwobl bestehe — iaan , 'wenn man 
streng daran festhält,. dass der Staat ein organisches Ganzes ist und dass 
die Foderong der ellgemeinen Wohlfahrt ohne Widerspruch unmöglich 
bloss auf die Beförderaog der Zwecke Eines oder Einiger — es seien nun 
Wenige oder Viele — sondern nur auf die Zwecke Aller ohne Aasnahme 
geU; dasi nithis svrt kein Eiatiger jemals als bloisas Mittel gebraaefat wer- 
dn dtff für die Zwecke der Uebrigea , wie Diess i. B. bei manchen ongerech- 
ten Strafarten geschiehL Um solciier vefderbScben MiBsdentnng zn steaern , wollte 
schon Spittler (VoHess. über Politik S. 5f 30f.}i der übrigens als näch- 
sl«a Staatszweck ebenfalls die Rechtssicherheit bezeichnet, den Endzweck des 
Staats, anstatt in das GasKinwohl, viebnebr in ^die grässtmäglich« Summe 
VI« Gläckseli^keit und Lelwnflgeoau für sSmatlicbe Mitglieder " setz«]. 

*} S. derObor vad Itbarhaopt äbsr die venicfaiedenen AnsicUen von Staats- 
zweck, Ähren», court de droU mturel (i. ad.'), p. ^43 — 362. 

fi * 
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sfllschaftliche Vereinigung und Veranstaltung: die Staatsver- 
bindung — zugleich im innigsten Zusammenhang steht mit al- 
len andern einzelen Theilen der menschlichen Lebensbestimmung 
z. B. mit der Religion, Sittlichkeit-, Wissenschaft, Kunst, und 
mit den dafür erfoderlichen, entweder gleichfalls schon vorhan- 
denen oder doch schon im Entstehen begriffenen, ebenso noth- 
wendig selbständigen Vereinen. 

Durch diese Wahrheit und dnrch die ganz richtige Ahnung 
oder Einsicht, dass, um eine wahrhaft organische Neben- und 
Unterordnung der so verschiedenartigen Thätigkeilgebiete , und 
der für dieselben nöthigen besondern Vereine, auch nur als mög- 
lich zu denken . irgend eine oberste einheitliche Leitung derselben 
und za dem Ende ein höchster, allamfassender Verein 
fär die Menschenbestimmung nach allen ihren Thei- 
len onerlässlich sei, lässt man sich meist zu der voreiligen An- 
nahme verleiten: dass in einem jener besondern Vereine — dem 
Staat — ein solcher allgemeiner Menschheitverein seinen An- 
fängen nach bereits gegeben sei, und jedenfalls künftighin 
mehr und mehr daraus hervorgehen solle. 

Die grosse Schwäche der gewöhnlichen filosolischen und ge- 
schichtlichen Gründe zur Unterstützung dieser Annahme ist indess 
wohl schon aus folgenden kurzen Andeutungen ersichtlich : 

I } Es streitet mit aller Erfahrung , dass in einem Organismus 
, ein einzeles, zunächst nur für eine besondere Verrich- 

tung bestimmtes, Organ die Lebensthätigkeit des Gan- 
zen bestimme. Nun aber muss nnläugbar die Menschheit 
als ein organisches Ganzes betrachtet werden, und der Staat 
im Organismus der menschlichen Gesellschaft als ein sol- 
ches besonderes Organ für das Recht, nnd zwar als das 
zur Zeit allgemeinste. Wenigstens steht soviel fest, dass 
bisher noch alle Staaten , ungeachtet der sonstigen Ter- - 
schiedenheit der Auffassung ihrer Aufgabe, doch überein- 
stimmend sich befugt und verbunden erachtet haben, das 
Recht herzustellen und es als die Grundlage und Grfinze, 
kurz als das Gesetz alles ihres Thnns zu betrachten. 
1^3 Mt" würde sehr fehl geben, wenn man wähnte, dass jede 
für das Leben der Menschheit bedeutende' Idee schon in 
der Vergangenheit oder Gegenwart eine ihr entsprechende 
gesellschaftliche Veranstaltung hervorgerufen haben müs- 
se, also auch die Idee einer allgemeinen Vereinigung 



des Lebens und Wirkens aller Menschen für alles 
Menschliche *3' — ®'"^ Idee, die früherhin kaum ah- 
nangweise und von Wenigen, nnd erst in neoerer Zeit in 
voller Klarheit erfasst worden ist. In der That seheii wir' 
heutzutage noch gar manchfache anderen Gesellschaften für 
bestimmte eigenthümlichen Lebenzwecke : für W^issenschaft, 
Kunst, Sittlichkeit etc., oder doch für einzele Gebiete der- 
selben, auftauchen, deren Entstehen , indem es grossentheils 
ohne Vorgang in der Geschichte ist, offenbar aus einem 
erst jetzt den Menschen zum Bewusstsein gelangten gei- 
stigen Bedürfnis« ihrer Natur sich erklärt. 

H) Auch findet sich im Leben selbst wenigstens noch ein Verein 
vor: der Religionsverein oder die Kirche, der nicht- 
minder ausgedehnt ist wie der Staat, und der ebensogut 
als dieser dazu berufen scheinen könnte, alles Mensch- 
liche sich zur eignen Aufgabe zu machen, und die Lei- 
tung aller Wirkungskreise der Gesellschaft in Anspruch zu 
nehmen. Wirklich lehrt die Erfahrung, dass Kirche und 
Staat, als die beiden schon sehr fruit, im Leben der Völker 
vorhandenen Verbindungen , obwohl sie immer die Religion 
und das Recht als ihre nächste und Hauptaufgabe aner- ' 
kannten, dennoch reihum dieselbe überschritten, sich 
gewissermassen als jener, alle Zwecke der Menschheit 
zu umfassen bestimmte, Verein benahmen und die Rolle 
nicht etwa blos der Ueberwachung sondern sogar der un- 
mittelbaren Leitung , kurz : der Bevormundung aller 
übrigen menschlichen Strebungeu und Thäligkeitgebiete 
sich znzutheilen versnchten. So die Kirche besonders im 
Mittelalter und im Orient, so der Staat besonders in der 
neuern Zeit, und schwerlich mit grösserem Erfolg als einsl 
die Kirche. Dergleichen geschichtliche Thatsachen aber, 
die überdiess gleich stark für die Kirche sprechen wie für 



*) Dieser Verein moss wohl unlerschieden werden von einem blossen 
Verein der ganzen Menschheit für das Recht — einem universalen 
Menschheitstnat (s. S. 56 zu A.}, von dem wir ebenfalls noch sehr weit 
entfernt sind ; so gewiss auch er ellein des Rechtsgebäude gleichsflm onter Dach 
bringen könnte nnd die conditio si'bb qua non des ewigen Friedens sein 
würde; so gewiss endlich das Ringen unsrer Zeit nach Kechlsvereinen 
stammverwandter Völker aU fine Annäherung zu jenem Ziel nnd zur 
Verwirklichung eineB wahren Völkerrechtszustandes gelten muss. ' 
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den Stut 43, können freiticli nicht einmal beweisen, dass 
gerade dieser, sei es Huch nur für Jetzt nnd einstwei- 
len, geschweige überhaupt, also auch für die Fol- 
ge, in seinem Recht sein würde**), wenn er wirklich 
— wie er Diess nie ganz allgemein durchzuführen unter- 
nahm — in alle menschlichen Angelegenheiten vorschrei- 
bend und zwingend sich einmischen wollte ; wenn demnach 
von Obrigkeitswegen die höchste Entscheidung gegeben 
werden sollte in Sachen der Religion nnd Sittlichkeil, der 
Wissenschaft und Kunst, der Gewerbe und des Handels. 
So leicht sich nun auch einsehen lüsst , dass alle diese mensch- 
lichen Angelegenlieiten, um rasch and gehörig gefördert zu wer- 
den, ein gemeinsames Wirken, also Vergesellschaftung erfodern -}-), 



*) Nicht nur Tiele fltteren , sondeni selbst noch nenere Schriftsteller z. B. 
Sobön, die SUaUwisieDschail (Ite AasgO. S. 32; 100; 301 — betrachlen 
ia der That den Unfergasg des Staats in der Kirche , d. b. den Gottesstaal oder 
die Theokralie, als den HochpnoKt der Kultur. 

**) Jene historischen Erscheinangen finden ihre Erklimog and ihre Recht- 
fertigung für die Zeit, der sie angehören, darin, dass, nach dem Gesetz der 
allmählictieti Entwickelung alle; Lebens, za beslimtnler Zell einzele Organe eine 
vorwaltende Aosbildang nnd damit zeltweise auch einen überwiegenden Ein- 
Hbm auf den ganzen Organismus gewinnen, dem sie aagehüren. Aach im Bil- 
dungsgang der Menschheit findet Diess seme vollkommene Bestätigung. Denn 
ancb hier machen solche Individoen und ganze Geschlechter, Stände, Vereine, 
Stamme und Völker, die an Bildung und Ansehn den andern zuvorgeeilt sind, 
nicht bloss der That nach, sondern auch mit Recht ihr Uebergewicht geltend; 
sie fiben eine wahrhafte Vormundschaft Aber Diejenigen aus, die der- 
malen noch anf einer niedrigen Lebens- nnd Entwickelungsstnfe stehen und 
darum noch der Leitung ihres Lebens durch Böherstehende beduHen, inso- 
lange sie nicht diese eingeholt oder überholt haben. Dann aber werden die 
Bollen verändert , wie sie z. B. heute der Staat mit der Kirche , der Mittel- 
stand mit dem Adel gewechselt hat. S. Aber letzteren meine Grnndzage der 
Politik, ThI. I. $. 221 ff. Für jetzt ist entschieden die weitere Entwickelung 
and VervollkemmDung der Rechts- and Staatsverfassung in den Vordergrund 
getreten und wird voraossiclitlich noch auf lange Zeit die Haaptangelegenheit 
im Leben der gebildeten Volker bleiben. Und erst dann, wenn sie zu einer 
gewissen Stufe der VoUeodung gediehen ist, kann und wird sie wieder einer 
andern Hauptricbtung des Lebens der Menschheit Platz machen. 

-{■) Am Häufigsten pflegt Diess noch immer hinsichts der Sittlichkeit 
übersehen zu werden, die man lediglich als eine Angelegenheit des ionem 
Menschen betrachtet, da doch schon deren enge Verwandtschaft mit der Sitte 
danrof hätte anfmerksam machen sollen, dass sie zugleich eine höchst wichtige 
gesellschaftliche Aufgabe ist, für deren LOsung indess bis jetzt nur We- 
niges und Vereinzeltes 1. B. dsrcb HSisigkeitsvereine geschrien ist, S. Ah- 
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ao aD^ascheinlicb würde es doch , wie oben schon- bemerkt ist , 
der weeeDÜchen vernünfti^n Selbstbestimmnag und Selbständig- 
keit, kuFE der morallBehen Natnr des Menschen widersprechen, 
wenn irgend eine äussere Autorität, sei sie auch die des Staats, 
jemals sich einfallen lassen wollte (^mittelst Eröffnung der Aus- 
sicht auf Strafe oder Lohn^ darüber zu bestimmen, z. B. wess 
Glaubens der Mensch sein müsse, um seÜg zn werden; Was über- 
baapt in menschlichen und göttlichen Dingen für wahr gehalten 
und gelehrt werden solle ; ob dieses oder jenes Verfahren in der 
Heilknnst oder beim Unterricht , bei der Malerei oder Baukunst 
das allein richtige sei ; ob und wie dieser oder Jener Gewerb- 
oder Handelszweig betrieben werden müsse; ob Sittlichkeit und 
Gewiesen Etwas zn thun oder zu lassen verlange ; ob und Wen 
die Einzelcn heirathen , wie sie ihre Kinder erziehen sollen etc. 

Es kann allerdings nicht gelaugnet werden, dass seit dem 
Ende des Mittelalters bis In die neuere Zeit , zufolge der ent- 
sebiedenen Hauptrichtung des Strebens der meisten gesitteten 
Völker nach bewusster Dnrchfiihrung der Ideen des Rechts nnd 
Staats, die Staaten eine überwiegende Stimme in allen jenen 
Fragen erlangt haben; ebensowenig aber, dass in der neusten 
Zeit diese bisher natürliche und den früheren Verhältnissen ange- 
messene einheitliche Leitung and Bevermnadung des Gesammt- 
lebeni der Gesellschaft dnrch den Staat nach der allgemeinen 
Ueberzeugung nicht ferner als gerechtfertigt, und keinesfalls 
mehr für die bleibend richtige Lösung der Aufgabe der gesell- 
schaftlichen Organisation, für deren wahren^Hochpunkt, 
gilt. Es wurden mehr nnd mehr die bisherigen Ansprüche der 
Staaten auf hofmeistemde Vielgesetzgeberei und Vielregiererei 
in allen rein inneren Angelegenheiten der verschiedenen Gebiete 
selbständiger menschlichen Bestrebungen Einzeler oder ganzer 
Gesellschaften, durch den Ruf nach Emanzipation derselben (un- 
ter dem Stichwort des : laisier-fmrej , zurückgewiesen. 

Diess geschah in der Thaf nach der obigen Ausführung mit 
allem Grunde zufolge der Einsicht, dass jene Einmisebnng dem 



rent, cour» de droit naluret p. 487. stnc. Die Wahrheit, dass in den Sit- 
ten sich die gesellschaniiche AulTassuogs weise der Siltlichkeit gleichsam 
spiegelt, mag wohl auch Hegel zu jener spracbgebraachwidrigeo Unlerscbei- 
döng der Sittlichkeit von der Moralitat verleite! hab^n , wonach diese letztere 
blosse Sache des inuerea Menschen sein soll, die ersLere dagegen Sache des 
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wahren Beruf des Staats nicht entspricht. Darum aber darf doch 
der Staat, ebensowenig wie das Hecht selbst, dessen Herstel- 
lung nnKweifelhaft sein nächstes Ziel und den festen Anhalt- 
und Ausgangspunkt seines ganzen Thuns bildet (jusHtia eft reg- 
nortivt fwidamcnium!), herausgerissen werden aas der eogen 
Verbindung, in der beide mit allen menschlichen Zwecken und 
Interessen stehen und stehen müssen. 

Es wurde bereits oben erwiesen, dass die Rechtsidee selber, 
wenn sie ajs erschöpfendes positives Hechtsprinzip aufgefasst 
wird, — wie jeder andere Theil der Menscfienbestimmüng auch 
— zugleich auf alle übrigen Theiie derselben d. h. auf alles 
Menschliche sich bezieht, jedoch nur insofern als sie von den 
Aleaschen verlangt, dass sie sammtliche äusseren Mittel hier- 
für einander freiwillig leisten. Ebendarum muss ohne Frage auch 
der Staat, indem er dafür sorgt, dass das Recht zu Stande kom- 
me, alle menschlichen Angelegenheiten wenigstens insoweit 
au seiner eignen Angelegenheit machen, als sie in Beziehung 
zum Recht stehen. Er hat die besondere Aufgabe, das mensch- 
liche Leben, was im Ganzen und Einzelen ebensowohl ein reli- 
giöses, sittliches, schönes, wirthschaftliches etc., als ein recht- 
liches sein soll, nur von Seiten des Rechts zu ergreifen und 
nur von dieser Seite her darauf einzuwirken *3 '•> ebenso wie die 
Religion and Religionsgesellschaft (^Kirche^ das Leben von re- 
ligiöser, die Sittlichkeit oder die Wissenschaft, und die .Verein« 



*) Vgl. S. 33 f. — Ganz richtig sagt daher Hugo, Lehrb. der jur. En- 
cyclopädle (Jle Ausg.) S. 79 Anm. ; „ Sit llich keil und Gottesfurcht, Moralilät 
' „und Religiosität, das Höhere im Menschen, das Heilige, wie man es jetzt 
„wohl nennt, nnd selbst die Bildung durch Künste und Wissenschaften darf , 
„zwar an sich bei Weitum nicht blos als etwas BechlswissenschaTtltchen be- 
n trachtet werden; aber in die Hechtswissetischaft gehört es doch sicher nur 
„insofern als es so Etwas ist. Gerade so ist das blos Juristische der Ehe 
„etwas ganz Seelenloses, ein wahres capul mortuum; aber die Rechtswissen- 
„ schart hat es dach darum nicht mit der ehelichen Liebe zu thun " . — Das 
Rechlsleben ist nur eine Seile oder ein Theil des ganzen menschlichen Le- 
bens. Soviele Gebiete daher dieses hat , ebensoviele hat auch jenes , wie sich 
Fchon bei den Eintheilungen des Rechts (S. 53 f.) gezeigt hat. In seinen Bo- 
reich fallen nämlich die Lebensbedürfnisse und die Mittel zu deren Befriedigaog 
stets nur in Rücksicht der dafür nothwendlg erfoderlen menschlichen Leistungen. 
Diess bestätigt sich an jedem einzolen Lebensverhällniss z. R. an der Ehe und 
Familie überhaupt, die allerdings auch ihre rechlllche Seite haben und in- 
sofern Rechtsverhältnisse sind, aber keineswegs blosa dieses oder auch nur 
hauptsächlich. 
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dafür, v«i sittlicher oder yrimeoschaftlicher Seite aus ete., wie 
ferner z. B. die Familie, die Ortsgemeinde, das Volk etc., end- 
lich die ganze Menschheit es von allen diesen Seiten zugleich 
aofzut^Bsen und zum Gegenstand ihrer Thatigkeit zu machen 
hat «3. 

So gewiss aber die menschliche Gesellschaft und jedes ihrer 
Glieder aller Stnfen , von dem Einzelen — als der Grundperson 

— an aufwarte , die Verfolgung aller Zwecke eines acht mensch- 
lichen Lebens sich angelegen sein lassen soll, also auch die 
Verwirklichung des Rechts, so wenig können doch ihre Bestre- 
bungen bloss für diesen einzelen Zweck allein den ganzen 
Kreis ihrer Aufgabe erfüllen ; auch dann nicht , wenn das Recht 
keineswegs in dem fruherhin erwähnten zu engen Sinn aufge- 
fasst wird. Die Gesellschaft, insofern sie auf die Herstellung 
der gerade diesem bestimmten Zweck entsprechenden Veranstal- 
tungen Bedacht nimmt d. h. aiff Einrichtung und Yoitendnng des 
Staats, der alle diese Anstalten in sich begreift, kurz: insofern 
sie als bürgerliche Gesellschaft oder Rechts verein 
wirkt, darf also nie — ebensowenig wie sie es in ihrer Wirk- 
samkeit z. B.'fiir die Religion d. h. als Religiensgesellschaft darf . 

— mit der Gesellschaft nberhaopt nach allen ihren vielsei- 



*) So grandfalsch daher aucli von Drogte-Hulsboff, Lehrb. d. Nat. 
R. (cd. 2.) S. 246 f. sagt , dass das Recht nicht seinem Inhalt nach etwas Be- 
sonderes, Ton den sittlichen, religiösen nnd andern Zwecken Verschiedenes sei, 
dass es ohne eignen Inhalt sei etc.; so richtig hat er bemerkt, dass das Recht 
nnd der Rechtszualand nicht der einzige Zweck eines Volks sein könne. Er 
kann Diess für das Volk ebensowenig Rein wie riir den Einzelen. Denn auch 
das Volk ist durch die Gemeinsamkeit der Abknnft und Geschichte , der Spra- 
che und Sitte , der Lebens-Erfahrungen , Ansichten und Bestrebungen zu der 
Einheit eines wahrhaft lebendigen Ganzen verbunden, es ist eine wirkliche 
Persönlichkeit, und als solche bestimmt, nicht nur zum Staat vereint für 
das Recht zu wirken , sondern in jeder Richtung Tür alle Güter des menschlichen 
Lebens. So natürlich also auch eine Uebereinstimmung desselben Volks in den 
verschiedensten geistigen und leiblichen Richtungen : in Religion , Wissenschaften 
und Künsten etc. ist, und ebendarum auch eine eigenthümliche Gesammtthätig- 
beit für diess Alles, so bleiben darum doch die Gebiete dieses Wirkens und 
die Lebensvereinigungen dafür , ebenso wie das Wirken selbst , wesenhch ver- 
schieden z. B. der Religions verein vom Rechlsverein , auch wenn zufallig die 
Mitglieder des einen und des andern ganz dieselben sind. S. meine Politik des 
Rechts S. 270, Anm. •). Das gewohnliche voreilige Zusammenwerfen des 
Zwecks des Staats mit dem viel weiter reichenden Zweck des Volks 
setzt daher den Theil für das Ganze und stiftet allerseits Verwirrung. 



cyizcdtvCoOglc 



— 74 — 

tig«n gleich wesenliehen und seltwtüiiiligen Beatrebungea vor» 
wechselt und an deren Stelle gesetzt werden. 

Recht und Staat im wahren Sinn beziehen sich Kwar ebea- 
£iiIIb «nf den gansen Endzweck der Menschheit, indem aia 
alJera Wirken dafür nicht nor durch äusseren Schatz *^, son« 
dem überhaupt durch Gewährung aller dafür von Aoasen erfo- 
derlichen negativen und positiven Uittel Vorschab thon; aber 



•] VerrteM man nter Rechlssichernng oder RebhtBSchul« — 
ttberiunipt die Gewthrleistiing alles Reebts, nichl nor settm dasselbe 
boreits im Leben wirklich Bestand nnd Gdtnng hat, Boodern auch sofern es 
dazD erst künftig oocii gelangen soll , so ist gegen jene Bestimmung des Slaats- 
twecls nichts weiter einzuwendeo, als dass sie sehr leicht dahin missdentet 
werden wird, als sei bloss Ersteres gemelDl. 

**] Einige Beispiele mögen Diess nsher erlAntem. So ist zwar nicht 
di» FeatsetzDng Dessen , was wahr sei in götUiohen nnd menschlichen Dingen, 
Sidie des RecUt und Staats, woU aber das« NicUs von den Anssenbedin- 
f nagen fehle, ohne welche die WdirbeiterkenDtniM nnd Wieienaobtft dw 
kümmerliche Fortschritte machen können. Zu jenen Bedingangeo gehört z. B. 
dass jedem Forschertalent die Möglichkeit seiner Enlwickelung nnd Geltend- 
nuchung gegeben werde dnroh Gewfihrnng aller erfoderlichen Bildangsmittel , an- 
gemessener UnterstntzDng (z.B. zu wichtigen wlBsenschafllichen UntemehmnDgen, 
Busen etcO nnd lliiBserer Anerkenaung (LtuRiahn nnd Brod} ; dass der freiste 
Auslausch aller Ansichten Über Wahrheit auf alle Welse von AnsseD erleichtert 
werde; dass weder gewissen religiöseu oder andern Lehren, noch gewissen 
Einzelen oder Gesellschaflen (z. B. Sekten) ein Monopol auf die Wahrheit und 
Uwe Verbreitung, oder doch auf eine bestimmte Art der Verbreilimg (z. B. dnrch 
die Presse , den Katheder , die Kanzel) , zngestanden nnd durch die inssere Macht 
des Staats assekurirt werde , dass endlich nicht etwa ihrem Anhang von Seiten 
des Staats B{^ünstiguog , Andersdenkenden Verfolgung oder Zorücksetzong zu 
Theil werde. 

So wenig sich jemals der Staat nnd eine seiner Behörden zum Sitten- und 
Gewjsseosricliler aufwerfen darf, so sorgfältig moss doch seinerseits Alles ver- 
mieden und beseitigt werden, was Irgendwie als äasserer Anreiz und Auf- 
montening oder auch nur als verftthrerische Gelegenheit zur Unsittlichkeit wirkt 
t. B. zar Heuchelei und Augendienerei , zur Angeberei, Prunk- Spiel- Trunk- 
Raufsucht (zu Duellen, denen Alles Vorschub thnt, was falsche BegrilTe von 
Ehre nährt) etc. So wirken z. B. Spielbanken , Lotterien , Lotto , Unzucht- 
blusvr — diese Pflanzschnlen der Zuchthäuser — , jedes böse Beispiel und öf- 
fentliche drgerliube Verhöhnen der guten Sitte , namenäich durch Slrassenunfng 
aller Art, durch sittenveri^erbKche Gesetze, wie es oft die Gesetze über die 
Geschlechts Verhältnisse ausser und in der Ehe sind z. B. über Ehescheidong, 
oder die Jagdgesetze, wie es immer die Mauthgesetze nnd alle solchen 
Gesetze sind, die an sich rechüiche Handlungen zu Unrecht und Verbrechen 
stempeln oder umgekehrt, n. dgl. Ebenso muss der Staat um der Sittlichkeil 
willen auch dafür sorgen , dass Niemand ganz ohne Unterricht nud Erziehung 
aufwachse, also auch, dass es Keinem dnrch seine Inssere Lebenslage ud- 
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die Art wie diese Mittel Ton den einzelen fyBlschen oder mora- 
lisehen Personen fär die besondem Lebenzwecke zn verwenden 
sind, bleibt, sofern sie nor nicht selbst ^egen das Recht anstdut, 
in allem Uebrig'en nothwendig bloss von dem eigiien Ermessen 
dieser Personen abhängig, die die Erstrebung dieser Zwecke 
sich zum besondem Lebensberuf gemacht haben. 

Im entgegengesetzten Fall wurde die ganze Gesellschaft, mit 
allen innerlich so grundverschiedenen Richtungen ihres Lebens, 
z. B. als Kirche, im Staat untergehen und, anstatt zu einer wahr- 
haften Einheit und Organisation zu gelangen, nur die Schein- 



möglich werde , an diesen Wohlthaten Theil in nehmeD , nod dsss dem dennoch 
Verwahrlosten nnd Verwilderlen i. B. dem Verbrecher die Rückhebr zum Gu- 
ten d. h. zum acht menschlichen Leben in Gesellschaft nicht abgeschnitten, 
sondern dorch sachgemflsse Behandlung erleichtert werde. Wie vielfache Bia- 
deinisse der Sittlichkeit Eomri die GesetEg^mig Aber das SaohelgenHinni nnd 
dessen Veftb^aog entfernen oder itngekehrt ersebaffni kam, ist noch lai^a 
nicht allgemein geaag ebgesehen. 

Ebenso ist es zwar gewiss nicht Sache des Staats, bestimmte Zweige, Rich- 
tungen oder Behandlungsarten einer schönen oder nützlichen Kanst oder z. B. 
der Lehr- and Erzlelikunst, die Beides zugleich ist, treibhansartig herrorzimi- 
fbn oder ihr Scheinleben künstlich in fristen, wohl aber dafdr lu sorgen , dsss 
jede künstlerische Anlage steh frei entfalten, und jeder bewahrten Knnstge- 
scbicklichkeit nnd tüchtigen Knnslleistnng auch der gebührende dnssere _Lohn 
itt Theil werde (_i. ß. durch Erflodungspatente etcO- 

Niemand zweifelt mehr, dass der Staat die Gütererzengong nnd ihre Ver- 
theiinng durch den Süsseren Verkehr nicht selbst leiten oder gar durch seine 
Behörden z. B. Fabriken, Handel, mit oder ohne Ausschlase Anderer, betrei- 
ben lassen seUe ; dass er vielmehr die innere Bewegung des GewerbBeisge« 
und Handels lediglich ihren eignen Gesetzen nnd der Einsicht nnd dem 
freien Ermessen Derer überlassen soll , die daraus ihre Lebensaufgabe gemacht 
haben. Unstreitig aber soll der Staat diess Alles von Seiten des Rechts Qber- 
wachen and das ia dieser Hinsicht Erfoderliche leisten. Er hat hier (e. B. 
beim Geldwesen] und überall gegen Fälschung und Betrag , wie gegen Gewalt 
(z. B. gegen Slrassenraab) Schulz und Rechtshülfe zu gewahren; er hat tür 
gute Wege, Kanäle nnd andere Verkehrsbedingungen zu sorgen ; er hat dafür 
einzustehen, dass nicht Andere für uns die Früchte onsres Fleisses fimdten; 
er hat die Stellung der Arbeiter gegenüber ihren Meistern, Brod- und Fabrik- 
herren gesetzlich za ordnen, ansächliessende Zunflinnungen nicht za dul- 
den etc. ' 

In Hinsicht der für die einzelen gesetlsohaniiehep Lebenzwocke -nnd 
Berafe erfoderlichen äusseren Mittel und deren zweckmässiger Za- 
theilong nnd Verwendung aber moss er von dem Unheil der Sachver- 
Btindigen d. h. derjenigen Glieder eines jeden besondem Bemfstandes sich noth- 
wendig leiten lassen , die von der Gesammtheit der Genossen dieses Standes , 
selbst als die Tüchtigsten anerkannt nnd dua beauftragt Bind. 
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Ordnung einer rein iusserlicben and mechutiseben Einheit und 
Einfachheit mit grösster Gefährdang der höchsten Güter des Da- 
seins erkaufen. Zwar ist die Wirkaamkeit des Staats fnr sammt- 
Üche Endzwecke des Vernunftlebens des Henschengeschlecbts , 
indem er deren vollständige Erreichung durch Herstellung dea 
Rechts änaserlich und gewissenuassen materiell vermit- 
telt, ja überhaupt erst möglich macht *"), ebendarum besonders 
■ aagenftiUig and unerlüsslicb ; aber sie ist dennoch weder die ein- 
zige, noch auch die höchste. Sie steht vielmehr in gleicher 
Ibihe und Würde neben aUen andern gesellschaftlichen Thätig- 
keitssfären , hinsichts deren sie ebenso wesenlich und bedeutend 
ist, als ihrerseits diese für sie. Je bestimmter Oiess erkannt 
wird, desto deutlicher ergibt sich die Nothwendigkeit, das Ein- 
greifen des Staats in alle menschlichen Dinge nnr innerhalb 
der Gränzeu des Rechtsgebiets zuzulassen und sein gan- 
zes Thon mehr und mehr auf die Realisirimg seines alleinigen 
wahren Lebensprinzips und nächsten 'Zwecks: des 
Rechts im vollen Sinn des Worts — zu beschränken. 

Das Recht war entschieden der vorherrschende Grundge- 
danke, der überall zuerst staatsähnliche Vereine als reines Erzeug- 
niss des Naturtriebs her\-orrief; und dieser ursprüngliche Gedanke 
rouss im Fortschritt der Bildung (yfie sich Diess auch schon jetzt 
unverkennbar kund gibt^ immer entschiedener als das bleibende 
2iiel eines bewussten Strebens **) nach kunstgerechter Weiter- 
gestaltung jener unwillkürlichen Staatsanfänge, eingesehen wer- 
den, nachdem die Periode der übermässigen Kraftentwickelung 
der Staaten vorüber ist, in der diese sich vorwaltend als die 
Vereine für alle Angelegenheiten der Gesammtheit, als »tatut 
rei publicae fi. e. popuHy verhielten und verhalten mussten 
(b. 8. 70 Anm. «*3- ^° ^i'**' '^o" >° ^^' '^^^* schon heutzutage 

*^ Schon das Wort: Zivilisation weist darauf hin, dass der Staat 
(^civitag}, als der erste und einflussreichste Anfang aller geselligen Ordnung, 
VOD Alters her als das Hauptmittel der menschlichen Bildung galt. 

**) Ebenso muss die Gescblechtsverbindung, ursprünglich ebenfalls 
das rohe Werk eines thieriscßen Triebes, aus einem blossen Naturprodukt mit 
Freiheit und Bewussisein ihres vernünftigen Zwecks zu dem schünen Kunstwert 
einer, acht menschlichen Ehe umgestaltet werden. Auf dieselbe Weise tritt mit 
der weiteren Entwickelung der Einsichten und des Zweckbewasstsoins der Ge- 
sellschaft nnausbleiblich immer mehr die Rechtsbildung auf dem Wege 
der Gesetzgebung an die Stelle des früher alldoigeu oder doch vorherr- 
schenden Wegs der Gewohnheit. 
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der Staat fast allgremein ganz richtig nur als der Verein oiier die 
gesellig'« Vernnstaltung für die Verwirklichang des Rechts im 
Leben, ja, wegen dieser seiner eigentlichen besondern Bestim- 
mnng, sogar geradezu als der Rechtszustand selbst d. h. als 
Rechtsstaat, status jtiria a.jtmH, anfgefasst nnd benannt. Und 
anch diess Letztere kann dm so mehr mit gutem Grunde ge- 
schehen, als es sich bei jedem bestimmten lebendigen Zustand, 
also anch bei dem des Rechts, nothwendig von selbst versteht, 
dass er zugleich ein beständiges Werden ist, so dass mit je- 
nem Aasdruck nichts Anderes gesagt sein soll als: das indivi- 
duelle Rechtsleben, insofern es ein bleibend Bestehende« 
nnd Werdendes ist. 

Gleich ewig wesenlich für das Leben der Menschheit, wie 
die Rechtsidee selbst, ist dämm auch der Staat, als der Rechts- 
verein. ' Je mehr, mit der Zunahme des gesammten Lebens va 
innerem Reiehthum , zufolge der steigenden Kultnr anch das 
Rechtsleben der Völker an MannichfaHigkeit , Reife nnd Schön- 
heit der Gestaltungen zunimmt, desto weniger kann der Staat 
etitbehrt werden , und desto mehr tritt die Verkehrtheit der Fo- 
demng ins Lieht, die man sngar noch heute bisweilen an ihn 
stellt ; er solle sieh immer entbehrlicher zu machen suchen. Nor 
in Hinsicht der gegen das Unrecht (A. h. auf Abwehmng und 
Abstellung desselben^ gerichteten, also negativen Seite der 
Staatsthatigkeit'ist jene Fodemng begründet, da bei sehr hohem 
Stande zumal der sittlichen Bildung dieser Theil seiner Thätig- 
beit sich allerdings wegdenken Hesse «3; während der andere 
positive Theil nothwendig «a Ansdehnfing gewinnt; nnd nur 
ebendaraus , dass man das Recht und mit ihm die Aufgabe des 
Staats bloss negativ aufzufassen gewohnt war (ß. 89]) , ist anch 



*) In eben dem Mass als z. B. die Verbrechen sich mindern, würdp es 
der SlrarreditspOege an BeschäfligiiDg fehlen. Dass, sobald die ärgste Rohheit 
eines Volks übernundeo ist, z. 8. die blatigen und überhaupt die ge- 
waltsamen Verbrechen Sich vermindern, ist eine erfahrungsmässige IV.- 
sache. Wenn wir aber mit der steigenden Bildung, oder vielmehi trotz ihfer, 
gewisse Verbrechen z. B. die Eigenthomsverbrechen im Z^ehmen be- 
griffen seilen, so liegt der Grund davon wobl ohne Frage weit weniger in ein- 
seitiger Verstandesanfklärung, anf Kosten einer gleichmässigen Belebung des 
Gefühls und Bildung der Willens- und Thatkraft, als in den nun, mit dem Zu- 
wachs der Bevölkerung sowie der Ungleichheit der Eigenthnmsvertheilnng nnd 
der Schwierigkeit eines rechtlichen Erwerbs , gegebenen nngleich stArkerM 
VersDchnngen zum unerlaubten KingreifJen in des Nächsten GiL 
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-der IrrtbidB 4er allg^emetneB Fwtaiig jener Fodemng er- 
klürlteh. 

Die tieseliigkeit äberfaanpt und namentlich der Staat oder 
die Geseilachaft fär das Recht erscheint, wie bereits fHiher 
(ß. 313 erwähnt ist, olfenbar selbst als ein Grondbedin^ der 
vollständigen Eatwickeliiii|^ nnd Anwendong- aller menschlichen 
Kräfte und folglich ihr Dasein, ihre immer vollkommnere Ein- 
richtung nnd Verwaltong , soweit diess Alles als ein Werk der 
Vernunft und Freiheit der Menschen betrachtet werden kann , als 
^a Recht, and das Leben in ihr zugleich als eine Rechtsbefiig- 
sdss nnd als eine R^chtsobliegenheit aller raid jeder Rechtsper- 
ßonea. Der Staat aber steht seinerseits ebenfalls wieder nnter 
einer grossen Zahl dnrch die menschliche Freiheit herstellbarer 
Bedingungen der Krrcichnpg seines Zwecks (^nämlich : Staats- 
organen, öffentlichen Einrichbingen , Anstalten, Gesetzen , Mass- 
regeln und Leistungen aller Art}, deren Inbegriff das Recht des 
Staats oder das Staatsrecht aasmacht Dieses ist demnach 
ein Theil , jedoch , in Terhültniss zsm Redit der Einzelen nnd 
Gesellschaften im Staat, ein höhM^taliger Theil des gaozenRecbts^ 
es ist das Recht anf sich selbst (^d. h. aaf die eigne Ausführung 
vad Faribildnng, ab selbstvrärdigen Lebenszweck^ zurückbezo- 
gea, das Recht am (^der Verwirklichung^ des Rechts willen 
•der das Recht für das Recht (». S. 64}. 

Im Vorstehenden ist wenigstens das Wichtigste dber die Auf- 
gabe des Staats in Verhältniss Kam Reeht and zur gesammt«! 
Aufgabe der Gesellschaft, soweit ea hier möglich odw nöthi^ 
Bchien, erörtert Die nähere Autfäbrang darüber and über viele 
andere hierher gehörigen Fragen z. B. über die dem Zweck des 
Staats entsprediende innere Einrichtung desselben ^ über dm we- 
aenlichen Unterschied der vielerlei Arten seiner historische^ 
EntstehungBgrnnde und seiner im Bisherigen angedeuteten 
Rechtsbegründung, die nur eine einzige sein kann; über 
den Missgriff, das Staatsrecht, anstatt aus der Naiur und Aufi- 
^abe des Staats, vielmehr aus einem Staatsvertrag abzulei- 
ten (sowie, man überhaupt alles Recht irrigerweise aus dem 
Willen nnd Vertrag ableiten woUte, s. S. 41~), da doch, wie 
bei Jednn andern Vertrag , zn seiner Rechtsgültigkeit nothwen- 
dig ist, dass er nur die Art und Weise fPorm^ ^'i '" welcher 
das Recht (blU sein vorausgesetzter Inhalt^ durch eine Mehi^ 
heit von Personen zur Anerkennung und Vollfühmng gelangt; — 
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mUe .diCBe Untennobani^ l^hAren ia dte Staatsrechtsfiltt- 
Bofie *_). 



VIERTER ABSCHNITT. 

Zar OesohiiAte «od Literatnr der Rechtsfilosofie. 
$. 35. 1) Vorerinnerun^, 
Wie bei jeder andern fär das Leben der Menschheit wesen- 
lichen Idee, se zeigt sich aneh bei der Idee des Rechts und des 
Staats in allen Jabrtianderten ein «sausgesetHtes Trachten oaeh 
ihrer immer vollkommneren Eotwickelnng , d. h. ihrer Erfassunf 
und Anwendung im wirklichen lieben der Völker «owohl in de- 
ren Gesetzen und Einrichtungen als in den Werken ilirer Schrift- 
steller. Dieses allmähliche Emperarbeiten ans dem Dämmerlicht 
blQsser unaichern Ahnungen (^des s. g. Geftihls} zur vollen wis- 
senschaftlich»! Klarheit und zum festen Ziel eines zweckbewow- 
ten Wirkens hält im Ganzen unverkennbar gleichen Schritt mit 
der gesäumten Bildung and insbesondere mit der Ausbildung der 
filoBofischen Wissenschaft. Eine genauere geschichtliche Verfol- 
gung, dieses Entwickelnngsgangs liegt jedoch gane ausserhalb 
des Plans der gedrängten Darstellung der Grundlehren der Rechts- 
filosolte, die hier gegeben werden soll **^. Ohne Frage ist 



*) S. z. B. meine Gnindiflge der Politik des Rechts Tbl. I, S. 69 ff. 104. 
**) Nor za gewöhnlich kömmt dberdless in Vorträgen und Lehrbüchern über 
den geschicbtlicheo Mittfaeilungen die selbständige Entwickel&ng der Graadl^reu 
Dnverhjiltnissmässig zq kurz , die doch die Hauptsache ist. Je weniger der 
Verfasser hierzu Ursache zu haben glanbt, je lebhafter er wünscht , dnrchAus- 
lührnng im Einzelen , soweit sie nnr irgend der Zweck eines Lehrbuchs ge- 
stattet, die Frachtbarkeit der Grundsätze zn zeigen, von denen er ausgegangen 
ist, um so lieber beschränkt er sich in Hinsicht der G.eschichte der Wis- 
senschaft nnd der Bücherkaade anf das Wesenhchsle and nberlfisst er 
seiaea Lesern die leichte Altihe, das hier FeUmde ans einem der vielen Sticher, 
die davon handeln, utchzutMüeii. Statt aller sei für Beides hier anf Warn- 
könig's RechtsfllOBofle , Freiborg 1839, verwiesen, wozu nicht sehr viel nach- 
zutragen ist. Manches Gute darüber lindet sich in F. v. Ranmer's geschicht- 
licher Enlwickelnng der Begriffe von Recht, Staat and Politik 1832, sowie In 
Lerminier's MroducHtm ä l'hutoire du droit. i822, da wo er uicW bloss 
Anden nachspricht oder Redessarten macht, vorzüglich aber in Henrici's 
Ideen zur wissenscbafllichen Begründttng der ßechlslehre. 1899. Ü Bde. 
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zwar eine solche höchst lehrreich, indem oar i^erade dveh sie 
sich erproben kHon , dasa alle die vereinzelten , thmlweise und 
einseitig erfassteo Wahrheiten, die sn den verschiedensten Zei- 
ten in der Wissenschaft und Gesetzgebung' sich Geltnag erwor- 
ben haben, in dein ganz wahren Begriff des Rechts und Staats 
nicht nnr vereinigt sich wiederünden , sondern darin zugleich ihre 
nothwendige Ergänzung und Bestätigung erhalten, so dass erst 
dieser Begriff zu dem vollen Yerstäadniss und der völlig gerech- 
ten Würdigung des bisher in Wissenschaft und Leben Geleiste- 
ten und Verfehlten befähigt. Eine Prüfung dieser Art ist aber, 
wenn man bei der Erfassung des Rechts bloss auf dem Stand- 
punkt des unmittelbaren Selbstbewusstseins stehen bleibt , über- 
haupt nur bis zu einer bestimmten Grunze möglich. Ganz -um- 
fassend und genügend kann sie erst dann geleistet werden, wenn 
das von jenem (^sabjektiv- analytischen]) Standpunkt ans über 
das Recht Erkannte durch Zurückführung auf das höchste Prin- 
zip alles Seins und Erkennens: auf Gott, d. h. durch synthetische 
Entwickelung, eine ganz zureichende Begründung erhalten hat 
(ß. 31, Anm.^ #3. Schon darum aber, weil DiesS hier unter- 



•) Diese tiefere Begründang ist iiberdless besser als es der Verfasser ver- 
mocht hätte, durch K. Chr. F. Krause's oben QS. i'i u. 45} erwüliiiteR 
Abriss des Nalarrechts geleistet. Zwar lässt sich ein menschliches Recht der 
Natur denken, — wie Dies» schon Hugo Grotius andeutete (rfe J. B. et 
P. proleg. $. U. seqq. u. Hb. I. cap. i. §. iO. nr. 5.) und es seitdem fast 
allgemein z. B. von Thomasius and Leibnitz angenommen warde, — 
auch wenn' Gott sich wegdenken liess.e. Mit Grund fügt aber Leibni.li hinia 
(Opp. ed. Butens T. IV. Hb. 3. p. 26i , 272 seq. 296), dass Gott, zwar 
nicht etwa durch seinen Willen oder seine Macht, sondern durch seine 
Wesenheit {ipsa essentia sua) unzweifelhaft Urheber alles natürlichen Rechts 
sei, in eben der Art, wie er auch Urheber der Wahrheit z. B. der na- 
Ihemalischen sei ; dass folglich gewiss auch das menschliche Recht vom gött- 
lichen Recht abhänge; dass jeder Mensch unmittelbar mit Gott selbst in Be- 
ziehung stehe und demgemäss verbunden sei , rein gerecht (honeste i. e. pie^ 
in der Welt zu leben, die er, gleich den Kirchenvätern, besonders gleich 
Augustinus (de cwitate Vei 1. 19. c.H.), als den Staat Gottes auffasst. 

Aber selbst ohne jene liefere Begründung enthält darum doch alle wenn 
auch nur vom Standort des Selbslbewosstseins aus gewonnene Erkenntniss 
ewige und allgemeingültige Wahrheit; denn sie stammt weder aus ei- 
nem blossen Gefühl, noch aus irgend einer individuellen Meinung, sei 
es nun die eines Einzelen oder eines bestimmten Volks oder einer bestimmten 
Zeit (so wenig aoch der Einfluss dieser letzteren auf die Ausbildung unsrer 
Fähigkeit der Wahrheiterkennlniss geläugnet werden kann und soll;) ; es ist 
vielmehr ein Jeder in seinem Inneren derselben eben so gewiss , als er sich 
seiner selbst im unmittelbaren Bewusstsein gewiss ist. 
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taaseD wurde, Dm die Schwierigkeiten nictit ohne Noth zu hän- 
fen, die der Einfühning einer neuen Richtung in einer Wissen- 
schaft ohnehin schon entgegenstehen , kann im Folgenden nur 
Erwähnung der beinerkenswerthesten von jenen Rechtsansichten 
geschehen, die ebenfalls den Standpunkt des Selbstbe^vusstseins 
festhalten. In Hinsicht aller übrigen Ansichten muss im Ganzen 
hier, mit Ausnahme höchstens einzeler kurzen Andeutungen, au 
jene zahlreichen Schriften verwiesen werden , die sich die Dar- 
stellung der Geschichte der Rechtsfitosofie zur besondern Auf- 
gabe gemacht haben. Namentlich ist Diess der Fall, anch schon 
um Wiederholung des bereits oft von Andern Gesagten zu ver- 
meiden, in Hinsicht der Lehren des Alterthums und des Mittel- 
alters. 

$. 36. 2) Die Periode von Grotius bis Kant. 

Hiiig de Groot, allbekannt als Hugo Grotius, war in- 
den neueren Zeiten der Erste, der einen, sowohl an sich als we- 
gen seines sehr grossen Einflusses anf die Bearbeitung der Natur- 
rechtswissenschaft in den folgenden Jahrhunderten, bedeutenden 
Versach machte, die Lehren des N^turrcchts ganz anabhängig 
von göttlicher OlTenbarung und menschlicher Satzung fworauf 
das ßis dwinum voiuntarhtm und das ju» hiimmmm benihe^ zu 
begründen. Er machte diesen Versuch in der Einsicht, dass ohne- 
dies» die Lösung der Aufgabe unmöglich sei, die er sich bei 
seinem berühmten Werk de jure belli et pacis gesetzt hatte: eine 
ersehiipfende Darstellung jenes Theils dieses Rechts zu geben, der 
den Völkern als Richtschnur ihres gegenseitigen Verhaltens die- 
nen sollte. Naturrecht ist ihm Alles was in Uebereinstimmung- 
steht mit der vernünftigen Natur des Menschen und mit der ver- ~ 
nüuftig geordneten menschlichen Gesellschaft insbesondere #~); 
und als dessen Quelle erscheint ihm die ganze vernünftige Na- 
tur des Menschen als geselligen Wesens. 

Allein wie jene Uebereinstimmung wesenlich ist für das Recht, 
ebensosehr ist sie Diess auch für die Wissenschaft, die Kunst, 
die Sittlichkeit etc., und sie kann schon darum zum unterschei- 
denden Merkmal nnd zur Sacherklarung des Rechts, durchaus 
nicht dienen. So richtig ferner in der Erhebung derGesellschaft- 
>lichkeit (^Sfiriulitas^ ' 7.\i\ü Grundsatz, des Rechts ^^erkannt ist, 
dass diese «in Graiwri^h und Rediirfniss der Menschennalur sei. 



*}. 8. de fliHi belli et pact», tn -pfotegg. £. 6—9. 
tiej'a Gruadxiigc am NnturrFclil%, 



DBiiiidii/Gcioglc 



dem Attch v«n Seiten de« Rechts genügt werden inan, s« ist 
doch dabei — mehr aeeh vom Grotins Anhtuigicrn ah v«b ihn 
selbst *^ — tibersehen: dass das Recht aieht bloss auf die Gesell- 
schaft, als eine der Seiten und Zwecke des vemänflrgeii Lebens 
Mch beziehen könne , sondern dass es auf Befriedig'flng aller, in 
aH&i AnlajEfen des Menschen gegründeten Bedurtbisse semer Na- 
tur gerichtet sein müsse , und dass es ansser den äusseren, ge- 
sellsehaftlicbeo Recbt auch noch ein inneres Recht jedes EtoEe- 
len für sich allein gebe *«). 

Unter den zahlreichen Schriftstellern nach Grotins, die naa 
Tbeil weü einseitiger als er das Recht ans den Geselligkeits- 
triebe Cappe/ifua a«eietati*} ableiteten, und die man ebendaher die 
Sozialisten nennt, sind die bemerkenswerthesten, schon wegen des 
grossen Ansehns zu dem ihre Schriften gelangten: Samuel von 
Pufendorf und Christian Thowasius. Der Erstere von 
Beiden hat nämlich Grotius Lehren nicht sowohl wesenlich be- 
richtigt, als schulmüssiger geordnet, von der ärgsten Zttaten- 
nberUdnngeinigermaBseD befreit, und theilweise inissverstiindea ; 
der Letztere aber hat wiederum anfangs vorzuglich die Verthei- 
digung der Lehrsätze PafendorfBi sich zur Anfgabe gemacht, 
^äterbin aber dieselben mehrfach verlassen #*#J und muiche 
ihm eigenthüniliche Lehren aufgestellt, die sehen desshalb hier 
etwas naher berührt werden müssen, weil ihr Einfluss im Guten 
und Bösen noch heute fortdauert. 

1~) Thomasius legte wenigstens den Grund ku der ganz richti- 
gen Behauptung, die noch bestimmter als von ihm selbst 



*) S. I. B. ThomaB ü juriaprud. dicmae lib. I. cap. 4. f. 63 et S*. 
*•) Diess macht mit Recht schon LeihniU, namentiich gegen Pufen- 
dorf, gellend, indem er z. B. sagt in den obss. de prmcipio juris, f. H. 
(opp. ex ed. Dutens T. IV. Hb. 3. p. 272.): „Fateor eqmäem, kummae $»- 
cietaüg cuttodiatK tum esse principium jmtiliae. Nam est eüam com Deo' 
„societas nobis, quae humanae praevalere debet. Sed tamea pulem , Jmlnm 
„esse, quod aocietalem ralione utenlium perßcit" ; — und in epist. 7 ad 
ketlnerum (opp. cit. hcop. 26/.)' »OpiVMO, quae jus naturae ad externa 
^reslringit, nee t>eteribus pMosophis nee Ictis oUm ffratnoribus plaeuü, donec 

fuosdam 
popuh-, 
i tnomla 



ov Google 



von seineä Naehfoli^iBn) Oimdlin^, Gerhnrd^ Köhler 
etc.aiwgenprochmist: i&m, Ww Recht «ei. nur selbstftn- 
iig erftflnnt werden könne und nicht an* der PAic)il«iilehre; 
da«» mithin, wie oben gezeigt ist, das Katurrecht der Ge- 
genstand einer selbatmidigen Wi$s»i9Cli«ift sei #])■ ^^ 
Jehrt nümifch ««3: Derfie^iff(4es Rechts des s. g.jkSfMt- 
ientfae, jetat des Rechts im subjektiven Sinn^ und ^r ihm 
entsprechenden (d. h. Rechts-) Verbindlichkeit, nicht 
aber der viel mehr ntnfb'ssendft Beg:rir der l^cht, «etse im- 
mer Wenigstens zwei Menschen voraus; er gehe immer aar 
auf dn Aensseres and entspringe aus der Regel des ^'u- 
«tom. Da zu Erfüllung dieser Regel aber Zwang «Statt 
finde, so erzeuge sie, zan Unterschied von den Be§^n des 
hmetfum et decsrum eine äussere Verbindlichkeit gegen 
Andere (^eine obtigaHo mehiena eoavHoaan aäorum Ittmu- 
tmin)y wahrend diese leteteren Regeln immer nur eine inacre 
Pdichf gegen uns aei^st begründeten; daher denn diare^n 
Justi 9.wBr eilte perfedior, daran aber dach nie aassaiiUes- 
8 e n d eine perfecta abligati» and ein fterfeefum Jn» eraeage, 
wie Grotins irrig annehme, — denn alles Recht sei voll- 
komitien und ebcnse alle Pflicht. I^hon aus dem soeben 
aus seiner Lehre Erwähnten eiiieUt, dass er gleichAtUa 
richtig erkannte: 

S) das» alle Rechtsverbindlichkeiten zngleich sittliche Pflich- 
ten seien, nicht aber umgekehrt, dass mithin das Gebiet der 
Sittlichkeit weiter reiche als das des Rechts . 

33 dass das Recht schlechterdings verwirklicht werden müsse, 
nnabhängig von der Einsicht und der Geneigtheit der ßin- 
zelen dazu, nöthigenfalls auch durch Zwang. 

43 Auch lehrte er, dass zwischen angeborenen Rechten Qiira 
connafa'y und erworbenen Rechten Qtira act/insiia) zu un- 
terscheiden sei. 



•) TlionasiaG selbst wirft a. a. 0. im cap. prooemiate S- i3. Pufen- 
dorf TOT, dies er noch, gleich den Sclialastikera , das jtu naüirae und die 
fyclrina ethica Termisctil habe. Man darC ihn daher mit Kecht als den Urhe- 
ber der später allgemeia üblich gewordenen Eintheilung der Moral im weitern 
Sinn in die eigentliche Ethik und das Nalurrecht betrachten, wie sich weiter- 
tun in der Darstellung seiner Hauptleliren beslällgen wird. 

*•) a. a. 0^ besonders,«. L cap. 5. f. i6—23. und cap. 6. $■ t—Ha; 
3ff; M7; 29; *6. etc. 

6* 
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Neben diesen W^rheiten begebet man aber bei Thoma- 
8 ins einer so grossen Zahl von Irrtbümem und folgewidrijcen 
iSätzen, die zam Theil bei seinen Anhängern noch greller her- 
vortraten , dass man ihm alle Tiefe der Forschung absprechen 
muss,' auch wenn man weit entfernt ist, ihm da» bleibende Ver- 
dienst abstreiten zu wollen, das er um Mit - und Nachwelt sich er- 
worben hat durch den Muth, die Schürfe und den Nachdruck, womit 
er den gesunden Menschenverstand gegen die manchfachsten und 
sinnlosesten herkömmlichen Yorurtheile seiner Zeit (z. B. die He- 
xenproze8Be,3 geltend machte. Wie sehr ihm die wissenschaft- 
liche Gründlichkeit abging, erweist sich sogleich an Dem was er als 
Hauptpunkt seiner neuen Lehre schon auf dem Titel seiner fwi- 
damentajuru nalurae et'genliiim erwähnt; dem Versuch die pri>i~ 
cipia Juttti, decori et honexli durchgängig au scheiden, der völlig 
verfehlt ist, sowie an seiner überall hervortretenden ITnidarheit 
über das Verhültnies der Moral zur Rechtslehre. Auch er begreift 
nämlich noch unter jus im weitern Sinn die gesammte Päictiten- 
lehre und fängt damit an, ein oberstes Prinzip für diese aufzu- 
stellen, das, als allgemeine Richtschnur für Alles menschliche Han- 
deln, zugleich der Grundsatz des ju9 naturae el gentium sein 
soll. Jenes Prinzip scheint ihm jedoch nicht mehr, wie früher, 
in der custodia $o€ialitatis zu liegen, weil sich aus ihr nur auf Umwe- 
gen die Pflichten des Menschen gegen sich selbst ableiten liessen 
und weil dieselbe keinen Schlüssel zu klarer Unterscheidung der 
principia justi, decori et konesti ergebe ^ sondern er setzt es dar- 
in: dass man Alles thue, was das meni'chliche Leben möglichst 
lang und glücklich macht d. h. was uns Ruhm, Annehmlichkeit 
und Ueberflnss an Allem bringt, und dass man das Entgegenge- 
• setzte meide. Nachdem Thomasius sodann möglichst handgreif- 
lich, nicht ohne einige Rohheit und Sofistik, nachzuweisen ge- 
sucht hat, wie und warum die Befolgung jenes eudämonistischen 
Grundsatzes nicht nur ganz von selbst auch dem Unverständigen 
als der eigne Vortheil sich anempfehle, sondern zugleich mit dem 
Vortheil der Gesammtheit nothwendig zusammenfalle, insofern 
nämlich jen^s Glück, ohne dass man honesle^ decore and junte lebe, 
nnerreichbar sei , so meint er daraus nun drei besondere Vor- 
schriften für das hones/vm, decoritm und ju^itum ableiten zu kön- 
nen. Diese drei Vorschriften laufen indess offenbar, wie Diess 
Thomasius selbst früherhin noch für wahrscheinlich erklärte, 
auf einen einzigen Grundsatz, nur in verBchijgdener positiven 
und negativen t^jukleidnng, hinaus. 'AW'^p.''4,^^^w^K»i fionesti 



Mutet dieser: quod via u( alii »ibi facianf, tute tibi facie»^ als 
praeceplum dccori *).• quod via ut alü tibi faciant, tu ipsis 
facies) alspraecep^umj««?! endlich laatet er, negativaus- 
^drnckt: giiod tibi non eis fieri, alleri ne feeerix. Noch dazu ist 
dieser dreig-estaltige Grundsatz rein form eil, indem er über 
den Inhalt weder des s. g. ehrbaren nnd wohlanständigen noch 
des gerechten Handelns die mindeste Auskunft gibt ♦*), viel- 
mehr Alles dem Dafürhalten jedes Einzelen janheimgibt, mithin 
an die Stelle eines objektiven Erkenntiii.«sgrundes nnr die subjek- 
tive Ansicht setzt, ganz ahnlich wie es durch die Lehre der 
Scholastiker geschah, und neuerlich wieder durch Kant's Moral- 
prinzip ; handle so, dass die Maxime deines Handelns ohneWi'der- 
spruch zum allgemeinen Gesetz erhoben werden könnte. 

Der Keim der spater nar mehr ausgebildeten Lehre: dass 
der Begriff des Rechts nur .negativ und formell sein könne 
— lieifft sonach hier vollständig vor; nicht minder der Keim der, 
gleichfalls bis heute vorherrschend gebliebenen, eben so einseiti- 
gen als naehtheiligen Ueberschätzung des äussern Zwangs. 
Tho'masius glaubte nämlich, diesen zum wesenlichen Merkmal 
alles Rechts im engern 8inn, im Gegensatz zum deconim und ho- 
neshmt, machen zu können — wie es den Römern niemals ein- 



*) Die Unterscheidung des decorum vom honeatum uod \om jualum, in 
deren Mitle es als s. g. bonum medium gestelil wird, — ähnlich wie Leib- 
njtz (s. bes. dessen Df«s. /. §. i2. vor dem erslenTheil des Cod. juris genl. 
diplomaUcus) die aequitas oder caritas m die Mitle stellt zwischen das jus me- 
rum s. airictum und die probilas oder pietas, als die drei Grade des ReehU 
im weitern Sinn ~ ist darchaus unzureichend gereohlfertigt. Bei genauerer 
Betrachtung ei^jbt sich vielmehr, dass das s. g, decorum bald bloss einen Theil 
des sittlichen Handelns ausmacht, und zwar vorzugweise denjenigen, der 
sich auf die geselligen Verhältnisse bezielit z. B. die Dankbarkeit, bald als der- 
jenige Theil der im richtigen Begriff des Rechts gefoderten Leistungen der 
Menschen an einander sich heraQsstelll, hinsichls welcher kein Zwang Statt fin- 
det, und die man gewohnlich unter der Billigkeit (s. S. 52.) begreift, wie 
z. B. einen Zahlungsaufschub oder eine Begnadigung, namentlich aber der von 
' Thomasius an bis heute in der Rechlslehre meist unbeachteten positiven 
Leistungen dieser Art z. B. der Unterstützung Hülfsbedürftiger. 

**,} Denn die Erklärung, die mit Grotius von i|im gegeben wird: ge- 
recht ist, was nicht ungerecht ist — und der noch neuerlich Herbart 
Cenalytische Beleuchtung des Katurrechts und der Moral. 1836. S. 63. f. 89 etc.) 
Lobspriiche ertheilte, erklärt nichts, auch wenn man hinzufugt, wie Thoma- 
iias (flindamm, jur. nat. Ud. I. cap.i. g.87 — 90,}: d.1). was den äussern 
Frieden nicht st&rt, oder wie Grotiug selbst sagt: was nicht streif 
(el mit der Natur der Gesellschaft Ternflnftiger Wesen. 
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gefallen war «^, UDd wie kaum irgend ein anderer Sebrift- 
steller vor ihm es so bestiumt behauptet haben möcfate. Vielleicbt 
hatte iha dasii die Wahrheit verleitet: dase die Sittlichkeit des 
Handelns durch jede Art von Zwang- geradeso auBgedchlossen 
wird, wahrend der Reehtszostand , sofern er groesentbeils ein 
änssererZartand Ist, dureb Zwang nicht nur verwirklicht werden 
kann, sondern soll, wenn aoeb noch lange nicht Alle, Was 
ftedit ist, erkannt haben and woIIm **y Seit jener AnfstelloBg 
des Zwangs aam Kennzeichen des Rechts wurde das Natar- 
reeht ^wdbnlich als die Lehre von'denjenigenPBichteo aafge- 
fasst^ welche and sofern sie äosserlieb erzwingbar sind durcb die 
Obrigkeit, als eine s. g. Filoss&e der natsrlichen Zwangsreebte, 
die Hugo etwas hart eine blosse „Todscblagsmoral" ge- 
nannt hat; der Staat aber wurde herabgewürdigt zu einer blos- 
sen Rechtsversicherungsanstalt durch Gewalt Dabei blieb deum 
darchaas anbestiramt, nicht nitr wozu, sondern auCb wie die Ob- 
rigkeit solle zwingen dürfen; es wurde ganz vergessen, dasa 
selbst ein erwieseoermassen rechtlicher Zweck doch nicht 
Jeden beliebigenZwang, der dafiir alsMitlel dienen sw ken- 
nen scheint, rechtfertigen kann, und dass, u» xu wissen ob iiber- 
bsBpt Zwang angewendet werden solle, nnd welcher Zwang 
(^nach Art und Grad^ ein gerechter oder ungerechter ist, man vor- 
her schon wissen innss, was das Recht und Gerechte selbst ist 

Christian Wolf bestrebte sich, auch im Bereich des Na- 
turrechts, Das auszuführen, was Leibnitz leider nicht selbst 
ausgeführt hat. Er machte nämlicii den ersten Versuch ein all- 
umfassendes Lehrgebäude der Wissenschaft des Natnr- und Völ- 
kerrechts aufzustellen **1f}, worin alle einzelen Lehrsätze mit* 



*) Die [tilmer nahmcD allerdings einen Unterschied, nie aber eiiteii 
so scharfen Gegensatz zwischen dem juatwn, dem decontm oder honetlum an, 
indem sie. zwar z. B. saglen : quaedam etii honesle accipiimtur, inhoneale ta^ 
men pettmlw; non omne tjuod licet honettitm est eic., dennocb aber niemal) 
Etwas, was eine nfrenbare turpiludo enthalt, was ihnen als contra hoaoi mores 
galt, Rechte begründen Hessen, indem ihnen das jus eine ara bmä et aequi 
war und ihr Jus ffenlium auch solche PHicIUen begrifT, auf deren Er^lung keine 
Klage gejr^bu« war. Hieher geliiirl auch der römische Begriff von imperfecta 
Um. Vergl. den darch Cujas reslitutrten Anfang der s. g. Fragmenla fdes 
Über singulare regularway von Utpian. 

••) Ebenso ist jeder Riazele, der besser einsiebt, Was dem wahren itecht 
entspricht, als zur Zeit die GeseHschsft, sittlich verpflichtet hierniich zu handehi. 

*••) Mit dum Titel; Jm natura« melhodo sctenlifica pertractatum f. l. 
— Vni. iit *. iT4&~i7iS. BszeichBCDd ist bei T. L hiniugerugt : pars 
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ttHt der B. g. mathematischen DetnoQstririaethode bewies^a wer- 
den sollen; — eiue Methode, deren geistloser, scheinbar logischer 
FArmaüsifiiis »ehr häufig nur das Nichtsbeweise ade der verneiB- 
ten Beweise ia helleres Lieht setzt und zuaammt der widerlichen 
Weitschweifigkeit, woz« er führt, zur otttkweadigen F«lge hat, 
dass es jetzt Niemand mehr der Mühe werth halt, bib weniger 
Goldkömer willen ein ganzes Meer von Sand zu durchwaten *J. 
Wolfs Letire darf Indess hier schon darum nicht g&ta, übergan- 
gen werden, weil sie sehr grosses Ansehn, s»gar aasser Deutsch- 
land, erworben hatte^^j), and weil Wolf wenigsten» in seineai 
HaiiiKwerk lAer das Naturrecbt, ohne irgend an G»ttes Reebt 
«ad Gerechtigbeit anzuknüpfen, lediglieh eine Darstellung des 
menschlichen B£cht8 geben wollte ###3- 

Ab die, Spitze der ganzen PAiehtenlehre , von der er die 
Bechtslehre keineswegs scharf zu scheiden weiss, stellt er das 
Prinzip der eigenen Vervollkommnung des Menschen. Ans den 
hierdurch bestimmten Pflichten eines Jeden sollen dann seine 
Hechte abgeleitet werden. Das Recht erklärt er, wie schon Gro- 
tius, als moralische Möglichkeit des Handelns (faettitas maralit 
ä^iendij, — eiue Erklärung die in einer Hinsieht zu weit und in 



j/rimay in qua ohkgaHonai et ßtra connata ex ipsa kominit essetHia atque 
ttatura a priori demongtranlur et totius , pkilosophiae moralis omm$gue juris 
reliqtti fitndameala soUdajaciuntJtr. Das Jua genliwa erschien i749 als Reali- 
ter Band des jus nalurae und brachtB, besonders durch seineD EinHuss auf 
Vi.tlel's veidiensllichea droit des gens, 1758, viele guten FräcMe. 

*) Wie viel man in dieser HiDsicM dem deutscben Volk iMch hente bie- 
ten darfc zeigt augenfällig die Hegel'sche Methode, auf die Hegel und seine 
Schüler ebenso das Haup^ewiclit legen, wie WoK und die Wolflaner'auf die 
Arigflr obvrohl erö solches ToFmelles dialektisches Gepränge schon an sich jedem 
onverKlvobenei llleiiscbcn zirwider sein muss, vollends wenn es wie bei Hegel 
durch eine dem Geirt der Sprache lowid erlaufende Aosdrncks weise noch un- 
verständlich obendrein ist, während die Lehren selbst, hier wie dort, in der 
That sehr Weniges enthalten, was eigenthumlich oder docb vorzüglich genannt 
werden hann. Hs gehört daher sehr wenig -Weissagnugsgabe dazu, um vorau&- 
zuseheir, dass man sehr bald ebensowenig bugreifen wird, wie es möglich war, 
dase so viele giten Köpfe »ich solange in den Banden der HegeVschen After- 
methode gefangen nehmen Uesses, als maoDiess heitfe in Husicht der Wolf-^ 
schett begreill. 

**) Zu den letzten Anhängern Wolfs in Peatschland, bei deoen aber dar 
Einfluss der Kant' sehen Pilosofle schon bemerkbar ist, gehören Höpfner 
(Lehrbuch des Naturiedits, 61e Au^ 1793]), and L Cbr. F. Meister (Lehrb. 
des Nalurr. 18090 

***3 Diess sagt Wolf adftst aiKdrücAlich a. a. 0. T. 1. $. 1. 
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anderer Hinsieht za en^ ist; denn eineneils ist in ihr jeder Un- 
terschied zwischen der rechtliehen nnd sittliehen Befogniss, also 
zwischen Recht und Pflicht, aufgegeben *3i tuidererseils aber 
bestimmt auch das Rechtsgesetz keineswegs bloss die sittliche 
Möglichkeit des Handelns; das Därfen, d.h. es ist keineswegs 
bloss Erlaabnissgesetz; auch geht es nicht bloss oder zunächst 
auf das Handeln, sondern ebensowohl auf das Innehaben, näm- 
lich anf das Eine wie auf das Andere jiur wenn und insofern 
es Statt findet in Bezug auf Das was von der Preibeit abhängige 
Bedingung der Entwickelung nnd Anwendung aller mensch- 
lichen Kräfte ist. Nur auf Umwegen nähert sich Wolf einiger- 
massen dieser Wahrheit, indem er dem Afeni^chen ein Redit aaf 
alles Das zugestanden wissen will , ohne was er seine Pflichten 
nicht erfüllen kann. Allein obwohl unstreitig, Was irgend das 
pflichtgemässe Handeln bedingt, ein Recht um der Sittlichkeit 
willen enthält, so bleibt doch jeder Versuch, aus den sittlichen 
Pflichten des Menschen dessen Rechte zu erkennen , gnmdver- 
kehrt, weil nicht nur das Gebiet der moralischen Verpflichtnng 
Ton viel weiterem Umfang ist, als das des Rechts, sondern weil 
auch die Erkenntniss des Dasein^ und Inhalts aller Pflichten, auch 
der Recbtspflicbten , offenbar selbst nnr ans der Erkenntniss des 
Gegenstands sich ergeben kann, worauf sie sich bezieben (^. 9.'). 

%. 97. B) Die Periode von Kant bis zu unserer Zeit. 

Ungeachtet einzele ausgezeichneten Köpfe in' der Mitte deb 
achtzehnten Jahrhunderts einer unbefangeneren Beurtheilung be- 
stehender Staats - und Rechtseinn'chtnngen durch ihre geistvollen 
Betrachtungen grossen Vorschub (haten, vor Allen Montesquieu., 
so kam man doch in Erforschung der letzten Gründe des Rechts 
und Staats im Ganzen wenig über die Verarbeitung Dessen hin- 
aus, was Grotius, Pufendorf, Thoibasius und besonders 
Wolf gelehrt hatten. Erst Kant gab durch seine gesammte 
Filosolie, und vorzüglich durch seine Entwickelung der Aechts- 
filosofie **]) , den Untersuchungen im Bereich dieser Wissen- 
-schaft einen neuen und machtigen Anstoss. Durch seine und 
Fichle's Darstellung wurde in der That das Wahre in T^oma- 



**) Hierdurch ist es begreiflich, dass.Wolf^ wie schon der angeführte 
Titel seines Buchs lehrt, die ganze Pnichtenlehre in das Naturrecbt hereinzog. 
•*•) Melephysischc .^rangsgriinde der Rechtslehre. 1737. 
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8 1 US Lehre besser be^^ndet. zugleich aber auch der Gnindirr- 
thum derselben derg'estalt bestärkt, das» er bis heute ohne Zwei- 
fel vorherrschend g^eblieben ist. 

Kant gibt folgende Erklärung des Rechts «3 : „Das Recht 
ist der Inbegriff der Bedin^nngen , uhter denen die Willkür des 
Einen mit der Willkiir des Andern nach einem allgemeinen Ge- 
setze der Freiheit zusammen vereinigt werden kann'^. Das allge- 
meine Prinzip des Rechts aber lautet nach ihm so; „eine jede 
Handlung (^oder überhaupt Jeder Zustand^ eines Menschen ist 
recht, die (oder nach deren Maxime die Freiheit der Willkür 
eines Jeden^ mit Jedermanns Freiheit nach einem allgemeinen 
Gesetze zusammen bestehen kann." Der Begriff des Rechts soll 
sich nach Kant lediglich auf das äussere wechselseitige Ver- 
faftltniss einer Person gegen eine andere beziehen, nämlich nur 
auf die Willkür Beider und zwar so, dass dabei bloss dJe'Forra 
der Willkür, ganz und gar nicht die Zwecke oder der Inhalt (^die 
Materie^ der Willkur: das Gewollte in Betracht komme 4#3- ^^~ 
wie Kant an die Spitze der ganzen Sittenlehre den rein formel- 
len Grundsatz stellt «4#^: handle nach einer Maxime, die zu- 
gleich als allgemeines Gesetz gelten kann, — so versuchte er, 
ganz folgerecht, auch die Rechtslehre auf das vorhin erwähnte 
Prinzip aufzubauen, das ebenblls bloss formell und ohne allen 
Gehall ist. Wenn dasselbe aber ebendadurch gerade, wie beson- 
ders Kaufs Anhänger geltend machf^n, seinen Werth und seine 
Fähigkeit der Anwendung auf den materiell unendlich verschie- 
denen Rechtsstoff bewähren soll -j-J, so ist vUmehr umgekehrt of- 
fenbar, dass das wahre Rechtsprinzip nur dadurch sich in dieser 
Rucksicht bewähren kann, dass es die allgemein wesenli- 
chen Merkmale alles noch so mannichfachen und reichen Gehalls 
(^der Materie^ der lebendigen Rechtsverhältnisse in sich fasst, 
mithin selbst ein raateriales Prinzip ist "i"'!'). 

*) A. a. 0. Einieiluug S. 33. 

*•) EbenJa, S. 32 f. 
**•) Ebenda, S. 26. 

■{■) So z. B, Bauer Nalnrrecht, S. 5i. 
tf^ S. oben S. 32. — Weil Kanl an der Möglichkeil zureichender Be- 
' gründung der Lelire vom menschlichen Leben durch Hlosollsche Erkentilniss der 
Gegenstaode und Zwecke (der Materie} desselben verzweifelte, so konnte er 
hiervon auch nicht den obersten Grandsatz der-Ethik hernehmen wollen, sondern 
er verlicl daraut, ein bloss formelles Prinzip für sie möglich zu halten. Dem- 
infolge mussle er auch entweder (wie Eichte) ganz darauf verzichten, die 
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Den Uatericbied der B«ehtftlehre and der Tagendlebre utet 
Kant^ mit den Meisteo seiner Vorgii^er, darin, dass nur bei 
ersterer auch eine äussere Gesetzgebung mö^iicb sei, dass sie 
nur äussere, vollkeniBiene Pflichten begreife, nämLicb iHuner 
UHF ein äusseresHandelD fodere and swar ein solches, da» mit 
dem äusseren Gesetz übereinstimme, d. h. legal sei. Dabei 
solle aber auf die Gesinnung des HandelndeD rechtlich nicht das 
Mindeste ankommen, vielmebr jede beliebige Triebfeder, aach die 
des äussern Zwangs, vollkommen ausreichen, wahrend die Mo- 
ral darauf bestehe, dass die Idee der Pflicht luis dem Gesetze zu- 
gleich der Bcstimmgmnd der Handlung sei *'}. Nur jene ana* 
aere Gesetzmässigkeit des Handelns dnrcb Zwang z» gewähr- 
leisten, sei Sache des Staats als der Vereinigung einer Meage 
von Menschen unter Kechtsgesetzen. So gelangt denn Kant 4«3 
zu dem Satz: „Recht ist die Möglichkeit (^oder „das Gesctz'O 
eines mit Jedermanns Freiheit zusammenstimmenden (also, zur 
Allgemeinheit erhoben, nicht sich selbst widersprechenden^ durch- 
g'ingigen wechselseitigea Zwangs^' ; er erklart geradezu: ,^cht 
Qm s. g. subjektiven ^ion^ ist die Befugnisa zu zwingen^'; er 
macht also, ^anz wiedieSchuledesThema8ius(^s.S.8ä f.^das 



ReeMsletre von der Ethik abzuleiten, o#er er mussle es unternehmen auch Je- 
an eis solches Prinzip nnten»l<efen, wo4t)4 von altem Inhalt der WitKQr d. 
b. von ^eder bestinmlsB B«9chaA'taheit desficwotiten ganz aI)|eE«bn und bloss 
die Willkür selbst als selche (rein fursieU) iatt Auge gerasst vtar, gisieh ds 
^ deren Inhalt gar otchl als ein lu Erreichung der Zweffl^e des Uenschoii 
nothwendiger, sondern a* ein vullig beliebiger gedacht Forden könnte. 

•} S, Kant's metaph. Anfangsgründe der Reclitsichre S. 14 ff. — So 
wurde denn die minalürliche gänzliche Losreissung des äusseren vom inneren 
Menschen roüendet, n«r jener der Rechtswissenschaft, dieser lediglich der Mo- 
ral anheimgaschlagan , in eioec Weise wie es Ik heiser früheren Zeit vemcU 
wurde und wie es überhaupt im wirklichen Leben aieht dDrchführbar ist. Da- 
her hat sich die Benicksichligung d,es InnerKo bisher in allen bestehenden Rech- 
ten und Staaten mehr oder minder geltend gemacht und muss sich — wenn auch 
nur vom Gesichtspunkt nnd zdiu Zweck des Rechts und ohne jemals in Ge- 
wissensrichterei ausarten zu dürfen — bis zn gewissen i\Iass überall geltend 
machen. Diess zeigt sich z. B. im Strafreclit, im Erz iehungs recht überhaupt, 
in der, auch zivil rechtlich so bedeiteoden, Unterscheidung der bona and mala 
ßdes, beim Eide, bei d^ Ehe, im Keligions- und Kirchenrecht etc. TrelTend 
hat daher Leibnitz schon g^en Putendorf (in den monita quaedam ad 
Ptifendorfii principia S- 3. Opp. T. IV. l. 3. p. 277 sf.) die UnsUtthaRigkeit 
der Beschränkung des Rechts auf das Aeussere des Menschen und seines Haa- 
ddos ausgeführt. 

••) a. a. 0. S. 35 ff. 
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völ]i^ uDlergeordoete und keineswegs auch nur allg'eiiteiDgBltige 
iosserlieh-sinnliche Merkmal der Eiswinffbarkeit.zuu Herknal 
Aes Rechts, so ersiehtlidi es auch ist, dass vielmehr augekebrt 
erst naeb der Idee des Rechts selbst auch aber die Statthaft!^ 
keit des Zwang» Bicfa eRtseheiden lasst. 

Uater der zweideutigea Willkür oder Freiheit, auf deren Za- 
sammenbestehen oaeh Kant auaschlieseend der Begriff des Ret^a 
sieb bezieht, will er hier imverkecnbaF nar die äussere Frei- 
heit d- b^ die ITnabtuingigkeU dea »ussera Handelns oder im äus- 
seren Gebrauch der Willkür verstanden wissen #). Diese beab- 
aichtigte Erhebung der Freiheit, und vellends bloss der äusseren 
Freiheit, zom alleinigen Gegenstand des Rechts ist entsehieden 
der Grundraangel der Kanfseben Auffassung des Rechts, und 
&a{9sert auf alle die vielfaches Anwendungen, die man van dieser 
in Wissenschaft und Leben gemacht hat, ihren verderblichen Ein- 
floBs. Denn 80 unMugbar auch die (^innere und äussere^ Freiheit 
die Form der Erstrebung aller Guter des menschliehen JUebeas, 
also selbst ein wesenliehes Gut desselben ist, mithin alle van den 
Menschen einander zu leistemlen Bedingnisse derselben ebenso- 
viele bestimmten Rechte in Hinsicht der Freiheit ausna- 
cheo, aa bleibt es doch eine Verwechslang der Form des measch- 
lichen Lehens mit dessen Inlialt^ mit allen durch innere und äus- 
sere Freiheit zu erstrebenden Lebewaweekeo, wenn man den 
Begriff des Rechts einschränkt auf die Bedingungen der Freiheit 
Aller, anstatt inBeziehung auf jene Zwecke insgesanmt, also 
%. B. auch auf die EMialtung and Entwickefwig des Lebens «n4 
der Gesundheit des Geistes und Körpers etc., ihn zu bestimmen. 
Alles was aus Kant's Erklärung des Rechts folgt, insofern sie 
einen Theil des ganzen Rechts allerdings begreift, ist dienso 
richtig als ungekehrt alles Das falsch ist, was aus seiner Setzung 
dieses einaclen Theils oder Gebiets des Rechts für das Ganze 
gefolgert worden ist. In der That ahnten IHess die meisten Kan- 
tianer selbst, und stellten zur Steuer der Wahrheit, obwohl durch 
offenbare Aufopferung der Folgerichtigkeit, mit der Kant die 
Freiheit als das einzige Urrecht aufgestellt hatte, neben dieselbe 
noch »ehr oder minder viele anderen Urrechte **'). 

Noch enger und unstatthafter wird Kant's Bestimmung des 

•) S. Kant's metaph. Anfangsgründe der Rechlslehre S. 6. lu E. S. 48. etc. 
**) So führt z. ß. Schmalz im „reinen Naturredil" 1792. §■ 39— 4i. 
noch ins- Recht des Mensehen anf sich seihst und das Recht anF den Gebrauch 
der Sachen als besondere Urrechtti ausser dem Urrecht der Freiheit anf. 
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RechtMtegritt» dadurch, dass dieser sogar bloss auf das Znsain- 
neobestehen der iussera Freiheit Aller gelieo soll. ' In der 
That konmit äo, frol7. der positiven Einkleidung, die Kant ihm 
gibt, doch nur ein neirativer Begriff des Rechts heraus, daher 
Kant'H Schöler auch meistens eine negative Fassung desselben 
vorziehen. Es wird nämlich damit nur ein Verbot (^eine Negation 
oder Limitation^ ausgesprochen m. a.W. das Postulat (]d. h, 
die angeblich nicht weiter erweisliche unbedingte Vemunftfode- 
mng} eines Unterlassens jeder mit dergleichen äussern Frei- 
heit aller tJebrigen unvereinbaren äussern Handlungsweise, also 
einer Beschränkung der Freiheit eines Jeden bis zn dieser 
Grunze anfgestellt, — welche Beschränkung, falls sie nicht von 
freien Stücken erfolgt, mittelst Gewalt behauptet werden müsse*}. 
Hiernach müsste dann Alle« was mit der wechselseitigen Freiheit 
vereinbar erscheint, für erlaubt d. h. wenigstens nach dem 
Rechtsgesetz für möglich gelten, das also insofern ein blos- 
ses Permissivgesetz wäre, und nur die NichtStörung dieser 
Möglichkeit würde geboten und erzwingbar sein **'). Aber so- 
gar in Hinsicht der innern oder auch nur der äussern Freiheit 
kann es nie genügen, dass dieselbe, sofern sie bereits besteht, 
für Alle auf gleiche Weise aufrechterhalten werde, sondern es 
ist nicht minder wesenlich, dass sie Kunüchst, sofern sie noch 
nicht besteht, mehr und mehr hergestellt und entwickelt 
werde durch Leistung alles positiv hierfür Erfoderten. 

Fichte's Ansichten über Recht und Staat «3 stimmen mit 
denen Kanfs in der Hauptsache ganz überein und leiden an 



•5 S. Rani a. a. 0. S. 34 ff. 
••) Ebenda S. 37. — Schon oben (S. 32.) ist das Irrige einer solchen 
Auffassung bemeikt worden. In Kanl's Schale, z. B. in deo Lehrbüchern des 
Naturrechls von Rolteck, Krag etc., wo man höchstens vom Sittengesetz zu- 
gibt, dass es nur als gebietendes oder verbietendes Gesetz gedacht werden 
hönne, ist sie noch bestimmter hervorgetreten als bei ihm selbst, der bei dem 
Begrilf des Erlanbnissgeset'zes doch Bedenken hat nnd das Rechtsgesetz 
ein PIlJclitgebDt feinen kategorischen Imperativ} nennt, der Sache nach aber 
doch in Folge seines moralischen Formalismus ganz in jenen Begriff verfäJlt, 
s. seine Kechlslelire z. ß. S. 58, seine Schrill zum „ewigen Frieden" 1795. 
S. 14 ff. und darüber Fichte in der Vergleichnng seiner Rechtslehre mit der 
Kanl'Bchen in der Einleitung suiNr. ///.der Fichte'schen Grundlage des Na- 
turrechts. ThI, l. 

•^3 S. überhaupt dessen Grundlage des Naturrechts Thl. I. 1796. beson- 
ders in der Einleitung. 
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denselbea Mängeln; denn der ganze Gegenstand des Rechtebe- 
griffs ist ihm: „eine Gemeinachaft zwischen freien Wesen als 
solchen;'^ das Recht: „die Beschrankung der äassem Freiheit ei- 
nes Jeden, .damit die äussere Freiheit aller Andern daneben be- 
ateben könne." Etwas mehr hat er sich der Wahrheit genähert 
durch die späterhin «} gegebene Erklärung des Rechts als: 
„der äusseren Bedingungen der sittlichen Freiheit'* (oder: „des 
durchaus freien und geistigen Lebens"). Anerkennenswerth bleibt 
es besonders, dass Fichte entschiedener als irgend Jemand vor 
ihm die Unstatthaftigheit der Ableitung des Itechtsgesetzes aus 
dem Sittengesetz geltend machte, wenn auch zum Theil aus Grün- 
den, die nicht nur ganz irrig sind, sondern auch beweisen, dass er 
sich keineswegs völlig klar war über das wahre Verhaltniss beider 
Gesetze zu einander. So versacht er z.B. jene richtige Behaup- 
tung dadurch zu stützen, dass er das Rechtsgesetz gel'adezo für 
ein blosses Erlaubnissgesetz erklärt, — freilich auf die, 
wenigstens allgemein aufgestellt, ganz falsche Toraussetzung hin 
(^8. oben S. 49 ) : „dass das Recht offenbar etwas sei, dessen man 
„sich bedienen könne oder auch nicht" ; — dass sich aber nicht 
einsehen lasse, wie ein solches Gesetz- aus dem unbedingt gebie- 
tenden, über Alles 6ich erstreckenden Sittengesetz sollte abgelei- 
tet werden können. So behauptet er femer: „das Recbtsgesetz 
finde eine Anwendung nur, inwiefern das Sittengesetz* noch nicht 
allgemein herrscht, nud als Vorbereitung auf die Herrschaft dessel- 
ben " ^^') ; wonach also die dereinstige Ueberflüssigkeit des 
Rechts , und des Staats als Recbtsvereins , denkbar wäre and 
erstrebt werden müsste. 

Weit bestimmter noch, als bei Kant, wird bei Fichte alles 
Recht als ein durch strenge Wechselseitigkeit beding- 
tes aufgefasst, d. h. jedem Einzelen wird s^in Recht nicht schon 
am seiner eigenen vernünftigen Natur willen zuerkannt, son- 
dern nur dann and gerade nur insoweit als auch er die Rechte 
aller Uebrigen anerkennt 444), so dass also die Rechtmässigkeit 
ansers Handelns nur ganz relativ d. h. nur nach der Handlungs- 
weise Anderer sich bestimmen lassen soll. Diese Annahme ist 
aber ganz verkehrt; denn sie beruht auf der offenbaren Erdich- 

*) In der nach seinem Tode erschieneoen „ Slaatslehre " 1820. S. 26; 
28 f. 86. 

•*) S. Fichle'9 nachgelassene Werke, B^. IL 1834. S. S02. 
•**] Ebenda, S. 506. f. .i>fe 
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fsn^ der Verwandlang eäies Rechtsanftjekts darch dfsaen gering- 
ates Unrecht in ein TÖtlije: rechtloses Objekt (^dss aber demiinge- 
achtet als ein der Sittlichkeit Tühi^s Wesen und nicht als blos- 
ses Objekt A-on der Gesellschaft behandelt werden soll !) ; und sie 
niasste daran eu einer g»nz schiefen Behandlung der wichtig'Sten 
Verhältnisse z. B. desStrafrechts TAhren. Dasu kdmmt noch, Was 
avehFicfate einsah, dass man durch das bl«ss formale Oesets; 
beschriuike deine Freiheit durch die Freiheit Aller — gar Nichts 
erfüihrt über den Inhalt and irmfang der Freiheitsfäre eines Je- 
den, and dass Pichte in den weiteren bereits früher (^8. 41 f.} 
gcrigten Crandirrthum verfiel, die Gntscheidun* hieniber ledig- 
lich dem Willen, Nud Ewar dem gemeinsamen Willen an- 
heinzugehen, in dessen Ermittlung und gewaltsamer Geltendma- 
chung er die Aufgabe des Staats setzt; — ein Gedanke, der, 
so wje die damit verwandten Ansichten Knnt^, den Einflnss 
- der Lehre RoHsseaa*^8 kanm verkennen lässt *"). 

Unter den Schriftstellern, denen K a n t's und F i c h t e's fortnetle 
und negative Kechlslehre nicht genflgte, verdient vor Allen I.H. 
Abicht Erwühnung. Er will das Recht nicht blons auf das ge- 
sellschaftliche Zusammenleben und die äussere Freibeit bezogen 
nnd als blosse Beschränkung dieser letzteren verstanden wissen, 
sondern er erkennt richtig, dass es in der ganz.en menschlichen 
Natur seinen Grand haben und auf deren. Bedingnngen gehen 
masa. Ihm ist**) Naturrecht: „die Wissenschaft des menschli- 
chen Rechts, insofern sie ans der Natur des Menschen und aas 
der Natnr aller Dinge, welche die menschliche Natur als Bedin- 
gungen und Mittel ihrer Zwecke fodert, abgeleitet und bewährt 
sind." Diese AnffUssnng des Rechts kömmt der Wahrheit sehr 
nahe, und mnsste, weil sie frei ist von dem herrschenden leeren 
Forraatismas, auf vielfache fruchtbaren Ergehnisse führen, die er 



*) Noch sei hier bemerkt, dass, wie bei Wolf, so ancb bei Fichte die 
8(^ioT)Bren Deduktionen a priori gewöbDlicli nichts Anderes sind als Abstraktio- 
n«! »Ml iler Wirklichkeit; nnr dass, während Jener dabei oft von der gemein- 
sten Wirklictteit des Lebens ausging, nid sie als wesentidi detnonstrirle, ihe- 
ser vielmehr eine bloss eingebildete, von ihm selbst vorher willkürlich 
koostroirte Wirklichkeit zont Ausgangspunkt zu nehmen pHegte, v^ie sich am 
Grellston bei seinem Ehe - und Familienrecht zeigt. 

**) S. Abicht s neues System eines ans der Menschheit entwickelten Na- 
torrecbts. 1 792. S. 65, «d d«n Aitsaig aus dieser Schrift %ater dem Titel : kurze 
. DarsIalluDg des Natnr - and Völkerrechts. 1795. 
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vor seinen Zeitgenossen voram hat und die noch lange. nicTit nach 
Verdienst gewürdigt sind #^. Seiner Erklärung des Rechts 
fehlt nur ein schfu-feres Hervorheben des Unterscheidenden des- 
selben: „dass es gerade in dem Ganzen der Bedingungen des 
wahrhaft menschlichen Lehens der gesammten Menschheit besteht, 
sofern sie vom freien Willen ab hangen. 

Bestimmter und bündiger stellte ei^tK. Chr. Fr.Krause das 
Recht dar; als das organische Ganze der äusseren Bedingungen 
des Vemunfflebens **);,eine Erklärung, die er selbst späterhin 
berichtige, indem er die frühere Beschränkung auf die äusse- 
ren Bedingungen wegiiess, hingegen die Bes4>ränkung auf die 
von derFreiheit abhangigenBedingungen (jat Gegen- 
satz der blossen NaturbedingungenJ hinzufügte ***). So ver- 
bessert ist IWess ohne Zweifel die erschöpfendste SacherklSrung 
vom Recht, die bis jetzt aufgestellt ist; sie erfasst das Recht als 
einen dem Organismus der menschlichen Bestimmung genau ent- 
sprechenden Organismus von dafür erfoderlichen Menschen mög- 
lichen Bedingungen, die Sorge für deren wirkliche Leistung aber 
als die Aufgabe des Staats. Es ist diese Erklärung von Recht 
und Staat zugleich ganzpositiv und wahrhaft allumfassend. 
Sie erkennt das znm Theil Wahre der bisherigen Erklärungen 
über Recht und Staat völlig an, ohne doch deren Mängel und 
Einseitigkeiten za theilen; sie gibt ebendaram auch den ei- 
gentlichen Schlüssel des Verständnisses und Prüfstein der positi- 
ven Rechte, insofern deren Bestimmungen zum grossen Theü 
auf die Befördernng eines vernünftigen Lebens der Einzelen und 
der Gesellschaft durch Herstellung der Bedingungen desselben 
gerichtet sind, somit ihrzufolge als dem Recht gemäss sir^ dar- 
stellen; während sie andern Hieils oft demselben nicht als Zweck- 
mittel entsprechen oder ihm gar widerstreiten , folglich nach 
ihr als wahres Unrecht erscheinen. Diese Begriffbestimmung ist 
denn auch von Ahrens seiner oben (_S. 13-3 erwähnten Dar- 
stellung des Naturrecbts mit Erfolg zum Grunde gelegt worden. 

Eine der uifangs von Krause gegebenen einigermassen 

•} Diess gilt bi^onders von seinem vortrefllidien Werk ^vber BduhnnB- 
geo nn(l Straren," 2 Tbie. 1792., das Ton einer Klarheit über die walira Naliir 
der Strafe Zengniss gibt, za der noch heute, 50 Jnhre später, die Wenigsten ge- 
langt sind. 

**) In seiner „ernndloge des Naturrecbts" 1303. S. 62 {. etc. 
***j In seinem n^briss des Sy^m^ der Philbsophte des {tecUs oder dM 
.Nalnrrecbte" J828. S. 209. 
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ähnliche Erklärung des Rechts ist nicht nur, wie vorhin erwähnt, 
von Abicht, sondern schon. von dem Kirchenvater Thomas v. 
Aquino*3 geifeben worden, in neuerer Zeit aber mehrfach**), 
besonders von Henrici und Bouterwek. Nach Henrici***) 
ist nämlich Recht: „was der Idee von Unverletzbarkeit der (jn&~ 
teriellen) wesenlichen Bedingun|;eo des moraJischen Men,schen- 
IhiuDS (jA. b. „der menschlichen Persönlichkeit ihrer Existenz nnd 
, ihrer Vervollkommnung nach'^) oder der unveräusserlichen Meo- 
schen^üter im ausserlichen menschlichen Verkehr entspricht"^ — - 
eine Begriffbestimmung', der zwar der Fehler zur Last füllt, dass 
sie zu unbestimmt ist und durch ihre negative Fassung: grundir- 
rig die Leistung der vor Allem wichtigen positiven Vernünftle- 
bensbedinguugen vom Gebiet des Rechte auf das der blossen Mo- 
ral verweist, die aber wenigstens den Vorzug hat, dass sie nicht 
bloss formal ist: das Recht nicht bloss auf die innere (^sittliche') 
Freiheit, sondern auch auf alle übrigen Zwecke der Menschheit 
bezieht, und dass sie es nicht allein in die Herstellung der äus- 
seren Freiheit, sondern ebensowohl aller andern äusseren Bedin- 
gungen der Lebenszwecke setzt. 

Bei Weitem die Meisten der neueren Schriftsteller über Na- 
turrecht bekennen sich im Wesenlichen gan» zu der Thomasi- 



*3 Z. B. in seiner Schrirt de regimine pri/wipis ad Amerigum hwigna- 
num regem Cypri lib. I. cap. t. et 15. 

**') Sichtlich unter dem Einfluss von Kranse's Grundlage des Naiurrecbts 
behauptet Amadeus Weadt (in seinen GrundzUgen der philosoplilsphen Becbts- 
lehre, 1811. §.9; t4 und 15.), dass das Rechtsprinzip nicht bloss ein forma- 
les, sondern vor Allem ein materiales sein müsse, und erklärt er das Recht für 
„nothwendige äussere Bedingung zar votlkommenen Darstellung und Erreichung 
der Humanität (d. h. der Bestimmung des Menschen)." — Auch Maass tfbcr die 
Rechte und Vertiindlichkeiten überhaupt und die bürgerliclicn insbesondere" 1 794} 
hatte schon früher versucht, mit Kanl's formellem Prinzip ein materielles zu 
Verbinden, das nach ihm lautet: „Jeder hat ein, Recht auf die Beförderung sei- 
ner gesammlen Realität, soweit er kein vemärffiiges Wesen als ein willkürliches 
Mittel dazu gebraucht. — Neuerdings hat besonders Me bring (in seiner tüch- 
tigen Schrift: der Formalismus in der Lehre vom Staat S. 2; 150 — über die 
Rechlsansicht der herrschenden Schulen sich erhoben durch den Satz: „die Ver- 
Imüpfuag der einzelen Handlung mit der Idee der Mensclibeit, sowie die in die- 
ser Verknüpfoiig bedingte Möglichkeit der seinem Wesen und somit seiQW Be- 
stimmung angemessenen Handlungs\vetse des Individuums ist der Inialt des 
Rechts. 

**•) Ideen zu einer wiasenschafllichen Begründung der RechtSlehre oder 
über den Begriff und die letzten Gründe des Rechts. 2 lU». ';^'809 uo4, 1810- 
B, ThI. n. S. 305 ; 297, Bine. ^weite Aufl. erschien 1828: 
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sehen von Kant und Fichte wissensdiaftlich amgebildettin 
CtrandaoBJrJit, obgleich sie im Aasdrack des KechtsprinsIpB oder 
in einxelen AnsnihrungeD mehr oder minder viel EijS^ntfafimliches 
haben. Von ihnen Allen (jiomen ilUt tegiof) sei nur der, hieher 
jB^ehöri^en Hanptschriften Einifcer and zwar besonders iSoIeher 
gedacht, die auch sonst durch ihre Leistongen bekannt sind. 1^3- 
Anstatt bloss die Selbständigkeit ebensowohl derüechtslehre 
als der Tugendlebre zu behaupten, bo Jedoch, dass bdde kraft der 
„Einheit der Vernunft als in nothwendiger Harmonie stehend anf- 
gefaaat werden, hatten Kant, Fichte, Fenerbach und ihre 
Nachfolger sidi verleiten lassen, beide dergestalt von einander 
lossureisseii und ^senüberznsteÜen, als ob auch wohl etwas Un- 
sittliches wahres Recht sein könne. Der oflienbare fifissi^iff, aof 



•3 Seh mal 2, das reine Nilurrecht 1792. 

HoffbauBr, Natorrecht aus de» Begriffe des RecMs entwickelt. 1793. 2te 
Ausg. 1625, 

L. H. Jakob, philasophische Rechlslehre oder Natorreclit. 1705. 

G. HuTeland, Lebrsutze des Nalurrechts, 2te Aiap 1795. 

F. 1. A. Fenerbach, Kritik des natürlichen Rechts. 1796. 

GerstAcker, Metaphysik des Rechts. 1802. 

K. H. V. Gros, Lehrbuch des Natarrechts. 1802. Ote Ansg. i%ii. 

Fries, pltüosophisebe ReFhEtlehre and Kritik aller pesttiTe» Ges^igebsng. 
1803. 

K. 5. ZacliariS. Anfeagsgründe des philos. Privatredits 1804. und bes. seine 
jTierzig Bücher vom Staat" 2[e Ausg. Bd. IV. 1840. 

A. Bauer, Lehrbuch des Naturrechts. 1808. 3te Ausg. 1825. 

L. V. Dresch, systematische Entwickeinng der Grnndb^ffe und GrsndprtD- 
. zipien des gesammlen Frivalrectits, Staatsrechts und Völkerrechts. 1810. 2leAn9g. 
1822. 

Krug, DikSologie oder philosophische Rechtslehre. 1817. 2te Ausg. 1830. 

Escbenmayer, Normalrecht. 2 Thle. 1819, 

T. Draste-Uülshorf, Lehrbach des Natorrecbts oder der Rechtsphiloso- 
phie. 1823. 2tfl Ausg. 1831. , 

Pölitz, Natur- und Völkerrecht, Staats' und Staatenrecht, im erstes Band 
ßehier „Staatswissenschaften im Licht unserer Zeit." 1823. 2te Ausg. 1825. 

K. V. Rotteck, Lehrbuch des Vemunftrechts und der Staatswissenscbalten. 
4 Bde. 1829—1834. 2te Ansg. 1841. 

Ausserdem gehören hierher noch eine Menge anderer SohrifleB, ron K e b t's 
Zeit bis beste; z. B. von Schaumano, Heydenreich, Klein, A. Tho- 
mas, Weiss, L K. Schmid, Th. M. Za«hariä, Stöokhardt, E. Rein- 
hold, Schnabel, F. Pfizer etc., die nicht «hne VenSenst bi Eia^eleu sMd 
jedoch im Ganzen über die Kant - Fichte'sohe Auffassnng des Rechts nicht 
hinauskommen. Unter allen Schriften in diesem Geist behauptet das angeftihrle 
Lehrlrach das Nalurrechts von A. Bauer wegen seiner Vollständigkeit, Folge- 
richligkeit, Klarheit nnd Ordnung noch Immer einen ansgeEHchneteO Platz. 

Röder'a Gruadzügit dci Nitturrevlilat , 7 
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diese WeiM die Ternaiift Mit sieh selb«t in Wideraprnefa bd Inin- 
i;en *), verleitete dann Andere, wie G. £. SchDlse, Bod" 
terwek. Gerlach nach der ent^egen^esetztea Sene z« weit 
SU liehen and die Recbtslehre wieder ziemltdi naeb der alten , 
'Weise zn einem bloMen Abschnitt der Pflicbtenlebre madien so 
wollen. 

Wenii^erals bei ScbDlze**3t der geradezn das Becht wie- 
der au der Pflicht — und zwar ans der eignen Pflicht — ablei- 
ten SB können meint, ist Diess indess bei Boaterwek*4H^3''^ 
Fall, der diese Ableitung fär nnstalthaft erkennt, yielmehr das 
Natnrrecht in ein» gewissen Selbständigkeit von der Moral zn 
begründen sneht Während er nämlich das innere Recht als 
Das Jbezeicbnet, was den moralisch begründeten Ansprüchen ytr- 
nönftiger Individoen in geselligen Yerhältnissen äbärhanpt, oder 
was dem wahren System der geselligen Pflichten gemäss ist, stellt 
er diesem das Natnrrecht oder das an ssere Recht zur Seite 
als das den änsseren Bedingungen der Möglichkeit eines sitfli- 
ehen Daseins Gemässe; so dass dann die Gerechtigkeit in Bezog 
auf das Recht in diesem letzten Sinn nur die Tobend eines ihm 
entsprechenden innerA und äussern Handelns, in Bezog auf das 
ersterwähnte innere Recht aber der InbegrilT aller geselligen Tu- 
genden sei. Bonterwek's Darstellnng nähert sich, wie die 
Abiehl^s nnd Henrici's, zwar sehr derWahrheit, doch hat sie 
den Haoptfehler, dass nicht die gänzitehe Unabhängigkeit der 
Rechtslehre von der Pflicbtenlebre klar eingesehen nnd dass das 



*) Feoerb«ch ging bekanntlich so weil, geradezo zweieilei Vernunft: eine 
etliHh- praktiicbe mid eine davon angeblicb wesenlicb Terschisdene jandifidH 
prakliacbe, aozanehmen. 

**} Lntladen der Entirickelnng der philofiophiacheD Friniipien des bttr- 
gaiiichen and peinlichen Rechts. 1813. S^79. — Aehohch A. MdhI, in sei- 
ner bantscheekigen Schrin „ober das Natnn-echt.' 1841., wo er sogar i. B. 
S. 51 geradeta sagt: „Die Aafgabe nnd der Zweck der Gesetie in der bdr- 
geriicheo Gesellschaft ist, das moralische Gesetz in ein Zwangsgesets zu Terwaa- 

(lebi *! Einigermassen verwandt mit Scbnlze's Ansicht ist, durch eins 

wenlgBt«as mittelbare Ableitung des Rechts aus dem Sittengesetz, die Heinoag 
K. "n. Weicker's, der indess aus dem von Uim s. g. Recht der Moral ein 
obiekliivs, das eigentliche, Recht erst darch freie Einwillipng nnd Anerkennnng 
Aller, also dorch Vertrag, entstehen lassen wiU. S. Dessen letzte Gründe von 
Recht, Staat and Straf«, S. 52. und Kap. 11. bes. S. 76. ff. 

***} S. dessen Lahrbncb der philoiophiscben WsienadiaRen, 2te Ausgabe 
' 1020. Tbl IL S. 129. f. 132. f. 174. ff. 189. 
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Recht nar aof die änssereD Bedio^^^en des sittHchenV^l^A' 
Seins beschränkt ist, da es doch überhaupt die durch jreien Wil- 
len erreichbaren Bedin^nn^en des ganzen vernunftgemässCD 
menschlichen Lebens in sich fasst, wovon die Bedingung^en der 
Sittlichkeit oder des sittlichen Lebens, wie z.B. die des religiö- 
sen Lebens auch, nnr ein eJnzeler Theit sind. 

An dieser Stelle möchte c>i am Fassendstea sein, Hegel's 
Lehre von Recht und Staat kurz zu erwähnen, da auf eine voll- 
ständige Würdigung derselben, abgesehen von dem früher (^$. 
S5. ') angegebenen allgemeinen Grunde der nothwendigen Be- 
schränkung dieser geschichtlichen Skizze, schon desshalb hier ver- 
zichtet werden mnss, weil eine verständliche Darstellung jener 
Lehre, vollends ausser dem Zusammenhang mit Hegel's ganzem 
System, überhaupt nicht wohl möglich ist. Hegel erklärt #*3i 
das Recht sei: „Diess, dass ein Dasein überhaupt Dasein des 
freien Willens ist, somit die Freiheit als Jdee;^' — eine Erklä- 
rung, die auf der eine|i Seite viel zu weit auf der andern viel zu 
eng ist, die die Mängel der B ou t er wek'schen Definition in ver- 
mehrtem Grade, nicht aber deren Vorzüge bat, obwohl aje die 
Negativitat der Bestimmung des Rechts als blosse Beschrän- 
kung der Freiheit in der Schule Kanfs, die Hegel derSeich- 
tigkeit zeiht, vermeidet." Das ganz Verfehlte dabei ist, dass das 
Recht geradezu mit der Idee der sittlichen Freiheit, insofern diese 
in Wirklichkeit besteht, gleichbedeutend genommen wird ^MW^i 



•) Weniger richtig ist a. a. 0. II. S. i37. statt „Daseins" oder „Exi- 
stenz*: „BetaammeDBeins" gesagt; denn das Recht gebt keineswegs bloss oder 
iQDäclist auf die Bedingangea der Geseltschafllichkeit. Dennoch hat Gerlach 
(in seinem Grandriss der philosoph. Rechtslehrc 1824. {. 250 Bonterwek's 
DeSoition des Recht^ mit dieser und einer andern kleinen Aenderong sich an- 
geeignet. Richtiger setzt Bonterwek selbst a. a. 0. II. S. 174., das Recht 
in „Dasjenige, was der Mensch ab vernünfltges Wesen und als Mensch sich 
gelbst durch Treies Wollen allein nicht schaOen kann, was abet demungeachtel 
Eur ErföUnng seiner natürlichen nnd moralischen Bestitnmang gehört". Wieviel 
seine Rechtsansichten vor denen der Kant'schen nnd Fichte'scben Schule 
voraus haben, zeigt sich flberall, besonders an seiner Klarheit über das 
Erlaubte (das s. g. Erlaubnissgosetz} im Verhältniss zum Gebotenen 
Dod Verbotenen in sittlicher und rechtlicher Hinsicht 9. a. a. 0. R. S. 51. 
f. 178. ff. 

**) Grundlinien der Philosophie des Rechts. 1821. $. 29. 
***) Nämlich das innere. Recht wird, mit innerer Sittlichkeit oder, wie man 
sie in Hegel's Schule ansschliessend nennt: Moralitdt — verwechselt, das äos- 
sere Recht aber mit ünsserer Sittlichkeit — Sitte. 

r.ii Ol CODglC 
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dfUH es bloH auf den Willen, sofern er ein freier ist, bezogen 
werdea soll. Die sittliche Freiheit i«t es freilich, tuiitelet welcher 
der gaoae inenBchliebe Lebenszweck erftlllt, d. h. alles Gute, nOd 
4ueh das Hecht als Theil desselben, ku Stande gebracht werden 
soll, aber sie ist dtrtimi, wenngleich ein einxeles Gut des Lebens, 
doch weder das ganxeGute noch das Recht selbst! sie ist nur die 
Fortti, Dicht der Inhalt des veraunftgemässen Lebens, das also weit 
mehi' nmt^sBt als die blosse SrttUchheit oder das sittliche Leben. 
Auch auf diesesf sofern es im Verhültniss der äussern Bednigt«. 
heil steht, bezieht sich ein bestimniter Theil des Rechts: das 
Recht für die Sittlichkeit ~, der dasGanEe der diesen be>^ 
sondern Lebenszweck befördernden von fl-eier Thatfglieit abhäih" 
^gen Mittel oder Bedingungen begreil^ Aber nicht bloss oder 
KUn&chst auf den freien sittlicben Willen geht das Recht, sob- 
dem und vor Allem auf Das , was durch denselben gewollt oäd 
erwirkt werden soll, sowie auf die hierüber entscheidende Ein^ 
sieht und Empfindung, deren Enlwickelung und Aensserung 
ein tiieht minder wesenliches Gebiet des vernünftigen Lebens und 
— sofern sie unter äusseren freien Bedingungen steht — des 
Rechts ausmacht. Schon hieraus erhellt zur GenQge die grosse 
Einseitigkeit und Mangelhaftigkeit von Hegel's Rechtslehre, die 
in der That sowohl in ihrem Grundprinzip als in ihrer Aus'- 
fähruog, wenn man absieht von der völlig ungeniesshsren ebenso 
sach- als sprachwEdrigen Form, die der gesammten Filosolle He- 
gel's und Seiner Anhänger eigen ist, dem Inhalt nach sich sehr 
wenig unterscheidet von der Lehre des neueren Liberaliemus aus 
Kant'B Schule #3, so geringschätzend auch Hegel dieselbe ab- 



*> Mit Beeilt liat körzlicb Warnkönig wieder daran erinnert, dass «ch 
sogar das' oberste Rechtsprinzip der Kantianer: die Menschheit niclit als (blos- 
ses) Mittel ta behandeln — in dem Satze wiederfindet; .den Hegef (Rechts- 
philosophie S- 360 bIs das Rechtsgebot aufstellt: „sei eine Person and regpek- 
tire die Andern als Personen." Dass 'die Lehre Hegel's, während er anf der ' 
einen Seile die qnietistische Behaaptung aufstellt («■ «• 0- Voirede S. X.): 
,dass im Grunde Alle, die in der Wirklichkeit dieses (1) Staats leben, mit gder 
„ohne BewuBBtsein ihr Wissen und Wollm ' daris b^edigt finden," doch ande- 
rerseits auch wieder Elemente enthüll, deren Entwicheliuig über die müssige 
Beschaulichkeit hinausführen kann, Diess lehrt schon die Ausrührung des Satzes 
(a. B. 0. $. 3. Anmerk. 30- t,dass ei;ie Rechtsbesitmmung sich aus den Um^ 
„ständen und vorhandenen Bechtsinstitutioneo als voilkommen gegründet und 
„konsequent zeigen lassen und doch an and fUr Bich anrechtlich und unver- 
Bünflig sein könne.* Damit stimmt auch die Bir,htang vieler seiner Schüler 
v(>llig herein, in der widirl ich Niemand mehr äne NelgtlDg zn poliUsCheiO SohO- 
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fertigt. Ja diese letztera Lehre bat bei allen ihren Hgogelo we>- 
pigutem Das vor ibm voraus, daas aie niebt Sittlichkeit nnd Becht 
zusamnieQwirft, nicht dem Staat auch die Sittlichkeit, die Wiasen- 
«ehaft, Reli^oo etc. znm unmittelbaren Zweck setzt und nicht , 
durch gänzliches Verkennen des wahren Verhältnisses der Id«e 
«am. Leben zu der trostlosen Behauptuti|^ geführt wird, dass wir 
bereits in der besten Welt angekommen sind und äass es nur un- 
sere Schuld ist, wenn wir es noch nicht weit genu^ in ruhiger 
' filosofischer Beschaulichkeit gebracht haben, um diese Wahrheit 
ganz zu begreifen. 

Dass von Stahl's schon oben *} besprochenem scholasti- 
schen Versuch, den Lebren der s. g. historischen Rechtsschule 
durch Stützung auf christliche Glaubenssatzungen eine an- 
geblich filosofiscbe (!) Grundlage zu geben, hier nicht näher 
die Rede sein kann, ist für sich klar, da die Geschichte der Pilo- 
Mfle des Rechts mit der theologischen Dogmatik natürlich 
nieb^ zu schwO^n hat. 

:WohI aber ist Wer noch Hugo zu erwähnen, als der Bin-' 



lasHzismgs erkennen wird, ancli' wenn das G« wand, in dem sie aiißrelen, noch 
hAolg iaiaa wtoaerl- 

f) S. 12 und 44, Anjn. **). — Der TIfeV von Stahl'a Schrilt ist: die 
PMesopUe des RechU nadi geschichtlicher Ansichl. II Bde. 1830-^1^37. ML 
Gcnflgjs der gesenwärtigeQ Rechtsphilüsophie. Bd. II. Christliche Rechts- -nnd^ 
Staat^iehra. Gani gleicber Richtung, nur aogezwaugener in der OarsteUnng, ist 
' die ii,leine Scbrift von A. v, Li'nck, das NaEurreoht unser&r Zeit, als Grundlage 
der Strafrechlsthewlen. 1829.- — Nur noch soviel sei hier bemerkt, dass die 
Verfasser aberail den Rationalismus liberhaupt lu bestreiten meinen, während 
sie BBr, nsd mit Grund, den abstrakten, negativen RatiüBalismns (zyima\ ao wio 
er in Uegel's Lehr» b^vortritt} besb'eiten, und die Erhebung der individtieUen 
Freiheit taa höchsteq Prinzip, womit begreiflich jede gesellschaftliche Orgadi- 
sation, ja selbst die Möglichkeit eines bindenden Vertrags ausgeschlossen ^sein 
würde. Der Grundirrthuni, der sich durch jene Schriften hinzieht, und sie iti 
SD vielen Kämpfen mit Windmühlen veranlasst, liegt darin, dass die Verfasser' 
überall die Ideen d^r Vernunft mit den abstrakten GemeinbcgriETen' des Verstan- 
des verwechseln, dass sie detneach x. ü. bei Jedem, .der nicht ihre Ueberien-. 
gtmgen tbetit, kunweg voraussetzen, der leere Begrilf.von Etwasi von einem 
blossen Sein, das nichts ist, müsse.ihm anstatt des Gedankens Gottes gelten —, 
dieses olTenbar inhaltreicUslon Gedankens eines Wesens, das über jeden 
Gegensalz — auch den des In und Ausser — ' erhaben i^t, das also auch 
die Welt wohl unter und durch sich, aber nicht nusser sich bat. 
Ueber das Unstatthafte und Verderbliche jener Verwechslung s. besonders Ak- 
tens, cour$ de phiiotopUe, T. II. p. 133 ss. p..i4i e«. 
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zige anter den neuem Juristen, seit Kant, der einen von dessen 
Gnindsätzen eben so anabhan^i^en als extremen, dennoch aber 
im £inzelen vielfach lehrreichen Gang genommen hat, auf wel- 
chen die Ansichten' von Hume und besonders von Hohbs 
offenbar von entschiedenem Einfluss n-aren. Veberzeugt, wie er 
war, von der Gehaltlosigkeit der aus den herrschenden filosofischen 
Schulen hervorgegangenen formalistischen Naturrechte *3, — die, 
bei aller scheinbaren Sicherheit in Entwicli^elung ihrer Lehrsätze, 
um nur zu irgend einem Inhalt zn kommen, am Ende noch gar 
vom positiven, zumal vom römischen Recht, ihn auf gut Glück eot- 
lehnea mussten, — glaubte er io der Vergleichung der be- 
deutendsten positiven Rechte alter und neuer Zeit einen sicherem 
Weg zu erkennen, um wenigstens das relativ ffür bestimmte Völ-, 
ker und Zeiten^ Gerechte — „das Rathsame" — zn finden. 
Denoi wenn er auch nicht geradezu das Dasein einer abso-r 
luten Idee und eines Ideals des Rechts läugnet, vielmehr an 
manchen Stellen 4#J es offenbar einräumt, so gibt er doch we- 
nigstens der That nach deren Auffindung gänzlich auf and 
geht überall davon aus, dass im Allgemeinen jede zutreffende 
Entscheidung ober' Recht und Unrecht nicht möglich sei. Auch 
scheint es bloss, als ob er einen Anspruch der Idee an das Le- 
ben noch anerkennte, wenn er Kaufs richtiger Lehre beistimmt; 
dass der s. g. Naturzustand kein Friedens - oder Rechtszustand 
sei, ja dass überhaupt solange nur von einem provisorischen, 
nicht von einem peremtorischen, Recfatszustand geredet wer- 
den könne, als nicht die bisherige (naturstandliche^ Vereinze- 
lung der Völker aufgehört habe und ein Verein der ganzen Mensch- 
heit dieser Erde, — also ein Erdstaat — für die Realisirung des 
Rechts bestehe. Denn, ist diese Kant'sche Federung in der Ver- 
nunft gegründet, so kann dadurch, — wenn man nicht die Ver- 
nunft mit sich selbst in Widerspruch bringen will— offenbar nur 
ein nnaasgesetztes Streben nach dem Ziel einer solchen 
Ueberführung des provisorischen in den peremtorischen Rechts- 
zustand gerechtfertigt werden. Umgekehrt meint hingegen Hugo 
das gSnzIiche Verzichten auf alles und jedes Streben die- 
ser Art dadurch zu rechtfertigen, dass er, wie er glaubt, mit Pia- 
ton and Morus genügend gezeigt habe; „dass die Menschen, 

*;) Das Hegel'sche Dicht ausgeDommoa, vrieHugo's Kritik desselben in 
düH (iöttinger gdehrten Anzeigen von 18it S. 601 bezeugL 

••},ZmnBl wo er von Plalo spricht. S. Lehrb. d. NaI. R. als einei Pliil. 
. des pos. R. ed. 4. §. tt.;<; 3 etc. u. die unten S. 105 Anm. * angef. Stelle. 
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wenn sie f^anz der Vernunft folgen wollfeo, Unzj^lig^es abschaf- 
fen mässten"; daas Juso die höchsten Vernanftfodernngen, — die 
er freilieb znm Theil ebenso übertreibt, wie Jene, indem 7.. B. das 
Privateigenthum ihm damit zu streiten scheint — doch nie völlig 
durch Veränderung des jetzigen Zustandes befriedigt werden 
könnten #3. Um aber Diess zu beweisen, tritt er allemBesteh- 
enden als entschiedener Skeptiker gegenüber und sucht mit gros- 
ser kritischen Schärfe, wenngleich mit Granden von sehr unglei- 
chem Werth (|da sie oft sehr gezwungen oder nur von einer rein 
materiellen Nützlichkeit hergenommen sindj zu zeigen, dass, beim 
Licht besehen, im Allgemeinen jedes Gesetz und jede Ein- 
richtung sowohl gute als schlimme JSeilen habe. Aus diesem trost- 
losen negativen Ergebniss will er sodann den kaam Iriwtltcheren 
positiven Satz ableiten **^: dass am Ende und im Ganzen 
genommen alles nun einmal irgendwo Bestehende, so wie es der- 
malen bestehe, besonders weil man daran gewöhnt sei, gerade 
jetet (_re]ativ3 auch das Beste sein werde und man sich dabei be- 
ruhigen, ja überhaupt von Seiten der Unterthanen in Alles mit 
leidendem Gehorsam sich ergeben müsse, was vorzuschreiben der 
Obrigkeit beliebt. 

So soll denn hier aus der Unmöglichkeit alles bestehend« 



*] Immerhin mag ein gani vollendeler Rechtszustand sogar im In- 
neren der EiDielstaaten nicht denkbar sein, wie er es denn gewiss nicht ist eh« 
Ihre Vereinietong ihr Ende erreicht bat. Dadurch wird aber der Standpunkt 
der Verzweiflung, als ob darum nun auch jede einzele Reclitsbestimainng nur 
einstweilig sei, also überhaupt von wahrem Re«bt noch gar nicht die Rede 
sein könne, niemals sich entschuldigen' fassen. Sowenig als, wie schon ob«i (S. 
52; 68 Anm. **} bemerkt ist, im Einzelstaat eines Volkes dessen Individuen sitt- 
lich und rechtlich berugt sind, mit Verwirklichung des von ihnen eingesehenen 
wahren Rechts solange za warten, bis ihre Obrigkeit dasselbe als solches an- 
erkannt hat, SS wenig kann aach diese mit solcher Anerkennung abwnten dür- 
fen, bis ein E^taat hergestellt sein wird. 

••3 S. den Schluss der Vorrede seines Lehrb. des Nat. R. und sein dviü- 
stisches Magazin ([1. AusgO Bd. IV. nr. 4, bes. S. 127 ff. — Die Unmöglichkeit, 
auf einem so verfehllen Standpunkt stehen zu bleiben, zeigt sich tndess bei 
Hugo selbst; denn, wenn er a. a. 0. Bd. III. S. 482 sagt; „Jeder Missbraucb 
sogar hat, da wo man ihn einmal gewöhnt ist, auch wieder sein Gates ; die Ue- 
bei haben irgend ein Gegenmittel hervorgebracht und-bei den meisten und schwie*- 
rigsten Untersuchungen kömmt man zuletzt zu dem Schluss: es kann so sein, 
es kann anders sein"; so erklärt er doch ebenda S. 479 f. selbst schon ebenso 
richtig als deutlich: „dass die Vernunlt darum sich noch niclit bei Etwas be- 
ruhigen könne, weil es auch wieder sein Gutes habe, da Alles in der Well 
auch das noiA so überwiegend Nachtheilige Vortheile habe, z. B. der Krieg." ' 
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üoblecbte aa ändern, dnroh einen starken PeUvehliws, eine mo- 
r«lisclit) Höglieiikeit seines Fortbestei^eos, «ach sofem es 
r^cht wohl sich tindem liesae — als eine s. g. provisorisch« 
Rechtlichlteit desselben — gefolgert werden; es wird iw 
Grande das Bestehende durch s«in Bestehen 8«lbat and die Ge- 
wöhnung darim (s. obeA $• 6 u. 7^ oder vieloehr dadnieb daw 
und inaofem als es ein von Oben Gewolltes ist (nach de« 
Satz: »tatprorationewiiuniasl) an rechtförtig«n versocht, gleich 
als ob es schon dadurch allein auch als das zor Zeit möglichst 
Vernünftige sich dai'stellte «3- UeberDas aber, wasdieObrig- 
keit ihrerseits than oder lassen soll, ob auch sie bloss auf 
Aurrechthaltung des »(alu» quo Bedacht nehmen soll oder zugleich 
aaf einige und auf welche Veränderungen, darüber erbalt laan 
bei Hugo im Ganzen gar keine bestimmte Auskunft. Und in der 
That hatte er eine solche folgerecht nicht geben können (^oder 
doch höchstens mit Bezug auf sittliche VerpQicbtungsgrüodeJ, weil 
man seinen obigen Erklärungen zufolge annehmen müsstej dass 
Recht ond Unrecht and die Fälligkeit der Menschen Beide« w 
onteracheiden erst mit dem Dasein und den Verfügungen einer 



*) Hugo sagt a. a. 0. Bd. IV. Nr. 4. in seinem geistreichen Aufsatz mit 
der Aufschriet; „die Gesetze sind nicht die einzige Quelle der Recbtswahrheiten" 
geradezu: „Der wichtigste Zneck alles positiren Rechts ist kein anderer, als 
£ewjssheit, Zuverlässigkeit einer Regel, sie sei entstanden wie sie wolle und in 
den meisten Fallen sogar auch ohne Rücksicht auf ihren Inhalt; denn 
SAtze des Privatrechls sind fast Immer gut, so wie sie nun einmal sind." Defr- 
Boch rttami er den dnrch Gewohnheit von Unten aus dem Volk sich bildea- 
den positiven Rech tssfitzen vor Dem was von Oben ans Gesetzen kömmt, ent- 
schieden den Vorzug ein. Und zwar thut er Diese auf eine Weise, die deut- 
lich das Anerkenntniss enthält, dass die blosse Menscbenwillkttr, sie 
komme von Oben oder von Unten, ebensowenig als die vrahre Quelle des Rechts 
gelten könne, wie die kahle cw inertiae, sondern nnr die innere Üeberein- 
Btimmang der Salze selbst mit der gegenwärtigen Lage und den wirkb'chen 
BedflrfnisMn der Gesammtheit. Diese Uebereinstimmung ddnkt ihm aber mit 
Grand dann walirscheinlicher, wenn das Recht In Gestall des Herkommens 
aus dem Leben conaensu ulmtium gleichsam von selbst sich gemacht hat, also 
vom Volk selbst ausgegangen ist, als wenn es ein dnrch dessen Stellvertreter, 
die Obrigkeit, recht eigentlich gemachtes Recht ist. Dass er indess durch 
(lieses der Wahrheit gemachte Zages ländn iss , sowie dnrch das weitere: dass 
überhaupt die Statthaftigkeit eines Gewohoheitrechts keineswegs bloss auf der 
stillschweigenden Billigung der Obrigkeit beruhe, aus der Honseqaeni 
eeinur Theorie, alles Recht ven dem Willen der Obrigkeit abhängig zu machen, 
hurausgefallen ist, versteht sich von selbst. Vgl. auch fr. 32. §. i. JHg. de le^ 
gibus (I, 3). 
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Obrigkeit anfange; weil demnach öberhRupt für die Obrigkei- 
ten ia d«D heutigen vereinzelten Staaten in ihrem Yerbültniss so- 
vrobi zn ihren eijtuen Untertbiuien, alB auch zu andern Staatea 
nur von Moral und garjiicfat von Recht die Rede eein kann *t 
(i. b. weder von s. g. allgemeinem Staatsrecht noch von Völker- 
reoht^t ehe ue — durch Unterordnung anter einen alle Völker um- 
fassenden ileehtsvereii) — aufgehört haben selbst die höchsten 
Obrigkeiten za sein. 

Sichtlich entsprang der Skeptizismin Hugo'», sowie der ihm 
nahe verwandte Montaigne'» **) und Anderer, beaondera ans 
dem best^digen Verwechseln des Daseins der Idee des Rechts 
Bfit deren AusfähruDg und Sicherstellung im Lehen. Denn diese 
letztere lasst sich allerdings ohne Staat nur sehr mangelhaft, 
und ohne einen Staat der ganzen Menschheit wenigstens nicht 
vollständig erreichen. Aber die Sicherslelinng des Hechts ist, 
wie man freilich nicht vergessen sollte, offenbar auch nicht ein- 
■ mal denkbar, wenn nicht das sicherzustellende Recht selbst schon 
vorher (^abgesehen von allem Staat) da wäre. Sie hängt über- 
diess, sowohl ihrer Möglichkeit als Wahrscheinlichkeit nach,' 
grösstentheils vom Zwang, also zunächst nur von materiellen Be" , 
dingungen ab, die, wie sich oben mehrfach zeigte^ das Kenn- 
Zeichen Dessen, was unter dem. Recht zu denken ist, durchaoa 
nicht sein können***). Auf eine befremdende Weise nähert sich 
indessen Hugo der Knüpfung des Rechts an dieses Kennzeichen 
(^dte er selbst so stark an der Schule desThomasinsmissbilligt)^) 



*} Duss auch hiervoo Hugo das Gegentheil an vielen Slelleq lagebes 
ntnsste (s. z. B. die erste Anm. zu den Aursalz in seioem citU. Mag. Bd. in 
über Pütter's Verdienste um die Philosophie des positiven Rechts) war un- 
veraiei<llich, weil, wie sieb schon in der vorigen Aom. gezeigt bat, die Krage über 
die Quelle des Rechts ofTenbar vor und über allem Gegensatz zwischen 
Obrigkeit und Unterthanen beantwortet werden mnss, — Was bei jedem Vürsuob 
das Recht lediglich aus obrigkeitlichen Satzangen berzuleileo unbegreiflicher 
Weise übeisehen ist. 

•J"*) Siehe dessen Essais, V. 2. i2. 

***) S. oben besonders S. 86 und 91. „Vortrefflich hatLeibnikt, beson- 
ders in seiaen observalt. de principio juris $. 7—U; iS. (Opp..^. Dulens, 
' T. IV. Hb, 3. p. 271. sqq.) zu H. Cocceji's Schrift de principio Juris, 
die Unhaltbarheil der Lehren Derer nachgewiesen, welchen, wie Hobbs, der 
Wille der Obrigkeit, das Belieben und die Macht des Staats für die Qaelie alles 
Rechts and die Erzwin^arkeit tür das Kriterium desselben gilt. 

i) Daf!4 Hugo wenigstens Thomasias selbst nieht Unrecht thut, wenn 
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indem er äberall, anstatt von Dem was Rechtens sein BolitCi 
nur von Dem spricht, wasRecbfens sein kann nnddazo ohne 
Bedenken Alles rechnet, auch Solches, wovon er selbst znjB^ibt, 
dass es, wie z. B. die Sklaverei, „nicht peremtorisch rechtlich sei, 
d. h. nicht aus der thieriachen, nicht aas der vemünftigen und 
Dicht aas der bürgerlichen Nntur folge *3-" ^<' "'^ Bämlich: 
Bei jeder eioxelea Handlang, diese für sich betrachtet, sei Ent> 
schfeidnng durch die Obrigkeit, e. g. äussere Gesetzgebung, mög- 
lich und insofern die Obrigkeit eine Pflicht unter ihrenZwang 
gezogen habe — der freilich oft nur ein psychischer sein könne — 
sei DiesB eine jaristische Pflicht, eine Zwangspflicht ♦•3. 

Dass aber unwillkürlich von Hugo die Bechtsidee, so gern 
er sich selbst und Andere darüber fnnscben möchte, doch aberall 
stillschweigend schon vorausgesetzt iBt*1^*3) erhellt z.B. aus 
seiner Erklärung: die Vernunft fodre, damit ein rechtlicher 
Zustand sei, bei jedem Streit Entscheidung durch einen un- 
parteischeo Dritten; — nur dass, unbegreiflich folgewidrig, 
gleich als ob er nicht soeben nur, um ohne Parteilichkeit Recht 
za sprechen, eine richtende Obrigkeit verlangt hätte, hinzugefögt 
wird, dass deren Ausspruch — sie sei zu Stande gekommen wie 
sie wolle : durch Vertrag oder durch Zufall und Gewalt — schon 
durch sich selbst d. h. lediglich wegen der ThatsachCf dass er 



er dessen Lehre eine „Todschiaitsinoral'' nennt, beweisen folgende Stellen 
BUS des Letzteren Jarigprudentia divina, hb. II. aap. 2. S- ^^-' Qt^ in.ttatu ' 

naturaii vivanliilH quamcmqae mjwidfn, etiam mtnimam violenter et, ti ab- 
ter eam evadere nequeanl, etiam com ititemecione odseTtarii repeüere jutte 
(i. h. mit vollem Recht und nicht etwa bloss slrsQos^ po$stmt. Und tbid. $. 
99, wo als axiomata für den italiu naturaUi die Sätze aurgeslellt werden: 
Laeio advertuM hottem, quamdhi in »talu kostiätati» manet, jtu' cotnpeteri 
in infimlum; item, iaedentem et ita vinatlum tociaUtatis abntmpentem, donec 
in »lattm pacU mecmn redire parattu ait, mtUtm habere jus o/ficia locia- 
Ülatä a me expetendi; — Was an die später von Fichte behauptete B». 
• dingtheit jeder Rechstfodemug durch die strengste Wecbselseiligkett erinnert. 
In Thomas i US fundamm. etc. l. II. cap.2.s. ti-. ist aber im Wesenlichen diese 
früher susgesproi^ene Ansiebt beibehalten. '' 

\. $. 189.. 

wird auch bei Hobbs das Dasein eines 
;reiflich sein Urverlrag selbst, wodurch die- | 

d heraustreten und sich unbedingt einem 
j^erbindmgskrBDt nicht haben könnte. { 
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von ihr ausgegangen, sofort anch seinem Inhalt nach Hecht 
sei *J. 

Aber ungeachtet jener nnabweislichen Voraussetznng hat siah 
Hugo mit Hobbs dem Vorwurf: dass nach ihrer Ansicht, wie 
nach der Ansicht K. L. von Haller's, spgur der Zufall der Ge- 
walt einen rechtlichen Zustand begründen, also überhaupt nur 
von einem Recht der Starke die Rede sein könne — dadurch 
ausgesetzt: dass Beide auf gleiche Weise die ausdruckliche An- 
erkennung jener Voraussetzung umgehen, um nicht die daraus 
«iessende rolgeruug einer nur bedingten GehorsamspHicht der 
Bürger zugestehen zu müssen. 

Als gänzlich unhaltbar erscheint nach dem Allem die eben- 
falls nur rein formalistische Grundlage dieses ganz eigenthöm- 
lichen Versuchs, das Naturrecht für blosse Moral gelten zu las- 
sen, kein anderes Recht anzuerkennen, als ein durch Satzung 
oder wenigstens (wie beim Gewohnheitsrecht) durch Duldung 
der Obrigkeit entstandenes, und an die Stelle des bisherigen Na- 
turrechts eine s. g. Fiioaofie dieses positiven Rechts zu setzen, 
die nur ein buntes Gemisch der verschiedenartigsten Zweifels- 
nicht aber Entscheldungsgründe enthalt. Immer aber bleibt 
Hugo's Darstellung das grosse Verdienst, dass er die Einsei- 
tigkeit und Leerheit der bisher gewöhnlichen abstrakten Behand- 
hngsart dieser Wissenschaft in helles Licht setzt, dass er die 
»othwendigkeit nachweist, herabzusteigen von der Höhe der 
Idee zu der reichen Fülle der Verhaltnisse des wirklichen 
Lebens und mit diesen letzteren, nach aller ihrer zeitlich und 
örtlich bedingten unendlichen Verschiedenheit, gehörig die Idee 
zu vermitteln Csowie Diess oben als die Aufgabe der ächten 
Politik, als eines Theils der Wissenschaft der Lebenskunstr 
bezeichnet ist), kurz: dass er das historische Element des Recht« 
wieder zu Ehren bringt; dass er endlich eine grosse Zahl von 
trelTenden Bemerkungen gelegentlich gemacht, und überall zum 
Nachdenken vielfaltige Anregung gegeben hat. 

I s m \!Ä^° "■ '; 1- ß- ™' ''«' ■"'' ""'" Granög« '" Politik. 
I. S 92. An diesem gäozlichen Uolergehenlnsen des malerielien im tor- 
mellen Retfcl mrd auch dedarcli Niclils gemderl, dass hei diesem leuleren 
noch ™ier das proTisonsehe vom peremlonseken Recbl unlerschieden wird. 
Denn diese Untorsclindung mlisste Meli Hugo in dem AugenWick wieder weg- 
lallen ,Yo dnreh die Erriehlnng eines llnirarsalslaals die prorisorlsche Willkdr 
der UJngkeilen der henllgen Süalen der peremtorisclien , delliliveo Willklir 
der jiötiern Obnglieil jenes Staats Platz gemaeht halte. — 

r.|.,„^;, Google 
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Am JHeisten nähert sicirder üngo'aehen Anftssaag Am 
itechU MarezüU*3) ^'' sich jedoch zugleich den beirscbenden 
Ansichten möglichst anzuschliessen sucht; einigermasHB auch 
Wari)könig«*3i ^^' indes» mehr als alle «eine \org6nger 
b|OBser Eklektiker ist. 

In eine n&here JBetracbtung Dessen einzngehen, was nodi 
ausserdem, besonders dnrch die Anhänger der seit Kant zn äus- 
serer Geltung gelangten filoeofischen Systeme, zuweilen mit CrMst, 
wie durch Troxler, Göschel, Gans etc, auf diesem Felde ge- 
schehen ist, würde hier zu weit führen; es genüge die Bemer- 
kung, dass unverkennbar keines jener Systeme bisher vermochte 
eine rechtsfilosofische Lehre zu erzeugen, die sowohl streng wis- 
senschaftlich begründet, als den wirklichen Bedürfnissen des Le^ 
bens entsprechend, eben dadurch aber geeignet gewesen w&re, 
den urtheilsfahigen, keiue^ Schule angehörenden Tbeil der Zeit- 
genossen eine dauernde Befriedigung zu gewahren und die offen- 
bare Krise, in der sich Wissenschaft und Leben des Rechts und 
Staats dermalen befinden, durch Leistung Dessen glücklich zu 
beenden, was, wie §. 4. anageführt ist, von der Becbtsfilosofle 
gefodert werden darf. 



•) Lehrbnch des Natarredils. 18t9. 

**) Vorzüglich in dem mehrfach anger. Lehrl), der RechlsfilDsofle. 
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Anwendung- des Rechtsprinzips auf die Lebens- 
verbftlüiisse» 



ERSTKS HAirPTSTUCK. 

Das Aecht des Einzelihenschen. 

$. 88. Voferinnerung. 

Der besondere Theil der Rechtslilosolie hat die Aufgabe, die 
Grondbe^riffe and Gmodsätze, deren Darlegung dem allgemeioeo 
Theil Zukömmt, in ihrer Aüwendung auf den unendlichen Reich- 
thtm der beson^ern Verhältnisse des menschlichen Lebens näher 
aasBUfübren und so die Fruchtbarkeit und Brauchbarkeit jener 
für das innere Verständniss und' die Fortbildung der lebendigen 
Rechtsznstäbde möglichst anscbaolicb darzuthun. 
- . DlesB ist im Folgenden su leisten versacht worden, vor^ 
erst in Hinsiebt auf den Einzelmenschen , sowohl für sich allein, 
als in geselliger Beziehung betrachtet, sodann aber in Hinsicht 
deijeoigen vorübergehenden oder dauernden gesellschaftlichen 
Verbindungen, die man mit Grand vorzngweise vom Gesichts- 
punkt der Einselen ans, die darin stehen, aafznfasseo und danun 
dem filosoOschen Privatrecht befzuBJihlen pflegt, wie die Ver- 
hältnisse des VertragsrechtB , des Gesellschaftsrechts im engem 
Sinn, des Ehe-, Familien- und Vormundschaftrechts. Ein we- 
nigsten« einigennassen vollständiger Versuch dieser Art *} schien 



*} Doch habeo auch hier die tlechte des Einzelrnengdien nur bis zn einer 
nicht aOziiweit und aocb nicht durchgängig gleich weit gezogenen Grinze ihre 
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sber nm so driofeDderes Bedorfniss anch achoD darnin sa Beiii} 
weil ohne eine |:eiiö^nde E^ntwickelung der Binzelrechte an 
eine weitere innere Aiuhildon^ der filosofiscben Rechtslehre uber- 
luapt ^ar nicht zd denken ist and weil doch die Behandlung 
gerade dieses Geg;enstanda in den bisherigen rechtafilosofisehen 
Schriften ganz besonders abstrakt nnd dürftig aoagefallen ist 
und wegen des Mangels fester oder doch wahrer, der Dnrchfäh- 
mng fähiger l^nzipien der meisten derselben so ansfallen mnaste. 
Namentlich für das Verhaltniss des Einzelen zum ganzeo 
Gesellscbaftorganisnius nach allen seinen Slofen, und insbeson- 
dere zom Staat, kann eine sichere rechtliche Grundlage nar da- 
durch gewonnen werden, dasa zuvor festgestellt ist, welche 
Rechte einem Jeden schon nm seiner selbstwürdigen Persönlich- 
keit oder Vemünftigkeit willen, nicht aber bloss oder zn- 
nüchst kraft irgend einer äusseren gesellchaftlichen -iStellang 
zukommen *'). Nur dadurch lüsst sich eine feste gegenständ- ■ 
liehe Grunze ziehen gegen masslose Willkür von Oben, zumal 
von Seiten des Staats, die man so oft geradezu zum Prinzip hat 
erbeben wollen, gleich als ob die Einzelen nur für den Staat da 
wären, anstatt daas umgekehrt dieser nur die gesellschaftliche 
Einrichtung Jener für das Recht ist; nur dadurch erhellt die 
Nichtigkeit der Behauptung, die bis heute von übrigens noch so 
entgegengesetzten Seiten her bald mehr, bald minder offen aus- 
gesprochen wurde; dass alles Privatrecbt anbedingt dem öf- 
fentlichen Recht weichen müsse und dasa jeder erdenklichen 
EinschrAnkang der Einzelrechte wenigatms durch den Staat, 



BestlmtnoDg erbalten, namllch nur so wdt als es nöüiig schien, damit eine 
nShuTB Aastühmog ins Einzele sich TaEl von selbst ergibt. Sache der Vor- 
lesungen DiDss es bleiben, zu einer solchen noch weitere Anleitung zu geben und 
durch Vergleichnng mit den wirklichen Zoständen verschiedener Vdlker und 
Zeiten es an Nutzanwendangen und erläuternden Beispielen im Guleo und Basen 
nie fehlen zu lassen; zugleich aber allem Missbrauch, wie er gerade hier so 
oft gemacht worden ist, gründlich zu begegnen durch stetes Festhalten des we- 
senlichen Unterschieds Dessen, was dem Urbild, und Dessen was dem Hoster- 
blld des Rechts (s. $. 4.}, also den Fodemngen der Politik im wahren Sinn 
des Worts entspricht. 

*] Die Wichtigkeit dieser UnlerGcheidunic zeigt sich z. B. bei der Frage : 
ob öffentliche Funktionen irgend einer Art den Einzelen jemals bloss kratt 
Privalrecbts, wohl gar durch Erbgang, znkommen kÖDnes, oder dqt kraR öffent- 
lichen oder gesellsohaftiicben Rechts, d. h. durch stillstdiweigende oder aus- 
drückliche gesellschaftliche Zaerkennnog. 
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wenn auch nicht dnrch irj^end ein anderes GesellsehMteguize z. 
B, die Kirche oder die Familie, nur ein blind leidender Gehorsam 
der Glieder entgegengesetzt werden dürfe "'). 

So unvereinbar aber eine solche Behanptung mit dem we- 
Benlich organischen Charakter alles wahren Rechts ist, eben- 
sosehr ist DiesB die Auffassung der Rechte des Einzelmenschen 
als absoluter Rechte in dem Sinn vermeintlicher gänzlicher 
Unbeschränlebarkeit derselben **'). Denn, wenngleich die höhe- 
ren gesellschaftlichen Rechtspersonen sowenig der Grund und 
die Qnelle des Rechts der ihnen untergeordneten Rechtspersonen 
auch der Einzelen, sind, dass vielmehr nmgekehrt alle jene 
höheren Recbtsgebiete selbst Jiur dann nicht jeder sichern Grund- 
lage entbehren, wenn sie an der Selbständigkeit der Rechts- 
kreise der Einzelen unverbrüchlich festhalten und sie verbürgen; 



*3 Bis zu der Bossersten Konsequenz, auch nicht einmal das Familien- 
recht oder die Gewissensfreiheit anszanehmen — bat zwar unter den Neueren 
wohl Dur Hugo zu gehen gewagt. Im Grundsatz Eelbst aber stimmen, mit 
mehr oder minder Tielen Folgewidrigkeiten in der Anwendung, z. B. Hegel, 
Stahl and K. S. Zachariä ganz mit ihm Überein. So sagt Letzterer (40 
Bücher vom Staat, 2. Ansg. Bd. iV. S. f26 f.): dass es in Hinsicht des Ver- 
' htiltnisses des Menschen zum Staat keinen Unterschied zwischen verausserlichan 
and nnveriDSserifchen Rechten gebe. Vgl. noch Mehring, der Formalismus 
in der Lehre vom Staat S. 65. 

**') So sind sie namentlich als b. g. droit» de rkoimne ohne alle Riick- 
«dit auf gegebene Rechts- nnd Staatszastdnde geltend gemacht worden. In 
dieser Hinsicht muss ich auf die $$. 55. und 168, meiner „Gruadzäge der Poli- 
tik des Rechts" verweisen, dnrch welche überhaupt manches hier nur Ange- 
deotele seine Ei^änzung erhält, besonders durch die, einige Urrechte ent- 
wjckehide, zweite Abtheiinng CSS- 168 — 191.], so wie durch die $$. 13 — 
22 und 53 — 64. Aber troti der verderblichen schlertn Anwendungen, die 
man tod wahren oder ^vorgeblichen Urrechten des Menschen gemacht hat, wo- 
rtber man bei Dahlmann (Politik ThL L S. 208 f.;) nnd bei J. G. Hoff- 
mann (über das Verhältniss der Staatsgewalt zu den Vorstellungen ihrer Un- 
tergebenen. 1842. S. 24. f.] Näheres findet, bleibt freilich dennoch das Bestre- 
ben, jene Rechte xa ergründen, vrissenschafllich vor Allem wichtig. 

Man muss sich auch wohl bäten, die Unverftusserlichkeil der Ur- 
rechte so zn missdeuten, als ob alle BedOrfnisse der Menstdiennatur ohne Un- 
terschied durchs ganze Leben fortwährten, uod-als ob nicht, bei der unend- 
lichen Mannlßhfalligkeit der zu verschiedenen Zeiten und Orten vorhandenen 
Mittel lur Befriedigang der menschlichen Bedürfnisse überhaupt, aoch ein gros- 
se' Reichlhom von MQglichkeiten der SUlInng der Rechlsbedarfnisse bestünde; 
woraus sich denn eine scheinbare Verfinsserung der Urrechte ergibt, die aber 
lo der That nur eine den individuellen Verhältnissen angepasste Verwiik- 
Uchong (Modilkation) derselben ist; s. S. 56. 
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wenngleiefi ferner das gesonderte selbetAndige Rechtalebeti an 
sich nicht unrecht ist, nnd darum nie völlig aufgehen darf in 
dem Rechtsleben j«ner Gesanttutpersonen, ja sogar ausnahm-- 
weise, z. B. in Fällen gesellschaftlicher Unordnung ^Anarchie) 
in voller Ausdehnung durch Eigenmacht sich geltend machen 
darf: so ist es doch ohne Frage als solches noch äusserst unvoll 
kommen und unorganisch. Soll aber diese Mangelhaftigkeit be- 
seitigt werden und mit ihr eine grosse Zahl daraus unvermeld- . 
lieh hervorgehender rtlckslchtlos eigensüchtiger Strebungen und 
vertdeintltcher Rechtsansprüche der Einzelen, z. B. in Besag auf 
das Sachgätereigenthnm, so darf auch bei Bestimmung des Rechts, 
des Einzelen der Mensch niemals ganz abstrakt, d. h. als allein- 
stehend ond bloss als'Individunm, ins Ange gefasst werden, son- 
dern stets zugleich als angehörig und untergeordnet einer rei- 
chen Gliederung von Gesellschaftganzen , wie Diess weiterhin 
nüher besprochen werden wird. Insofern bedarf daher auch sein 
Recht, zum Behuf der organischen Uebereinsfimmung mit allrai 
diesen höheren gesellschaftlichen Bechtskreisen , dnrch sie, z. B. 
durch das Recht der Familie, der Gemeinde, der Berufgenossen- 
schaft, des Staats, der Kirche, etc. vielfacher weiteren Be- 
stimmungen, (^ModifiKirungen]) und gewissermassen Beschrün- 
kangen«3 



*3 Als BeschrSnk-ungen erscheinen sb nämlich nar insofern sie be- 
zogen werden anf den noch gane nnbestlmmten abstrakten GemeiDbegrilT: Eio- 
teimensch — der auf keinen einzigen wirklichen Rinzelmenschen ganz passt. 
DiesD organischen Weiterbestimmongen oder Beschränkungen können und mfls- 
sen wiederum selbst, Je UErch der nnendlichen Verschiedenheit der gesammlen . 
gegebenen Verhältnisse der Gesellschaft, wovon sie abhängen,, ungemein Ter- 
Bchieden sein, wie nur durch die verderblichste Einseitigkeit sich überseheii 
IHsst. Die rechte Art and Weise und das rechte Mass . derselben för gauE be- 
stimmte Verhältnisse zu treffen, ist praktisch begreiflich die Hauptsache; und 
ebendarin besteht die wahre Rechts- nnd Staatskunst. Bei deren Aus- 
übang darf namentlich nie vergessen werden, einerseits: dass alle haltbaren 
positiven Rechtsbestimmungen (z. B. über das Sacheigenthum) In den arsprting- 
lichen Rechten des Menschen ihre Wurzel haben, mithin anf diese sich zorfick- 
führen lassen mÜsseD, nur deren Verwirklichung erleichtem, nicht sie erschwe- 
ren oder unmöglich machen dürfen; andrerseits: dass Vieles und" olt das Meiste 
hl der gegenwärtigen besondem Gestaltnng der positiven flechte Dicht fflr a d^ 
bedingt, sondern nur für zeltlich mid örtlich bedingt wesenlich gelten 
kann. 

Je mannlchßicher aber nicht niir äussere Umstände , sondern auch innere 
Bedingungen — nämlich die Freiheit der Einzelen und der Gesellschaft (vgl 
S. 60 Anm. *) — als bewegliches Element auf die fiestaltnng dw posl- 
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Die Rechte des Binzelfflenach^i als solchen und als Wnrzel- 

g'Hedes der Menschheit können nur verstanden werden, wenn 
man sie zurückfuhrt auf das Eine ond ganze Hecht den Ein- 
zelmenschen, das man wej»:en seiner Begründung in der Ver- 
nunftigkeit, d. h. Persönlichkeit, auch das Eine ll^r- oder 
Grundrecht der Persönlichkeit oder der Menschheit 
nennt. Sie bilden nur die verschiedenen, sich gegenseitig er- 
gänzenden Seiten oder Theile desselben #3 *"*'^ ^'"'l darum mit 
ihm nar bestimmbar durch die ewige Idee Qd. h. die bleibende 
Wesenheit, den Urbegriff oder den Grundcharakter^ des Men- 
schen, und durch alle in der hohem Einheit dieser Idee mitinbe- 
griffenen Verschiedenheiten des' Menschenlebens z. B. Rasse. 

tiven Rechte einwirken, die ebeodarum nothwendig in besländigem l^luss sind, 
desto unvermeidliclicr ist es bei der naclirolgenden Darstellung ^6f Einzelrechte, 
obwohl sie vor Allem das bleibende Element aller Rechlsbildung, die- Ur- 
rechte, ins Uchl zu stellen suchen muss, dieselben doch nnr in Tortwähren- 
dem Vervrirklichungsprozess und darum in ihrem innigen Zusammenhang mit 
den s, g. erwerblichen oder veräusserlichen Rechten, undmihrem 
steten Uebergang in diese, aurzurassen. 

Nichts steht insbesondere allem Fortschritt feindlicher entgegen, als der 
Irrlham, die Beschaffenheiten ond Zustände des menschlichen Lebens, so wie 
sie etwa dermalen hier oder dort sich in der Wirklichkeit vorilnden, unbesehens 
für allgemein wesenlich (normal) gel'en ;u lassen, so da^s nun auf dem un- 
haltbaren (Grunde von dergleichen an die Stelle rein idealer Gestallungen der 
Lebensverhältnisse voreilig untergeschobenen empirischen Abstraktionen sofort 
ein Rechtsideal für dieselben aufgebaut und danach denn auch. Was für jetzt 
zu thnn sei, benrtheilt werden soll. Dass ein solches Verfahren nur die Quelle 
von Missgriffen und nicht von Massregeln Schter Staats klugheit werden kann, 
ist filr sich klar und lässt sich leicht an zahlreichen' verkehrten Rechtsbestim- 
mungen erweisen, die durch Afterideale, z. B. der Staatsverfassung, des Ver- 
hältnisses des Rechts und Staats zu Religion und Kirche, der Erziehung und 
Strafe, der Ehe, des Eigenthnms etc. hur vorgerufen sind. 

•3 Darin liegt auch der Grund , dass die im Folgenden aufgeführten Ein- 
zelrechte sehr vielfach in einander übergehen und ein und dasselbe Recht sich 
als solches sehrhüuflg ebensogut von diesem, als von jenem Gesichtspunkt aus 
erweisen lasst; so dass erst, wenn sie alle auf einander bezogen werden, eine 
ge Wissermassen vollständige Aulzählnng zu Stande zu bringen ist. — Die von 
H. Ahrens in dessen cours de droit naturel versuchte Zurückfükrung der 
Einzelfechle auf die drei formalen Kategorien der Gleichheit, der Freiheit und 
der Geselligkeit, obgleich sie Vieles für sich hat, scheint weniger geeignet, 
einer nicht bloss ganz allgemein gehaltenen DarsteHung einen Anhalt zu bieten, 
und den jedesmaligen Haupigesichtspunkl bei Beurtheilung von positiven Rechts-' 
einrichtungen gehörig hervorzuheben. > 

Bö der'* GriindKpge dei NBlurrechl«. ' S 
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Volkslbün^ehkeit , Ldbenalter, Geechl«ebt etc. Hiernaeb ergeben 
sieh deoB sümmtliche freien Bediognisse der VeFwirklicbuni; der 
Idee oder Bestimmung des Einzelmensrhen überhaupt und lutcb 
aUeii ihren weseiiHchea Deziehuage» and näherea Destiinlntheiten 
ats 'ebensoviele einzeien ITrrechte, deren abersicli (liehe Darstel- 
lung BOgleich gegeben werden soll. 

Zovar möge hier nar noeh weiter bemerkt sein : Das 
Recht des Einzelraenschen reicht, weil and insofern die- 
ser als solcher und ki seinem VerhSItniss Bur Menschheit, nicht 
gänzlich in den zeitlichen Schranken des JErdenlebena befangen 
ist, noeh darüber hiaaus, wie sieh am Beispiel des Hechts avf 
Ehre, der gerechten letztwiUigen Verfügung ete. erweist. 

Jede Behandlung entweder des ganzen Menschen fz. B. 
durch Tödtnng^ oder doch seiner Kräfte als blossen Mittels, 
d. h. als Rechtssache, ist geradezu Verneinung seines Einen 
nod, ganzen fPersötilichkeit-J Rechts; und eben darin 
b^teht recht eigentlich die Sklaverei und Leibeigensehaft, 
obgleieh man mit diesen Ausdrücken meist nur bestimmte blei- 
bende Zustände dieser Art bezeichnet, die man denn auch nur 
von Seiten der darin liegenden Verneinung der Freiheit auf- 
zufassen pflegt *3. Hiermit darf man indessen, wie schon oben 
(!§. i 4.') darauf aufmerksam gemacht worden ist, durchaus nicht 
verwechseln das nicht nur statthafte, sondern wesenliche und 
ehrenhafte Brauchen eines Menschen oder vielmehr bestimmter 
Kräfte desselben in einer Weise , die sich mit dessen sittlicher , 
Freiheit vertragt, als Mittel in Hinsicht irgend welcher noth- 
wendigen Zwecke des Lebens der Gesellschaft z. B. insofern er 
dafür in seinem besondern gesellschaftlichen Beruf thälig ist. 

Geht man nun, so wie Diess vorhin gefodert ist, von dem 
Urbegriff des Menschen überhaupt ans, nm sodann mit steter 
Rucksicht darauf den ganzen Inhalt der darunter begriffenen 
mannichfachen , es sei nun wesenlichen oäer nur unvermeidlichen 
Beschaffenheiten des Lebens und der daran sich knüpfenden Be- 
dörfaisse und Zwecke zu entwickeln, so stellen sich danach 
hauptsächlich folgende Menschheitrechte des Einzeien heraus. 



*} 'S. unten S- 49. und meine Grandzüge der Poiitili des Rechts, 1. ThI. 
S. 59 und 89. Nur selir allinälil<th eriiebea sich die positiven Rechte zur An- 
tühennuag der gäBzlichen Rech tswidrigk ei t jeder Simtichen Beliaitdiung. S. darüber 
Warnkonig's Rechtsphilosophie. 1839. S. 263. f.undS töckbsrdt, dieWi£^ 
sensehaft des Rechts oder das Naturrecht. 1625. $. 73. IT. 
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,!■ Dan Recht anf voDen Böetaad der PersöBliehkcit 
. %. 29. 13 Das Recht auf Leben. ' 
■ Damit der g&nze Mensch als solcher, d. h. als rechtsfähiges 
Verniinftwesen oder als Person, bestehen kann, müssen ihm, vor 
aller weiteren Unterscheidung der besoadem Zwecke seiner gei- 
stigen aiid leiblichen Natur, sämmtliclie Bedingnisse der Behanp- 
tung seiner ganzen selbsleignen Wesenheit (wie man gewöhn- 
lich etwas zu eng sagt: seiner äusseren Persönlichkeit^ gewahrt 
werden, als sein ganzes „Recht der persönlichen Subsi- 
stenz oder der Selbsterhaltnng," besser als sein Recht 
auf vollen Bestand der Persönlichkeit. Dieses Recht 
begreift namentlich in sich : l])Da8 Recht auf Leben, S^das 
Recht der Selbs-tvertheidigung und Selbsthülfe. 

Dem Leben anf Erden uberhanpl, und zwar in dieser be- 
stimmten innigen Vereinigung und Dorchdringung von Cieist 
und Körper, die das Unterscheidende der Menschheit ausmacht, 
entspricht vor Allem selbst ein Re^t, das schon dMiim an die 
iSpitze aller andern Rechte gestellt werden ranss, weil da« Leben 
die erste Voraussetzung ihrer Möglichkeit ist. Dieses Recht geht 
auf alle freien äusseren Bedingnisse der Erhaltung des Lebens, 
Insofern jedoch diese zugleich auf Mittel der Erhaltung des 
leiblichen Lebens (des s. g. Lebensunterhalts^ sich bezieben 
sind sie, um Wiederholung au vermeiden, bei den Rechten um 
des Körpers willen aufgeführt. 

Mit dem Leben selbst kömmt auch ein Recht zn leben noth- 
wendig schon dem zwar gezeugten aber noch ungeborenen Men- 
schen (em^rtfo) zu, — folglich Schutz gegen jede frevelhaft« 
Abtreibung, Durchbohrung etc. ^ nicht minder auch noch ■ 
dem (Sterbenden*}. Dieses Recht bleibt dem Menschen über- 



*> Diess sahen schoo die Römer richtig ein. s. fir. 7. D. de statu homi- 
lum (L. 5.) Qiä m utero est, perinde ac si in rebus humanü tatet, eusto- 
ditar, quolies de commodi» ipsiiu partas quaeritur, und fr. iS. $■ i- de 
tiuiiium»n$ teslamertto (^XL. 4.), voiaas erhellt, dass sie den Augenblick des 
Starben! noch zum Leben rechneten. Not erwähnt sei hier, als ein Recht 

• um der ganzen Menschheit und ihres Fortbestands willen, die dem Staat ob- 
liegende Sorge sogar für noch ungezcugte Geschlechter durch Be- 

' stimranngen , die, wie z. B. das Verbot der Unfruchtbarmachung, des 
Ehelosigfceitszwangg etc., hier, wo von Rechten des Binzelen die Rede 

t tet, nur von ganz andern bescArfioktereD Gesichtspankten ans gerodelt wwden 
können.' 

8* 
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haupt bis Kam natürlichen Tode auf aHen Stauen and itl allen. 

Zuständen .seines Lebens, diese seien ohne oder mit seinem Wil- 
len herbeigeführt ,t-ialso ebensowohl dem neugeborenen KJndt, 
wie den kindisch gev?ordenen Greise, dem geistig oder leiblieh 
Kranken, dem Missgeborenen, Verkrüppelten oder sonst Gebrech- 
lichen , dem Verbrecher etc. *3. Nie darf vergessen werden, 
dass überhaupt das Erdenleben nicht bloss um des Rechts willen 
da, ist, und ebendarum auch nie Jemandum seines blossen Un- 
rechts willen des Lebens, ja wohl gar mit ihm zugleich geradezu 
alles Rechts , also der Eigenschaft als Rechtsperson , verlustig 
gehen känne. Die irdische Bestimmung des Menschen ist ohne 
Frage höheren als bloss mensch lischen gesellschaftlichen 
Ursprungs und, wie das Leben selbst, und dessen von uns nur 
geilhnter organischer Zusammenhang mit einem früheren und 
künftigen Leben, durchaus unwillkürlich. Es darf ferner derEin- 
zele niemals zuerst oder gar bloss als Glied der Gesellschaft 
angesehen werden, als um ihretwillen vorhanden, und mithin als 
rechtlich verbunden, sich und alles das Seine unter allen Um- 
standen ihr zum Opfer zu bringen. Und sowie sein Recht nicht , 



*) Vgl- S- J8. Wegen des gleiohmjjssigen Verstosses gegen das Recht 
auf Leben, den die Tödtung in allen diesen Fällen enthäll, macht es zwar wohl 
von Seiten der Rechlsansichten und Sitten bestimmter Zeiten nnd Vnlker, nicht 
aber von Seiten des Rechts, einen Unterschied, ob man Menschen schlachtet 
unter dem Vorwand derReliglon — eigentliche Menschenopfer — odei un- 
ter dem Vorwand der strafenden Gerechtigkeit — s. g. Todesstrafen — 
fdenn bloss unsere Gewülinung an diese maclit, dass wir übersehen, dass auch 
Bie nur eine Art von Menschenopfern sind und auch in der ältesten. Zeit nnr 
als solche, durch die Priester zur Sühne der erzürnten Gottheit gebracht, — 
. als »wßpHcia! — betrachtet wurden, wie Diess schon ganz richtig Heumann, 
Geist der Gesetze der Teutsciien S. 185. bemerkt); oder endlich ob man sie 
umbringt unter dem Verwand der Kriegsgefangenschaft nach Art der- 
Kannibalftn, oder unter der Voraussetzung, dass ihnen das Leben zur Last sein 
werde, worauf hin manche Stämme der nordamerikaniscben Indianer durch den 
Mord ihrer hochbejahrten Aellern sogar eine Li ebesp flicht zu erfüllen, 
die Völker des Alterthums aber wenigstens die missgcsCa'teten oder schwäch- 
lichen Kinder aassetzen zu müssen, oder doch zu dürfen glaubten, obgleich*' 
sie es sich zuweilen, wie die Chinesen noch heute, such aas ganz selbstsSch- ^ 
tigen Beweggründen erlaubten. * 

Ein Versuch, mittelbar Jemand ums Leben zu bringen, liegt auch in der . 
ErkUrang für vogelfrei und in dem Setzen eines Preises auf den' 
Kopf, — Mittel die, schon wegen ihrer Unwürdigkett in mehr als einer Hin- 
ficbt, dfis feinere sittliche Gefühl unserer Zeit längst ausser Gebranch gebracht* 
JmL . * ■ 



„izuj., Google 



. — 117 — ■ 

als ein bloss eeselischaftliches aufzufassen ist, sondern vi^lfnehr, 
^Jeichwie er selber, vor Allem als sei bstäiraig, als gegründet 
im unmittelbaren Verh&ttntss des Menschen zu Gott uiid in seiner, 
göttlichen Bestimmung; so kann ebendarum auch keine Gesell- 
schaft jemftls ein Recht haben, die Möglichkeit der Erreichung 
seiner Bestimmung wenigstens auf dieser Erde, mit dem Leben 
selbst, ihm zu nehmen, ~ es sei nun dadurch dass er geradezu 
umgebracht wird, wie durch Hinrichtung, oder nur mittelbar, wie 
durch Zwang zu lebenverkurzenden, lebensgefährlichen Ar- 
beiten *), 

Die Krage nach Recht oder Unrecht der freiwilligen Beschrän- 
kung der Dauer des eignen Erdenlebens, hän£t offenbar von der 
Vorfrage ab, ob dieselbe unbedingt sittlicher Unfug genannt 
werden dürfe, — Was verneint werden muss. 

Einerseits kann allerdings auf den eigentlichen Selbst- 
mord, d. h. das durch keinerlei genügende Vernunft-Gründe 
bestimmte, muthwillige plötzliche Wegwerfen oder auch all- 
mähliche Untergraben des eignen Lebens, Niemand ein Recht 
haben **). 

Andrerseits läset sich aber nicht verkennen, dass das frei- 
willige Opfern oder Wagen unsers Lebens für wahrhaft sitt- 
liche Zwecke des Einzelen oder der Gesellschaft, weit entfernt 



•) Wenn K. S. Zochariä (40 Bücher vom Staat, 2le Aus^. Bd. IV. 
S. 127) behauptet: die Unveräusseriiclikeil des Lebens sei liein Gegengrund 
gegen die Todesstrate, da man mil demselben Grunde auch die Wider retht- 
lichkejt der lü^gsdieiiste darlliun könnte; su ist Diess nur ein ganz unstatthaf- 
ter Versuch, ein Vorurlheil durch ein anderes, noch verbreileteres und schein- . 
bareres zu stützen. So lange das Unrecht des Kriegs als unvermeidlich er- 
scheint, so lange zieht es freilirh vielfaches anderes Unrecht, wie Zwang zum 
Kriegsdienste, wovon noch weiterhin die Rede sein wird, nach sich. Sofern 

■ aber die Kriegsdienste als TreiwilUg gebrachtes Opier fürs Vaterland vor- 
kommen, kann ein Schluss von ihrer StatthalTigkeit aof die der Kinrichtnngeo 
unmöglich gellen. 

Viel Gutes aber die Todesstrafen sagt naiReotlich Eschenmayer, Nor- 
Aialrecht Thl. II. besonders §. 171 u. 172. 

* *•) Jedermann sieht ein, dass der Schluss von dem Recht der Aus- 
wanderung aus einem einzelen Staat dieser Krde in einen andern auf ein 
Rocht der Auswanderung aus dem Staat der Erdmenscliheil nicht gültig sein 
kann, obwohl man damit den Selbstmord zu rcchirertigen meinte. Denn jene 
Anjt^andej-unje kann wesenlich sein für die Erreichung der Zwecke unsers Er- 

■ denlehens un^l Iftsst die Mo)!lichkeit, eine Uebercilung dabei gutzumachen, übrig; 
(Uose AuEwanderonf aber sclineidst jene Zwecke nnwicderbrb^licli ab. 
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für ^tlicheif on<1 rechtlichen Unfug gellen zu können, vielmehr 
dem , Menschen eine höhere Würde ertheitt, der einer solchen 
> Aber Me iselbstischen Antriebe erhabenen Hingebung fühig ist 
Ob indessen triftige Grdnde da seien, um in einem Verzicht 
auf das Erdenleben nicht eiowohl ein frevelhaftes Eingreifen in 
die höhere Fugung zu sehen , der wir dasselbe verdanken , als 
ein Freisein von Meinlicher Schätzung desselben, als „der Giiler 
höchstes" — Diess bleibt eine rein persönliche sittlich- reli- 
giöse Frage für den Hfindelnden selbst; und darüber an seiner 
Statt zu entscheiden, kann von Seiten jedes Andern nie ein 
Recht, sondern nur eine VormundBchaftanmasBong sein. Eben- 
daram ist es ganz nnstatthaft, in allen Fallen und durch alle 
Mittel *}demNebeninenschen, selbst auf Kosten seiner individuellen 
Freiheit, auf die Dauer wehren zu wollen, sich freiwillig vor 
den höchsten Richter zu stellen, auch sofern es überhaupt mög- 
lich wäre. Vielmehr darf Uiess nur in dem Fall und insolange 
durch rechtliche Mittel kraft Vormundschaftrecbts geschehen 
— als mit Wahrscheinlichkeit der Beweggrund zu jenem Schritt 
in einer Geisteszerrüttung zu suchen ist #4'). 

Das Recht anf vollen Bestand der Persönlichkeit begreift 
femer : • 



*} Nor falsche religiöse Vorstellungen, oder einspitign Praventlons- 
mi Abschrecknngszwecke die man allem Strafen nnterlegen wollte, 
konnten manche Gesetzgebungen und Sehriftsteller verleiten, oucb vnn Anvren- 
dang des Mittels der Strafen suwohl auf den Versurli des Selbstmords, als auf 
den Selbstmord selbst zu reden. Allerdings muss er, wenn man von einem 
richtigen Rechlsb^rilT ansgeht, sowenig wie Unzocht, Gotteslästerung a. dgl., 
bloss als irreligiös, sondern zugleich als unrechthch erscheinen; seine Stem- 
pelung ohne Weiteres sogar zum Verbrechen ist darum aber doch durch Nichts. 
zu rechtfertigen. Ueberdiess bedürfen die starken Naturbande, die den Men- 
schen ans Leben fesseln, keiner künstlichen Verstärkung, anch wenn sich eine 
solche durch rechtliche Mittel denken liesse. Dass, wie überall, so aucl) hier 
an sich unrechtlicho Mittel nicht dadurch allein statthaft werden, dass sie 
etwa geeignet sein sollten den Zweck der Verhütung des Selbstmords zu för- 
dern, versteht sich von selbst. Dahin geliören z. B. Konfiskationen, Beschia- 
pfvngen des Leichnams etc. Vgl. Gellins N. A. XV. 10. — > 

Die Beihülfe zu dem Mord, den ein Anderer an sich selbst begeht, kann 
indess wegen dessen Einwilligang ebensowenig aufhören strafbar zu seiji, als 
das komicidiam in noletUem commisstm, an das sie gränzl. • ' 

**) Ganz gut spricht hieräber Meister Lehri>ach<leB Naturrechts, §. 114.-* 
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$.30. i) Das Recht der Selbstvergieidiciing' -^ 
und Selbsthülfe. * , * 

Auch innerfialb der geordneten Gesellschaft muss ^i^gstwis 
dann, wenn nosnithinweise die regelmMssiji:« Staatshälfe k,einen- 
Schutz gewähren kann, dem Einzelen das Recht bleiben, durch 
Anwendung aller an sich rechtmässigen Mittel, auch des Zwangs 
(ß. 63 f.J, — der dann Privatgewalt oder Eigenmacht genannt 
wifd — sich &ell)8t zu helfen und schützen, so gewiss aln seine 
Persönlichkeit nnd sei« ganzes Recht niclit lediglich von der 
Gesellschaft abgeleitet und abhängig gemacht werden kann ^3- 
Dieses Recht pflegt man das Recht der Selbsthulfc im 
weitern Sinn ita nennen, womit man auch das viel mehr um- 
fassende Recht auf äusseren Frieden oder au f persön- 
liche Sicherheit hat gleichbedeutend nehmen wollen*«)- 
Hierher gehört dasselbe aber nicht in jener ganz allgemeinen 
Bedeutung, sondern znnaclist nur insofern, als geradezu die Be- 
hauptung der Persönlichkeit, und namentlich der Schutz 
des laebens und der Gesuudheit, also die eigentliche Selbster- 
haltung in Frage steht. 

Schon oben wurde darauf hingewiesen, dass und warum auch 
in solchen zuweilen eintretenden Noth- oder Unglücksfällen, wo 
das Leben oder bestimmte Lebensguter mehrer Menschen unver- 
einbar sind , denftwch von einem wahren Zusammenstoss der 
Rechte derselben nicht die Hede sein kanA, und dass in solchen 
Fällen der Zweck der eignen Rettung das Unrecht der Erwir- 
kung 'desselben auf Kosten Anderer nie zum Recht .(^s.g. Noth- 



*') Ueber die Versuche, aus diesem Gfisichtspunkt nnd nebenbei aus dem 
trivialen volenti nonfit injuria, auoh den Zweikampf zn reclitfe rügen, müRiI- 
licli. Unbegreiflich genug Itat man ihn Tür nicht weniger slatthalt halten wol- 
len, als die Entscheidung eines Streits darctis Loos, womit «r doch mir eine 
sehr hinkende Aelinlichkeit hat. 

**) Das Recht auf Sicherlieit überhaupt geht offenbar auf Nichlst^i- 
rung Im Gennss unsrer sAmmtlichen Rechte (xiicH bloss der Freihpitrechle}, wo- 
nach man denn wieder besonders die Sicherheit der Person, zumal ge- 
gen uiibpgrünileteFreiheitbcschränkung, z.B. Verhaftung e(c. und die Sicher- 
h£it des Eigentliuras zu unlersclieiden pflegt, s. meine GrundzUge der 
Folifik, Thl. 1. §, 180 — 191. Riclitlg verslanden besieht oberdie wahre Sicher- 
lieit oder Versiclterung U!>sers Rechts erst in dessen uaifasscnder Verwirk- 
lichung und Gewährleistung von Seiten ^s Staats, die wir eben darum iti (v- 
dern berechtigt sind. V^I. S. 74. Anra, • . • 
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rechtj) martien kann, %venn anders man nicht «n dre Stelle des 

Köchste* Grundsatzes des Rechts die Selbstsiwht setzen zu dür- 
fen g:UaU*^ 
' Ebendiesa niuss aber auch gelten im Fall, der eig^entlicheM 
'Nothwehr, hinsichts welcher hier wenigstens die Hauptpunkt^ 
der Streitfrage: wann und inwieweit sie statthaft sei, berührt 
werden müssen. 

Die unerlasslichen Grfodernisse dieser gerechten Selbstver- 
iheidigung sind im Wesenlichen folgende: vor Allem ein un- 
rechtmässiger Angriff**3i ""<' zwar ein solcher, der eine 
gegenwärtige unmittelbare und dringende Gefahr einer 
nicht wieder gut zu maphenden Verletzung der Persönlichkeit ■ 
enthalt, sei es nun dass es dabei gerade hierauf abgesehen war, 
z. B. auf Mord, Nothzucht uder eine andere Misshandlung, oder 
zunächst nur auf Anderes, wozu die gewaltsame Antastung der 
Person das Mittel werden sollte, wie z. B. beim Raub. Die Ge- 
fahr aus dem Angriff darf hiernach weder bereits vorüber sein, 
— sonst würde die Eijxeiimaclit nur als widerrechtliche iSell^st- 
hülfe oder als Rache erscheinen — noch durfte es möo:lich sein 
sie vorauszusehen, mithin sie durch Staatshülfe abzuwenden oder 
ihr auf eine andere würdi>;e Weise auszu%veichen. Fehlt eine 
der bisher genannten Voraussetzungen, so liegt ein blosser Vor- 
wand derNothwehr vor. Endlich müssen auch die gewähl- 
ten Vertheidigungsmittel an sich selbst gerecht und dem Rechts- 
zweck der. Vertheidigung entsprechend sein , also nicht ansser 
allem Verhaltniss stehen zum Angriff. 



•) Vgr.S.58. Richtig sagt Lucas, de lapeine de mort, 1829. p.lOl.s. 
„Stellt man den Salz aur, dass man Alles Ihan kann und soll, mn sich selbst 
zu erhalten, so erliennt man kein anderes Recht an, als das des SlürkerD," — 
Zum Theil schiafTere Ansichten hatten darüber die Riimer and haben nicht sel- 
ten noch neuere Gesetzgcbangeo. Eis könnte sch^^inen, ilass man den Rasen- 
den — ganz so wie den Fetus, wenn dessen L^ben unvereinbar ist mit dem der 
Mutler [s. §. 33.) — trotz seiner Vernundfftliigkeit auch nnr geradezu als 
■ feindliche Naturkraft ansehen und bekämplen dürfte, etwa so wie fr. 5, 
§. 2. D, ad 1. Aq. (IX. 2) ihn einem vom Dach herab fall enden Ziea;el ver- 
gleicht; aber bei genauerer Betrachtung zeigt sich das Unslatlhallo jener An- 
sicht. 

, **} Dass der Angriff immer ein erster Angriff gewesen sei, kann maa 
nicht wohl fodcrn, da sonst der erste Angreifer auch die gröbsten Ueberscbrei- 
tHngen der Noihwehr von dem Angegriffenen sich gefallen lassen giüsste, kurs 
Diesem gegenulier völlig rechtlos wäre. 



DgitledbvGoOgIC 



. — 1«! — 

. Schon das AafstelJenund festhalten der durch dieses letzte 
Erfodemiss gezogenen rechtlichen Gränze der Vertheidignngs- 
mittel, und die Erklärung wenigstens jeder offenbaren lTeber8(;hrei-< 
tnn^' derselben — des s. g, Exzesses der Nothwehr — für 
onstatthaft und strafbar, ist von gi'ossem Werth ^ obwohl die fei- 
nere Entscheidung über das rechte Mass, sowie über die Zu- 
lissigkeit einer Nothwehr überhaupt , lediglich als eine Sache 
des individuellen Ermessens and des Gewissens des 
Angegriffenen anzusehen ist. Ebendaher ist bei der schwierigen 
Beurtheilung jedes Falls dieser Art durch den Richter immer die 
sorgfaltigste Bedachtnahme auf alle Umstände unerlässlich , zu- 
mal darauf, dass der Mensch , der auf diese Weise um seine 
höchsten Lebensgüter kämpft, fast nothwendi^ in der grössten 
Aufregung und nicht selten völlig ausser .«ich sein wird. 

Namentlich miiss sich hiernach die Frage beantworten *), ob 
Oberhaupt und wie .strafbar Derjenige sei, der sogar bis zur 
absichtlichen Tödtung des ungerechten Angreifers gegangen 
ist, vollends dann, wenn er nur um diesen Preiss die Gefahr 
von sieb abwenden konnte, wenn er mithin ohne die äusscrste 
Selbstverläugnung nicht umhin konnte die Linie des Rechts zu 
überschreiten. Wenn auch die absichtliche TÖdtung des An- 
greifers unbedingt rechtlich verwerflich sein mag*«^, so darf 
man doch nicht übersehen, dass der davon wohl zu unterschei- 
dende, bei Weitem gewohnlichere Fall der sei« wird: dass der 

*y So Mach die posiiiven Kiiclile. S. neues Archiv des Krim. R. von 1842. 
S. i3i. 

•*J Diess hal am Entsciiiedeostcn H. Ahrens beliauplet tm cours de 
droit naturel, (erste jVusg, S. 155 ff.) lieber einige Zweifelsgründe s. meine 
.Anzeif^e seiner Schrift in den IriL Jahrb. für deutsche Reohtsw. von 1839, 
Heft 10. S. 870. — Cicero in der beriihmlen Stelle der Hede pro Milane 
c. i9. nennt es hingegen eine nata lex, ul si vita nostra in aUquas insidias 
si in mm, si in tela aut lalronum out inimiconim incidissel, omni» honesta 
ratio esset expediendae safuHs. Das römische Recht gestattet zwar Tödtung, 
jedcch nur wenn man den Angreifer oder Nachtdieb ohne eigne (lefahr nicht 
schonen konnte, s. fr. 5. pr. D. ad l. Aq. (IX, 'i) a. fr. 9. D. ad l Com. 
de Sic. (XLrilI, 8). 

Immerhin wird soviel für ansgemacht gellen miisseo: dass eine Gesetzge- 
bung um so höher steht, je weniger solche äusserste Fälle einer s. g. Noth- 
wehr sie anzunehmen im Stande ist, und je mehr sie bei Wahl der Nothwehr- 
mittel die Nothwendigkeit einer Schranke, wenigstens durch Bestrafung des 
Exzesses der Nothwehr, anerkennen wird, wie Diess auch neuerdings allge- 
mein geschieht. , < 
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An/fegrUtene nar die AtMieht hatte, 8i«h der Verlvtvmog seiner 
Persönlichlieit zu erwehren, nicht aber die: das Iteeht des An- 
dem za verletzen; ond dass, wo ihn nur die M&^ictikeit fehlte, 
bei Behauptung: BeJnes Hechte ein anbeabsichtigtes Hebel sder 
Unglück für den Angreifer abzuwenden, gewiss nicht ohne grosse 
Unbilligkeit ans dieser Unmöglichkeit eine Rechtspflicht, sein 
eignes unersetzliches Recht lieber za opfern, für ihn hergeleitet 
und jener nn|^ückliche Ausgang als ein gewolltes Unrecht itw 
angerechnet werden darf. 

$. 31. n. Das Recht auf volle Wirksamkeit (^Aeus- 
sernng, Auslebung^ des ganzen Menschen, 
und *3 : 
ni. Das llecht auf stete Vervollkommnung des 
ganzen Menschen. 
Weil der Mensch, als lebendes Wesen, nicht bloss seinem 
ganzen Dasein und Bestehen nach, sondern aU in steter Wirk- 
samkeit, nämlich in steter Verwirklichung seiner Wesenheit (jl. h 
der Idee des Kinzelmenschen^ , begriffen aufgefasst werden muss, 
80 muss ebendanach auch zunächst sein Recht sich bestimmen. 
Weil aber in der Idee des Menschen auch die Ideen seiner ver- 
schiedenen Lebensalter mitenthalten sind, und, ohne Widersprach ■ 
mit ihr und mit dem Gesetz des steten Werdens alles Lebens, 
weder ein Stehenbleiben und Festbannen auf einer bestimmten 
Lebenstufe, noch auch ein unvorbereiteter, plötzlicher Uebergang 
von einer Stufe zur andern, möglich ist, so ist hierin zugleich 
das Recht steter unbegränzter Vervollkommnung des ganzen Men- 
schen, und folgeweise aller menschlichen Angelegenheiten, mit- 
begründet. 

Diess Doppelrecht, zumal in seiner zuletzt erwähnten Gestalt, 

•) Beide Rechte, obgleich ihrem Begriff «ach verschieden, häogen dmjh 
so innig tussmmeo, dass ihre getrennte Darstellung ohne grosse Missstande 
kaum thunlich sein würde. Gogen das zweite verstösst namenlhch alles künst- 
lich); Festhalten (in arititokraliscliein und zumal in klerokraltschem Geist) auf 
einer niederen Enlwickelangssliifc, und ebenso auch umgekehrt jede künstliche 
Fruiireifung. Nur eine Anwendung beider Recltte auf ein einieles be- 
'sonders wichtiges Geistes vermögen — die sittliche Freiiieit ~ enthält das §■ 
50. dargestellte Freiheitreclit, und wiederum nur eine besondere Ausföh- 
Tung jener Rechte in Bezug auf die alleineigeolhiimliclien Gaben (Kralle und 
Anlagen) eines jeden' Individuums enthalt das auf das Freiheitrecht folgende 
Recht anf Geltendmachung und Entwickelung der gesammten 
JUdividaalität in siLthcber Freiheit. 
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beCüsst in sich anch das Recht der Selbstbildnn^, also aaeh 
das Recht auf Gewährung aller Mittel dafür, sowie das Recht 
auf Erziehun£ and Bevormundung insbesondre {J^. 143. 
Zugleich ergeben sich daraus wiederum zwei weitere Urrechte 
je nach den beiden Seiten oder Grundbestandtheilen der ganzen 
Wesenheit den Menschen, dem Geist und dem K<>rper, deren in- 
niger Verein die Selbständigkeit und Eigenthömlichl^eit eines je- 
den nur befördern, nicht zerstören soll; so dsss auch ein jeder 
dieser beiden Grundbestandtheile fiir sich allein als Ziel vernünf- 
tigen Strebens, und, sofern die Erreichung dieses Ziels von 
.menschlichem Zuthun abhängt, als Grund besonderer Rechte sieb 
darstellt. Diese sind nämlich: das Recht um des geistigen und 
das Recht um des leiblichen Lebens willen. Bei näherer Bestim- 
mung dieser letztgenannten beiden Rechte darf aber nie jener 
genaaste Zusammenhang des Körpers und Geistes des Menschen 
übersehen werden, vermöge dessen sein Geist hur vermittelst des 
Körpers mit der Aussenwelt, and namentlich auch mit andern 
Geistern, im Verhältniss der Wechselwirkung steht und jede 
Nichtgewährung der positiven und negativen Erfodernisse des 
Gedeihens der einen von beiden Seiten des Menseben mehr oder 
minder nnclitheiligeu Einlluss auch auf die andere Seite hat, z. 
B. die Schwächung oder Ueberbürdung des Körpers and) die 
Geisteskraft lahmt und eitödtet. 

Zuerst sind nun die Hechte in Bezug auf das Leben dea 
Geistes in Betracht zu ziehen, jedoch mit Beschrankung auf die 
nothdürftigsteu Andeutungen, da sich unmöglich auch nur an- 
nähernd die ganze Fiille der Bechtsbestimmungen erechöpfea 
lässt, die sich hier in Rucitsicht der unendlichen Verschiedenheit 
sowohl der geistig^en Bedürfnisse als der Mittel ihrer Befriedi- 
gung ergibt *J. 



*) Sehr Videg, wis fiir die tam-r* BWiaag, z. B. ßir *e Enfwjckelung 
der ErkeontBisskrafle crfaderl isl, «rschttint schon von dieser Seile als Recht, 
obwohl es sich weiterhin auch noch UDsbhüDgig Asvoo als solches erweisen 
wird, ^7ie z. ß. die grösste Freiheil des Verkehr« mit der äussern Nalur, 
oder des geistigen Verkehrs mit .Andern, nebst A^lem was sich daran knüpft. 

Vgl. S. 74, Anm. **j. — Von selbst versteht sich auch, dass beim gei- 
stigen nicht wie beim leiblichen Leben ein Recht in Hinsiciil der Organe oder 
Theile und ein Recht in Hinsicht der^Kräfle srrh trennen lässl, da wir hier 
nur aus der erkennbaren Verschiedenheit der letzleren auf die der ersteren 
zuTückschliessen können and darum die Förderung oder Hemmang der Geistes- 
kräfte mit der des Geistes selbst uns iiothwendig zusammenrälft. 
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^.33. IV. Das Recht des Geistes uod seiner Kräfte. 

Allen Menschen als solchen ist wenigstens die Anla^sie zur 
Vernünflieheit auf gleiche Weise angeboren, obwohl diese unter 
dem Einfiuss der ^esammten Beschaffenheit des Körpers nnd 
überhaupt aller äusseren Umatüade, bei den Einzeten in unend- ' 
lieh verschiedeneib Masse sich eotfalten, ja zuweilen sogar Cz.B. 
beim Blödsinnigen} während des ganzen Erdenlebens unvermeid- 
lich schlummern muss. Alle Menschen ohne Unterschied können 
darum nicht nur fodern, dass die sänuntlichen höheren und nie- 
deren Vermögen ihres Geistes, sofern sie bereits entwickelt als 
innere Zustände und Guter des Lebens vorhanden sind, nicht 
irgendwie, sei es auch noch so mittelbar, in ilirem Wirken und 
ihren Werken beeinträchtigt und gestört werden, sondern anch 
dass ihnen alles Dasjenige gewährt werde, was zu deren gesun- 
der Aasbildung, zur Anregung und Nährung ihres Sinns für Alles 
was wahr, gut und schön ist*}, kurz zu wahrer Vermensch- 
lichung unerlässlich bleibt. 

Betrachtet man nun da<< Recht des Geiste^^, zumal in Be-. 
Ziehung auf dessen Grundvermögen : das Vermögen der Erkennt- 
niss, des Gefühls und Willens, so ergibt sieh hiernach ein be- 
sonderes Recht auf und für das Denken und |i>kennen (^Kecht 
fürWahrheit und Wissenschaft), das Empfinden oder Füh- 
len fKecht für das Leben des Gemüths, Hecht um der 
Innigkeit und Liebe willen} nnd das Wollen (^Recht für 
den sittlich freien Willen}. Bei allen Kräften des mensch- 
lichen Geistes , lässt sich aber wieder unterscheiden ein Recht 
ihrer Anwendung und ihrer Ausbildung. Somit ergibt sich: 
1} Das Recht des Gebrauchs der Geisteskräfte. 

Einer etwas näheren Betrachtung bedarf diess Recht nur 
in Hinsicht der Geltendmachung der Geisteskräfte nach 
Aussen durch Wort und Tbat, also insbesondere als; 
aj Das Recht der freien Aeussernng unsrer Gedan- 
ken und Gefühle über Göttliches und Menschliches, ei- 
nerlei ob diese richtig oder irrig seien; denn diese freie 
MittheUung ist gleich unentbehrlich zur Erleuchtung und 



*} ■ Erst in unsrer Zeit fangt man allmähljcli an lebendig einzusehen, wie 
rejcli an rruchlbnren Folgen das Bestreben ist, den Sinn Tür das Schone und 
HarmottiscIiB (z. Et. für Ca nd Verschönerung) auch in den unlem Klassen an- 
zuregen. S. Vorherr, Monatsblatt fijr Bauwesen und Landvecschönerung.' ,. 
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Erwärmung Anderer wie des Mittheilenden selbst, fjir den 
ebendann die Bedi^^ng der Berichtigung seiner irrthüm- 
liehen Meinungen und Ueberzeugungen durch Besserunter- 
richtete liegt. Oabei gilt es ganz gleich, Wem und wie 
wir uns mittheilen wollen, ob Einem oder Vielen, geheim 
oder öffentlich, einzeln oder mit Andern vereint Qz. B. zur 
Bitte und Beschwerde^, durch mündliche Bede oder durch 
alle andern von dem dermaligen Bildungstand dargebotenen 
Mittel des Geistesverkehrs, wie die Schrift oder Druck- 
schrift *3. Man nennt dies» Recht meist ("zu eng): das 
Recht der freien Meinungsäusserung, oder auch 
funeigentlich") das Recht der Denkfreiheit, gleich- 
sam als der Freiheit laut zu denken, wobei man denn wie- , 
der die Sprechfreiheit, die Schreibfreiheit und 
die Pressfreiheit unterscheidet **). 



') Bei der Behntiptuug (s. i. B. Schnabel, nai. Privalrecht S. 41 f.): 
es gebe nur ein Urrecht der Rede, „da Schrift schon ein von der Persön- 
lichkeit verschiedencB Eigenlhum - an Schreibwerkzeugen — vorausselze" , 
ist der Begriff des Urrechts verwechseil mit denl BegrlfT Dessen, was dem 
Menschen unmittelbar an leiblichen oder Naturdingen eigen ist. 
Hierzu gehört freilich nur sein, mit ihm als Geist slkin arsprüngltch in in- 
niger Verbindung stehender, Körper, und folglich alle Theile desselben. So 
erklärt sich denn, wie als die einzig aageboi nen Rechte: 1) ein Recht anf die 
Gliedmassen, 2) ein Recht auf die Sinneswerkzeuge , 3} ein Recht auf die 
Sprachwerkzeuge — herausgebracht werden konnten 

•"3 Näheres über diese Rechte s. in meiner „Politik des Rechts' L SS- 
177 — 187, — lieber das bekannte Sprichwort: „Gedanken sind zollfrei" 
spricht ganz vortreBlIch Krause in der „Philosophie der Geschichte" I. S. 186. 
Ich Kann nicht umhin, einen tbeil der lesenswerthen Stelle hje^r miliutheilen : 
— „Die sittliche Freiheit eine« endlichen Vemunftwesens ist nicht unbediogt, 
sondern bedingt. Sie setzt emen im Wissen gebildeten Geist voraus, der da 
das Gate erkenne, woraus er zu wählen hat, zugleich auch ein für das Gefühl 
des Gnten gebildetes Herz, als die Grundlagen eines siltlicb-guten Willens, und 
dabei zu dem reinguten Willen noch Hebung in der inneren sittlichen Leben- 
kunsl. Wenn man also äusserlich die Mei^schen in die Lage setzt, oder in der 
Lage erhält, dass sie nicht zur geistlichen Besonnenheit kommen, dass sie sich 
nicht geistlich ausbilden können, dass sie mithin unwissend und in Irrthiimer 
versenkt bleiben, dqss ihr Gefühl sich nicht für das Schöne und Edle erschlies- 
sen kann, dass sie nicht Gelegenheit erhalten, sich in der sittlichen Lebenkunst 
zu üben, so beschränkt man hiermit allerdings ihre innere sittliche Freiheit 
mittelbar und macht die Entwickelung der sittlichen Freiheit zunichte, oder 
hält sie vrenigf tens auf Gedanken, sagt man i. B., sind zollfrei, — wenn 
man sie hat. Wenn man aber nicht zur Besinnung kommen, den Geist nicht 
bilden und wissenschaftliche Wahrheit nicht lernen kann, so hat man eben k«)ne 
werthvolle Gedanken, und der innere, inoerlicb AMiigewordeue Gedanke fordwi 
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6) Das Recht, der BethÄtigong onsrer Ueberzeugnn- 
^en im Leben, — also des Handelns in Gemflssheit uo- 
arer selbsteignen wissenschaftlichen, moralischen und reli- 
giösen Einsichten und Empfindungen — sofern nur nicht 
dtidtfrch die Mittel für die Zwecke des Lebens, und folglich 
diese selbst, wesenJicIi beeinträchtigt, mithin das Itecht und 
das Gate überhaupt geradezu vernichtet werden , wie z. B. 
durch Menschenopfer, skandalöse Unsittlicdkeiten , Störun- 
gen des friedlichen Mensehenverkehrs , gewaltsame Bekeh- 
rongsversoche etc. unter dem Vorwand der Religion. Die- 
ses Recht wird meistens das Recht der Gewissensfrei- 
heit genannt, worin auch das Recht der Glanbens- 
nnd Religionsfreiheit begriffen ist. 



Eeinem eignen Inhalte und der Weseobeit des endlichea Geistes nach, daim 
auch nach Aussen in dem Reiche der äeisler frei milgetheiU zu werden; und 
sich in dieser freien Mittheilung frei weiter zu bilden; und sofern der freie 
Gedanke Ideen des Guten enthält, so fordert der Geiat auch wesenhch die Ans- 
lührung des innern Gedankens in Tliat und Leben, auch in Gesellschaft und 
für die Gesellschall. — Wohl also können Menschen die innere Freiheit des 

Menschen widerrechtlich beschränhen. " Vgl. hiermit noch Spittler's 

Vorlesungen über Politik, S. 17; 30. f 

Die Verantwortung für den Inhalt des Milgetheillen bleibt gleich, die 
Mittheilong sei mündhch, schriftlich oder drcckschriftlJch ; nur freilich muss jene 
je nach diesem Unterschied der Form insofern ungleich sein, als sie nolh- 
vrendig auch nach der vorauszusehenden Wirkung der Mittheitnng sich 
richtet, aufweiche wiederum der Umfang der Verbreitung bedeutenden Einflass 
haben muss. Sehr häufig scheint man völlig vergessen zu haben, dass die Wir- 
kung der Miltheilung nicht bloss auf Rechnung des Mittheilenden kommen kann, 
sondern durch das Znthun Derer mitbestimmt wird , ao die sie gerichtet ist. 
Ohne Frage kann gefodert werden, dass eine Verantwortlichkeit wirklich 
bestehe; nicht minder, dass deren Bestand oder auch überhaupt die Abwen- 
dung möglichen Missbräuchs — namentlich der Presse — nicht erkauft werde 
durch Anwendung solcher Mitlei, die die Möglichkeit gehöriger, zweckmässiger 
Mittheilung geradezu zerstören, wie z. II. das Verbot aller Anonymität (s. ' 
meine Anzeige von Buddens' deutschem Staatsarchiv Bd. II. in den Heidelb. 
^ahrb. 1642, nr. 39. S. 619. f.), übertriebene Strafen der P res »vergehen , die 
Zensur etc. etc. 

Es sind Fragen der Politik: 
j]) ob uicht bei einem Volk, das der grossen Mehrzahl nach selbsltindi^n 
reifen Urtheils in öffentlichen Dingen noch unfähig ist, auch solche Be- 
schränkungen des Gebrauchs der Druckschrift durch deren besondere Tii- 
tnr , nämlich durch die mögliche besondere Gefährlichkeit ihres Miss- 
brauchs, gerechtfertigt sein können, wodurch em sehr grosser Thal ik- 
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Zu den wichtigste! Rechten, die eioein Jeden wegen derikrei- 
chuDg der fieBtiramaog des geistigen LebeBs zuksrnmee , gebärt 
das Recht füc die Relij^ioo oder das Reli^ionsrecht. Es 
geht auf alle vom Zulbun Aaderer abhängigen Bedtsgangen ' 
der Gotlinnigkeit (^Religiosität^ und des Gottinneseios oder gett- 
innigen Lebens (der Religion) , also namentlich auch der freien 
religiösen Forschung und Ueberzeugung , Millbeilung, Lehre nnd 
Uebong (^d. h. der religiösen Handlungen überhaupt und des Got- 
tesdienstes iasbesonderej , allein oder mit Gleichgesinnten ver- 
eint. 

Die Verletzung des zweiten (^«uA b} angeführten Rechts 
nennt man vorzuglich: Gewissens- (Glaabeus-Religiens-) 
Zwang, jede Verletzung beider, oder auch nur des erstgenann- 
ten (sub a): Unduldsamkeit (Intoleranz) , welche, wie alles 
Uuecht, schlechterdings nicht geduldet (tolerirt) werden darf. 
Hierher gehört also vorzüglich aller Zwang uberzengungs- - 
widrig zu reden nnd zu handeln, er sei nun ein unmittelbarer, 
wie bei Bekehrungen durch Feuer und Schwert, oder auch nur 
ein mittelbarer, z. B. wenn eine bestimmte Religion zur Slaats- 
religion erhoben d. h. vom Staat auf Kosten jeder andern re- 
ligiösen Ueberzeugung begünstigt , nämlich ihr Bekenntnis« zum 
Beding entweder jedes Aufenthalts im Staat, oder doch der 
büfgerlichen oder endlich der staatsbürgerlichen Rechte und 
Aemtererlangong gemacht wird (wie z. B. bei den Joden *) "), 



rer VorUieile fürs j;eiaeine Wesea, wie fiic die Einzelen, wieder verlo- 
I gehl, zumal also Uire Vorlheile für den Gang der offentlichea A»- 



2} üb, und welche, geeignete Massregela sich' fißden dürften, hbö« Über- 
gang von der Pressbeschränk ang zur Pressfreiheit zu verntlteln? 
a z. B. Spittler's Vnrlesangsn über PoliUk, S. 155. ff. 
*} Dass jede Bevorreclitan^ der Anhänger einer gewissen Religionsparlei 
als solcher gegen eine andere dem Ideal des Rcchls zuwider sei', ist keine 
Frage, obwohl dermalen noch in keinem bestehenden Staat die Verschiedenheit 
der BeJigionsmeinungen ganz oline Elnfluss auf die Rechlsrerhällnisse ihrer Be- 
kenoer g^liebea ist; denn i. B. auch in den vereinten Staaten tod Nord-« 
ftmerika ist bald Chtislcnthum , bald won^lens Glaube an Gott zar Bedingsbf 
, des Genusses der staatsbürgerlichen Rechte erhoben, lliinäglich aber ist es,' 
ein unaufhärlicbes , ni( der BUdung gleichmässig zunehmendes, Ringen naoti 
jenem Ziel und eine stete Annäherung an dasselbe zu verkennen. 

Rein rechtlich kann der Aasschloss gewisser Glaubensgenossen z. B. 
der Juden vem Staalsbürgerrecht, sobald sie dwErfüliaBg der daran sich knu- 
pfendffiQ StaatsbürgerpflichteB sich nicht w«igem, — nie ihres SanbHis baibw 
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oder nberiiaupt äussere Vortheile oder Nacbtheile , also Lohn 
nnd Strafe, für den Fall der Aendenin^ oder Nichtänderung 
der üeberzeogung «J bestimnjt sind. Namentlich ist hier noch 
zn erwähnen das ungebührliche Verlangen und Aufnothigen 
mancher der ITeberzengung Gewalt anthuender Diensteide 
(zamal Glaubenseide der Geistlichen3 , oder des Bezeugen» 
ansrer Verehrung (z. fi. durch NiederknJeen) vor Symbolen 
und Bildern , die nur Andersdenkenden verehrungswürdig schei- 
nen; alles Eingreifen des Staats in Glaubenslehren und Gottes- 
dienst' oder Hindern der Unterstützung der Glaubensgenossen 
(Was zunächst die ganze Religionsgemeinde verletzt) etc. 
8) Das Recht der Ausbildung der Geisteskräfte. 

Dieses Recht geht auf sachgemasse Weckung, Leitung und 
Portbildung der Erkennlniss- Gefühls- und Willenskräfte, — 
kurz des ganzen inneren Menschen. Es begreift also sämmt- 
liche äusseren Bedingungen **3 ^^'' gleichmassigen Ent^'ik- 



statthafE sein, sondern nur wenn und insofern sieb efweiseo lassen solife, 
dass gerade sie zugleich des guten Gebrauchs dieses Rechts zur Zeit noch 
Dnrähig, also desselben noch nicht würdig seien. Hierüber und über das Af- 
terideal des nothwendig gleichen Glauben^ aller Staatsangehö- 
rigen, dem in alter und neuer Zeil der Despolismus so manche Volker ent- 
gegenzuqualen suchte, s. meine Grundzüge der Politik [. S. 193 u. 270 Ad- 
inerk, •> 

*} Diess jst es, was man, ^umal wo es in Beziehung auf die re%iöse 
UeberzeDgnng' vorkömmt, Proselytenmacherei nennt, wie sie JedeneiL fon 
der Bekehrungswutb wahneifernder -:- heutzutage besonders pietistischer — 
Sektirer geübt wird. Das Verwerlltche derselben, schon von Seilen der darin 
liegenden Versuchung zur Heuchelei , da nur diese , und nicht das wirkliche 
Aendem oder Nichtändem der üeberzeuguhg , eiu Werk des Beliebens ist, war 
den feinen Römern nicht entgangen , wie sich schon daraus ergibt, dass bei 
ihnen die conditio reUgiotäg mutandae vel tum mutanda^ für nnstatthart galL 
— Wie die Römer über Unduldsamkeit dachten, lehrt JucenaL Sal. 15. 
verg. 35 — 38. 

**} Dass, wie alle andern Geistes vermögen, so auch die sittliche Freiheit 
vielfach- von Aussen bedingt sei, nämlich durch äussere Lebenslage und Um- 
. stände , dass sie folglich gar wohl auch von Aussen gehemmt und gestört wer- 
den könne, zeigt trefilich Krause in der oben S. 125. Anm. ** angef. Stelle. 
Die gerade entgegengesetzte Behauptung Hugo's im Naturrecht $. 80; 107; 
116; 191: „die Callein} wesenliche Freiheit der Gesinnungen bleibe doch , auch 
wenn man über gar nichts Aeusseres zu entscheiden hat", (wenn also z. B. die 
Obrigkeit jeden Schritt und Tritt bestimmt, wie in China, wo freilich diese 
Entmündigung auch auf den inneren Menschen, die Sittlichkeit zerstäreiid gevnrht 
bat s. Zachariä, 40 Bflcher, Ite Au^. U. S. 179) die „juristische (äussere) 
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kelang des Denkens, des Gemfithlebens und der sittlichen 
Willens- and Thatkraft für alle Menschen jedes Alters nnd Ge- 
schlechts. Namentlich dabei erwähnt sei hier nnr noch för 
das Jugendalter, als die eine Hälfte seiner Erziehung, so- 
wohl gutes Beispiel als Unterricht nnd Uebung im Gebranch 
der Geistesvermögen nach allen Regeln der Erziehungskunst j 
also vorzügJich mit Vermeidung der Einseitigkeit blosser Ver- 
. standesaiindärnn^ ohne Erwärmung des Herzens und ohne 
Gewöhnung an sittliches Verhalten. 

Soll aber der Ausbildung der Geisteskräfte überhaupt, also der 
Erkenntniss und der Liebe zum Guten und Gerechten, wahrhaft 
nnd dauernd Vorschub geschehen, so ist es von grössterBe- 
' dentungf dass sowohl llnerwachsene als Erwachsene auch in 
der Lage seien und bleiben, um wenigstens Das sich wirk- 
lich aneignen zu können, was am Meisten verdient von allen 
Menschen gewusst und beherzigt zu werden, dass sie mithin 
nicht gen öthigt seien, Was sie in derSchule'Iemeii sofort wie- 
der zu vergessen; dass ihnen ferner überalt Gelegenheit gebo- 
ten sei, sich sei bst geistig zu bilden, nicht nur durch beson- 
dere Öffentliche Bildnngsanstalten aller Art 4<]), sondern vor 
Allem durch eine wahrhaft rechtliche und sittliche Ordnung 
des gesammten gesellschaftlichen Lebens, damit diese nicht, 
darch den grellen Gegensatz in dem sie mit den Lehren der 
Schule steht, deren erfolgreiches Wirken ganz wieder ver- 
eitle, wie Diess um so öfter nnd begreiflicher der Fair ist, 



Freiheit, überhimpt eine äussere Lage sei nie nothwendige Bediniong der Tn- 
genil , Sendern mache diese nur schwerer , also dagegen um so verdienstliolier" ; 
— diese auch von Andern nachgesprochene Behauptung würde, wenn sie ernst- 
lich gemeint ist, die gross [mögliche Verkennung des Standpunkts des Rechts, 
gegenüber dem der Sittlichkeit, verratheu, wie oben S. 33. ausgeführt isL 
Die beste Widerlegung der ganzen Hebbes-Hugo'schen Grundansichl , wor- 
aus sie fliesst, gibt Mehring, der Formalismus in der Lehre vom Staat, bes. 
$. 29. S. auch Gerstäcker, System der innern Slaats Verwaltung und der 
Geselzpolitik , Abtb. L 1818. S. 18! f. und die Anm. 

Es ist kein Grund abzusehen, warum nicht auch ein besonderes Ver- 
brechen gegen die Geisteskräfte angenommen werden sollte. Vgl. 
Werner, Handbuch des pelnl. Rechts. S. 356. IT. 

*) Dahin gehört sehr Vielerlei, dessen nähere Krttrterung dem Staatsrecht 
anheimMt, z. B. die Einrichtung der Schulen jeder Art und Stufe, der 
Sa mm langen für Wissenschaft und Kunst : Bücher-, Gemälde-,, Na- 
RÖdor'i GruDdiiige dei NaIttrTe<:iila.' . ä 
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da eigne Lebenserfahrangen die andere und onstreitii: prak- 
tisch wichtigere Hälfte der Erziehung jedea MenscheD ond za- 
mal das Hauptmittel der Fortbildong der Erwachsenen sind *). 
Dem Rechte des GeiHtes gegenüber ergibt sich : 

$. 33. V. Das Recht des Körpers. 
Dem Körper, als selbstwurdiger natürlicher Werkstatte 
und ursprünglichstem Werkzeuge des Menschengeistes falso 
dnrchans nicht blossem MitteQ; kömmt es zu, dass er in allen 
seinen Organen und Gliedern unverletzlich geachtet, seine Ge- 
sundheit und Entwickelung nicht gestört, ihm kein üSchmerz ver- 
ursacht, er nicht gehemmt und angetastet (s. auch §. 55^ wer- 
de, wenn und sofern nicht höhere rechtlichen Zwecke das Eine 
oder das Andere anvertneidlich machen (wie z. R. im Fall einer 
Verhaftung oder Ohnmacht). Ausserdem aber sind dem Körper 
anch alle positiven Erfodernisse sowohl seines Restehens und 
Gedeihens als seiner Entwickelung in voller Kreftigkeit nnd 
Schönheit, als ebensoviele Rechte um des Leibes willen 
zu leisten, und zwar in beständiger Rücksicht auf das besondere 
Bedürfniss der verschiedenen Alter nnd Geschlechter. Zu solchea 
Erfodemissen ist vor Allem zu zählen: angemessene Nahrung, 
Kleidung, Wohnung, die Sorge für die körperliche Reinlich- 
keit (^besonders durch öffentliche Badanstalten) , für gehörige 
Schonung und Pflege der Schwängern, der Kranken ($. 48.) 
u. s. w. 

Zumal das Jugendalter hat, auch hinsicHts des Körpers, anf 
freiste Regung und Ausbildung, vorzüglich durch Turnen, ein 
bis auf unsere Zeit vielfach verkümmertes Recht **'). 



turaliensaniinluDgen, Pflaozengärten n. s. f., das Verhaltniss der Erziehang 
and des Unterrfchts zn Staat und Kirche, die Frage 'der Unter- 
richls-Freiheit, der s. g. Nationalerziehung und Anderes mehr. 

*} Einige gute Bemerkungen hierüber Anden sich bei de Tracy, in der 
dessen Kommentar zu Montesqnien's Geist der Gesetze, flbersetit von 
Morstadt, Bd. IL angehängten Denkschrift ttber die Mittel zur Begrflndnog - 
der Moralität eines Volks. Kap. 4, Abschnitt I. 

**) Nar bei den Völkern des Alterthnms Tergass man aie, dem Leibe, 
seiner Erziehnng nnd Pflege, — selbst in Rücksicht der Schönheit — n ge- 
ben Was des Leibes ist, wie sich Diess schoa am Beispiel ihrer Gymnastik 
mid ihrer [Prirat- und Öffentllohen) B4der zeigt. Dagegen vergass man es 
in grossem Theil bis heute fnst allgemein seit den Zeiten des Mittelalters , wo , 
im Gegensatz zu der Uebersrhätznng des Natörlidien bei den Alten, der Wahn 
aalkam and für ^risUfch galt, als sei alles Natarlicbi, Lettihch-Slonliobe MB 
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Auch noch der Leiche, als der ehemaligen Wohnung des 
Geistes, kömmt Selbstwärde zu, darum Behandlung äicbt als 
bloss nützlicher Sache *). 

Von den zahlreichen Folgerangen und Nutzanwendungen des 
ersten Satzes dieses §. seien hier die nächstliegenden ange- 
deutet. Dazu gehört: 
13 wegen des Rechts der ünverletzlichkeit des Körpers — die 
ünstatthaftigkeit jeder Verstümmelung, z. B. als rer- 
meinten Strafmittels, also auch der Verschneidung, sei 
es aas Eirersucht oder um der schönen Stimme willen, ebenso 
der Selbstverstümmelung, wie Diess richtig schon die 
Römer erkannten z. B. des castrundum ge praebcre oder 
murcut Werden ♦♦'); ferner die llKzuMssigkeit des Ver- 



ßösen, und wo man, wie bei den Hindus noch henlzutege, in aszetiscber Töd- 
lung des Fleisches ein Verdienst finden wollle. In nnsrer Zeit hat nun mit 
Fug die Rechte des Leibes wieder in Ansprach genommen, wenn anch zuwei- 
len nicht ohne einseitige U<iberlreibungen, und, zumal von Seiten der Verlhei- 
diger der s. g. „Emanzipation des Fleisches", in zum Theil unwürdi- 
ger, unsauberer Richtung. In Macheldey's Lehrb. des heul. Rom, B. , aber 
nur in den älteren Ausgaben (z. B. in der 4ten von 1822. §. 652. no(a e.) 
war zu den römischen Bestimmungen aber Spiele nnd Wetten gut bemerkt: 
„Heutzutage gelten in dieser Lehre ganz andere Grundsätze. Das Turnen ist 
zuweilen verboten, die Kartenspiele sind dagegen gewöhnlich erlaubt, nnd 
die Hazardspiele oft sogar privilegirt." S. noch , deutsche Worte eines 
Oeslerreichers* 1842. S. 1. ff. über „mörderische Erziehung und Bildung." 

*) Dieses Recht geltend zu machen im Namen des Verstorbenen, oder 
Mch als e^es Recht, und zwar um der persönlichen Liebe willen, die sie zu 
ihm haben, kömmt vor Allen seinen nächsten Slutsfreunden und Freund«» n. 
Schon die Römer erkannten Diess ganz au nnd gaben fllr solche FSDe, x. B. 
wegen rechtswidrigen Ausgrabens der Gebeine eines Todten, den Angehörigen 
lAe injiirianan actio, s. Fr. 8. fr. B. de religiosis flX, TJ \t. Fr. i. f. -*. 
D. de injw. fXLVU, iO). — Rechtswidrig ist nicht nur iie Verwendung des 
Leichnams als Nutzpt z. B. zur Nahrung oder doch zum Lederbereilen , Licb- 
(erziehen, zu Haarqatralzen etc., wie es in der französischen Revolution vor- 
gescMagen, aber mit Unwillen zurückgewiesen ward, sondern anch — es sei 
denn um höherer Zwecke der Wissenschaft oder der Liebe willen — zur Zer- 
Uliedernng, was natärlich auch vom ' Leichnam des Armen, ja selbst des 
Verbrechers gilt, hinsicfats Dessen es aber nur England anerkennt. 

••) Sie bestraften sogar mit Recht Beides, s. Fr. 4. ff. 8- J>, ad l. Cotii- 
de üc. f^LVfll, 8), nnd Pättmanni optacc. j. crim. nr. U. Diss. de mvreis 
p. 87 »qq. Letzleres strafen auch neuere Gesetze i. ß. der bad. Entwurf ei- 
nes Straf-GB. SS- 232 — 234. — Die Ahnui^ eines richtigem RecbtsbegrilFs , 
als des von ihm aafgestelUen , hat Schnabel vorgeschwebt bei den WorteD 

9* 



' fügena Andrer über niure Haare, Zfthoe*^ etc., öber- 
havpt jeder Operation oder Amputation gegen unsem 
WiUen, also auch der perforatio fetut ([der in dieser 
Hinsicht mit den Römern als „portio viacertmi matrin" be- 
nrtheilt werden mnss^ oder des Kaiserschnitts wider 
Willen der Mutter **), endlich des Legens von Foss- 
angeln,, Selbstschüssen u. dgl. 
S^ Wegen des Rechts auf ungestörten Verlauf des leiblichen 
Lebens darf Niemand gezwungen werden weder zu ge- 
snndheitwidrigen oder ekelhaften Arbeiten, z.B. 
zum Schiffziehen etc. ([womit man z. B. anter Josef U. die 
Todesstrafe ersatzen wollte) , zu Bergwerksarbeiten , noch 
- zu gesundheitwidriger Nahrung oder Wohnung, 
auch nicht als Verbrecher, Kriegsgefangener ([man denke 
an die hulkn der Englander ![), oder als Armer. Hierher ge- 



(nat. Priv. R. S- 3'0 : Selbstveretüiiunliing sei nicht denkbar als MfUel zn ei- 
nem vernfinfligen Zweck, daher eine rechtlose Handlang nicht ein Recht, weoD 
auch nicht eine das Recht irgend eines Andern verletzend; ebenso ZachariS, 
wenn er sagt (40 Bucher, Bd. IV. S. 125}: Das Herrscherrecht des Menschen 
liber seinen Körper ist unverAusserlicii d. b. er darf es nicht der WillKür seiner 
Mitmenschen preis>geben, denn es ist die Bedingung, nnler welcher der Mensch 
so handeln kann, wie er handeln soll. 

*) Es ist eine blosse Inkonsequenz, wenn man mit Warnkönig (Rechts- 
phil. S. 290. Anm. **') zwar die Zahne in Schulz nimmt, aber die Haare 
preissgibt, wenigstens durch Vertrag ein Recht erwerben lassen will, uns zu 
scheeren, Boch wenn wir ungeschoren bleiben wollen. Wer die Haare preiss- 
gibt, muss auch des Kahlscheeren der nach Sibirien Deportirlen, das ordon- 
nanzmässige Zopf- oder Loclientragen der Soldaten, oder das Gewöhnen ihrer 
Haare an borstenarliges in die Höbe Sträuben durcli Aufbinden und Nässen 
wahrend der Nacht auf die Gefahr einer Augenepidemie hin, die Bevorrechlung 
gewisser Stände mit dem Tragen eines Barts, oder das Gebieten oder Verbieten 
desselben für sie etc., wie diess Alles entweder vorkam oder noch heute vorkömmt, 
— wenn auch lächerlich, doch rechtlich ganz in der Ordnung finden. 

**} Um sich klar zu werden fiber die Entscheidung dieser Fälle, die zn 
80 vielen und verkehrten Behanptnngen Veranlassung gabui, C^- ^- ^^ ^^'^ Be- 
bauplung: der Arzt oder der Ehemann habe zwischen der Perforation und 
dem Kaiserschnitt zu wählen,*] braucht man sich nar Ku fragen , ob Jemand den 
Einfall haben würde, um des feto» willen ein Recht zu behaupten, dass die 
Schwangere sich der Operation eines brandigen Gliedes oder eines Krebsscha- 
dens unterziehe, wenn sonst sie, nnd mit ihr das ungebome Kind, notbwen- 
dig zu Grunde gehen müssle. Gleich wenig gibt es ein Hecht sie zu zwingen, 
dass sie dem Kaiserschnitt sich unterwerfe, oder dass sie sich nicht aul eine 
Leben oder Gesundheit des Kindes gefährdende Weise schnüre, so gewiss auch 
Letzleres strafbar isl, sobald es in erweislicher Absicht der Abtreibung geschah. 
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hört namentlich die Foderun^ der ErlÖ8uii|^ der Armen 
von dejn Uebel der ihnen am iht-es Lebensunterhalts willen 
aufgedrung^enen, den Körper wie den Geist erdruckenden, 
übertriebenen körperlichen Arbeit, die oft nur durch einen 
Sonntag des Hungers unterbrochen wird. Ebenso unstatt 
haft ist jede Verkrüppelung oder sonstige Beschädigung 
z. B. durch Krummschliessen, enges Einsperrenl^^, 
Nöthigen der Kinder, wohl gar im zartesten Alter (^man 
denke an Englands Kohlengruben , Schomsteinfegerei .'3 , 
zu einer nnmässig lang« anhaltenden mechani- 
schen Arbeit in Fabriken **3' ^'^ zahlreichen hier ein- 
schlagenden Gesundheitpoltzeimassregeln gehören ins Staats- 
recht. Noch sei hier erwähnt die Unzalassigkeit jeder Stö- 
rung im Sterben, schon als letztem Akt des leiblichen 
Lebens fVgl. noch $. 55.'). 
33 Weil Niemanden zwecklos KÖrperschmerz zngerügt werden 
darf. Was uns mit Recht sogar beim Thier empört, so er- 
hellt daraus die Unstatthaftigkeit jeder Art von Tortur 
{s. aber auch §■ 55.3, ^^^ Stockprügel «*«) und so 
mancher grausamen Quälereien der Jugend durch unver- 

*) Oder das enge Einschnüren junger Mädchen in Schnürbrüste oder 

chinesische Schuhe, r. Terenl. Eunuch. II, 3. v. 20 sq.: „ eirgmum 

ttostrarum : qua» matres sUident demissU humeris esse, vincto pectore, ut 
gracilae lienf. — Warum, wo es als Selbslqtiälerei vorkömmt, ja Unsitte ge- 
worden ist, dennoch Staats verhole unslatlhad sind, zeigt vortrefflich der Ju- 
stus Moser Suddeutschlands — Joh. Jak. Cella in seinen freimüthigen 
j^ufsSlzen, 1784. Thl. I. nr. 1. 

*"') S. die lehrreiche Schrift von Ducpetiaux, de la condiUon pkyti^ue 
et morale des jeunes auvriers. Brux. iSis. Tome I. ^ IL 

*•*} Die Slockschläge — la schlague! — die man nach von Jage- 
mann's richtiger Bemerkung (s. Dessen Aufsatz über die Prügelstrafe im neuen 
.Archiv des Krim.R. 1841. S. 250. ff.^ per eujDAemi'smwn^liSrperltche Züchtigang** 
nennt, gelten leider in den meisten deutschen Staaten, nach China's und Rnss- 
lands Beispiel , als Regiemngsmiltel , nämlich als s. g. Strafe , noch immer für 
unentbehrlich — entweder für alles Volk oder doch, in romantischer Be- 
schränkung, fUr das Mannsrolk (wie noch dem Entw. eines Straf-GB. für die 
prcHss. Staaten 1843. $. 21 ff.}, oder endlich wenigstens für Vagabunden 
und Vaterlandsvertheidiger, wie es scheint, um Beiden Liebe znr Hek 
malh und Letzteren ausserdem Ehrliebe und Kriegszucht beizubringen! — Selt- 
sam , dass die Ureinwohner Nordamerika'», die s. g. Wilden, der Schläge ZB 
einer musterhaften Kinderzucht ebensowenig bedürfen, alj die Araber znr vor-- 
IrelTlichen Erziehung sogar ihrer Pferde! — Zu den empörendsten Arten der 
im zivilisirten Europa hie und üfi noch üblichen Klartertödlwig gehoi^ die s. g. 
Begnadigung mit dem Schlagen «Ihif Lel}««<4fid Tod. —^(^ iiocl|;^'136. . 
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•tjindi^ oder bosharte Scliuldespolie, wie ä!clil»fr«n auf 
die Fingerspitzen, Erbsenknieen, das mit der früheren a. g. 
Lattenstrafe , und dem Stellen der Scbwarxai atif einen 
spitzen Pfahl nahe verwandt ist, etc. 
43 Weil jede Heromang der freien Bewegung des Körpers 
nberhaupt oder eiozeler Glieder unstatthaft ist, ja selbst jede 
Antastung desselben, sofern nicht höhere Gründe eine Aus- 
nahme rechtfertigen, so gilt das Gleiche (^auch sehen ans 
den sub S und 3 besprochenen Rechtsgründen^ für jede 
irgend (z. B. durch Bürgenstellang , wie in England und 
im allen Rom3 vermeidliche Einsperrung, für das Be- 
lasten der Sträflinge mit Ketten und Kugeln, wohl 
gar das Anschmieden derselben etc. . 

$ 84. VI. Das Recht auf Ehre oder aafvolle 
Geltung der Menschenwürde. 

In der Gottähnlicbkeit des endlichen Vemunftwesens, dessen 
Wesenheit gerade in der harmonischen innigstmöglichen Ver- 
einigung des Geistes und der Natur besteht, liegt auch der 
Grund des dem Menschen als solchen zukommenden Vorzugs 
vor allen unpersönlichen Wesen, d. h. seiner ei^'enthümlichen 
Würde und Ehre und seiner Beehtswördigkeit insbesondere, 
deren Bewusstsein und lebendiges Gefühl ihn erhebt und tragt, 
zugleich aber ihn nöthigt, sich selbst , d. h. die Würde der eig- 
nen'Menschennatur, auch in dem Andern so gewies unverletz- 
lich und heilig zu achten, als er ohnediess unvermeidlich zugleich 
sich selbst herabwürdigt An diese Eigenschaft knüpft sich eine 
Anzahl von freien Bedingungen d. b. ein Recht auf Würde 
vnd ünasere Ehre*^. Dieses Hecht ist nun: 



*) ^ nacht einen traurtges Eindruck, wenn K. S. Zachariä iD den 
kO Büchern vom Staat, Bd. IV. S. 13t ein Ürrecht auf Ehre aas dem Grunde 
te Abrede stellt, weil der G^ensland jedes Rechts etwas Körperliches 
■ein büsse (da er nur dann mechaniscbem Zwang noterworfeu und dessen be- 
dnrfttg sei^ ; — ein Satz nil dem freilich auch keine Rechte in Hinsicht des 
GeUtes und seiner Kräße bestehen könnten, wenn man nicht etwa diese eben- 
falls für etwas Materielles hjiltl Zachariä sah auch so gut ein, wie nahe- 
begend und stark dieser Einwurf sei, dass er ihm zu entgehen suchte durch 
die weitere Behauptung: dass z. B. die Pressfreiheit sich in das Recht des 
Menscliea auflöse, aber seinen Körper, und durch diesen Über andere Körper 
ta gebieten (yg). oben 5. 125.}, -r- sodann furch einige peätionet princ^M, 
pfimlich: 1) dass ja^ sonst auch «m Reehtspfticht erwtislicb sein müBste, An- 
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13 zuD&chfit positiver oder afrirmativer Natur, 
sofern es auf wörtliche und thätliche Auerkennung der jedem , 
Menschen achou als Menschen, also auch ohne Unterschied des 
Berufs and Standes sukoramenden unbedingten Menschen- 
würde (^der 8. g. absoluten Ehre^ geht Insofern kann diess Recht 
verletzt werden entweder nur zugleich mit jeder Kränkung 
eines andern allgemeinen Menschenrechts — injuria im weitem 
Sinn des Worts (jomne quod nonjure fit*')., öderes wird selb- 
ständig verletzt durch eigentliche V er achtun gsbezeugung 
in Wort oder Thal, zumal auch durch Andeutungen (^Winke oder 
Gebärden^, einerlei ob unter vier Augen oder öffentlich — injuria 
im engern Sinn. 



dere zu achten 0^ — wenn hiemnler nnr die Anerkennung der alleD Men- 
schen angebomen Menschenwürde durch W^ort und That verslanden sein soUl 

— nein — wenn damit die Anerkennung einer besondern Verdienstlich- 
keit und Würdigkeit gemeint isl, die erst durch tüchtiges sittliches Handeln er- 
worbeu sein willO und 2} dass doch wobt eine Handlung zur wirklichen 
Ehrenkränkung erst dadurch werde, dass sich der Beleidigte für beleidigt hält; 

— wovon doch einleuchtend das Gegentheil wahr isl, da, sowie Menschenwürde 
und Recht unabhängig sein müssen vom Dafürhalten eines Einzelen, so anch 
der BegrilT ihrer Verletzung, wenn auch die Grossmuth des Beleidigten sie zu- 
weilen verzeihen darf. 

Ein weiteres Zengniss einer so siunlicli-materiellen AulTassang 
und Bemessung der Ehre, wie wir sie kaum bei den Völliern im Kindheital'er 
flnden, ist es, dass Zachariä als eigentlichen Grund der Klage wegen wört- 
h eher Ehren kränkung nicht diese selbst, sondern nur einen mittelst derselbau 
erlittenen oder, solange nicht widermfen sei, drohenden Vermögensnachtbeit 
gelten lassen will. (Aber sollten wirklich Schimpfwort« immer Vermdgens- 
nachtheil drohen?!) Diese Auffassung ist zwar ziemlich im Geist der actio 
i^juriarvm aettimatoria und des bestimmten Tarifs, nach dem das sachsische 
Recht für wörtliche und tbätltcbe Ehrbeleidig ungen bezahlt wissen will; aber 
sie wurde, wenn sie in der Gesetzgebung Eingang fände, da sie die Ehre und 
ihre Verletzung an und für sich allein für Nichts achtet, noihwendig die 
Fälle der Selbsthülfe, z. B. durch Zweikampf, bedeutend vermehren. 

Darin , dass die Kantianer ziemlich übereinstimmend ein Recht auf Ehre, 
auf Wahrhafligkeit etc. zu längnen genöthigt, jedenfalls in sichtliche VerlegSi- 
heit dadurch gesetzt sind, zeigt sich nnr wieder eine Folge ihrer Betrachtong 
alles Rechts als blossen BechM der äusseren Freiheit, wonach denn natürlich nnr Das 
als Recht gelten kann, dessen Gegeniheil dies« Freiheit aufbeben würde. S. z. 
B. Chr. Weiss, Lehrb. der Philos. des R. 1804. S- 58 n. 59. 

■ *3 Für diesen Fall, wenn nur der Handelnde seihst der ityttria sich be- 
wusst war, gibt das römische Recht eine injwriarum actio z. B. wegen Ver- 
hindening atd Gebranch -einer res commtmü omniwm. fn der Wiederherstel~ 
long des Recht« ist dann auch die Gutmacbung der Ehrkräpkung eiAalten. 
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Zo den Arten einer herabsetzenden Beg:e^nung, die ^egen 
dieses positive Eiirenrecht Verstössen, gehört aber nicht nur die 
eigentliche Beschimpfung, sondern überhaupt jedes ungeziemende, 
unwürdige Betragen im gesellscfaaftlicben Verkehr, und vollends 
jede Behandlung eines Menschen geradezu als völligen Unmen- 
schen d. h. Nichlmenscfaen z. B. als ganz unverbesserlich *^ 
and nichtswürdig, folgiii^h als rechtloser Saclie. 

Daher sind beschimpfende Strafen aller Art, wie 
Pranger, Brandmark, Prügelstrafe, Abbitte, Wi- 
derruf o. dgl. geradezu rechtswidrig. Durch die beiden 
letztern s. g. Strafen soll nberdiess der Yerbrecher wider- 
sinniger Weise gezwungen (!) werden, sich selbst herab- 
zuwürdigen ♦«). Bei den andern übernimmt diese Herab- 
würdigung der Staat. Sie alleaber vergessen nicht nur gänz- 
lich den Menschen im Verbrecher , sondern thun sogar das 
Mögliche^ seinen Ehrtrieb zu ersticken, anstatt ihn, wie die 
bloss beschämenden Strafen, anzuregen und zur Be- 
kümpfung des Verbrechers im Menschen zu benützen. 
8) Sodann aber ist diess Aecbt auch negativer Katur, 
sofern es nur auf ein Unterlassen und zwar alles Dessen gerich-^ 
tet ist, wodurch ohne Grund unser guter ^Name, als das gesell- 
schaftliche moralische Dasein des Menschen, angetastet wird. 



•) Nicht selten begegnet man freilich der voreiligen and obendrein gotles- 
iäsleriichen Annahme: dass ein Mensch (z. B. ein Verbrecher} ganz und gar 
bitse (i). h. nnmenachlicb} und keiner Besserung fähig sei, dasa er mithin — 
durch einen Widersprach des Schöpfers — zwar als Mensch geboren sei, 
aber nicht zum Menschwerden! Daraul hin konnte man denn, um folgerich- 
tiger 20 handeln, allerdings nur darauf denken, den vom Schöpfer, durch die 
Geburt eines solchen Menschen, begangenen Fehler dadurch einigermassen wie- 
der gut zu machen, dass man Diesen wieder aus der Welt schalHe durch die 
s. g- Todesstrafe. Denn mit der Vervollkommnungsfahigkeit als wesenllchem 
Merkmal der Menschennalnr, Hele ohne Frage die Möglichkeit für ihn weg, als 
Mensch unter Menschen zu leben. 

-' Könnte Jemand in der That seinen Menschencharakler und seine Men- 
schenwürde, gleich einem Kleide, ganz ablegen, dann — aber auch nur dann 
— würde es kein Unsinn sein^ von einem Verwirken seines ganzen 
Bechls, von einer fteiwilligen Umwandlung eines rechts würdigen Subjekts in 
' ein rechtloses Objekt 2u reden. Auf den Sand dieser widersinnigen Vorans- 
setzung hat man sogar besondere Strafrechtstheorien (z. B. die s. g. Objeh- 
tivirungstheorie) aufzubauen versucht. 

•»3 S. Zachariä, 40 Bücher vom Staat, Bd. IV. S. t33. und Anm. ■ 
3. u. 4. 
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Insol^ni wird von einein Recht hinsichts der relativen 
Ehre oder des ^uten Namens g^esprochen, dessen Ver- 
letzung in jeder Art der Verlaumdung liegt, d. b. in jeder oach- 
theiligen'Einwirkung auf die freien Urtheile unserer Mitmenschen 
aber unsere Achtbarkeit und Ehrbarkeit durch Mittheiliing un- 
wahrer Thatsachen z. B. in der falschen Beschnldigung; eine» 
Verbrechens (_cfüumina~i. ZwfoI|re des Hechts der freien Mei- 
nan^saossernng' muss aber die Einrede der Wahrheit unbe- 
ding^t statthaft sein #3- 

Ein Ausflugs des Rechts auf äussere Ehre, znmal aber uicht 
allein des Rechts auf guten Namen, — womit Andere es zusam- 
menwerfen wollten — ist das Recht der Unbescholtenheit 
d. h. das Recht als sittlicher und rechtlicher Mensch insolange 
und insoweit zu gelten, als man nicht durch die That eine un- 
sittliche und unrechtliche Gesinnung dargethan bat, nach der 
Regel: Quilibet praemmitur bontis ^ j'ustus, donec probelitr con~ 
trarhim. 

Eine besonders wichtige Folgerung hieraus ist: dass im 
Zweifel für denBesitzer die Vermnthung spricht. 
Dem Recht der Unbescholtenheit gerade zuwider läuft die, 
ebendarum ganz unstatthafte, prnesumtio doli, die zwar 
in der Wissenschaft jetzt aufgegeben ist, — obgleich Manche 
wenigstens die Vermuthung der Zurechenbarkeit 
beibehalten wollen, di#* auf dieselben schiefen Schlüsse ge- 
stutzt ist, dennoch aber im Leben noch immer bisweilen z. 
B. bei Zolldefraudationen für unentbehrlich gilt. Ge- 
wiss wurde es ein weiteres, nicht schwaches Zeugniss für 
die Verwerflichkeit des Systems der indirekten Abgaben sein, 
wenn es nur durch Mittel des Unrechte ausführbar wäre. 



*} Der Erweis dieser Einrede mnss jede Beleidigung, auch Slaalsbeaniten 
-gegenüber, aufheben, da, wie L. v. Dresch (Naturrecht, 2te Ausg., 1822. 
5.158.;) richtig sagt, auf Beibehaltung eines Scheinwerlhs und auf Lüge Niemand 
ein Recht hat. üeber die besondera Gründe, warum in der Monarchie jener 
Salz auch in Bezug auf die Person des Monarchen, wenigstens beim Gebranch 
der Presse, Beschränkungen zu unlerwerren ist (nicht alle Fürsten denken, wie 
die Verfasser der coml. un. C. « qma imperatort nuüedixerü IX, 7. — .') ob- 
gleich Beleidigungen seiner Person von Verletzungen der ihm als höchslem 
Staatsorgan zukommenden höchsten Standesehre (Majestät) sehr wohl 
unterschieden werden roUssen, s. meine „Gnindzflge der Politik" I. S. 192 
Anm- ** — Man überschätzt die Beweiskraft des Rechts der Redetreibeit, 
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Unter Ehre versteht mjin aber aach ein durtji freies Handeln 
erwerbliches and verlierbares Lebenagat: die durch recht- 
liche und sittliche Denk- und Handlong^sweise bedingte &nwere 
Anerltennang der vollen, und vielleicht vorzäglichen, Achtnngs- 
und Vertrauenswürdigkeit An das so bethätigte besondere Ver- 
dienst knüpft sich dann ganz von selbst eine besondere Be- 
vorzugung in Recht und Ehre, die, je ungebildeter ein 
Volk ist, desto mehr auf üusserlich-sinnliche Weise ihren Aos- 
druck erhüU, und überall leicht ins grösste Missverhältniss zu 
ihrem Grunde tritt, wo dann eine bloss künstliche Scheinehre 
dadurch erschaffen wird. Umgekehrt zieht eine durch die That, 
z. B. durch Unrecht oder Verbrechen, erwiesene besondere Bechts- 
'unwürdigkeit oder Verschuldung, insoweit sie reicht, eine ent- 
sprechende Schmälerung des bisherigen Rechtskreises und 
folgeweise auch der damit verbundenen bisherigen Ehre (^minutio 
exüHmationis), ganz von selbst nach sich nnd fällt erst mit 
der wiederhergestellten vollen Rechtlichkeit, also Rechtswürdig- 
keit, ebenso wieder weg*). 

Ein Recht, den Beleidiger unsrer Ehre ebenso wieder zu be- 
leidigen, widerspricht, wie alles Recht Unrecht zu thuo weil 
ein Anderer Unrecht gethan hat, oder auch damit er nicht Un- 
recht thue, sieb selbst **3- 

Vn. Das Recht der Gleichheit. 
$. 35. A} Begründung und Umfang desselben. 
Alle Menschen haben eine und dieselbe Natnr (Einheit der 
Wesenheit); sie alle haben auf gleiche Weise und ohne Unter- 

^1^ 

weDD man daraul^mi^^n nicht gerade den sittlichen Werlb anlastende 
Schimprrede z. B. Esel u. dgl. für keine Beltsidigung gelten lassen wiU. — 

*} Die Anwendung z. B. auf die Beweiskraft der Handelsbiicher, auf die 
vorzügliche bürgerliche Ehre, die sich an Stand, Rang, Titel, Orden 
etc. knüprc, die Besprechung der römischen infamia in Vergleich mit den deul- 
EChen Ansichten über Verlust oder Scbmälerung der Ehre u. s. f. mündlich. 

••) Wenn man, wie Rot leck (Lehrb. des Vernunftrechts etc. Ausg. i. 
ThI. I. $- 4), ein Recht auf gleiche Erwiderung jeder Ehrverlelzung behauptet, 
statt dass diese Erwiderung nur als Erlöschtmgsgmnd des Klagrechts des zu- 
erst Beleidigten gelten kann, so ;nuss man folgerecht übertiaupt alle Vergeltung 
eines Unrechts mit gleichem oder ähnlichem Unrecht (lalio, retortio), wo 
nicht gar auch mit Unrecht anderer Art (Repressalien}, — and zwar nodi 
obendrein durch Selbsthtilfe — fär Recht erklären. 
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schied der Abkuafff ^^^ Geschlechts u. s. f. den in der innij^sten 
Vereinigung von Vemnnft and Natur bestehenden Gnindcharak- 
ter des Menschenthums. Durch diese ihr angeborne und unter 
allen Unistanden des Lebens nnänderliche Bigenthumlichkeit er- 
weisen sie sich insgesammt als die Trager derselben Idee*) und 
als die untrennbaren Glieder desselben Ganzen der Menschheit, 
welche zugleich wiederum in jedem £inze(en auf eine ihm gans 
allein eigenthümliche, ihn von allen seines Gleichen unterschei- 
dende Weise lebendig und wirksam ist, sein kann und soll. 
Vermöge der gleichen Betheiligung aller Einzelen, als unsterb- 
licher vernünftig -sinnlicher Wesen, an der allgemeinen Menschen^ 
nstur, nach allen derselben eignen wesenlicheo Anlagen des Gei- 
stes und Körpers, ist ein jeder Mensch zu deren Entwickelung 
nnd allseitiger Anwendung im Leben, kurz: zu allen Tbeilen der 
menschlichen Bestimmung, im Allgemeinen gleich fähig und be- 
rufen und darum auch gleich würdig und befugt; jedoch, wie 
sich von selbst versteht, nur innerhalb der Gränzen, die durch 
seine besondere LebensbeschalFenheit und Individaalität ihm ge- 
zogen sind. Dieser ursprünglichen Gleichheit (Vr~ oder Grund 
einhett) der Menschen entspricht, als der Inbegriff Dessen was 
sie zu deren fiehauptnog an einander zu fodern haben: das 
Recht der Gleichheit. 

Hiernach ergeben sich in Bezug auf die Art und Weise 
(^Form) der Rechtszutbeilmg an die einzelen Rechtssubjekte fol- 
gende zwei Foderungen des Hechtsgesetzes, das man insorem 
das „subjektiv-formale Hechtsprinzip" nennen kann: 

13 Allen Menschen als Menschen soll ihr. ganzes Recht 
(^affirmativ«oder positiv) auf gleiche Weise geleistet, und 
nur ebendarum (^sekundär) auch gleichmfissig beschrankt 
(^negirt) werden, so dass also diese, um des organischen /u- 
sammenbestehens der Rechte Aller willen nöthige, Beschränkung 
stets nur als Mittel für die Leistung des Rechts nach seinem 
ganzen Inhalt, nie als Selbstzweck, aufzufassen ist. 

2) Allen sollen aber ebenso auch die besonderen nnd eigen- 
thumlichen Bedingnisse ihrer auf der Grundlage der Urgleich- 
heit ihrer Wesenheit beruhenden wesenlichen Verschiedenheiten 
(^„nacb der thierischen, vernünftigen nnd bürgerlichen Natur") 



' *} S. Mebring, der Formaiiamns in der Lehre von Staat, S. 46. 
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d. h. ihren s. g. sltUua naturales geleistet werden »^i namentlich, 
wie Diess Hisbald nachgewiesen werden soll: nach der Rasse, 
nach der Volksthiimlichkeit, nach dem Lebenalter, nach Oeburt 
«nd Tod, nach dein Geschlecht, nach der Vollkommenheit und 
Oesundheit des Körpers und Geistes, nach der gesammlen Indi- 
vidnalität, nach dem Familienstand nnd der Verwandtschaft, nach 
dem 8taatsverband, nach dem Beriil^tand, nach allen äusseren 
Glücksumstünden. 

In den ebengenannten beiden Federungen des Rechtsge- 
setzes sind also die beiden hochwichtigen Wahrheiten ausge- 
sprochen; 1) dass die Grundlage des Rechts ewig bleibend und 
für Alle gleich sei; ä^ dass aber auf dieser gleichen Grundlage 
das Recht weiter und verschieden bestimmt werden müsse ent- 
sprechend allen Verschiedenheiten der Menschennatur. Diese 
beiden gleich wahren Grundsätze sind nun entstellt worden zu 
den beiden gleich falschen, nnd mit derselben fanatischen Ueber- 
treibung behaupteten, entgegensetzt einseitigen Sätzen •* J .• 
1) da<s alle Menschen nur gleiche Hechte hätten, also keinerlei 
besondre Rechte Anderer zu dnlden brauchten, indem Jedes Son- 
derrecht (Vorrecht in diesem Sinn^ schon als solches ein Un- 
recht sei; — ein Irrwahn, der das Streben der politischen Unifor- 
mislen oder Gleichmacher (J4eveüers^ bestimmt, worin sich die 
Extreme des Despotismus vo« Obfsn und von Unten berühren; 
S^ dass alle Menschen nur ganz» besondere eigenthümliche ' 
Rechte (Freiheiten, Privilegien) hätten; — wonach also das 
Recht nur eine Summe von Vorrechten wäre #4^4^J. 



*} Hier ist vor Allem Hogo's Lehrbucli des Kat..R. (ed. 4.) 1819. tu 
vergleichen, besonders aus der Lehre von den Personen die §§.' t59 — 184. 
Noch andere, als die oben genannten und nachher näher betrachteten ([§§■ 37 ff.) 
.Verschiedenheiten der Menschen, z. B. nach der Religion, sind TreiMch oll 
vom grössten Einfluss in den positiven Rechten, und zwar, wie die Politik zu 
zeigen hat, unter gi^gebenen Verhältnissen des Orts und der Zeit ganz unver- 
meidlich, indem z. B. der Priesterstaat ohne eine Staatsreligion ebenso 
undenkbar Lit, wie das Erbhönigthum ohne ein Gebnrtsrecht auf den Thron. 
Es verträgt sich dann also Jen.'^r Einlluss insoweit, aber aufh nur insoweit, 
mit dem Musterbild des Rechts (§. 4,)> reibst wenn er dem reinen Urbild 
(Ideal) des Rechts nicht genügt oder sogar widerspricht. 

*^ Gut zeigt Diess Krause, Philosophie der Geschichte, Bd. I. S. 186 
ff, — Vgl. auch: „die Kommunisten in der Schweiz," Al)druck des Kommis- 
sionsberichLs an die Regierung des Standes Zürich. -1843. S. 13. f. 

***) Eins merkwürdige geschichtliche Thatsacbe ist es, dass auch . 
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§. 36. D. Wesenliche VerhältnissnitisB ig^keit der 
Rechtsgleichheit. 

ZufoI°:e der bo eben entwickelten doppelten Foderung kann 
die wahre Rechtsg'leichheit nur eine verhtiltnissinässige, 
innere Gleichheit sein, d. h. nur eine solche Rechtsbestim- 
mung erheischen, die auch den, innerhalb der gleichen Men- 
' schennatur sich findenden, wesenlichen Unterschieden oder Un- 
gleichheiten der menschlichen Beschaffenheiten, Lebenszustände 
und Verhaltnisse stets angemessen bleibt; sie kann also gleiches 
Hecht nur wollen, soweit die Menschen gleich, ungleiches Recht 
soweit sie einander (und ein Jeder wieder sich seihst^ ungleich 
sind. Nur als solche, allein vernünftige Gleichheit im Gesetz 
(aequabilita* oder Billigkeit in diesem Sinn des Worts} bat sie 
vollen Werlh; und nur wo sie besteht, wo also das' Gesetz ge- 
rechten Inhalt bat, kann auch die s. g. Gleichheit vor dem 
Gesetz, diese Hauptfoderung unserer Zeit, d. h. die Ausnahm- 
losigkeit der Verwirklichung alles wahren Rechts ohne Ansehen 
der Person wahre Bedeutung haben. Wo aber jene fehlt, da 
Ifisst diese einem Jeden nur den schlechten Trost, dass er mit 
allen Andern gleiches Unrecht leide, wie z.B. bei ungerech- 
ten Straf- oder Besteuernngsarten. 

Hiernach ist jede rein äusserliche, materielle CarithmetischeJ 
Gleichheit, — die rucksichtlos den zu lösenden Knoten zerbant 
und Alles über einen Leisten schlägt, obwohl man dadurch nicht 
selten die Rechtsgleichheit wenigstens zu unterstützen meinte, 



das wahre und Allen gebührende Recht äuesere Anerkennung meist 
Anr in Form des SonderrechlB oder Vorrechts Einzeler,, oder duch 
wenigstens nur anter diesem Namen, sich erringen konnte. Diess erklärt sich 
vorzüglich daraus, dass das Recht zuerst nur in einem besondern Fall als 
solches erkannt zu werden pflegte und nur von da aus nach nnd nach auch die 
Allgeroeingültigheil ins Bewussisein trat. S. meine Grundziige der Po- 
litik I. S. 126 u. Anmerk. ~ Nicht selten ist die Erscheinung, dass die für den 
FoTlsrhritt zur Allgemeinheit des Kechtszustandes Kämpfenden, befangen in ab- 
straktem Liberalismus und irregeführt durch den allerdings zweidentigen Aus- 
druck : Vorrecht — , die Wahrheit der zweiten der oben aasgesprochenen Fb- 
deruDgen am der Rechtsgleichheit willen ganz verkennen — derzufolge Man- 
cher mit Fug Etwas an Rechten vor Andern voraus heben kann, wenn auch 
freilich nicht vor dem Recht selbst — so dass sie sogar zu der Be- 
beuplnng gebracht wurden: überhaupt jedes Sonder- oder Verrecht sei scbOD 
als solches ein Unrecht 
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(^wie z. B. bei den leget agrariae der Alten^ — nai' eine Oleich- 
heit des Unrechts. 

Ebendarum mnss, auch da wo als Reerel durchschneidende 
C durchschnittliche ^ Kcit - und Zahlbestimmlin^en unerlnsslich 
scheinen, zur Nachhöire für Ansnahmfälle überall ein sach- 
gemSsser Ausweg um des wahren Rechts willen vorgesehen 
«ein *3- 

Zu den zahlreichen Fodernngen , die knlft der vorzugweise 
s. g. formellen Gleichheit d. h. der Gleichheit vor dem Gesetz 
gemacht werden müssen, gehört besonders das Aufhören aller 
privilegia favorabilia und odiosa , alier s. g. Ansnahmgesetze 
nnd Ansnahmgerichte für individuelle F'alle, C^gl. $• 48,), die 
Gleichstellung Aller in Bezug auf Rechtsgeschäfte z. B. Ver- 
träge, Erwerbfähigkeit, Ansprüche anf Aemler etc., insofern 
nicht ein besonderer Rechtsgrund das Gegentbeil rechtfertigt. 
Von Beispielen einer äusseren Gleichheit, dfe' grob ver- 
stösst gegen die wesenliche Verhältnissmässigkeit jeder wah- 
ren Rechtsgleichheitj wovon im J. 48. näher die Rede sein 
wird, seien hier nur erwähnt: die Kopfsteuern, die völlige 
äufisere Güter- Gleichheit oder Gemeinschaft, das s. g. 
materielle Wiedervergeltungsrecht ^(alio nnA retor- 
fio), die Berufung an den Zufall des Looses und der Geburt. 
Dass man jene' innere Verhältnissmässigkeit gegen solche 
Sasseriich oder formell gleiche Rerhtsbestimmnngen, die mit oder 
ohne genügenden Grund zur Regel erhoben sind, nachbessernd 
zur Geltung zu bringen suchte, dafür bieten Belege z. B. die 
Mündigkeit- oder Volljährigkeitzeit der Völker nnd 
Einzelen, (^bei welch Letzteren z. B. venia aelaH« und cwa- 
fi'o fluf/ortim nachhilft*)) die Strafdaner4#^, dieEntschei 



*] S. meine GroDdi. der Politik L $. 20. o. bes. $. 128. Als eines iler 
wichligern allgeineineii Aaskneftmiltel oder Korreklive sei hier nur ein gehö- 
riger Spielraam des Ermessens {pow>oir discretionnaire) der Behörden des 
Rechtoslaals erwähnt. 

**) Hier hilft der gesetzlichen Voraugbestfmmong m der Regel das bil- 
lige Erinesgen des Richters bessernd nach, Beidem aber jedenfalls 
noch die Gnade, an deren Stelle fOr die meisten Falle das billige 
firmessen des Vorstandes der Strafanstalten (nicht Dor abhflr- 
xend, sondern auch verlängernd} von Rechtswegen treten uitisste. Denn da bei 
Verbrechern, als Solchen die durch die That sich rechtsonniündig enviesen 
haben, der Strsfzwech nnr in ungleicher Zeit bei den EiueleB erreicht 
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dang nftch Stimmenmehrheit^}, die knnstlich-ge- 
' eetzliche Zeugen beweist he orie **3, die Verjäh- 
rung, die Verletzung über die Hälfte, die Kon- 
skription (_wo wenigstens Dispensationen nachbessern} etc. 
Den vielfachen, theils allgemein wesenlichen, theils nur auf 
Fehlrichtnng beruhenden Verschiedenheiten der Menschen ent- 
sprechend ergeben sich vorzüglich folgende Besonderheiten 
der Bestimmung ihres Rechts: 

C. W«aenliche Ungleichheit des Rechts Je nach der 
Ungleichheit der Lebens zustünde. 
$. 37. a} Das Recht der Rasse. 
Die Verschiedenheit der menschlichen GmndstAnune oder 



werden kann nnd sogar jene Wahrscheinlichheit darchschnilllicher Mündigwer- 
doDg in bestimmler Zeit fehlt, die bei den darch Jugend Unmündigen vorhan- 
den ist, so stitlli sich gleiche Festsetzung der Strafdaner — sei es ror der . 
That durch Gesetz, oder auch nachher durch Urtheil, — ohne Räcksiclit au( 
den Rechtsgrand warora, und den Rechtszweck wozu die Strafe überhaupt, 
also auch die der Heft bestimmt werden soll, nar als eio beliebig aurgestelller 
Preisscouranl dar, wonach fatalistisch blindlings einem jeden Verbre- 
cher die Rechnang gemacht wird. 

*] In meinen Grondzügen der Politik, i. S. 71 — 87. ist über die recht- 
liche Bedentang der Willensmajoritaten and HfDorititen nnd aber 
die rechtlichen Voraussetznngen , unter denen allein die Stimmenmehrheit be- 
weisen kann , ausführlich gehandelt. Ist man Ober jene Bedeutung and ihren 
Grand ganz unklar, fasst man hier Alles nur rein äusseriich und quROlitativ 
auf nnd fodert man gar alle Folgerungen eines solchen kahlen Formaüsraus, 
wie es von Vielen der Vorkämpfer für eine sonst gale Sache geschah, so setzt 
man selber, ohne es zu wollen, lediglich Willkür nnd Zufall auf den Thron, 
denen man ihn doch streitig machen möchte. Viel Gutes darüber Sndet sich 
auch in der gehaltvollen Schrift von Mebring: der Formalismus in der Lehre 
vom Staat. iS34. 

**} Nach dieser Theorie soll bekanntLch die Aussage gerade von zwei 
Zeugen die Ihatsechliche histurische Wahrheit voll, die Aussage von einem 
Zeugen aber halb (!) beweisen, — weil i die Hälfte von 2 ist; — eine 
Wahrhnitsdivision, die man einst io Toolonse so folgerecht ausgedehnt hat, dass 
man zu Viertels- und Achtelsbeweisen kam, so unzweifelhaft auch hier alle 
Bewei<:kraft lediglich von der Qsalitäl der Zongen und ihrer Aussage, knrz 
von allen Umständen, abhängen muss, also von dem freien Ermessen des Rich- 
ters, gerade so wie es auch bei dem Beweise durch andere Beweismittel der Fall 
ist hintichts der Frage: oh er ganz o^er, wie man sagt, hall) erbracht sei. 
Bei dem Geschwornengericht ist jener arge Mlsssland beseitigt und es 
wird ab wahr nur Dag angenommen , was nach dem Ermessen entweder aller 
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Abarien *J ist eine, unbeschadet der ihnen allen gleichmässi^ 
zukommenden Eigeuthümlichhßit |der Menschengattung, vorhan- 
dene, weit tiefer als die Xationalitüt bei Völkern desselben Men- 
Bchenstamms eingreifende, Veischiedenheit nicht bloss nach der 
Hautfarbe, sondern narh der gesammten Organisation, den An- 
lagen und Bedürfnissen des Körpers und Geistes; sie fodert da- 
her «ine entsprechende' verschiedene Bestimmung des Bechls. 
Nie über darf dadurch die, feste, durch die gleiche allgemein- 
menschliche Bestimmung und , Fähigkeit aller Grundstämme und 
durch ihre gleiche Menschenwürde gezogene, Granze überschrit- 
ten werden; wie es doch leider noch beute, durch die s. g. 
Hautariatokratie, in der Regel und zwar in eben dem Masse 
mehr geschieht, als die in Berührung kommenden Rassen weiter 
von einander abstehen ^^3t 

$. 38. b) Das Recht der Volksthumlichkeit. 
An die weseoliche Verschiedenheit der Volkseigenthümlich- 
kejt oder Voiksindividualität, nach ihrer gesammten leiblichen 
und geistigen Anlage und dem dadurch bestimmten besondem 
inneren fweLthistorischen) Bernf, knüpft.sich, ähnlich wie an die 
Alleineigenthumlichkeit der Einzelmenschen , eine entsprechende 
Verschiedenheit des Rechts. Nicht jede Verfassung und Ein- 
richtung, nicht jedes Gesetz ist jedem Volk gerecht, auch nicht 
unter Voraussetzung gleicher Bildungstufe, z. B. ein Volk von 
feuriger, leidenschaftticher Gemäthsart ist ruhiger Berathung in 
zahlreicher Versammlung nicht in der Art fähig, wie ein kalt- 
blütiges besonnenes Volk ; bei einem Volk geht die leibliche und 
geistige Entwickelung der Einzelen rascher vor sich (die Mün- 
digkeit ist mithin früher anzuerkennen^, Bis bei einem andern 
Volk etc. — Im Fortschritt der Bildung ist indese eine grössere 



12 Beisitzer oder von 7 gegen 5 Ci,Besiebenen"]) als wahr erscheint, während 
z. B. La Place eine Mehrheil von 9 gegen 3 foderle. 

*) Ueber die Gründe dafür, dass beim Menschen nur von Abarten (Varie- 
tflten}; nicht von Arten die Rede sein hann, s. Berthold's Physiologie des 
Menschen und der Thiere, (2te Ausg.} 1836. Bd. I. §■ 36. — Ob das Men- 
schengesclilecbt von einem Paare abstanune oder nicht, ist fär die fysiologische 
vrie für die rechtliche Seite Jener Frage völlig gleichgültig. 

**^ Bei Bemessung dieses Abstands ist es freilich eine merkwürdige Ein- 
seiligkeil, ganz abzusehen von der ungemeinen Ungleichheit der Umstände der 
Erziehung und Bildung, deren machtigen Einlluss selbst bei Individuen desselben 
Grundstamms doch die tägliche Erfahrung zeigt. 
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Verähnlichang der Volker und mit dieaer eine grössere Empfäng- 
lichkeit ffir ähnliche, ja Öfter fnr gleiche Beehtseinrichfungen un- 
verkennbar, die das, gleiche Bedürfniss derselben hervorraft *3- 
Das Recht um der (^angeborenen^ Nationalität willen ist unab- 
hängig von der Vereinijsung' desselben Volks auf demselben Na- 
turgebiet fVaterland) oder gar ih demselben Rechtsverein (Staat 
oder doch Staatenstaat^ , — obwohl diese wenigstens ideal gefo- 
dert ist und mehr und mehr aach in der Wirklichkeit mit 
Bewusstsein erstrebt wird — ; es ist also wohl zn unterscheiden 
Von dem Recht in der Cerwerblichen} Eigenschaft als Bürger 
eines bestimmten Staats. 

Von selbst macht sich die Anwendung auf die Joden, die, 
seit fast SOOO Jahren heimatlos und nnter alle Völkel- zerstreut, 
dennoch ihre Volksthumychkeit auf merkwürdige Weise be- 
hauptet haben. — Eine andre lehrreiche Anerkennung des Natio- 
nalitätsrechts, die sich unter dem Einfloss der noch ntinen Mischun- 
gen von siegenden und besiegten Völkern in Folge der Völker- 
wanderung ergab, liegt in den statuta personalia der Germanen. 

§. 39. cj Das Recht des Lebenalters. 
Auch die Verschiedenheit des Lebenalters betriflft den gan- 
zen Organismus des, Menschen, den Geist wie den Körper, und 
begründet die Foderung, dass ihr entsprechend das allen Leben- 
altern auf gleiche Weise zukommende allgemein -menschliche 
Recht ( — und erst im Fortschreiten durch sie alle kann der 



*3 Irren würde man aber, wenn man dariQ die Zeichen des Herannahens 
und die Rechtfertigung ejner gänzlichen rectitlichen und politischen Uniformirni^ 
aller Volker (des Fanloms, das nach Montesquieu die neuere Zeit tyranni- 
sirt) zu fludan meinte. Denn die Thatsache jener, wachsenden Aehnlicbkeit der 
Vötker bezeugt nicht ein wirkliches, sundem nur ein scheinbares Verschwinden 
der angebomeii Volksnatur durch Abschleifung der in Zeiten der Rohheit ihr 
anhaftenden hervorsp ringe ndslen schroffen Ecken und Auswüchse z. B. des 
NatiooBl-Egoi'smns und Hasses mit seinem verderbbchen Eintloss auch auf das 
Redit (von der Zeit an, wo jeder Fremde hostis hiess bis vn der AbschafRing 
des droit d' aubaine). Zugleich aber bezeugt jene Thalsache ein znneh- 
raendes allgemeines Bewusstwerden und Anerkennen der, früher über den Un- 
terschieden der Menschen fast ganz vergessenen, Gleichheit der Lebensauf- 
gaben und der Recbtsbedingnisse derselben für alle Glieder der Menschheil, 
die Völker wie die Einzelen. Höchst fördernd hierfür wirkte offenbar, nächst 
dem Christenthum, das häufige Durchbrechen des selbständigen Entwickelungs- 
gangs der Vfllker durch den Gang der Geschichte, ihre mannichfachen Mischun- 
gen durch Eroberungen und Einwanderungen. 

Böder'B Grundiiige ilca Nnturri-rlKs. 10 
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Meiuch seine g&nte Wesenheit eniffiltefi! ~') i» d«r Art weitere 
bestimmt werde, wie ea aunäcJist 4er alltin^enthäiilicheii 
Anfj^abe, Selbstwürde und Sohönbeit eines jed«u Lebenalters für 
sich gemäss ist, nächstdem aher auch seinem VerhäUnisB ^h 
den vorher^eifang'eHeB and den darauf fol^renden Lebeaaltern, 
für welche letzteren e« zuj^Ieich Mittel oder Voreebale ist. UiuJ 
zwar gilt diese Foderua^ in Beziehung auf das Leben des Ktn- 
selen als solchen und aU Gliedes der Gesellschaft. 

Zumal dem Kindheit- und Jugendalter k^nnt nehrfwA 
besonderes Recht zu , gemäss den Bedurfniss der Leitung and 
Pflege seines geistigen nnd leiblichen Lebens — Erziebnng 
und Unterricht, und der Befähigung für höheres Recht mit 
hi)herer Lebensreife. E» bedarf zu Geltenduachwig des b««on- 
dem Rechts für diese Alterstufe eines eignen Recfatsvertretera — 
für den mfan» (qm fori tumtUtm petetf) des Pürspreeher», Vor- 
mundes — er sei der natürliche (Täter oder Mutter^ oder der an 
desse« Statt bestellte- In gl^ehem Mass mit der natürlichen 
Reife, d. h. der Fähigkeit der Selb^bestiumang und Yertretong 
(^Diskretionsjahre Q kurz der Mündigkeit, muss diese auch als 
Recht anerkannt werden*); daher alles Vormundschaftrecht nie 
- Hflbedingt, sondern nor bedingt (^relativ") sein kann, nämlich je- 
nach dem Lebenszostund des Bevormundeten otets wediseln 
mnas **). 



*) Zu der Meinnng, dass hier „Alles dorchavs positiv" sei, wio flog» 
im Nst. R. %. 162. will, kann nur der flostiere Anscbein verleiten, iodem sich 
die natfirliche Mündiglieit nnd mit ihr auch deren positivrechtliche AnerXen- 
muig, je nach Rasse, Volk, Klima, Geschlecht und Individualist, verschieden 
zeigt. Aber diese ausser icbe Ungleichheit der RecbtsgestaltuTig, je nach 
Verschiedtnheit der genannten Bedingungen, ist hegreiflich gerade um ihres 
nnänderlichen inneren Rechtggrnndes willen Rir die wahre (^ver- 
hBltoissniässige;} rechtliche Gleichheit unerlässlich erfodert, und unwesen- 
lich ist dabei nur der Einüuss des Zuralts und der Willkür auf manche Rechls- 
bestiamungen , dem z. B. die Römer die Unlerscheidiiilg der puberta« and 
major aetaa grösstenthetJs verdanken mochten , nod de» wk jedeaMI»- die 
Uebertragang derselben nach Deutschland verdanken, dessen Becht und Sprache 
stete mir eine HündigheiE kannte, die in die Jahre HS — 21> mHten zwfechea 
beide Zeiten fällt. S. Henmann, (^ist der Gesette der Teatechen. 1761. 
Kap. 11. S- 2. und Hugo, civilis!. Magazin, Bd. II. (ed 3.) S. 464. ff. Jene 
Scheidnng zog wieder die Notli wendigkeit besonderer Termine fttr Heiraths- 
Eides- , Verbrechens- etc. Mündigkeit nach sich. Ueber den Werlh der nur 
bei gebildeten Völkern voriiommenden Festsetzang einer allgflmelnen'lUndfg- 
keitzeit 5. Hugo a.'S. 0. 

**) S. Mehring, der FonnallBmin in der Lehre mn Stut, $• ^9. f. 
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Aber anch ti«ai voUkrtft^;«!! Alter der Reife, «»d sfeinem 
Vermuten und Tri«b nach vollster I!!^ll)8läfldi|rkeit nbd Selbst- 
thüti^eü, entspricht wiedenun ein besonders bestimmter Rechta» 
kreis; nicht minder dem GreiBenaJter, dessen Bedürfaiäs und 
somit Rechtsaitspriich vsrzil|:tich aofRahe, Schutt nod nn^estSr- 
ten Gennss der Früchte eines ganzen Lebens, zuWeilCn, wenn 
es Geistesschwäche mit sich fährt, sogar auf eigne Bevomnndang 
gerichtet ist. Endlich gebührt überhaupt unter übrigens gleichen 
Umstünden dem Aelterea in der Regel, Bchon weil er reifere Le- 
benaerfahrung hat, der Vorzog. 

So knüpft sich s. B. das Recht eine Ehe einEngehen, das 
Recht ond die Pflicht der Bekleidang öffentlicher Aem- 
ter und dgl. an das Altec der Reife und Thatkraft, hingegen 
die Befreiung von beschwerlichen Aemtem und Diensten, Vor- 
mahdachaft- nnd Oberhaupt Geschüftföhriingen, das Recht des 
Setsens in Rnhestand und auf den s. g. Altentheil (^die Leib- 
zocht des deutschen Rechts') an das hohe Alter, das Überall 
mehr zum Rath , z. B. zsr Theilsahme an einem tettatüt, Fä~ 
nilienrath, an Verglefchsstiftungen etc., als zur Tbat , A> B. 
KDm Oberbefehl im Kriege, geeignet ist. 

%. 40. d) das Recht in Rücksicht auf Geburt 
und Tod. 

Wie die Idee des Menschen, seine Persdnlicbkeit, übet allen 
Verschiedenheiten an demselben, auch in Biosicht seinei" Leben- 
alter, steht und durchaus un7.eitlich und übersinnlich ist, so ist sie 
auch unabhängig von dem Anfang nnd Ende seines zeitlichen 
Erdenlebens. Dieses erscheint vielmehr imUinbUck auf das eine 
nnd ganze (^ewlge^ Letten des Mensehen nur gleich als ein ^i- 
zeler Abschnitt dieses Gesammtlebens; und ist darum ähnlich ejn«ni 
jeden Lebenalter (s.S. 146.3, wenn auch zunächst als Selbst- 
zweck, doch zugleich in steter nothwendiger Beziehung zu 
einem Leben vor nnd nach di^ieai Leben (^„Vor- nnd Nachleben'^J 
aufzufassen. 

In beider Hinsicht muss also du Recht für. dieses £rdenr 
leben bestimmt werden, wie Diesa aiti;h, der gemeinen Natpt*- 
reehtsansicht zuwider *3, die positiven Rechte anerkennen, bes»n- 
ders in- Ansehung der Fortdauer nach dem Tode. 



*} [Inbegrei flieh genig nimmt imp gefv^hnlich an, gleich ah ob dos Mb- 

10 *. 
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f) Hiernach sinil viele Rechte, nimlich alle Rechte od der 
Zwecke und BedörfhiMe des leiblichea Lebens willen durch des- 
sen Besteben, das erst durch die lebensfähige Geburt nnzweifeU 
baft wird, wesenlich bedingt, hören also aaf mit daa erweis- 
lichen Tode *J. Nicht so die Rechte am p:eis*iger ~ sei es in- 
tellektneller oder moralischer — Zwecke willen, diese mögen nnn 
zunächst Zwecke des Verstorbenen oder Anderer and vielleicht 
der Gesammtheit sein. 

3) Ferner ergibt sich biemacb die Fodernng rechtlicher Be- 
rücksichtigung nicht etwa bloss der noch Ungebornen über-, 
haupt ( S. 1 1 5 .3, also z. B. der potthunä, sondern sogar der noch 
Ungezeugten. 

3) Epdiich gehört hierher noch der Satz, dass nar die Ver- 
schiedenheit angeborner individueller Anlagen (|die aber frei- 
lich nur dnrcb ihre ungestörte Entfaltung äusserlicb erkennbar 
werden), eine Rechtsungleicbheit der Kinder der Geburt nach 
begründen kann, nicht aber die znfillliffen ansseren Umstände 
ihrer Geburt, obgleich allerdings mit Rücksicht auf diese Um- 
stände da« Recht der Geborenen näher bestimmt werden mnss. 
Beispiele solcher Rechte, die das Erdeoleben äberdanem, 
sind namentlich: das Recht in Bezug auf Bhre und go- 
ten Namen**), und folglich das Recht der Glaubwürdigkeit 
des Zeugnisses ; die Rechte um der persönlichen Lie,be 
willen; das Recht letztwilliger Verfügung, sofern 
diese entweder auf etwas an sich selbst Gutes und Qerech-. 



liebe Leben des Meoschen sein ganieB Leben und der Gmnd seines ganzen 
Hechts wäre: dass mit jenem auch diese« TÖllig erldscbe, nnd man mSchte, so 
wie man ilim oR materialistiscli ein urBprflngtlches oder sngebornes Recht 
bechstens auf Das zagesteheo will, was er mit zw Welt gebracht bat (ß. i. 
B. S. 125. Anm *;], so auch binsichts alles Dessen, was er darin zuTÜcklAsst, jedes 
Recht ihm absprechen, sogar an dem eignen entseelten Körper, den man eben- 
falls knrzweg als Nntzgut dem Ersten Besten lafallen lassen müsste, der za- 
zagreifen LusI trüge, wenn man sich nicht Disss aaszosprechen schimte. 

*) Die Slerbenszelt gebort, wie schon früher ($. 290 gesagt ist, unstrei- 
tig noch zam Leben. ~ Hier noch vom Beweise und den RechtsTermn- 
thungen in Bezog aof Leben ,nnd Tod, zunal in FhU des Urakoromens mit 
einander (s. g. commorieate») und der Verschotlenheit. Bei letzterer 
liegt die Schwierigkeit in der richtigen Hittelstrasse zwischen zn langer nnd 
ungerecht kurzer Verwaltung des Vermögens des Abwesenden. 

•"i S. $. 34. — Nor so verstanden hat das „ife morhas nil ntii bme" 
einen yemünriigen Sinn. Vgl. Rant's Rechtdehre, S- 35. 
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tes gericlitct, d^rum unbedingt gültig und ohne Rücksicht auf 
Leben nnd Sterben anerkennens- und vollziehenswerth ist*^; 
z. B. in Bezug auf e. g, fromme Htiftungen — diese seien 
schon bei licbzeiten em'chtet oder erst ftof den Todesfall an- 
geordnet — oder sofern dadurch wenigstens das Gebiet des 
rein individuellen Beliebens des Verstorbenen (s. $. 54.3 nicht 
überschritten wurde. 

Beispiele von Rechtsbestimmungen in Bezug auf noch unge- 
zeugte Geschlechter bietet, aUsser dem bereits ^S. i 1 5-3 er- 
wähnten Fall, überhaupt die Fürsorge der ßevftlkerungs- 
polizei, die 'Mitbesteuerung der Nachkominen, als Glieder 
derselben unsterblichen moralisclien Person des Volks, durch 
Anlehen etc. Eine Ueberschreitung der Grunze des Rechts und 
der Anerkennenswürdigkeit enthält aber die Stiftung von Fa- 
milienfideikommissen und Stammgütern (Majoraten^ 
zu Gunsten nicht sowohl bestimmter Familien, als einzeler 
Sprösslinge derselben auf Kosten der übrigen und' des Gan- 
zen (s. unten die Lehre vom Eigenthum). 

Gegen den vorhin (^sub 3^ erwähnten Bcchtsgrundsatz ver- 
stösst jedes 8. g. Gebnrtsvor recht kraft der Abstammung von 
Gliedern bestimmter Rassen, iStände^ Familien ##J,' und dann ' 



*) Alles Gale und Gerechte hat seinen Wertb bloss durcli sich selbst 
gfmi unabhängig von den Schrnnken der Zeit and des Raumes z. B. von der 
Lebenszeit, der Furlilauer des WoJIens und Wirkens, der Anwesenheit oder 
Abwesenheit bei Leben oder durch den Tod Dessen, der es gesliflet oder ge- 
wollt hat, insofern nicht die eine oder andere Besuhränkung durch die Natur 
des Gegenstands selbst erfodert ist, also zam Rechtsgmnd gehört. Die gewöhn- 
liche Annahme des Gegentheils, nümlich des nothwendigen Aufhörens aller 
Rechtswirkongen eines rechUichen Willens mit dem Erdenleben des Wollenden 
würde, wie schon Fries (philosophische Rechlslehre S. 130.} richtig darauf 
hingewiesen hat, in ihrer Strenge dahin führen, dass anch alle bei Lebzeiten 
vorgenommenen Rechtshandlongen , z. B. Veräusserungsvertrage durch den Tod 
wieder entkraltet, mithin im Grunde der ganze Rechtszusland völlig unzurer- 
lüssig und so gut wie vernichtet werden würde. — Manche guten Bemerknngen 
Ober das Verhällnlss von Zeit und Raum zum Recht des Menschen ßnden sich 
bei K. S. Zachariä, KO Bücher vom Staat, (2. Ausg.) Bd. IV. S. 122 ff. 

"3 Ueber den Geburls- oder Erbadel insbesondere s. §. 47. u. iS. 
— Die ThronTolge gibt em Beispiel, wo ans Uberwiegunden Grilnden, die 
in meinen „Grundzügen der Politik" I. $. 279. ff. näher ausgeführt sind, der 
Erstgeburt ein Vorzug eingeräumt ist. Dagegen bei Stammgütern und Bauer~ 
gUlern ein Vorrecht bald dem Erstgeborenen, ball dem Jüngslgeborenen bei- 
gelegt wird t — Majorat oder Minorat—). 
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wieder eatw«<l«r als Eratsekoreiiflr oder als Jängslgebar^ier 
oder krftft der Geburt als einziger Sohn oder ^us eiaer 
ehelichen Verbindung. Auch heutautsge ist die un- 
gerechto Zwückaßtzvmg noch lan^e nicb^ heseiti^, womU man 
die «Dschuldigen noeheUchen^ Tollends die in Ehebruch 
oder Bliitschftnde erzengrteD Kisder die Schuld der 
Aeltem büssen lasst. Nur in Hinsicht der Reehte aus dem Va- 
mitienv^hältniM, wa dieses berzuBtelleD entwedes fysisch HD- 
möglich ist (wie bei HarkiDdern, wo wirklich paler meerlus 
«gty9A^T Aach sittlich (wieim Fall des ESiebruohs oder der Blnt- 
Bchande^, ist ihre Gleichstellung mit ehriieh Geborenen durch 
die Xatar der iSache unthoaUch, und aw sind recblKch ge- 
wissiermassei) als Waisen anzusehen, ^ wie Uiess auch 
bei des Kjadern i^esehiedener Aeltem der Fall ist. 

J{. 41. e^ Das Recht des Geschlechts. 
Der Unterschied des mantilichen und weiblichen Gesefalechts 
bezieht sich ebensowenig bloss oder hauf tsacliUeh auf die ent- 
gegengesetzte Organisation in Hinsicht der Fortpflanzung, wie 
der RasseuntecBchied allein oder zunächst auf die Uautrarbe, son- 
dern er ist ein Gegensatz der ganzen leiblichen und geistigen 
BescbalFenheit (des Gesammtcharakters^ des Mannes und Weibes 
und begründet, bei völliger Gleichheit der allgemeiumensch- 
lichen Fähigkeiten und Bestimmung Beider, ein gegensei- 
tigea Ueberwiegen nach allen entgegengesetzt eigentbömlifheD 
Kräften der Männlichkeit und Weiblichkeit, eine gleich grosse 
entgegengesetzte Einseitigkeit und Unvollstandigkeit beider Half- - 
ten der Menschheit, und mit dieser das Bedürfnis» und die Ge- 
schlechtsbestimmu.ng: einander in aller Hiasicht, zuouU durch 
den innigen Vema ihres graizen Lehens gleichsam au eioem 
ganzen Menschen auf höher» Stufe zu ergänzen. Dem Allen 
gemäss muss mithin das gesammte Recht eines j eden Geschlechts 
sich gestalten, also namentlich das den Geschlechtsgegensatz be- 
tjr^ende Recht zwar auch, aber keineswegs bloss, mit Rück- 
sicht auf die Zeugung bestimmt und dem Weibe gleicher Antheil 
an allea rein mensehlicben Bildungsmitteln, Aufgaben und Ange- 
l^enheiten zuerkannt werden, wie dem Mann (die droU* de 
Hhomme bedaideten im Gtrande audi nur das Mäuner- nicht da» 
Menschenrecht !^. 

Im Zweifel aber das Geschlecht, dem ein Individoiim ange- 
hört — ein Zweifel der auch bei dem- heutigen Stande der F)«io- 
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Io£ie immer noch möglich bleibt *3* weaDf^leicb er bei Weitem 
seltener werden musste, — kann, wie das römische Recht sehr 
richtig bestimmt ##3 ; ^"^ <^'" vorwaltende Gefühl des Indivi- 
duams selbst, also nur dessen Wahl, die Entscheidung geben. 
Die grössere Körperscbwädie des Weibes zieht in Zeiten 
roher Gewaltherrschaft zahllose Terkärzangea »eines Rechts 
durch die Manner nach sich. So ^ilt häufig dos Weib BDwör- 
diger Weise fast bloss als Mittel für die eimdichen Zwecke des 
Mannes, als erste Sklavin (|wle im Orient), ira besten Fall ([wie 
im heidnischen AlterthamJ als erste Magd des Hauses; es gilt 
für durchaus unselbständig und steht daher s. B. onter leben- 
langer, mehr oder minder strenger GeechlechtsvormiindBchaft 
(muHebris tuteta des römischen und s. g. ctira sexuM des sach- 
sischen Rechts^, oder doch in grösserer oder geringerer Ab- 
hängigkeit von seinem Ehemann ([von der römischen manut an 
bis zu der autorüation zu Rechtsgeschäften im Code T^ap.)^ 
es hat wenige oder keine Rechte ([keine potetfan') über die eig- 
nen Kinder, darf die Vormundschaft über sie niclit fuhren, hat 
nur ein sehr beschränktes oder gar kein Erbrecht, nicht einmal 
in Verhallniss zu seinen Kindern etc. — 
Erst allmählich, gleichen Schritts mit der zunehmenden Bil- 
dang, weicht auch diese Rechtsverkürzung der Anerkennung 
sowohl des allgemeinen Menschenrechte als auch des be- 
sonderen Recbts des weiblichen Geschlechts, wennglach 
letzteres Recht nor, wie bei den Minderjährig»! auch, als s. g. 
Rechtswofalthat ([gleichsam als Gnadengeschenk]) zur Gel- 
tung zu gelangen pflegt z. B. einige Nachsicht wegen Recht»» 
ankenntniss etc. Ueberhaupt wird nach und nach der weiMiche 
Charakter, seine Schwäche und Xacbgiebigkeit, als Grund be- 
sonderer Bedüriftigkeit des Rechtsschutzes des Weibes gegen 
Andere und sich selbst, z. B. bei Bürgschaften, beb'achtet 



*] Ott daaert dieser Zweifel nur bis zur Zeit der GeBchlechtsreife ; za- 
weilen wird er während des ganzen Lebens in sehr seltnen FäUen sogar, wie 
es acheisC, nicht einnal naeh dem Tode lösbar sein. Vgl. den Auftatz vm A. 
A. Berlhold m den Göttmger gel. Anz. von 1843. nr. 141. 

*•) Fr. 10. B. de statu Jmmmum (I, 5): — et magis pato, ejus sexus 
aestimandutn, qtti in eo praevalet. Fr. iS. g. i. D. de testibus (XXII, 5): 
Hemuiphrodilus an ad ietUanentum aSiäteri poisü^ qutt&lM lexm ineaies- 
cenüs osietidit 
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— eine Regel, gegen <lie freilich oft noch ar^ gejiug gesün- 
digt wird *3. 

Vielfach Verstössen gegen die begründete Rechtsgleichheit 
des Weibes mit dem Mann indess noch heute die positiven Hechte 
aller Völker, besonders insofern, als es noch immer grossentheils 
fehlt »n den äusseren Grundbedingungen nicht nur der rein 
menschlichen Ausbildung (^aa gehörigem und lange genug 
da,uerndem Unterricht^; sondern auch an einer gleich selb- 
ständigen bürgerlichen Stellung mit der Zulassung zu selb- 
ständigem Gewerbbetrieb — diess Letztere zumal für die in 
Hecht und Sitte noch immer ain Meisten zurückgesetzten un- 
verheiratheten Weiber **J. 

In Hinsicht des staatsbürgerlichen Rech ts sind die 
Weiber den Männern zwar nirgends im Ganzen, wohl aber 
hier und da in Einzelem gleichgestellt (z. B. wo sie für 
thronfähig gelten, Standschaft: haben^^^); und Jene Zurück- 
setzung findet jedenfalls insoweit mit Recht Statt, als 
sie wirklich die Fähigkeiten nicht haben und erwerben kön- 
nen , durch welche jene Rechte bedingt sind -j-^ . oder als. 



*3 z. B. im Art. 340. des Code Napoleon. 

'**) Nicht nur jD mancheD GeserzgeboDgen aller und neuer Zeit, sendern 
BDcl iu vielen neuereD Vorschlägen und BemerkungeD über die bürgerliche 
und staatsbürgerliche Stellang des weiblichen Geschlechts ist alle Rücksicht auf 
die Unverheirathelen, deren Zahl doch wahrlich in vielen Ländern gross 
fcenng ist, völlig vergessen. So bei Mirabean, der den Weibern weder ein 
Erbrecht noch eine Mitgift geben, zugleich aber überhaupt alle lelztwil- 
ligen Verfügungen ansscbliessen müohte, wo sie dann nur nach ihren Tagenden 
zu Gattinnen gewählt werden nnd ihren Vermögensaniheil von ihrem Mann er- ' 
halten würden, der mit seinen Schwestern auch nicht zu Iheilen gehabt habe, 
so dass auf diese Art das gerechte Gleichgewicht wieder hergestellt . werde ; 
E. Esprit de Mirabeau T. I. p. 250 ff. — So auch bei Zachariä, wenn er 
sagt C40 Bficher, Bd. IV. S. 118 f.): „Würden die Weiber gewinnen, wenn ihr 
geheimes Stimmrecht in ein öfTentliches verwandelt vi'ürde?" — Curlmann's 
kleine Schrilt; „Gewerbschulen fiir das weibliche Geschlecht" 1836. enthsit tref- 
fende Bemerkungen über die (Joerlässhchkeit einer Emanzipation der 
Weiber in gevi'erblicher Hinsi<lht (d. h. über die AuRiebuug des .Allein- 
rechts der Männer auf den Gewerbbetrieb nach der veralteten Zunft verrnssung) 
und über die Nachtheile ihrer, solange jene fehlt, unwürdig unselbstän- 
digen Stellung, aus der sich ihnen dann entsittlichender Weise in dem Gelingen 
der Spekulation aufs Heirathen der einzige Ausweg zeigt. . 

•*•) S. Hogo's Nsturrecht, §. 166. 

+) Heber die Grunde, warum seilen oder nie ein Weib wirklich re- 
gierungsfähig sein kann s. meine „Grundzüge der Politik" I. %. 269. f. 



zuj., Google 



— 153 — 

sie dodi nur anf Kosten des weiblichen Charakters nnd des 
' besondem Bernfs als Hausfrau nnd Mutter solche itechte aus- 
zuüben z. B. öffentliche Aemter zu bekleiden vermöchten. 
Datum bleibt es aber doch gewiss grundverkehrt und wider- 
rechtlich, dem weiblichen Geschlecht jede damit sehr wohl ver- 
trägliche Belhätignn;»; seiner Theilnahme an ölTentlichen Dingea, 
z. B. sogar die Anwesenheit bei den Verhandlungen der 
ätändeTersammlnngen oder Gerichte versagen zu wollen. 

$. 4S. f} Das Recht in Rücksicht der Vollkommen- 
heit und Gesundheit des Körpers und Geiste?. 

Die vielfachen angeborenen oder entstandenen mangelhaften 
Beschaffenheiten des Leibes und Geistes erfodern wiederum eine 
weitere Bestimmung des allgemein menschlichen Rechts, gemüss 
dem dermaligen Zustande der Fehlerhaftigkeit und dem Zweck 
seiner Verbesserung, sofern sie nicht unmöglich ist. So bei den 
Verwachsenen, Verstämmelten (^z. B. Verschnitte- 
neii<^3? denBlinden, Taubstummen, Fallsüchtigen, den 
Gebrechlichen überhaupt (—Pflegschaft hresthafter Per- 
sonen—), den Körper- Und Geisteskranken C^uralio fu- 
rio»i'). 

Wahnsinnige, Blödsinnige und kindisch gewor- 
dene Greise, afs Wesen deren Menschliches durch unglück- 
liches Verhängniss zur Zeit ganz oder grossentheils unterdrückt 
ist, sind immer mit Rücksicht auf ihre deretnstige, vielleicht schon 
dermalen mögliche Erweckung zu innerem Leben, den Schein- 
todten ähnlich za behandeln. Denn selbst wenn bei ihnen, z. B. 

Und wenn die Römer sagen:^ ihoribug civiHa offiäa ademla funl feminis , — 
so hat diese Sitte olfenbar einen tieferen Grund. Eine Anomalie bleibt es (lei- 
lich, wenn in demselben Lande, dessen oberstes, entscheidendstes SlaaCsorgan 
ein Weib sein darf, dem weiblichen Geschlecht nicht etwa bloss jedes eigenl- 
liclie Slaatsamt, sondern sogar die unbedeutendsl« staatsbürgerliche Thaligkeit: 
das einfache Stimmrecht, versagt ist. Was überhaupt selbst Bent- 
bam and Spilller (s. dessen Verlesungen über Politik, S. ä2J für ganz an" 
begründet halten. — Vgl. nochSchulze, Leil aden etc. $. 126., von Dresch, 
I^atarrecht. 1822. S. 4i., K. Graf vun Giech, Ansichten über Staats- nnd 
öffentliches Leben. 1843. nr. VII. „das Weib und das ölTentliche Leben." 

•} Hier wirft sich noch die Frage auf: ob die positiven Rechte mit Grund 
von den Zeugungsunfähigen überlisupt Diejenigen, die durch Verschneid ui^ 
zeugungsunfähig geworden sind, meist noch besonders und zwar zum F^chtheil 
dieser Letzleren unterscheiden, z. B. indem nur ihnen die Ehe untersagt wird, 
wie schon nach römischem Recht s. fr. 39. $. 1. B. de jure äolium (XXXIH. 3.) ^ 
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bei den eredn»^ oft nnr an d6n Merkmaleo der üoBseren Bildang 
die Menschenoatur erkennbar ist, so wird doch schon dadnrch die 
Erwartnng ihres Erwachens wenigstens nach dem irdischen Tod 
hinreichend begründet und sie haben bis dahin Jedenfalls die 
achtungsvolle fiegegnnng in Anspruch 2U nehmen, die einem 
gleichsam lebenden Leichnam gebührt. 

Den Geistesabwesenden sind auch offenbar die Be- 
rauschten und Zornigen gleich zo achten, solange der 
Rausch oder Zornanfall währt f,,»-a f'uror brecis est" *')■, nicht 
minder, wenn auch nur gewissermas^en und in einer ganz be- 
stimmten Minsicht, die Verschwender **3 und die Ver- 
brecher. Sie Alle haben vollständige rechtliche Berücksich- 
tigung der Besonderheit ihres Znstandes der Unselbständigkeit 
nnd Verirrnng zn fodern, das Aufhören der dadiirch bedingten 
Behandlung aber erst dann, wenn dessen Aendemng zum Guten 
durch die That offenbar geworden ist fz. B. durch einen lichten 
Augenblick des KasendenJ , obgleich die positiven Hechte mit 
Grund regelmässig erst die gerichtliche Anerkennung dieses Um- 
standes begehren werden. 

Hierher gehören etwa noch die besondern Bechtsbestimmun- 
gen in Bezug am den erblichen Aussatz ***J; dagegen 
diejenigen, die sich aut Pest, Cholera, Blattern, Lust- 
seuche etc. beziehen, mehr das Öffentliche Recht angehen. 



•} Fr. 48 ß. de R. J. (L. IT.) QmdgiM in cahre iraamdiae vel fit 
vel diätar , non prim ratum ett, quam «i perseverantia appanät, Judicium 
atiimi ftässe. Dass auch der infam et infantiae proximua non nmUum a fu- 
rioso dtstänt, weil ihnen ooßh die nöthlge KiDsichl fehlt, am zu wissen Was 
sie than, sagt §, 10. /. de inutil säpulatt. (III, 20.) 

**) Das wabre Interesse der Freiheit der Person nnd des Verkehrs wird 
lewiss nicht dadurch verletzt, dasa der Staat, kraft seiner Pflicht zur Rechts- 
überwachung überhaupt, den ganz sinnlosen Versckwender wenigstens in dieser 
Beiiehang als einen Unmündigen behandelt, eine exheredatio bona tnenle des- 
selbeo zulässt and ihm die Verwaltang seines eignen Vermögens entzieht: Wohl 
aber leidet jenes Interesse durch das Schnldgefangniss, das, anlTatlend genug, in 
England statthaft ist, irährend man dort die gerichtliche ErklBiung lam Ver- 
schwender nicht kennt, 

•*,•) Namentücb Über die Cagott in ihn Pyreniengegenden b. die Zcit- 
sehhR Assland, 1843. nr. 53. und Froriep's Notizen etc. 1842. Odsber. 
pr. 510. 
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$.43. g) Das Recht hinsiehtlieh der i^esamnten 

Individnalttfit. 

Die Individaatität — nach d«r ^aiizen VerschiedeHheit so- 
wohl der angeboreoeii Anlagen als aueb der durch freie Tkitti^- 
keü erfolgten Anwendung und Ausbildung derselben (^zmibaI in 
Betreff der erworbenen Einsichten und Sittlichkeit} — gibt allen 
Handlungen und Werken des Menschen ein charakteristisches 
uBterscbeitJende» Oepra^e, und fodert eine ihr ent-'^rechende Ur- 
gleichhcit des Rechts der lüinzelen, ähnlich wie sie oben hin- 
sichtlich der verschiedenen Individualität der Völker, gefodert 
ward (§. 38.3. Der Älleineigenthümlichkeit des EiHzelmenschen 
niusste hier desslialb wenigstens Erwähnung gethan werden, 
weil sie eine von den Verschiedenheiten der Measchea ist, denen 
auf die Gestaltung der Einzelrechte der bedeutendste Einfluss zu- 
gestanden werden muss und um so mehr als sie selbst, gleich- 
mfcsig mit der höhern Bildung, unstreitig immer bestimmter her- 
vortritt, während durch dieselbe Ursache manche andern Gegen- 
sätze der Meoschennatur, wie z. B. der Rasse, der Volksthüm- 
IJchkeit, des' Geschlechts, sammt ihrem starken EinHuss auf das 
Recht, wenn nicht verwischt, doch bedeutend gemildert werden. 
Die nähere Ausfuhrung des so wichtigen Individualitätsrechts 
wird indessen passender erst auf die Darstellung des Freibeit- 
rechts folgen (^^. 54.J. 

J. 44. hy Bas Recht in Rucksieht des Famifien- 
staitds nnd rfer Terwandtischaft. 

Andere Rechte sind nothwendig verkmip/t mit dem Ehestand, 
als mit dem ledigen, dem Wittwer- oder Wittwenstand , mit der 
Eigenschaft der Aeltern (^ Vater- und Mutterschaft) , der Kinder, 
der Geschwister, mit der Verwandtschaft überhaupt und der dem- 
selben Haussland angebörigen insbesondere, mit der ISchwager- 
schaft im weiteren Sinn , endlich mit der ehelichen oder unehe- 
lichen. Geburt. 

Die in den positiven Rechten mit diesen Unterschieden ver- 
bundenen Besonderheiten des Rechts gehen meist, wie ge- 
wöhnlich, weit über ihren Grund hinaus x. B. bi Ifinsieht der 
Rechte der ehelichen Kinder in Verhältniss zu den unehe- 
lichen, der Bevorrechtung (z. B. nach der lex Julia ^ Papia) 
der in der Ehe, ja selbst im Konkubinat Lebmden Derer die 
nicht kinderlos sind oder die gar eine bestiminte ZtAii. von 
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Kindero haben vor Anderen (^coeUbes, orbi^ toHtarU palres'), 
der blossen Adoptivkinder in Verhältnies za den leiblichen 
Kindern etc. Zuweilen sind sie auch von beschrankterem Um- 
fang als sie es, ihrem Grunde nach, sein sollten z. B. hinsicht- 
lich der ehelichen Güterg-emeinsehaft. Auch die Eigenschaft 
als Pflegkind, als Agnat oder Kognat etc. hat positivTechllich 
mehr oder minder Ginfluss. 

$. 45. i) Das Recht in Hinsicht des Staataverbands. 
Von wesenlichem Einfluss auf die Gestaltung ' des Rechts 
eines Jeden ist auch dessen Eigenschaft ^ils Angehöriger eine» 
bestimmten Rechtsstaats („die bürgerliche" oder besser „staats- 
bürgerliche Natur"3, also in Bezug auf diesen der Unterschied 
der In- oder Ansiänderschaft, (^cices oder percgrini). Diess kann 
Jedoch nor für die staatsbürgerliclien, nicht auch für die s, g. 
bürgerlichen oder Privatrechte behauptet werden, ausser insofern 
diese etwa nothwendig, der nahem Bestimmung ihres Inhalts und 
Umfangs nach, durch die Verfassung und die gesammten örtlichen 
Verhaltnisse .eines besondern Staats bedingt sind. 

Sichtlich arbeitet der Gang der Geschichte an. Herbeiführung 
einer Gleichstellung der Ausländer mit den Inländern in Ein- 
zelrechten durch ein dem jux genlium der Römer für peregrini 
ähnliches Völkerprivatrecht (droit prive inlernntionaf) , das 
um 80 eher seiner Aufgabe entsprechen kann, je näher durch 
stete Läuterung die positiven Rechte jedes einzelen Staats 
ihrem Musterbild kommen. Ein Unterschied der örtlich beding- 
ten Einzelrechte z. B. des Grundeigenthumserwerbs von den 
die Menschen weseniich überall hin begleitenden rein persön- 
lichen Rechten (merkwürdig sind, hier die statuta personalia 
der deutschen Volksrechte !3 liegt in der Natur der Sache. — 
Behandlung der Auslander nach den im Ausland bestehenden, 
onsre Staatsangehörigen gegen die ihrigen zurücksetzenden 
Rechtssätzen (^reloriio Juri») kann, da sie immer nur eine 
Vermehrung des fremden Unrechts durch dessen treue Nach- 
ahmung enthält, als rein gerechtes Gegenmittel niemals gelten; 
sie sollte daher, wo sie nicht geradezu als einziges Noth- 
wehrmittel dasteht, verschmäht werden *\ so gewiss sie auch 



*) S. Pfeiffer, Ideen zn einer neuen Civilgesettgebnng für lentsche 
Staaten, $.30. und Hugo Nat. R. S- 172. 
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als kräftige Mahnung: an die Foderun^ der Recbt8|;Ieiehheit 
. unter Umständen beitragen kann, den Ueber^ang zn dieser 
vorznbereiten. 

Hierher gehört noch die Besprechung der Rechtsverhältnisse 
der Eingebornen zu den in den Staatsverband aufgenom- 
menen Fremden (^den s. g. Naturaiiairten]) im Gegensatz 
ZD blossen Schutzgenossen; der Juden -:- sofern sie selbst 
ihren Charakter als fremdes Volk aufgeben *_) durch das Ver- 
langen 8taatsbärgerlii;her Rechte und Bereitwilligkeit zu Er- 
füllung der entsprechenden Pflichten — ; der Ansiedler in einem' 
Tocbterlande(|KoloniBten3; der Anomalie des s. g. Land- 
■ sa*»iatus plenut-^ der fremden Verbrecher u. s. w. 

%. 46. k) Das Rejcht des Bernfstands. 

Je nach der Natur eines bestimmten gesellschaftlichen Beruf 
Standes CGeschafts oder Gewerbes^ ist auch das auf dessen Aus- 
übung sieb beziehende Recht, — das Berufsrecht in diesem 
Sinn — notbwendig verschieden, weil es die Bedingungen 
gerade dieses , aber auch nur dieses , Berufs begreift z. B. eines 
Staatsamts **3- -^"^ ^'"^^ ZAvar darin völlig gleich, dass Keiner 
den Andern stören darf in seinem Beruf ^ nicht aber sind sie, es 
darin, dass etwa einem Jeden überhaupt erlaubt würe, genau 
Ebendasselbe zu thun, was der Andre tbun darf, aber nur ge- 
rade zur Ausübung seines Berufs und weil er dazu tüchtig ist. 
lieber die dadurch gezogene Gränze hinaus enthält jedoch kein 



*^ EiDe andere Frage ist es freilich, ob sieb ernsltich behaupten Isssba 
wtrd, dass die Joden den Staaten, die sie jetzt bewohnen, ganz angehären 
wollen und ferner nar als eine besondre Religionsgemeinde betrachtet 
«erden können, wenn ein wesenliches Stück ihrer religiüsen Ueberzeugnng 
gerade darin bestehen sollte, dass sie dereinst, sobald der Messias kommt, ihr« 
Wiedervereinigung zu einl^m beson dem jüdischen Staat bestimmt erwarten! ^S. 
auch Hugo Nat. R. §. 174. Da indessen diese Erwartung ein wesenlicher 
Glanbenspankl nicht zd sein scheint, überdiess keineswegs von Allen getheilt 
wird und jedenfalls erfahrnngsmässig die Jaden nicht gehindert hat, alle 
Pflichten als gute Staatsburger zo erfüllen, so liegt auch darin gewiss kein 
hinreichender Grnnd sie von den Staatsbürgerrecbten anszuschliessen. 

**) Besondere bürgerliche Auszeichnungen nnd Ehrenvorzüge gewisser 
Stande oder Berufe wie z. B. der Beamten, des Adels oder (wie im alten 
Aegypten) der ßaoero oder bestimmter Einzelen sind immer durch einen be- 
sondern BilduDgs zustand bedingt, und die Unterlassung der daran sich knfi- 
pfenden Ehrenbezengungen gilt dann natürlich für Injurie. 
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Beruf and fiUmd eiaen Grund besondrer BevorzafiiBp v«r den 
andern — gescbweige geradezu ihrer Beherrschung, wie bei der 
Hierarchift. . Denn sie alle sind gleich wesenlich ■ für das acht 
menschliche Leben in Gesellschaft, und eben darum, wie die ver- 
schiedenen Lebenzwecke selbst auf die sie sich bestehen, von 
gleicher Würde; sie sind endlich nur die, auf der unünderlichen 
Grundlage derselben gemeinsamen Menschenbestimmung und 
Menschenwürde beruhenden Hauptrichtmngen der mmschliehen 
Thütigkeit, deren Sande^unx die wesenliche Bedingung jeder 
■ höheren Bildung der Menschheit ist. 

Die zahlreichen positiv-rechtlichen Abweichungen hievon 
finden zum Theil ihre politische d. h. relative und provisorische 
Rechtfertigung durch die gegebenen Verhältnisse eines be- 
stimmten f^laats, zum Theil nicht einmal dadurch. Ersteres ist 
z.B. der Fall mit den erblichen Aemtern, Würden und 
Standen, mit dem heutigen Soldatenstand nach seinen 
manchfachen Begünstigungen und auch wieder Znrüdt.- 
setzungen (z. B. der Beschränkung des Meirathens^; Letzte- 
res tritt ein in Hinsicht der gewöhnlichen Missachtnng des 
Standes der Schauspieler (|die, als einer schönen Kunat 
Beflissene, mit blossen Possenreissem wahrlich nicht auf eine 
'Linie zu stellen sind^, der Abdecker, die doch ohne Frage 
ein wesenlicheres Gewerbe treiben als die unbegreiflicher 
Weise hoch über sie gestellten Scharfrichter d. hr Henschen- 
schlachter etc. Auch die Bevorzugungen Derer, die 
sich den Wissenschaften ergeben Q — Kreditedikte, 
besonderer Gerichtstand etc.^ lassen sich grossentheils 
wenigstens heutzutage nicht mehr, billigen. Vdn selbst 
versteht sich endlich, dass das nichtswürdige Gewerbe der 
Hurenwirthe der feilen öffentlichen Dirnen (^guae cor- 
pore tjuaeatum factunl) und der öffentlichen Spieler, — die 
leider so oft pirvilegirt sind ' — der öffentlichen Spass- 
nacher aller Art (^qvi aritm ludieram faehtnQ, wozu aber 
gymnastische Künstler nicht gehören, als ein solches Gewerbe 
das Diejenigen die es betreiben seihst herabwürdigt, nicht 
ohne Einfluss auf ihr rechtliches Verhültniss bleiben kann, so 
gewiss auch das römische Recht darin viel zu weit geht. 

$. 47. 1^ Das Recht in Rücksicht aller Äusseren ' 

Glüeksumstflnde. 
Da das Leben endlicher Vernunftwesen unvermeidlich dureb 
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Tid&chen mehr oder uiader zufällige äuBseren BegebnisM 'be- 
schrankt ist, durch solche bald Fodemogen, bald feindUfhe Be- 
riihrua^en und Störungen errährt, die man unter der allgemeinen 
Bezeiehnung von Gl,äck und Unglück begreift, so gebort es 
offenbar zur Lebensaufgabe der Menscbbeit, soviel mögfieb »ich 
unabhängig zu machen von Glück und Unglück (dieses sei nan 
blosses Naturunglück, oder ein im mangelhaften oder ver- 
kehrteh Willen gegründetes eigentliches BÖ8es3 d. h. dahin zu 
wirken, dass die Gaben oder Guter des Glücks nicht nur erhalten 
und vermehrt werden, sondern auch Allen verhältnissmässig zu 
Gut kommen d. h. als Gemeingut genützt werden; dass ferner 
aller Schade durch Unglück oder Bosheit soviel möglich mit ver- 
einter Kraft abgewandt oder doch von Allen gleichmässig ge- 
tragen werde. Demzufolge ergibt sich auch für jeden Einzelen 
der Anspruch, dass er, der eben ausgesprochenen Bechtsfodernng 
gemäss, mit steter Rücksicht auf das besondere Glück oder Un- 
glück was gerade ihn betroffen hat, behandelt werde. 

Sehr Vieles, ja das Meiste, von Dem, was als glückliches 
oder unglückliches Geschick gilt, ist bloss das freiwillige 
Werk des Einzelmejischen oder der Gesellschaft. So die mit 
dem Zafall der Abstammung aus einer bestimmten Ver- 
bindung (^Ehe, Ehe zur linken Hand, unehelicher Vmzhng') 
bestinunter Aeltern, und zwar zuweilen nur mit der Abetam- 
mnng in bestimmter Folge verknüpften Vorrechte, wovon 
schon oben C$. 40.^ die Bede war. Diese Vorrechte, wozu 
nanentlleh da» der Thronfolge und des Erbadels gebort, sind 
mit der Abkunft nämlich offenbar nur durch freies, i/a gesehicht- 
iichen Entwickelungsgang des Völkerleben» am «iner bestisrai.. 
t*n Stufe desselben' recbtlich dm'cbaus erfodertes, gesellscbaft- 
liches Zugeständoiss verknüpft, nicht aber durch die Gebort 
selbst begründet. Ebendarum dürfen sie auch nie als blos» 
durch diese bedingt für alle Zeit gelten., sondern «ie aivsaen 
jedenfall» in eben dem Mass mehr nach und nach wieder andera 
bestimmt und an reinere rechtlichen Voraussetzungen geknüpft 
werden als die fortgeschrittene Bildung der Gesellschaft Diess 
ak Rechtbedürfniss erkennen Hast und möglidi macht. Das- 
selbe muss von Armuth und Reichthum an Sachgüfem be- 
hauptet werden. Insofern der Arme weniger Vermögen hat, 
also weniger vermag, hat er anch weniger abzugeben (^Ab- 
gaben oder Steuern^ und es ist ihm um so viel mehr zu lei- 
sten, als er mehr entbehrt, solange nicht überhaupt dieses 
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Mifisverli&Uniss zwischen Vermögen and Bedärfnias beseitig' 
werden kann (^s. unten die Eigenthum8lehre3- Die s- g-' 
Rechtswohlthat des Armenrechts z. B. ist des Armen 
wahres Recht, so wie die Unenlgeltlichkeit des Unterrichte, 
der Krankenpflege etc. auch. 

$. 48. C. Verstösse gegen die Rechtsgleichheit, . 
historische Ursachen und Beseitigung derselben. 

Unter den zahlreichen geschichtlichen Gründen rechtswidriger 
geseilscbaftlichen Ungleichheiten der Menschen stehen voran : 
die Verschiedenheit der Rasse, des siegenden nnd besiegten 
Volks, der Religion, der Boden- and Eigenthamsvertheilung über- 
haapt. Zu den grellsten jener Ungleichheiten gehören: J} das 
Kastenwesen, 2~) die Sklaverei im engern Sinn, 3^ die 
Feudalklassen #3 1 ^^ ^^^ Proletariat oder der Pau- 
perismus („die Massenbedurftigkeit" Mohl). Ganz oder theil- 
weise der Rechtsgleichheit zuwider lauft noch eine Reihe anderer 
oft angeblich „wohlerworbener" Vor- oder Sonderrechte, deren 
nähere Prüfung hier au weit führen wurde. Von diesen Verstös- 
sen, wovon manche zum Theil schon im Bisherigen gerügt sind, 
mögen nur noch einige hier genannt sein nnd zwar: 

aj Verstösse gegen die s. g. bürgerliche d. h. die 
privatrechtliche Gleichheit. 

Solche Verstösse enthalten z. B. die Znnftrecbte (^anch 
der Gelehrtenzunfte) , die Zwangs- und Bannrechte aller 
Art, das Jagd- und Fischerei-, Post-, Bergwerks-,. 
Salz-Monopol, die Zehntreciite \ind Frohnden, das Erb- 
. recht in seiner heutigen Gestalt und Ausdehnung, znm Theil 
die Zurücksetzung der Bekenner einer bestimmten 
Religion z. ß. ihr Ausschlass vom Grandstückerwerb, Oewerb- 
betrieb etc. Voii der Zurücksetzung des weiblichen 
Geschlechts and vielen anderen nnstatthaften Privatrechtsun- 



•) H. Ahrens bemerkt richtig (droit natwel ed. i, p. 135.), dasB deo 
fendaten Unterscheidungen auch sogar der Schein von Begründung ab- 
geht, den Aristoteles aas der nalüHichen Verschiedenheit der Menschen za 
Gunsten der SKIaverei sofistischer Weise abzuleiten gewnsst habe. 

Zu Justus Möser's angeblich so warmer Vertbeidigung der Leibeigen- 
schart findet man den Schlttssel in Schlosser's Geschichte des 18. Jahrhun- 
derts. 3. Ausg. i843. Bd. II. S. 569. Anm. 
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gleiehbeiteD ist bereite bei Oantetiang der gegründeten Ver- 
schiedenheiten der Einzelrechte in den %%. 37—47 besonders 
die Rede gewesen. 

b) Verstösse gegen die s. g. staatsbürgerliche d. h. 

die staatsrechtliche oder politische Gleichheil. 

Hier sei nnr erwähnt das politische Vorrecht der Bekenner 
jeder s.g. Staatsreligion nnd demzufolge z.B. der vormalige 
Au<>schluss der tfiaaenter» in England von politischen Rechten, 
der jetzt noch fast allgemeine der Juden ihres Glanbens hal- 
ber*), das Vorrecht der Geburt aus bestimmten Geschlech- 
tern**), des Grundbesitzes, des beweglichen Heichthums, des 
Altera, d. h. der Geburt-, Gruadeigentbums-, Geldaristo- 
kratie, der besondere Gerichtstand der s. g. Honora 
tioren etc. etc. 

Die Frage nach dem rechtmässigen Verfahren der gänzlichen 
Aufhebung rechtswidriger Ungleichheiten gehört zwar, wie alle 
Reformfragen, der Politik an; doch mögen folgende Andentungen 
darüber hier eine Stelle finden. i 

Auszugehen ist dabei stets davon, dass alles Unrecht, 



•) Vgl. oben S. 127. Aom. *} 

**) In meinen „Grandzügen der Politik" I. §. 224, itl -der Versach ge- 
maciit, die einzigen Gründe aaszufüliren , worauf hin auf einer gegebenen BiJ- 
dnogstufe eines Volks ein bedingter Vorzug in Hinsiciit geseüscliall] icher Recble 
lediglich nm einer beslimmlea Abstammnng willen sich rectitferligen lassen 
möchte. Ks gehört dahin vorzüglich der Rioflass der Abknnn , der Erziehung 
and der Erinnerong an die Verdienste der Ahnen; was Alles indess höchstens 
eine Rechtsvermuthung erzeugen kann, die der Wahrheit weichen muss, 
wonach zunächst, wie das spanische Sprichwort treffend sagt: ein Jeder der 
Sohn seiner Thaten ist. 

Wenn Hugo ausserdran noch für Gebnrtrechte g^en Plalo die Schwie- 
rigkeit der Beortheilung der Anlegen nnd überhaupt der Wördigkeit zn 6ifenl- 
lichen Aemtern geltend machen will, so würde damit offenbar zuviel bewiesen 
werden. Nur soviel ist wahr, dass überall, wo noch 2or Zeit diese Beur- 
theÜQng nnfiberwindliche Schwierigkeiten hat, insoweit die ßcrofong auf den 
Zufall d. h. die Entscheidung dnrch das Lods der Geburt als ein dermalen oo- 
Yenneidliches Anskunflmittel erscheint. Ueber die Gränze dieses Grundes hinaus 
bleiben freilich geborene Beamte, Gesetzgeber und Richter eine 
nicht geringere Anomalie als etwa ein Erbprofessor es sein würde, wi« 
schon Kant bemerkt (Rechtslehre, 1. Ausg. S. 193.) der überhaupt von einem 
„angeerbten Adel" sagt: er sei „ein Rang, der vor dem Verdienst vortier- 
geht. und dieses auch mit keinem Grunde halfen iässt, ein Gedanhending ohne 
alle Realität.!' 

Rödcr'a Grandiäg« •)•» NktnrrPehm. 11 
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als blosse theilweise Veroeinnnjt oder Bescbränkung des Rechts, 
nicht darcb sich selbst bestehen kann, soadern nur durch das 
Recht, dem es anhaftet (^sowie alle Schranken oder Grunzen nur 
an ihrem Inhalt oder Ge^enstiuid sind^^ dass es also vor Allem 
daraaf ankömmt, das dermalen noch für Recht Geltende, Be- 
stehende ganz verstehen zn lernen, d. h. es weder unter noch 
auch über seinen wahren Werth zu schätzen*}, vielmehr das 
darin mit Rechtstem ässem vermischte Uoslalthafle gehörig zu 
unterscheiden und Letzteres dem^emass auszuscheiden und dureh 
rein Rechtliches zu ersetzen **). 

Das Verfahren hierbei muss sich wieder richten nach der be- 
sondern Beschaffenheit der reehtsgemass umznbestimmenden Ver- 
hältnisse und Einrichtungen und nach der durch den zeitigen 
Bildungsgrad bedingten Fähigkeit dfir Betheiligten, völlig oder 
nur theilweise das Recht einzusehen und zur Aufhebung de^ Un- 
rechts zn benützen. 

Diese kann danach bald, ohne irgend Nachtheü und Gefahr, 
rasch und plötzlich vor sich gehen, wie z. B. die Abschaffung 
der Folter, des Korporalstocks, sowie überhaupt aller 
Marter- und Todesstrafen, der Zensur etc., bald nur sehr 
altmählich, z..B. die Ablösung der Zehnten ond Frohnden 
fder man allenralls noch ihre Verwandlung in ein für allemal 
fest bestimmte Leistungen: in s. g. ständige Grundrenten und 
gemessene Frohnden — vorhergehen lasstj, bald gegen Ent- 
schädigung, bald ohne solche, wie diess Letztere z. B. bei der 
Abschaffung der Patrimonialgerichtsbarkeit und der 
Steuerfreiheit wird eintreten müssen «#4^. 

So wird ferner z. B. die Konpfung eines politischen Vor- 



*3 Wi^ diess Letztere Hegel, hierin übereintimmend mit seinen Gegnern, 
den NenscheUiDgianern und der liistorischen Schule, sich zd Schuld kommen 
liess. Denn hieranf iAufl das von ilim gefoderle „BegreiTen" des Bestehen- 
den hinaus, wenn es seiner Erklärung Dach CitocbtsphiJosophle , S. VIL) nichts 
Andres heisseu soll, als: „dem an sich Ternünftigea t?) Inhalt auch die ver- 
nünftige Form gewüineD." S. darüber noch Mehring, der FonnaUsmus in 
der Lehre Yom Staat S. 165. ff. 

**) Wie wenig unisichlig maa dabei la Werk zu gehen pflegt, ist unten 
CS.^ 190.) am Beispiel der Zuortverfassuag näher gezeigt. 

***) Hauche, wie Spiltler, wollen die Aofhebmig der Sloaerfreiheit , der 
Zensur u. g. w. durch mehrrache Uebergangstnren vermittelt vrissen. Ueber 
die Enlschadigungsfrage bei der Sklaverei und Leibeigeiuchaft ^I.' $. 49. 



C'.dOt^lc 



— 163 — 

rechts bloss an zufüllf^e äusseren und unporsonlichen Voraua- 
setznngen z. B, an eine bestimmle Geburt, ein bestimmtes 8ach<- 
fermögen u. s. f. — solange es nieht ganz oder eum Theil be- 
seitigt werden kann — am Besten dadurch wenigstens Bnschäd- 
lich gemacht, dam man es, wie z. B. die Uebemahme wichtiger 
Öffentlichen Fnnktionen, das Wahlrecht oder die Wählbarkeit zu 
solchen, ausserdem noch an rein rechtliche persönliche Alerk- 
male knäpft, zumal an solche Eigenschaften, die eine wahrhafte 
Bernfenheit verbürgen *3' 

^ 49. D. Von der Sklav ereivinebesondere. 

Die Sklaverei im weitern Sinn (^Knechts chaft, 
„Unfreiheit" Hngo") nach allen ihren zahlreichen Arten and 
Graden mass, als grobe Verletzung des Rechts der Gleichheit, 
schon hier nnd nicht erst, wie gewöhnlich geschieht, als Verstoss 
gegen das Freiheilrecht, bei diesem aufgeführt werden**). 
Obenan steht, als die ärgste A,rt derselben: die s. g. Hautari- 
Btokrafie d. h. die auf Ungleichheit der Rasse gegründete 
Sklaverei (^die zuweilen in Gestalt der Kasteneintheilung auf- 
trilt), und zwar die Negersklaverei, deren Abscheulichkeit 
im heidnischen Alterlhum nnr etwa in dem Helotismus ein 
Gegenstück finden mag. Ausserdem gehören za den Artender 
Knechtschaft: die Haussklaverei der Weiber f zumal wo Viel- 
weiberei herrscht oder in der altrömischen ntanJis^ und der Kin- 
der fin der alten patria polestaay, femer alle Stufen der slavischen 
und dentschen Leibeigenschaft^ sodann vielfache anderen, 
mehr oder minder strengen Abhängigkeitverhältnisse: z. B. die 
Verhältnisse der Kriegs-, Schuld-, und Strafgefangen- 
schaft, sowie der Verbrecher überhaupt, der harten Ar» 
math — zumal ganzer dienstbaren Volksmassen, die, fast eigen- 
tbamlos, als Afterpächter oder Taglöhner Feld-, Fabrik- , Berg- 



*3_ S. meine „Gnindzüge der Politik" I- $. 127. f. $$. 367. ff. -^ In 
Kant's'ltechtslehre, S. 193. finden sich Bemerkongen aber die Art wie — „der 
Staat den von ihm begangenen Fehler eises widerrechtlich eitbelltSD erbliobm 
Vorzngs allmählich gutmachen," nämlich den Adel ailmählicb amg^lalten, ein- 
scliränkefi und eingehen lassen solle. Vgl. auch meine eben angeführte Schrift 
S. 335. Anm. 

**} Da eine gänzliche Beraabnng alles Rechts, oder auch nur aller Freiheit, 
geradeza undenkbar ist, so bezeichnen die Wörter : Sklaverei und Leibeigenschalt 
natürlich nur dei Znstand do« Mehr oder Minder solcher Rntziehang. 

i I*, _^ 
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Werksarbeit etc. (reiben — endlich das Dienstbotenver- 

hiiltniss. 

Der mündlichen AusführuDg vorzubehalten ist hier die Prü- 
fung^ des ganzen Für und Wider der Sklaverei im engern 
Sinn, auch in Rücksicht ihrer angeblichen äussern Nützlich- 
keit, und zwar in Vergleich mit andern Arten der Knechtschaft, 
zumal dem Pauperismus, in besondrer Hiicksicht auf Hugo's Er- 
örterung *3; ferner die Betrachtung der Arten ihrer Ent- 
stehung, namentlich durch Menschenjagden und Menschen- 
handel, und ihrer Beendigung ; endlich die politische Wür- 
digung der Bestrebungen der Abolitionisten **). Eine Wür- 
digung der serviru» der Alten in Vergleich (_also nur re- 
lativj zu den genannten, ihr ahnlichen, heutigen Zustanden, 
— wie sie Hngo ***^ auf so lehrreiche Weise gegeben 
hat, und worüber so Viele sich allzueehr ereifert haben , weil 
sie dieselbe, so feierlich auch Hugo gegen die Sklaverei der 
Schwarzen als ganz empörend sich erklärt, als einen Versuch 
unbedingter Rechtfertigung aller Sklaverei missdeuteten ^ 
wird folgerecht nie auf die gleiche Statthaftigkeit, sondern 
nur auf die gleiche Uustatthaftigkeit des Einen wie des Ao- 
dem hinfuhren, sobald man das unbedingt Bechtswidrige 
auch nur eines solchen Zustandes erkannt bat. 

Schon der alte Heumann -]-} federt in dieser Hinsicht 



*3 Id Dessen Lehrbuch des Nnlarrechts, h. Aosg. $. 186 — 206. 

**') Dass Sklaverei uod Leibeigenschaft ganz nod gar rechtswidrige Zu- 
stände sind, ist freihch keioe Frage, Darum ist aber deren plötzliche ganz 
räcksichtlose und nnbedingte AnfliebuDg doch politisch ohne Zweifel onstatthafl. 
' Ueber die Entschädigung der bisherigen Herrn sind die Meinangen sehr ge- 
theill. In Bezug aaf die Zwangsdienste und persönlichen Abgaben der Leib- 
eignen sagt Mahl Cl't'liz ei Wissenschaft, Bd. IL S. ]1.} sehr gut: „Für die 
Aarhebnng dieser gewaltsamen Unterdrückung aller Menscheorechte ist nichts 
zu bezahlen ; im G^entheile wäre wohl eher ein Anspruch des bisherigen Leib- 
eigenen an den Herrn zd begründen." Dagegen will er die Sklaven losge- 
kaoft wissen, ans Gründen die jedoch, wenn sie völlig haltbar wären, wohl 
aadi für die Leibeignen gelten mdsslen. 

**'*^ A. a. 0. — Unerklärlich bleibt, wie Hugo auch nur die »ervitta der 
Alten mit dem Geist des Chrislenthnms verträ^ich halten konnte (ebenda 
$. 1860- UnISugbar war es doch gerade dieler Geist, dem sie im römlscben 
ReitA unleriag. Vgl. noch Drcsch, Naturrecht. 2. Ansg. S. 41. IT. 

-{■j Geist der Gesetze der Teutschen, 1761. Kap. 13. $. 6. 

Google 



— 165 — 

za einer Vergleithung des SoldatenstandcB mit der, Leib- 
eigenschaft auf. Dass in Bezug auf diesen sogar Menschen- 
raub geübt wird, bezeugt die alte Potsdamer Garde und das 
eaglische Matrosenpressen. 

Solange man die Verbrecher, wie noch heute Regel ist, 
bloss "zweck- und sinnlos einsperrt, ohne irgend Bedacht darauf 
zu nehmen, ob sie nicht während dieser Einsperrung und 
durch sie weit schlechter werden, also nach ihrer Frei- 
lassung noch weit gefährlicher sein werden als vorher, oder 
solange man sie geradezu umbringt, — kurz solange bei ihrer 
Behandlung gar nichts gefragt wird nach Erreichung eines 
vernünftigen, dem Rechtsgrunde alles iStrafcus entsprechenden 
Erfolgs, und die Strafe unbegreiflicher Weise tloss als äus- 
seres Leid aufgefasst und zugefügt wird #3 ^''^'"'?^ wider- 
fährt den Verbrechern in der Bestrafung nicht ihr Recht, son- 
dern das Unrecht der Behandlung als Staatssklaven gleich- 
sam als servi poenne. 

Dass auch das Dienstboten verhältniss, wie es meist 
"heute noch gestaltet ist, wie es früher nicht war und bald 
nicht mehr sein wird, zu den Arten der Knechtschaft gehört 
und nicht etwa bloss dünn *^^, wenn Jemand sich in lebens- 
längliche Dienste eines Andern begab, ist woW keine Frage. 

VIII. Das Recht der Freiheit. 
$. öO. A. Begründung und Haupt rieht ungen desselben. 

Die Eigenschaft des Menschen, worin vorzüglich seine Er- 
habenheit über das Thier sich kund gibt, ist sein Vermögen sich 
selbst zu bestimmen im Denken, Fühlen und Handeln nach Zwecken 
der Vernunft. Man nennt sie die innere oder Willensfrei- 
heit, oder auch sittliche Freiheit, insofern sie in ihrer voll- 
endeten Ausbildung zur Sittlichkeit führt d. h. zum Wollen und 
Thun des Guten, als des unserm vernünftigen Lebenszweck Ge- 
mässeo , rein um seiner selbst willen ***'). Diese innere oder 



•) S. meine comtaentatio de quaest: an poena m'alum esse debeal. 1839. 

**} Wie Zacbariä will, s. 40 Bücher etc. 2. Ausg., Bd. IV. S. 125. 

•••) Dass der Mensch das gewöhnlich nnler Freiheit yerslandeDe C*od 
Roroang „aber die Willensfreiheit Bern 1835." nicht Übel „die eqnilibri- 
stiBche Freiheil'' genaDnteVVermögen nicht hat, iminer ebensogat such 
das Cegeotlieil von Dem thun zu können, was er soeben thut, davon ist we- 
nigstens der Verfasger ganz Ü))er2eug[, da der Mensch iminer aus, wenn auch 
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sUflieb« Frieibeit ist wobl ku uotentcheiden von der blossen (in 
gewisser Weise auch dem Thier eigoeoy Willkür, d. b. der in 
irgend welchen, gleichviel «b in ^^uten oder schlechten (^selbst- 
iscben oder sinnlicbeii} Triebfedern gegründeten Willenbestim- 
mung«^ — ^"^^ i^i* entsprii^t, insofern sie von äusseren freien 
Bedingungen abhängt, ein bestimmtes Aecht um der sittlichen 
Freiheit willen. 



meistens ihm selbst nsbewassIeD , Bewef grflirden bandelt, die b^ sinn- 
licher bald i^btsiDDlIciier Art sind. Nur dann aber ist sein Bandeln ein wahr- 
haft freies, wenn das über alte seine einzelen Kräfte erhabene ganze Ich diese 
alle in ihrer Aeusserung überwacht nnd mit Bewusstsein harmonisch leitet, 
so dass sie also von Innen and nicht lediglich durch äussere Reize nnd Ge- 
genreize bestimmt nnd gleichsam blindlings liingerissen werden. 

*} Zn den verderblichsten Irrthümern gebOrt es, dass man, besonders seit i 
Kant, die s. g. Willkür oder das angebliche Vermögen, sich beliebig fdr 
das Gnte oder auch für das Böse und Ungerechte zu bestimmen, der wahren 
sittlichen Freiheit nnlergeschoben bat, weil man diese letz lere s. g. heroische 
Freiheit an den Menschen nicht verlangen und sie daher zum Anhallpiinht 
bei Beurtheilung seines Handelns nicht brauchen könne. Hiernach kam man 
denn zu der unglücklichen Zerreissung des Menschen in zwei Hälßen, den 
inneren und dßn äusseren, von denen der Erstere lediglich der Moral.fiber- 
wiesen werden und nur der Letztere, also nur das äussere Thun (dte s. g. 
Legalität] die Rechtslehre angehen sollte, durchaus nie aber, auch nicht bei 
ansserlich illegalen Handlungen, die Beschaffenheit der Triebfedern. S. 
S. 35. Dieser Missgriff halte unter Andenn nothwendig eine Verräckung der 
ganzen Zurechnungslehre zur Folge und veranlasste ebendadurch allejenä 
Theorieen des Strafrechts, die, m6 z. B. die Feuerbach'sche Theorie des 
psychischen Zwangs , den Menschen als ein gleichsam mechanisch durch blosse 
Einwirkung auf seine Sinnlichkeit (durch Furcht) zu leitendes Wesen 
auffassen. 

Za allen diesen Verimingen mochte der Umstand vielleicht am Meisten 
verieitet baben, dass die sittliche Freiheit, so gewiss sie auch kenem gesunden 
Menschen ganz abgeht, so gewiss doch nicht mit einem Male fertig, nicht bei 
allen Menschen gleich gross, vielmehr, gleich allen andern Vermögen des Men- 
schen, einer unendlichen Enlwickelung fähig ist, also vielfache Grade hat. Eben- 
daher kann derselbe Mensch in vieler Hinsicht frei, zugleich aber in andern 
Hinsichten unfrei (z. B. der Beherrschung seiner Sinnlichkeit in diesem oder 
jenem Stück soeben unfähig) sein, so dass ein allgemein durchschneidendes: 
entweder frei (zurechenbar) oder' unfrei (unzurechnungsfähig) — als eine 
blosse, aller psychologischen Grundlage entbehrende juristische Anmas- 
snng dasteht. 

Der Verbrecher ist überhaupt keineswegs desshalb der Strafe empfänglich 
und bedürftig, d. h. zurechnungsfähig, weil er frei war im Augenblick der Thal, 
Bondern gerade umgekehrt weil diese That selbst nur der Aosbruch seiner augen- 
Ncklichen Unfreiheit war, d. b. weil sie den Ihatsachlichen Beweis seiner da- 
maligen nnd der Wahrscheinlichkeit nach auch noch seiner dermaligea 
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Das Recht sieht nünlich in zweifacher Beziehoiig za dieser' 
inneren Freiheit : einmal schon insofern als alles acht mensch- 
liche Handeln, auch im Gebiete des Rechts, em freies ist d. >h. in 
der Form (ter Freiheit (^durch freie Selbstbestimmsrng} i^eschieht, 
die aber dämm keinesweg's den alleinigen Gegenstand und 
Zweck alles Handelns ausmacht #3) ^o^'^'^i '*'i^'' »o^Ii insofern 
als sie selbst ein, jedoch bei Weitem nicht das einzige, Vermö- 
gen des Menschen ist, das als solches in steter Entwickelang 
begriffen und in dieser vielfadi abhängig ist von äusseren sowohl 
positiven als negativen Erfodernissen d.h. von Beförderung 
der ihr günstigen , von Beseitigung der sie störenden Umstände 
und Lebenslagen **). Alle diese in innigster Wechselbeziehung 
stehenden Erfodemisse aber sind, sofern durch menscbliehes Zu- 
thun ihnen genügt werden kann, ebensoviele Rechte hinsichts der 
inneren Freiheit, nämlich: 

$[. 51. r) Das Recht auf Erhaltung und Entwickelung 
der inneren Freiheit »*«). 

Dieses Recht gebt Aber nicht nur auf die schon oben (^. iÜ ) 



Uiifätiigkeit zur Beherrschung seiner eignen an sich guten KräRe, also ihrer ge- 
körigen ßichtmg anf das Guttt enthalt. Daher muss denn deren Leitung oHen- 
bar, aber auch our gerade insoweit und insolange, ihm entzogen werden ' 
und eine angemessene Freiheitbeschränhung, überhaupt eine streng vormund- 
schaftlicbe Ueberwachung und Führung an ihre Stelle treten, als er nicht 
millelst dieser äussern Beihülfe im «rfoderlichen Grade die Fähigkeit der Selbst- 
beherrschung wiedergewonnen bat. Vgl. auch Mehring, der Formalismus in 
der Lehre vom Staat, S. 150. ff. 

*) Ebensowenig kann sie den ganzen Inhalt und Zweck des Rechts nnd 
Staats ausmachen. Vielmehr musa das Recht nicht bloss in Bezug auf die Art 
und Weise oder Form des menschlichen Handelns, d. h. die sittliche Freiheit, 
bestimmt werden, deren Ausbildung freilich auch einer der Lebenszwecke 
ist, sondern in Bezug auf den ganzen Gegenstand des menschlichen Han- 
delns d. h. in Bezug auf alle Vermögen des Menschen und auf alle Verounft- 
zwecke, die mit innerer und äusserer Freiheit zu erreichen sind. Vgl. S. 99. ff. 
•*3 Das schädliche Vornrtheil: als sei die innere oder sittliche Freiheit 
endlicher Vernunftwesen nicht auch vielfach äusserlich bedingt, mithin 
nicht auch mrt!elbaren Beschränkungen durch die äusseren Lebensver- 
haltnisse unterworfen — ist bereits oben zur Genüge beleuchtet (s. S. 125. und 
128. Anm. •*]. 

•••) Mit Beeilt sagt Mehriag am angef. Ort S. 123.: , Wir verwahren uns 
feierlieh dagegen , als ob der Staat oichls weiter sei , : als eine Anstalt zum 
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als Recht des Geisttw verlangte Förderung der Kiiisicht durch 
Mittheilnng werthvoller Gedanken and Bildung des Herzens, 
— da Erkenntniss des Goten und Gerechten und lebendiges Ge- 
föhl dafür die beiden Bestianngriinde des sittlichen Gehaltes jedes 
Willenschlusses sind — ; sondern es geht euch und hauptsächlich auf 
Anregung und Yeranlassang zum sittlichen Wollen und Thun, und 
aaf die stete Hebung darin solange bis es durch Gewohnheit zur 
andern Natur geworden ist. Bei Beidem aber ist unerlasslich die 
beständige Beräcksichtigung der Fodemng der Lebens- und Er- 
ziehkunst: dftss alte irgend bereits vorhandene wenn auch noch 
so geringe sittliche Freiheit auf das Sorgfaltigste beachtet und 
gepflegt, also auch bei der Wahl der Bildongsmittel jederzeit 
aof sie gerechnet werde. 

Es begreift jenes Hecht femer das fnegative} Einwirken 
auf Entfernung, soviel möglich, aller jener schffdlichen äusseren 
Einflüsse und Versuchungen, wie sie in übler Lebenslage und 
böser Gesellschaft den Menschen von allen Seiten zahlreich um- 
geben. 

In der erfoderten steten, stufenweisen Fortbildung des Wil- 
lens zn reiner Sittlichkeit und Gerechtigkeit ist denn zugleich 
mitinbegriffen : die innere Befähigung (^Erziehung oder, wie 
'heim Verbrecher, Naeherziehung") zur äusseren Freiheit^ 
der ebenso wieder ein besondres Freiheitbefühigungsrecht 
entspricht, wie dem Ganzen der Rechtsbefähigong über- 
haupt (^j{. 18.3; von dem sie einen, oft mit ihr verwechselten 
Theil ausmacht, ein besonderes Rechtsbefahigungsrecht. 

Mit diesem Recht um der sittlichen Freiheit oder der Sitt- 
lichkeit willen streitet geradezu jedes Gesetz, jede Verfügung 
und Einrichtung, wodurch — im Widerspruch mit dem objek- 
tiv- formalen Rechtsgesetz der nothwcndigen Uebereinstim- 
mung jedes wahrhaften Rechts mit der Sittlichkeit (^s. S. 41.') 
— Jemand zu unsittlichem Handeln gebracht werden soH oder 
kann. Beispiele der Art geben: die Zumuthung den Kund- 
schafter oder Angeber fvielleieht sogar der nächsten Ange- 
hörigen, oder auch der sich uns anvertrauenden Beichtkinder, 



Schau persänlicher Freiheit. Auch die Freiheit Solcher, die in Wirklichkeit 
ei^enliich noch keine haben , will geschützt sein, aber einzig dadurch dass man 
sie bildel." 
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Klientel) oder Kranken^ za maeben; die Verbindang änmere 
Vortheile mit der Verleo^auo^ der Ueberzeagang und 
Gewissenhaftigkeit; verkehrte Straf- uod Gefangniss- 
einric'htungen, wo keine Sondernng nach Geschlecht,. 
Alter, Stnfe der Verderbtheit, besteht n. dgl. 

Ebenso unvereinbar mit demselben sind vielfache Verhält- 
nisse des äussern gesellschRftlichen Lebens, namentlich Skla- 
verei, bittre Armath, da« Aufwachsen unter Mfissiggang, Bet- 
teln und Vagabandiren o. s. f. — deren Beseitigung der Sitt- 
lichkeit ebenso unberechenbar grossen Gewinn als deren Fort- 
bestehen oder gar Hervorrafung ihr Schaden bringt. Gleich 
Sittenverderb] ich und widerrecbtlich ist darum Alles was den 
Leichtsinn, die Lädertichkeit und GIdcksjägerei nährt, wie die 
Lotterien, die Begünstigung des Branntweinbrennens und un- 
zähliges Andere*). 

$. 59. 8) Das Recht auf Aeusserung der inncrn 
Freiheit oder auf äussere Freiheit. 

Für die sittliche Setbstbestiramnng im Gebrauch aller inneren 
Kräfte bedarf es auch , in gleichem Mass mit deren gegenwär- 
tiger Entwickelungsstufe, eines gewissen — mit Bocksicht auf 
die Besonderheit der Lebenszustände und Berufe zu bestimmen- 
den ~ äusseren Freiheitkreises, gleichsam als des Gebiets 
für die äussere Selbständigkeit und Selbstthätigkeit oder Frei- 
thätigkeit. £s bedarf Dessen einmal schon darum weil ohne- 
dies» das Gute und Gerechte auf acht menschliche Weise nicht 
verwirklicht werden kann, sodann aber auch desshalb weil, in- 
soweit als der Gebrauch und die Uebung der inneren Freiheit 
verkümmert ist, auch diese selbst unvermeidlich N'oth leiden, 
wenn nicht zu Grunde gehen muss. Aller bloss blinden Ge- 
horsam, also Verläugnung der sittlichen Selbstgesetzgebung 
der Vernunft, fodernde äussere oder geistige ^wRn.g und alle 
Entmündigung (z. ß. durch Vielregiererei und bureaukra- 
tisches ZentralisirenJ wirkt darum zugleich entsittlichend und 
hemmt das Fortschreiten der Menschheit #*). 



*) Vgl. besonders oben S. 74. f. und 124. lt. 

**) Diess zeigt China's Beispiel im Grossen! ~ Ohne genügenden Spiel- 
ramn für sein sittiich-freies Wirken and eingezwängt von allen Seileo wird un- 
vermeidlich der innere Mensch ertödtet. Nichts ertragen Utnzele und Völker 
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RiaAnsflaBs znnaclist aas diesem Reckt ist: dass es 
ganK unzulässig ist, sich freiwillig, also vertragweise ins 
Eigenthnm Aiiderer oder ia ihre lebenlangea Dienste 
oder ins Schnldgefangniss so begeben, oder sich einen 
Vormnnd zu setzen ♦3- 

Ebendahin gehört denn auch das Recht seine Pflich- 
ten za erfüllen, — diese seien nun rechtliche oder nnr 
sittliche Pflichten — mit andern Worten: das Recht nicht abge- 
halten, sondern in den Stand gesetzt zu werden znr Bestim- 
mang nnd Ansföhrnng unsers Willens lediglich nach nnserm 
eignen besten Wissen und Gewissen, sofern wir nicht im 
offenbaren Irrthom befangen sind (a. S. 1S63^ ^* Alles was 
an sich böiie nnd nnreeht ist ebenso gewiss durchans nicht 
ins Leben geführt werden darf, als umgekehrt Alles was an 
sich gut und recht ist unabhängig von |der Mangelhaftigkeit 
oder Missleitung des Wollens bestehen nnd geltend gemacht 
werden soll. DenigeinAss dürfen keinerlei äussere Nachtheile 
mit dem pflichttreuen Thun und Lassen verknüpft sein, die 
einen ^ offenen oder versteckten Gewissenszwang enthalten 
z.B. zur Leistung von Eiden, zum Tödtenvon Mitmen- 
schen, (_a\so auch zum Aussprechen von Todesnrtheilen, zum 
selbsteignen Leisten von Kriegsdiensten^, zur Ehelosig- 
keit u. s, w. 

S, 93. B. Weiterbestimmung der daraus fliessenden 
Rechtsfoderungen. 

Mit vollstem Recht werden darum die Foderungen geltend 
gemacht — und Diess ist das unläugbar Richtige und Wohlbe- 



weniger^ als stetes vonnundschafUiches Eingreifen in Das, was nur. Sache ihres 
freien iodividuellen Scliallens und Waltens sein sollte, das^ stete Vorschreiben- 
wotlen (^dorch Gesetz und Verordnung) in Fragen der WissensciiaJt and (teli- 
gioo, Sittlichkeit, schonen Kunst, Industrie, des Handels, Unterrichts etc. Vgl. 
S. 74. und 75. 

*) Zachariä (40 Bücher etc. Bd. IV. S. 125.) will dieUnstatlhaftigkeit 
fthoticher Handlungen wieder bloss aus „der Unverausserlichkeit des Herrselier- 
rectils Über unsem Kdrper" herleiten; und das^ sie auch von dieser Seite er- 
weislich ist, kann aUerdfngs keine Frage sein. Je bdber aber das geistige Le- 
ben über dem leiblichen steht, desto mehr müssen die Rechte in Bezug auf 
Jenes überall in den Vordergrund treten und auch bei den Rechten in Hinsicht 
dea leiblichen Lebens immer daran festgehalten werden, dass dieses, obwohl es 
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grändete in dra Bestreboogen des neueren Liberalis - 
mos — : 

1} dass Alle Allen Das (affirmativ od» positiv^ leisten 
iollen, was für die innere Freiheit in beiden genannten Rnck- 
siclite» oöthig ist. 

Ü') flberiso , aber das«, wegen des gleichlormigen ZDsammen- 
bestehens der Freiheit Aller, aneh eine verhaltnissmässige 
(]nur unter gleichen LebenemDStändeii ganz gleiche^ Beschrän- 
kung des äussern Freiheitgebiets eines Jeden hinzukomme, dass 
also da» Freiheitrecht, wie alles Recht, zwar auch seine nega- 
tive Bestimmung erhalte, diese aber nicht als das Nächste und 
Hauptsächliche angesehen werde «3* V^^ erste und Hauptfrage 
in Hinsicht alles Rechts auch für die Freiheit rnnss immer auf 
Das gehen, was das Bechtsgesetz aHrmativ- vorschreibt d. h. zu 
tbun gebietet, dann erst auf Das, was es negativ oder limitativ 
vorsehreibt d. h. was es za unterlassen gebietet, also auf die - 
Gränzen, die es dem Thun eines Jeden gezogen wissen will in 
Rücksicht sowohl des eignen Vernunftzwecks des fragliehen 
Reebtssubjekts selbst, wofür es Mittel sein soll, als auch des gleich- 
nassigen Zusammenbestehens des Rechts, folglich auch der äus- 
seren Freiheit Aller. 

Orundirrig übersieht Diess, gestützt auf Kant's Vorgang**) 
der neuere Liberalismus, der mit ihm nur von einem formellen, 
negativen und 1 i m i t a t i v e n Rechtsprinzip ausgeht , indem 
das Recht ihm nur die, Form der Beschränkung der äus- 
sern Freiheit ist; obgleich einleuchtend diese Beschrankung 
in gerechter Weise erst dann möglich wird (man denke nur z. 
B. an Erziehuigs- und Bevormundungsbedürftige 1} wenn der 
wesenliche Gehalt oder Umfang der äussern Freiheit eines Jeden 
schon gefunden ist, und obgleich sie nur ebendarum hinzutreten 
muss, damit einen Jeden sein gebührendes Recht (affirmativ) zn 
Theil werden könne (jdso z. B. dem Kinde gehörige Erziehung). 
Nicht minder verfehlt und einseitig ist es ferne? — and auch diesfc 



Selbstwurde hat, doch zugleich als Bedinjumg von jenem aurzafassen ist. So 
z. B. bei der Frage: ob man unwOrdiger Weise seinen Leichnam der Ana- 
tomie rechtsgültig verkaufen kann oder vollends sich selbst bei lebendem 
Leibe zu medizinischen VersDchen etc. 'Vgl. S. 131. f. 174. L 

»3 Vgl. oben S- 139. 

••) Ebenda S. 91. 
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Ansieht Iheilt der neuere Liberalismiu — wenn man das Becbt 
in Hinsicht der Freiheit, also einen Tlieil des Hechts, kunswex 
fär das Ganze nimmt, wenn man demnach die Verwirklichung 
der höchsten äusseren Freiheit eines Jeden, — oder wie es 
ibeist ne^Ativ ausgedrückt wird: die Beschränkung der 
äusseren Freiheit eines Jeden zum Zweck der Koexistenz Aller, 
— für den alleinigen Gegenstand und Zweck des Rechts halt, 
mithin sie zum ijelbätzweck macht*_). Vielmehr kann die 
äussere Freiheit, und ebenso auch ihre Beschrnnknng nur von 
Werth und vom Recht sein, wenn und sofern sie als Mittel er- 
scheint für sämmtliche Zwecke des Lebens. Daher ist auch nur 
in steter Beziehung auf diese ihre einzelen Zwecke oder Gegen- 
stande die Beurtheilung des wesenlichen lliitfangs oder Gehalts 
der äusseren Freiheit und ihres guten Gebrauchs, sowie ihre er- 
schöpfende Eintheilung z. B. in Religions-, Gewerb-, Lehrfrei- 
beit etc. möglich; daher endlich besteht einerseits die Fede- 
rung: verhaltnissmässiger Unfreiheit, mithin Freiheitbeschränkung 
aller noch Einsicht- und Willenlosen — also ihrer Bevormun- 
dung — sofern sie als Förderungsmittel ihres eignen Leben- 
zwecks und insbesondere ihrer sittlichen Freiheit selbst unerläss- 
lich ist«*_); nicht minder gültig ist aber auch andrerseits die 
Federung: entsprechender Zunahme der äusseren mit der inneren 
Freiheit oder Mündigkeit, — eine Foderung die für Völker gilt 
wie für Einzele. 

Die rechtliche äussere Freiheit darf aber ebensowenig 
wie mit blosser ffrerherj Willkür und gesetzlosem Belieben 
(der angeblichen potexlas vivendi iit veiis^, ebensowenig auch 
mit der e. g. natürlichen oder naturs ländlich en Freiheit d. h, 
mit der vorstaatlichen Ungebundenheit verwechselt werden, die 
von Verirrten unter dem Namen der „Freiheit und Gleichheit'^ 
80 od begehrt worden ist; denn im Staat kann zwar mit Ab- 
sicht die organische Weiterbeslimmung und Begrenzung der 
äussern Freiheit, 'wie des ganzen Bechts, der nnlergeordneten 
Glieder durch das höhere Ganze weggedacht, niemals aber 



*} Zu welcher Verwirrung der BegrllTe aml zu weiclicn steten IVider- 
sprücheD die anglüclihche Auffassung aller Rechte als blosser äusserer Freiheit- 
rechte hinführt, hat sich schon bisher verschieden tlicIi gezeigt und wird sich 
immer mehr im Folgendrn zeigen. 

*•) S. meine Grundziige der Poliük. (. §■ 87- — 89. 
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in Wirklichkeit wegg:e lassen werden, wenn die wahre recht- 
liehe Freiheit bestehen soll. 

Diese begreift dann aber keineswegs bloss die s. g- bür- 
gerliche fprivatrechtliche) Freiheit, die man im engsten 
Sinn nur als Freiheit der Person und desEigenthums 
auslegt, sondern auch die staatsbürgerliche oder pol [tische 
d.h. das öffentliche Rechtsleben betreffende Freiheit, jedoch 
die letztere nur unter der Voraussetzung hinreichender Reife oder 
Mündigkeit— die sich freilich nicht dekretiren lässt! — Wo 
solche aber vorhanden ist, da kann auch die bürgerliche Freiheit 
nicht etwa ein Surrogat der staatsbürgerlichen sein^ oder doch 
dieser bloss um der hohem Gewährleistung willen, die sie jener 
gibt, ein Werth zugestanden werden sollen. Sie hat vielmehr 
dann Selbstwerth and ist der Gegenstand eines selbständigen 
Rechte *). 

IX. Das Recht der Individualttat. 

$. 54. A. Im Allgemeinen. 

An das dem Menschen schon bloss als solchem zukommende 
Freiheitrechl schliesst sich dasjenige Recht, was einem Jeden 
vermöge seiner gesammten Individualität fd. h. seiner Allein- 
eigenthümlichkeit oder seines Eigenlebens*) zusteht, wenigstens 
insofern an, als namentlich der durch das Freiheitrecht gefoderte 
äussere Freiheitkreis eines Jeden nur näher bestimmbar ist in 
Gemässheit seiner sämmtlichen sowohl angeborenen als dermalen 
entwickelten individuellen Anlagen. Gerade hierauf gründet sich 
nun das Recht um der Individualität willen. Es beruht 
darauf, dass wir nicht bloss Menschen überhaupt oder in ab- 
atraclo sind und sein sollen, dass also auch die Verwirklichung 
unsers ganzen Rechts als Menschen, und nnsers Rechts aaf Be- 
thätigung (Darlebung) und Vervollkommnung, insbesondere, so 
gewiss nur mit Rücksicht auf den konkreten Menschen nach 
seiner ganzen wirklichen und möglichen Eigenthümlichkeit ge- 



*) Mündlicb ist, noch zu handeln: über «Üe scheinbare Unverlrflg- 
lichkeit der bürgerliciien und slaatsbilrgeriichen Freiheit, Ober die einseitige 
Ueberschäl2ung der letzleren im Allerthum and der ersleren in der nenern 
Zeit, endlich über die einzig gerechte Art der VorbeDgnngsmillel gegen 
Freifaeitmissbraucb, zumal auch in Anwendung aar die Presse. 
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scheheo 8oU*J, als wir ohnediess nnsere BeBtimmuDg nicht er- 
reichen liöniilen, der wir nur innerhalb der Schranken unsers Ich 
nachstreben können '^M»^- ^^^ Indtvidnalitätsrecht ist demnach 
das Recht onsere ganze Individnalitat zur vollen Verwirklichong 
2a bringen d. h. zn behaupten nnd xu entwickeln, folglich auch 
alle nnsere in jener begründeten Anlagen, Neigungen, Wünsche 
and Bedürfnisse in der Weise zu befriedigen, wie es derselben 
entspricht nod soweit es zn deren Behauptung wesenlich ist. 
Diess kann aber geschehen: 

i'y durch freies Waltentassen unseres eigenen Beliebens and 
unserer Selbstthätigkeit , sofern diese für sich allein zureicht (_», 
B. in Form der Bitte nnd Beschwerde]). Diess könnte man das 
aktive Individualitätsrecht nennen. Insofern gibt also 
der blosse Wille ("das reine Belieben^ des Individuums, sowohl 
für dessen Lebenszeit als für den Todesfall, also auch als letzter 
Wille, das Gesetz und es gilt hier, aber nnr hier, vollständig 
die Regel; volenti non fit injuria. Insoweit ist also der freie 
Wille des Individuums nicht bloss die Form der Verwirklichung 
des { objektiven^ Rechts, sondern ein rein sachlicher fobjek- 
liver^ Theil des Rechtsgrundes oder Bestandes bestimmter Rechte. 
So in Hinsicht alles Dessen , was in der innigsten Wechselbe- 
ziehung mit dem innersten Eigenleben des Individuums steht und 
sich verhält als äassere Wirkung oder Mittel seiner, jedem äus- 
seren lieblosen Antrieb unzugänglichen Erschliessung und Offen- 
barung. In Ansehung solcher Leistungen kann also insofern sie 
wesenlich dem reinen Belieben des Leistenden selbst unterworfen 
bleiben müssen, niemals, selbst nicht durch die erklärte 
Einwilligung in die Leistung (um so weniger wider oder 
ohne diesen Willen^, ein Anderer ein Recht erwerben anf die- 
ser Leistung zu bestehen und allenfalls mit Zwang sie durchzu- 
setzen, geschweige wenn sie mit der Selbslwürde des Indivi- 
duums unvereinbar wäre. Die Regel: dem Wollenden ge- 
schieht nicht Unrecht — kann also nur in dem Sitan gelten: 
dass, wenn und sofern ein Individuum im Bereich seines 



*3 Vgl. S. 112. Änm. u. S. 122. Aum. 

**) Anr der Graodlage des Tür das Leben aller Menschen gleich We- 
genlicken bedarf es zum Behnr der Feststellung Dessen, worin ein Jeder ins- 
besondere sein Glück zu suchen hat, einer individuell beliebigen Selbstbestin- ' 
nong in Hinsicht sowohl der Zwecke als der Mitlei des Lebens. 
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individuelleD Beliebess Etwas wirklich eben jetzt wül^ 
Jedermann ohne Unrecht das Gewollte sich leisten lassen oder 
ihm leisten darf. Hingegen nherall, wo der individnejle Wille 
keinen Bestandtheil des Hedita^ondes aasnaeht, sondern onab- 
hin^ig von ihm das Recht besteht und Geltung fodert, da fin- 
det jene Regel nicht Statt , sondern alle Einzeien dürfen nur 
gerade Das d. h. nnr Uas ist ihnen zd fhnn oder zu lassen er- 
laubt, was R«chteiiB unbedingt geschehen soll*}: « 

Zu solchen wesenlich freiwilligen Aeussernngen der 
Individualität ist es zu rechnen z. B. ob wir Andern Erleb- 
nisse unsers Geistes nnd Gemüths anvertrauen, ihnen unsre 
üaaseren Schicksale erzählen , sie durch unsere Werke, Ta- 
lente und Kunstgeschicklichkeiten z. B. im Bereich der Ton- 
kunst oder durch Witz nnd Laune im freigeselligen Verkehr 
vergnügen wollen, oder nicht, ob wir unsere schönen Kunst- 
werke Jemand zum Andenken geben od«r sie zerstören 
wollen, ob wir uns zum Modell für einen Künstler oder zu 
natnrwissensehaft liehen Versuchen hergeben wollen oder nicht 
und Anderes mehr. Ebendahin gehfirt z. B. der vertrauliche 
Verkehr der Freunde und Ehegenossen. 
S3 Ausserdem ist aber für die vollständige Geltendmachung 
([DarlebuDg und Ausbildung} unsrer Individualität vielfach zu- 
nächst durch Andere und durch die gesellschaftlichen Einrich- 
tungen zu sorgen, wenn nnd insofern Diess nämlich dermalen 
oder immer über unsre eignen Kräfte geht, indem unsere Selbst- 
bestimmungsfahigkeit entweder noch nicht hinreichend entwickelt 
ist, wie beim Kinde, oder nicht mehr genügend vorhanden ist, wie 
beidemVerbrecher, dem Kranken an Geist und Leib, oder weil 
das zu Leistende überhaupt die Kräfte des Einzelmenschen über- 
steigt oder eine wesenlich gesellschaftliche Aufgabe ist Diess 



•) S. Krause, Abriss des NotOTrechts, S. 137, ff.; 121,; 165. f . — 
Nietit ÜIeo dftdnrcb wird eine nserm RecbE ZDwideriBuTrade Hanfüimg gerecht, 
wie es grundfalsch noch fast allgemein behsoplet wird (s. z. B. Baner, Na- 
torredit $. 45.}, dass wir in sie einwilligen, sondern nnr dadurch dass und 
soweit als diese Einwilligung selbst eine gerechte ist, wie in dem in der 
vorigen Anmerk. besprochenen Falle. Ueberall aber wo Etwas durchaus, 
die Einzeien nagen es wollen oder nicht, om der ErreiiAnng der Vemunflbe- 
stimnung willen bestehen oder geschehen mu^ss, da kann aech der Wille eines 
Jeden nur rechtsgültig sein wenn er eben daruir gerichtet ist, wenn also sein 
Inhalt oder Gegenstand (das Gewollte} eine a« sich rechtsgemStse Beschaffen- 
heit hat. 
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kiante aatn f^wiaaermaeaea du passive iBdividaalitSts- 
recht t 



Hierher gehört nara«itlichi die ToUstindige Uerädtsidi- 
tigBDg nod Aaerkennong besaoderer individadlen Tüclitig- 
keit nod Würdigkeit (des Verdienste83, znmal bei Zn- 
tbeilang gesellscbaftlichef Aemter^J, oder umgekehrt beson- 
derer Unwördigkeit (der Verschuldung) — Beides von 
Abicht: Recht der Zare«hnung genannt^ endlich die 
■ Fodernng der Entfemang der zahlreichen unmittelbarea und 
mittelbaren Hinderaisse der Gettendmachnng folgender ihrer 
Wichtigkeit faaJber jetzt noch besonders aussufährenden In- 
dividHalitätsrechte. 

B. Besondere Haaplrichtungen des Indivi- 
dualitatsrechts. 

$. 55. 1) Das Recht auf freien Umgang mit sich selbst 
Allen voransteht das Recht auf freien Selbstumgang, 
nnd darum auf AbschlusB des innersten Eigenlebens 
nach Aussen, sowie schon om desswillen auf beliebige Geheim- 
haltung aller rein inneren Angelegenheiten der durch persönliche 
Liebe gestifteten innigen Lebensvereine, deren schönes Gedeihen 
ebensosehr bedingt ist durch die kräftigste allseitige Entfaltung 
des selbständigen Lebens der dadurch verbundenen Individuen, 
als umgekehrt die vollste und schönste Entwickelnng Dieser durch 
dieHeiligachtung jener Verbindungen, die gleichsam das eigenste 
Gebiet sind fiir das freie Wechselspiel aller individaellen Kräfte. 
Vermöge des Rechts auf ungestörte Selbständigkeit des Eigen- 
lebens ergibt sich zunächst die weitere Rechtsfoderung: 

a. dass überhaupt Niemand sich uns schamlos auf- 
dringe, weder geistig noch körperlich; denn Beides streitet 
mit der Wurde und Heiligkeit des Selbstlebens und der Freiheit 
des Gebrauchs unserer Kräfte, es verletzt den sittlichen Urtrieb 
der Schamhaftigkeit in leiblicher und geistiger Beziehung, womit 



) Dann liegt der Grund, warum in der Gesellschaft nur den wirklich 
Cdurch Einsichten, Geschick und Sittlichkeil) Fähigen, aber auch allen Fähigen 
der ihrer individuellen Fähigkeit entsprechende Bernf übertragen werden darl 
und soll,, ohne dass as dieser ledi^ich objektiven ßeehtsbestimmniss 
der blosse Wille der Amtsertheiler oder Empfänger das Mindeste ändern 
könnte. Kein Verdienst ohne Lohn and kein Lohn ohne 



Verdienst! 
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nur freiwillig-e Uin^ebiiDg and Mittheilung am individueller 
Liebe uod Aelitnn^ willen sich vertrag «3- 
«3 Die g'eistig'e Zudringlichkeit Üoms^t sieb in jedem 
Eindrängen in Angelegenheiten des inneren Menschen äber- 
luiapt, Kuaial in Gewissen und Ueberzeugang (^s. aoch $ 38.3 
sei es bei Gelegenheit oder mit List oder mit leiblichem oder 
geistigem Zwang, z. B. durch Einschächterangen irgend 
einer Art * 

^3 Die leibliche Zudringlichkeit besteht in jeder Miss- 
achttmg der eigenthämlichen Wurde nnd Selbständigkeit des 
Körpers, also nicht bloss in jeder Störung desselben, die 
schon oben als ein für sich bestehendes Unrecht dargestellt 
ist, sondern in jeder Entweihung desselben durch Angriffe 
anf die Keuschheit im engern Sinn, sogar in jeder Ent- 
hlössung oder Antastung wider Willen des Betroffenen. 
Auch schon in Rucksicht dieser leiblichen Schamhartigkeit 
besteht ein Recht aufKleidung, um dadurch von willkürlichen 
oder unwillkürlichen Berührungen — sei es auch uur durch 
Blicke — Anderer uusern Körper abzuscheiden. 

Beispiele geistiger Zudringlichkeit ergeben sich nament- 
lich in Bekehrversuchen in göttlichen oder mensch- 
lichen Dingen wider Willen der zu Bekehrenden oder 
durch unangemessene Mittel, wohl gar noch auf dem Tod- 
bette, in zudringlicher Werberei und Freiwerberei) 
in Auskundschafterei jeder Art, Brieferbrechen, 
grundlosen Haussuchungen, Zwang zum Ge 
ständnias eigner Schande z. B. beim Untersuchungs- 
verfahren. In diesem letzten Zwang zur Blosstellung der 
eignen sittlichen Verwerflichkeit, also gleichsam zu sitt- 
licher Eutblössung, liegt eine arge Verletzang des Rechts 
am der Schamhaftigkeit und der persönlichen Würde wil- 
len — eine Rechtswidrigkeit die (]wie Jede andere z. B. 
ungerechte übertrieben harte Strafen^ das Rechtsgefühl 



*) Diess muss namentlich in Hinsicht aller vorhin S. 175. angeführten 
Beispiele IndiTiduell-freier Leistungen behaoptet werden. Nur ein ganzliches 
' Verkennen dieses wichtigen Hechts macht es erklärlich, dass, der lauten Sprache 
des Gefühls zun Trotz, Oselzgeber und SchnTtätetler zuweilen sich nicht ge- 
scheut haben -~ selbst wenn sie sonst das Recht auf den Körper fiir unver- 
flnsserllch hallen, (wie Zachariü, 40 BOcher etc. Bd. IV. S. 125.) bei Ehe- 
gatten ein Zwangsrecht auf Geschlechlsumgang anzunehmen. 
RÖdrr'« Grani1xii);i; ätt Natiirrechl*. ja 

CylzcdtvCoOglC 



— 178 — 

aoHi de* selber U«||^reelrteii empdrt, uml die ihn heram- 
fodert zu Widerstund «ad Hartattckigkett. Gans einerlei 
ist aber, ob^ie auf den ungerechten Zweck der Erpresssng 
^nes GestandniBseii berechneten Mittel i^eistige oder sinn- 
liche Gewalbnassregeln sind, wie : die offene oder versteckte 
Folter aller Art and Stnfe z. B. Schläge, Hunger, Ent- 
zieiiang der warmen Kost, des Lichts, der Lektüre, musi- 
kalischen Instrumente, der Reinigungseid, die s. g. 
Ungehorsamstrafen, die Suggestivfragen, das 
hinterlistige Benutzen der schwachen Augenblicke geistiger 
oder leiblicher Ermüdung des- Angeschuldigten *3- Auch 
die V e r ij f f e ntlichung eines Wissenschaft liehen 
Nachlasses oder sonstigen Geisteswerks »line den 
erklärten oder mathoiasslichen Willen des Urhebers ent- 
hält eine solche Individualitätsverletzung 44). 

Beispiele zunächst, wenn auch nicht allein, leifalidier Zu- 
dringlichkeit bieten die ehemals bei Ehescheidangstreiten 
äMichen Beisctilafv ersuche vor besetzter Ge- 
richtsbank, die schamlose Art der s. g. Exploration 
in manchen Gebärliänsern, alle nnnöthige« Eörperbe- 
sichtigungcn bei Kriegsdienstpflichtigen ***) «. s. f. 
b. Aof denselben Rechtsgrund Btätzt sich auch die fernere 
Federung: dass einem Jeden ein Recht auf ein alleineignes beson- 
deres räumliches Gebiet für sein individuelles Leben und Wirken 
zugestanden werde, d.h. auf eigene Wohnung, als Freistätte 
für den Umgang mit sich selbst und mit den ihm Nächststehen- 
den, mit denen vereint er bestrebt ist, seine Individualität anszu- 



"3 Gin Aoderes ist es, wenn der Uutersu(^Dgsrichter wirklich das Ver- 
traoen des Angeschuldigten in gewinBen, nicht etwa eo ersohl eichea , weiss. 
Solange das leidige Untersuchnngsverfahren bestellt, also das Erreichen eines 
Bekenntnisses als einziger Zweck gilt, solange werden in der Wirkliclikeil 
direkte oder indirekte Tortin-miCtel nichl auflioren, wie schon Moser in den 
palriot. Phantasieen in dem Aufsatz: „Also sollte man das Accusalionsverfahren 
wieder einführen" — trefllich gezeigt hal. 

**') Ja sogar das Lesen selbst offen da liegender Briefe ohne Willen des 
Betheiligten, sowie das Aufnöthigen einer, wenn auch richtigen, doch der Fas- 
sungskraft Andeier noch zu hohen Ansicht durch rücksiclitlose Geltendmachung 
unsrer geistigen Ueberlegenheit etc. gehört streng genommen hierher, obgleich 
Dergleichen begreiflich in posiliven Rechten nicht beachtet wird. — Vgl. noch 
Meister, Lehrb. des Naliirrechts, S. 157. 

•••) Vgl. noch fr. i. $. 8. et 10. D. de inspiciendo venire CX\¥, 4). 



ovGoogIc 



bilden, und Tolji^licH Kn beliebiger Absonderung von der Aussen- 

welt d.h. mit strengstem Hausfrieden und HaDsrecbt«3- 

%. d6. 3) Das Reclit auf freien Utag&üg mit der 

Natur. 

Soll der Tndtvidaalität ihr volles Recht widerfahren, so muss 
es einem Jeden frei stehen nach Gefallen seine Beziehungen .zum 
Ganzen der Natur und allen ihren Kräften geltend zu machen 
nnd auszudehnen, also sich ungehindert in ihr zu bewegen, ihre 
Kräfte in seinen Dienst zu nehmen für alle wensehlichen Zwecke, 
überhaupt der Nnturgewalt gegenüber das Reich der Freiheit fort 
und fort zu erweitern, soweit diess Alles mit dem gleichen Recht 
aller Uebrigen sich verträgt. Dieses Recht, das in vielfacher Be- 
ziehung schon überhaupt am des Gedeihens des Geistes und des 
Körpers willen gefedert werden muss, sehliesst in sich z. B. die . 
Freiheit zu reisen, spazieren zu gehen, Versuche mit 
Naturkräften anzustellen, beliebig — sei es im Heimatlande 
»der ausserhalb desselben — seinen Aufenth altert oder 
fVobnort zu wählen, also auch das ungeschmälerte Recht 
der Auswanderung oder Freizügigkeit«*), 

Da das Recht eines Menschen, so gewiss es ihn dberall hin 
begleitet, so gewiss doch nur an einem bestimmten Orle zur 
Verwirklichnng gelangen kann, so wird diese, sowie sie durch 
die Annahme eines regelmässigen Wohnorts erleichtert wird, 
ebenso aneh durch jede Beengung der Wahl des Aufenthall- 
orts verkümmert z. B. dnrch direktes oder indirektes Binden 
an die Scholle d. h. Abschneiden des Auswaudems. Letz- 
teres geschieht namentlich durch Leibeigenschaft , grosse 



*) In dessen Anerfcennung begegnen sich vollständig das römtscbfl und 
germanische Recht. Sehr richtig sieht das romische Recht in dem gewaltsa- 
men Eindringen In das Uam des Biti^ers gleichsam ebe Airtaslung seiner per- 
stwIicheR Witrde — ein« Realinjurie! ». fr.S.jn-.O.de mjuriin^XLVII. 10.') 
— und England hält fest an dem Satz: My houae is my kmgdom! 

**') Darüber handeln ausführlich meine „Grundzüge der Politik" I. $. 171, 
f. — So gertiss kraft der SelbslgeseEzgeburig der Venionft nor ein Jeder selbst 
<tar(tb«r zu entscheiden hat, welches die einzig seiner Individnalität cntsprecltende 
Art und Weise der Erstrebang seines Lebenzwecks sei, worin allein also ge- 
rade er seine Befriedignug nnd sein Glück finden kann, so gewiss steht anch 
,nar ihm selbst das tirttieil darüber zd, ob damit sein Anrentiialt in gerade die- 
sem Staat vereinbar sei oder nicht. Sch^n das römische Recht will mit Gnmd 
die Freiheit der Wohnortänderung dnrch keine Willkür Anderer bedingt wissen. 

13* 
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Armutli, hohes AhzaggelA fglcicbsam eine darauf gesetzte 
. Verino^nstrafe 13 und durch den Vorwand der Krtegsdienst- 
pAicht, durch das PassunweseD (^das äberdiess dem Recht 
der Unbescholtenheit zuwiderläuft^, durch die Erschwerung 
des Erwerbs des Heimatrechts, endlich durch die 
Verknüpfung: vollends einer längeren Abwesenheit vom 
' Wohnort mit unbillig grossen Nachtheilen, wenn auch nnr 
hinsichtlich des Vermögens, zumal durch verfrühte An- 
nahme des Verschollenen als tod *'). 

%. 57. 33 Das Recht auf freie Wahl seines Umgangs 
mit andern Menschen. 

Nur von Seiten ihrer hohen Bedeutung für die Geltung der 
Individualität ist hier zu er^vähnen als wesenlich die vollste 
Freiheit eines Jeden in Gestaltung sowohl seiner allgemeinen 
als besondern geselligen Verhältnisse, namentlich also das Recht 
der freieslen Wahl seines vorübergehenden und seines bleibenden 
nähern Umgangs, folglich besonders der Freunde und des IChe- 
genoesen; denn alle individuelle Liebe gründet sich nur auf und 
bestimmt sich durch die Individualität der Liebenden. Es darf 
uns aber überhaupt, auch ausser unsrer Wohnung, Gesellschaft 
weder abgeschnitten noch aurgedrungen werden (s. %. 55.J, vol- 
lends nicht eine uns missfällige , sofern nicht höhere Zwecke in 
beider Rücksicht eine Ausnahme begründen, z. B. eigne Krank- 
heit , Hülfs- oder Unterrichtsbedürnigkeit. Nicht minder muss 
auch die freiestmögliche Auswahl Derer uns zustehen, mit denen 
wir Verträge eingehen wollen. 

Hiergegen verstösst der mannichfache olfene oder versteckte 
und mittelbare Zwang in Rücksicht des Heirathens oder der 
Ehelosigkeit (|wovon nnten bei der Ehe^^ fud namentlich die 
Bedingungen nach der Willkür eines Dritten zu heirathen, 
eine bestimmte Person nicht zu heirathen etc., was Alles 
mit Grund das römische Recht für unstatthaft erklärt; sodann 



*) Daran knupß sich denn die aoforlige Aushändigung seines Vermögens 
an die Verwandlen des Abwesenden ohne alle Bedachtnahme anl SichersteUung 
für den Fall seiner Bückkehr. Auf der andern Seite bat aucb eine zu lange 
fortgesetzte curaUo bonorum absentis den grossen Nachtlieil jedes verlän- 
gerten Zustandes der Ungewissheil des Rechtseigenllmms fOr die Zarückgelassenen. 
Den richtigsten Mittelweg möchte hier, wie auch die Meisten (i. B. ZachariS, 
Hugo, Pfeiffer] annehmen, wohl das frünzdsiscbe Recht getroffea halMB. 
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die anfg'edrutt^ene enge Gemeinschaft mit rohen oder 
gar verdorbenea Gesellen, wie z. B. Jenes in Kaser- 
nen, Dieses in Gefäno^nissen die lle^el ist; oder aber 
eine übertriebene Vereinsamnn^ der Sträflinge, an- 
statt ihrer blossen Absonderung von einander, (^nnd zwar 
nicht etwa bloss bei Nacht oder nur nach Geschlecht, Älter 
und iStafe der Verdorbenheit, sondern überhaupt^ — indem 
gerade häufige Beriihrnng mit einsichtvolJcn und warkere» 
Menschen ilmen ganz unentbehrlich ist für ihre Besserung, 
obgleich sie nur bei schonendster Berücksichtigung der In- 
dividualitat heilsam zu wirken vermag; ebenso Verstössen 
dagegen alle Zwangs- und 'Bannrecbte. 

$. 58. 4} Das Recht auf freie Wahl des Berufs. 

Eine weitere Bestimmung des lleclits der Einzelen in ihrem 
Yerhällniss zur ganzen Gesellschaft knüjift sich duran, dass un- 
möglich ein Jeder Alles in Allem sein kann und soll; dass viel- 
mehr jedes endliche Vernunftwesen sich unvcrmeiillicli darauf be- 
schninken muss: auf der Grundlage und unbeschadet seiner har- 
monischeu atlgemeinmensch liehen Ausbildung (^»luitin humaniln- 
ti*^ die überwiegende Ausbildung nur einer bestimmten 8eite 
der menschlichen Wesenheit und Lebensaufgabe in Wissenschaft 
oder Kunst sich zum cigenthümlichen Lebensberuf zu machen — 
und zwar gerade derjenigen, auf deren Wahl seine individuelle 
angeborne und erworbene Tüchtigkeit und Vorliebe es hinweist — ; 
wahrend es in der vorwaltenden Ausbildung der übrigen Sei- 
ten der Menschennatur zurückstehen und, sich ihr vorzuglich ztt 
widmen. Andern überlassen muss,— sowie Diess allein auch der 
Federung möglichst organischer Gliederung und Verrichtung 
säramtlicher lyeseniichen gesellschaftlichen Arbeiten durch alle 
der Gesellschaft angehörenden Ejinzel- und Gesammtpersonen ent- 
spricht. Nur dann auch werden alle Einzelen im Stande sein, 
ihrerseits hinwiederum der Gesellschaft Alles zu leisten, was ihnen 
gegen dieselbe obliegt, um deren innere Vollendung thunlichst 
zu fördern. ' Die unerlassNche Voraussetzung für diess Alles aber 
ist, dass die Gesellschaft überhaupt allen ihren Gliedern das Ganze 
des Berufsrechts leistet, indem sie ihnen nicht nur die oben 
schon gefoderte Rechtsgleichheit der Berufstande ge- 
währt, sondern auch und vor Allem die vollste individuelle Frei- 
heit der Wahl und Uebung des Berufs. Diess Letzte 
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über geschieht dadurch, daas lediglich nach dein fireien Willen 

der Einzelen selbst die besonderen gesellschaftlichen Verrichtun- 
gen, sofern sie überhaupt besondere innere Berofenheit erfo- 
der£i«3i ^^^ ''"^^ wirklich befähigten Gesellschaftgliedern 
übertragen werden und nicht etwa nach Willkür oder Gntfinden 
der Obrigkeit oder nach dem Zufall des Looses oder der Geburt 
ßtcj dasB ihnen ferner die Bedingungen der Möglichkeit — 
also der Befähigung ganz ntich ihrer Neigung **3 — und , im 
Fall erprobter hinreichender Fähigkeit und fortwährender Beruf- 
treue «*«). auch der Wirklichkeit der Ausübung eines sol- 
chen besondern Beruf» gegeben werden, und zwar Allen auf 
gleiche Weise. 

Völlig hintangesetzt ist dies» wesenliche Individualitäts- 
recht in Hinsicht des Berufs und besonders der freien Beruf- 
wahl z.B. durch 'das Kastenwesen und alle davon übrig- 
gebliebenen oder Uli! ihm dem Geiste nach verwandten Ein- 



*) An solclien Arbeiten hingegen, die für die Gesell scliaft zwar auch un- 
enlbelirlicli sind, die jedoch keine andern Fälligkeit«!) voraussetzen, als solche, 
die Jeder nicht an Geist und Körper kranke besitzt, müssen ohne Unter- 
schied AMe den (lebührenden Antheil nehmen, wenn nicht dieser durch 
wahrhaft fEeiwillige Arbeiter ihnen abgenoniBien wird. Von selbst ver- 
steht sicli freilich, dass notbgedrungene Taglohnerei eine solche frei- 
wilügo Ai'beit nicht ist. 

**) Hierher gehört also die möglichsle Lernfreiheit d. h. die be- 
liebige Benutzung aller im In- oder Ausland vorhandenen Bildnngsmitlel und 
Anstalten z. B. durch Wandern der Handwerksgesellen in der Fremde, Besuch 
der Hochschulen elc. des Auslands, ferner die freiste Auswahl der zu hören- 
den Vorträge, ihrer Reihenfolge und der Lehrer. fAIso keinerlei Sludienzwang 
und Zwangsvorlesungen !) 

***) Nur insofern als die wirkliche Augübung eines bestimmten Be- 
mts durch Geschick und Bcruflreae bedingt ist, darf, im Fall beUiüligten Man- 
gels dieser Bedingungen, als ganz von selbst sich verstehende 
Rechtsfolge davon, die Entfernung von Ami oder Gewerbe z. fi. 
der Advokatur, ärztlichen Praxis etc. eintreten, jedoch in 4er Regel nur vor- 
itbergehend — als Suspension — d. h. auf solange als die Vertrauenswür- 
digkuit fehlt. Auch der Bankrutt sehltesst darum, solange nicht jeder Ver- 
dacht der Mutbwilligkeit durch ganzliche Tilgung aller Schulden beseitigt ist, 
mit Recht wenigstens von jedem solchen Ueruf aus, der eine vorzügliche Ver- 
trauenswürdigkeit voraussetzt, wie afle Ehre nümler. — Eine besondere selb- 
Btändige Strafe des Verlasts des Geschäft- oder Gewcrbbe- 
trit^bs hingegen enthjtlt den Unsinn und das Unrecht einer Verurtheilung ent- 
weder zu miissigem Herumtreiben, oder zu einer BesehlMligung die man Hiebt 
versiebt. 
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riehtan^en: erbliche fifünde, Aemter und Wnrilen 
— durch die Sklaverei, harte Armuth, Konskrip- 
tioD*3, das HalFoseBpressen, dieLeibeig^ensehaft; 
verküBifflert ist es durch Zwang- und Frohndienste alter 
Art, durch die Zanftverfassun^**) o. s. w. 

S. 59. X. Das Recht auf Wirksamkeit für alle rein- 
menschlichen Zwecke Andrer. 

Im Bisherigen ist der Einzelmensch vorwaltend in reiner 
üüelhstbexiehung, demnach sein Recht zunichst als ein Ganzes 
für sich betrachtet worden. Da aber der Mensch nicht bloss fflr 
sich selbst (^als selbständiges Einzelwesen^ , sondern zugleich 
wesenlich gesellig ist, d. h. mit Allem was er ist und hat dem 
höheren Gänse« der menschlichen Gesellschaft angehört, so darf 
er ans diesem organischen Zusammenhang auch in rechtlicher 
Beziehung auf keine Weise herausgerissen, also auch von der 
Bethatigung für alle allgemein menschlichen Angetegenheiten 
seiner Mitmeoachen ebensowenig ausgeschlossen werden, als er 
umgekehrt, zufolge des vorher dargestellten Individualitätsrecbts 
(fj. 54. IT.), je im Ganzen aufgehen darf. Kraft dieser seiner 
Eigenschaft als Glied der böhern Persönlichkeit der Menschheit, 



*) In Be;ng auf das poülisclie Miislerbild, nicht auf das Urbild, sei 
noch bemerhl: Ein Anderes ist die Pflicht der VntcriandsverLheidiguiig im 
Foll der Nolli und d'emgemäss die Pflicht sich dafür durc^ Leibes- und WsITen- 
SbuDgen gehörig zu befälligen, — Pflichten die, solange der Kripg als un- 
vermeidliches Uebel gilt, auf gleiche Weise allen bürgern obliegen -- ein An- 
deres die unler jemiin schönen Verwände aufgedrungene Betreibung des Sol- 
datenhandwerks für eine mehr oder minder grosse Reihe der besten Le- 
bensjahre auf Kosten des Rechts der eignen Wahl und freien Uebung des selbst- 
gewählten Berufstands, auf Kosten der Volkswirihschaft und Sittlichkeit. Nur 
die Turnknnsl, als Theil der Jugendbildnng , erschafft ein wehrhaftes 
Volk, also die mjiglichst grosse streitbare Macht für eine gegebene Be- 
völkerung ohne alle jene Opfer und jenes Unrecht, und zur Abwehr Jede> An- 
griffs gleich bereit und tüchtig, sobald ihr geschickte Führer nicht fehlen und 
in einem kleinen Stamm geübler Kerntruppen die nöthigen Rahmen and Ab- 
hallpunkte gegeben sind. Dieser letzteren eigentlichen Soldaten, die 
allein das stehende Heer bilden, und die F'Jhmng des Kriegs, als Wissen- 
schaft — wie sie es in neuerer Zeit geworden ist — und als Kunst, zum fie- 
gensland ihres besondern Berufstandes frei erwählt haben, bedarf es aber 
in eben dem Masse mehr oder weniger als eine jede besondere Walfengattuag 
nehr oder weniger lange und bestandige Vorübung voraussetil, am Wenigsten 
also beim Fussvolh. 

••1 S. S. 190, Anm. 
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mit Biicksicbl auf welche Hein geHnmmtes Recht «ach als Indivi- 
dnnio befitimmt werden muBs, ^eht Alles was die Menschheit an- 
g^eht auch jeden Einzelen an (homo tum, hunumi ttütil a me aäe~ 
mim piito Ter.'), wie daninf 8(;hon das reinmenHchlicbe Hit^- 
fühl , die allgemeine IHensehenliebe hinweist. Ebendarauf grün- 
det sich denn auch das Recht des Einzelen für alle allgemeinen 
und besonderen Zwecke der-Mitmenscheu wirksam zu sein, folg- 
lich sein Recht auf Hülfleistung aller Art an Andere, auch 
unaufgefodert , jedoch ohne Aufdringlichkeit (s. S. 176. f._), 
namentlich im Bedurfnissfall auf Vertheidigung, Erziehung 
Bevormundung, Verpflegung derselben etc. 

$. 60. XI. Das Beeilt auf Wahrhaftigkeit (Treue 
und Glauben^. 

Ho gewiss die Menschen für Einander dazu bestimmt sind, 
in.aller Hinsirht sich gegenseitig tm ergänzen durch den viel- 
fältigsten materiellen und intellektuellen Verkehr, so gewiss muss 
auch, als der Grundbeding dieses Verkehrs und gleichsam ^Is 
das sittliche Band der Einheit der Gesellschaft, Treue und Glaube 
bestehen ; m. a- W. ein Jeder muss in allen dauernden oder vor- 
übergehenden geselligen Wechsel Verhältnissen auf den Andern 
sich verlassen können, da, ohnediess jedes Zusammenleben und 
Znsammenwirken geradezu unmöglich wäre. Dieses Recht auf 
Wahrhaftigkeit besteht demnach unbestreitbar wenigstensin- 
sofern, {Aena nur die sittliche Pflicht der Wahrhaftigkeit 
möchte als unbedingt sich behaupten lassen!^ als Niemand durch 
absichtliche Unwahrheit fLügej Andere zu einer ihnen selbst 
oder Dritten nachtheiligen Thätigkeit verleiten #3' '"^^'' ^^^^ 



*} Zu solchen Lügen gehörl sicher aoch der Fall der einem Verirrten 
ertbeillen absiclilljcli falschen Auskunft über den Weg, wie schun di(t Athener 
einsahen i ebenso der schon als Verlutzuog des Rechts auf guten Namen be- 
sprochene (s. S. 136. fj Fall der Verleumdung, als einer solchen Lüge 
die den sittlichen Charakter in ein ni6ghcher Weise nachlli eiliges Licht setzt. 
Die Itehauptung , die noch bis auf die neueste Zeit wiederholt wird fs. z. B, 
Schnabel, nal. Privatrecht S. 4f. f), dnss dergleichen Lügen niclit schon 
wegen der blossen Möglichkeit eines Nechtlieils durch sie Unrecht seien, son- 
dern erst durch einen wirklichen Schaden es weiden, weil sie die äussere 
Freiheit nicht beschränken (0, ist nur eine strenge Folgerung de!> mangelhaften 
Kant'schen Rechlsgrundsatzes. Nur soviel sieht richtig, dass, wenn aus einer 
Lüge eine Verbindlichkeit zum Schadenersatz abgeleitet Werden soll, natQrlich 
nicht nur der Schade erweislich, sondern auch aoseerdem der Belogene, um 
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ihnen Hohn und Verachtung bezeigen dsif. Auch der Obrig- 
keit, Boweit sie Oberhaupt ein Recht auf Auskunft in irgenj 
' einer Beziehung hat, z. B. auf Zeugnissablegung, Angabe des 
Bteuerbaren Einkommens etc., kömmt ein Recht auf Wahrhaftig- 
keit dieser Mittheilungen ohne Zweifel zu. 

Von selbst klar ist hingegen, dass von einem Recht auf 
Wahrheit in dem Sinn nicht die Rede sein kann, dass ein 
Anderer etwa verpflichtet sei, nns alles Wahre mitzutheilen 
was er weiss, es gelte nun wissenschaftliche Dinge oder That- 
sachen des Lebens; da ein Recht in solchem Umfang schon mit 
dem Recht der Geheimhaltung des Eigenlebens nidit verträglich 
sein würde. Dass aber dennoch auch in Hinsicht der Wahrheit 
und Wissenschaft, als wesenlichen Gemeinguts der Menschheit, 
der Gesammtheit oder unter Umstanden bestimmten EJnzelen ein 
Recht zusteht aufderen Nutzbarmachung für sie durch Mittheilung 
von Seiten der \oi-begabten und erleuchteten Inhaber und Ent- 
decker derselben (~so jedoch , dass Diesen ihr gebührender Fin- 
derstheil nicht verkürzt werdet wird sich noch unten näher zei- 
gen beim Eigenthum an Geisteserzeugnissen. 

In allen Fällen, zumal der Obrigkeit gegenüber, besteht das 
Recht auf Wahrhaftigkeit in dem zuerst erwähnten Sinn, und ist 
mithin seine Verletzung durch Luge Unrecht und bisweilen straf- 
bar, ganz unabhängig von einer hinzugekommenen eidlichen 
Betheurung der gemachten Aussage oder Zusage. Ja sogar liegt 
in dem Verlangen eines Eides zur Bestärkung des Versicherte 
und in der ganz, allgemeinen (^nicht erst durch besondere 
Gründe gerechtfertigten^ Abhängigmachung bestimmter, oft 
höchst wichtiger Rechts Wirkungen von dessen Ableistung eine 
unverkennbare Rechtsverkürzung. Sie liegt darin schon insofern 
als jeder Eid immer eine torlura «ptrituals d. h. ein geistiges 
Zwangmittel zur Wahrheit sein soll #^, also geradeswegs von 
der Vermutbung der Absiebt zu Ingen ausgeht und darum offen- 
bar einen beleidigenden Verstoss gegen das Recht der Uube- 



nichl der Einrede überwiegender eignen Schuld ansgesclzt zu sein, gesucht 
liaben muss, sicli der Emsllicliiieil des ihm üesagten gehörig zu versichern. 
Ob Diess aber geschehen sei , darüber kennen nur die Umstände des einzeten 
Falls entscheiden. 

*) Am Meisten ist Diess dann der Fall, wenn dabei, wie es aach heute 
ngch Regel ist, ganz unreine Vorstellungen von Goll als einem Gott des Zorns 
und als Rächers der Unwahrheit missbraucht werden. 
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seheitenheit enthält; fcesondera aber sach insofern tia er eine 
beslimnite reli^äse Uefaerzeug:ung' (^zuin Mindesten Glaube ait 
Gott} voransfietzt, und mit dem Slan^el daran oft bedeutende 
Bechtanachtheile verknöpft sind*}. 

Bei den Eidesleistungen haben sich obendrein, auch aasser 
dem S.I85. Antn.« erwähnten, zahlreiche Missbräoche aller Art 
in die Gesetzgebungen oder ins Leben eingeschlichen z^ B. 
der Irrwahn, dass durch einen Eid etwas an sich Unstatt- 
haftes rechtsgültig werden könne — der wenigstens theil- 
weise durch pdsitive Rechte bekräftig ist; die rechtlieh nnd 
sittlich ganz unzulässige Fassung mancher Eidesformeln 
z. B. des e. g. Jndeneids, der Eide, womit man Geist- 
liche beschwören ISsst, dass sie etwas Bestimmtes immer 
glauben oder doch lehren wollen (vgl- S. ISS.}, des 
Schwärs der Doclore» tnedicinae, immer nach den 
Vors^chriften des Hippokrates und Galenus verfahren 
zu wollen; die da.s Heiligste herabsetzende Häufung der 
Eide, zumal durch ihre Zulassung selbst hei den unbedeu- 
tendsten Gegenständen etc. 

$.61. XU. Des Recht der Geselligkeit. 

A. Begründung desselben überhaupt. 

Wie in allen Menschen, als Gliedern desselben lebenden Gan- 
zen der Menschheit- - Ühnlich dem Verbalten der cinzelen Natur- 
gebilde zu dem Katurganzen — dieselbe Grnndwesenheit, die 
Herrschaft derselben Lebensgesetze sich wiederfindet, so soll auch 
diese innere Grundeinheit oder Gleichheit ihrer Menschennatur 
nnd ihres Menschenzwecks durch den geselligen Verein ihres 
Lebens und Thuns, und so gleichsam durch Wiederver- 
einigung der gesonderten Einzelen, zur äusseren Verwirk- 
lichung und Bestätigung gelangen ##}. Sämmtliche dafür erfo- 
derlichen von den Menschen einander zu leistenden Mittel bilden 
den InbegrtlF des Rechts der Geselligkeit. 



*D Im ricliligen Gefühl des hierin liegenden Unrechts hiBll man auch nicht 
streng folgereclit an' dem aufgestellten Grundsatz fest, sundern man war billig 
genug, bei Quäkern und Mennoniten eine Ausnahme zu maclien und die 
einfache Belheuning der Wahrheit dem Eide gleich gelten zu lassen. 

**) iherauf weisen deaUich die S. 73. Anm. aogeführlen Merkmale hia. 
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Schon der Trieb naefa Geselligkeit, der diese als eine mensch- 
liche iürnndeigenschart belcundet, fodert alle EinKelmenschen auf 
ftor Yereini^ng ihres Lebens ond Wirkens für alle Zwecke 
eines vernunftigen Lebens: and je mehr allmählich das Bewusst- 
sein lebendig wird, das» alle diese Zwecke ahne Vergesellschaf- 
tung nnerreichbar seien, desto mehr wird und soll das Htreben 
nach dieser aus einem unwillkürlichen ein freiwilliges und beson- 
nenes werden*). 

Die volle Anerkennung dieses Rechts in der Wirklichkeit 
aber ist nicht nur für das zweckmässige Bestehen und rasche 
Fortschreiten der Entwickelung und des inneren Reichthums des 
Lebens der Gesellschaft, sondern auch für den gedeihlichen Ver- 
lauf und die vollkommene Entfaltung des Eigenlebens der Ein- 
zelen als solcher durchaus unentbehrlich. In dieser Beziehung 
lassen sich nun namentlich wieder folgende Rechte unter- 
scheiden : 



*) Die erste vollendete Darstellung des gdjazea Organismus der mfinsch- 
lichen Geselligkeit liat Krause gegeben in seiner Schriri: „Das Urbild der 
MeDSchheit," 1611. und er wird darum mit Recht von der Revue independanle 
(i844. T. XU, livr. i. XIII, 4. XIV, i.) an die Spitze der sniialisliscbea 
J'ilosoren unserer Zeit gestellt. 

Je anlTsltender den Menschen gerade dieses Vermögen vor dem Thiere 
auszeichnet, dass er über sein Ich und dessen nnmiltelbare linnlicbeD Bedürf- 
nisse und Antriebe sich zu erheben vermag, dass er sympathetisch in Geist, 
Gemiith und Willen die ganze Welt umfasst und sich gleichsam aneignet, so 
dass er sich bestimmt findet jedes persönliche und unpersönliche Wesen, was 
seinen Lebenskreis berührt, gleich als einen Tiieil seiner selbst völlig unei- 
gennützig und ganz so wie es dessen eigenste Naiur und Bestimmung lo- 
dert zu behandeln, um so gewisser ist die ungestörte GntwicKelung gerade die- 
ses Vermögens höchst bedeutend für die Siltlirhlteil. Jede Beschränkung seiner 
Entwickelung und Anwendung (wie sie namentlich der Despotie eigen ist} wirkt 
daher, well sie den Menschen darauf anweist, mit selbstsüchtiger Gleichgiilllg- 
keit gegen alles Andere nur in eignen Sinnengenüssen seine Befriedigung zu 
suchen, zugleich mächtig auf Entsi II liebung und gewissermassen Verthiernng hin. 
S. hierüber und über das As sozial ionsrecht überhaupt, zumal in seiner ßedeu- 
tui^ für die Gesammtheit, meine „Gnindzüge der Politik." I. $. 173. ff. und 
H, Ahrens, droit naiwel 2e. ed. /8*4. p. 221. f 2i7. ff., wo er sehr gut 
zeigt, dasa das heute noch vorherrschende Absehen von jedem organischen 
Bande, das die EInzelen umschlingt, das blosse Ausgelten vom abstrakten Indi- 
viduum, seinem persönlichen Interesse und seiner individuellen Freiheit über- 
haupt jede wahrhaft gesellschaftliche Organisalion, um) darum auch jede rccht- 
Hebe, unmöglich macht. S. auch oben S. 101. Anm 
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B. Besondere Uanptswei^e desselben. 

%. 6S. f) Das Recht der Geneinsehaft des ganzen 
Lebens. 

Jeder Ei'nzele, der mit Andern ja schon dsrcb die Gebort auf 
bestimmtem Gebiet, aus bestimmter Familie, aus bestimmtem Volk, 
in unwillkürlicher Vereinigung steht, mnss die dadurch ihm ge- 
gebene Gemeinsamkeit engerer ond weiterer Lebens- und Bil- 
dungskreise, die in der daraus fliessenden übereinstimmenden 
Lebenseigenthümlichkeit und Sitte sich unverkennbar spiegelt, , 
gehörig nützen können für sein ganzes Leben nach allen 
seinen Zwecken zugleich. Darum kömmt ihm die Bethei- 
ligung zu an jeder Art der hierfür mögliehen Vereine QAer s. g. 
Grundgesellschaften niederer und höherer Ordnung} und 
zwar, falls wir einem bestimmten bereits bestehenden Verein hier- 
für auf jeder Stufe (z. B. einer Familie oder einer Orts- oder 
Volksgemeinde} schon angehören, durch bewusste Theilnahme 
an der individuellen Gestallung desselben, oder, im umgekehrten 
Fall, durch freiwilliges Hinwirken auf Stiftung eines solchen 
(|z. B. einer Ehe). In solcher Gemeinschaft hinsichtlich des ge- 
flammten Lebens und seiner eigenthümlichen Entwickelung stehen 
die Menschen aber olTenbar in mehrfacher Beziehung. 

Es muss darum unterschieden werden zunächst: 

a} Das Recht der Gemeinschaft als Glieder einer be- 
stimmten Ehegenossenschaft, Familie, Freund- 
schaft und Blutsfreund'schaft. 

Unter allen Vereinen für das ganze Leben stehen ohne Zwei- 
fel diese auf der Grundlage gegenseitiger persönlichen Zunei- 
gung, Achtung, Treue und fceweJnsamer Abkunft gestifteten in- 
nigsten und individuellsten Lebenskreise in der ersten Reihe. 
Sie bilden nämlich unstreitig das engste, eigenste und einHuss- 
rcichste gemeinsame Lebensgebiet, gleichsam die nächste ge- 
sellschaftliche Heimat des Einzelmenschen, der anzugehö- 
ren er om so gewisser ein unveräusserliches Recht hat, als nur 
innerhalb deren allein die schöne Entfaltung der eignen Indivi- 
dualität und Liebenswürdigkeit eines Jeden ganz ungestört und 
voKstHndig gelingen kann. 

Die hierfür erfoderliche Durchdringung und gewissermassen 
der Austausch der ganzen Persönlichkeit der in Liebe and Ver- 
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trauen zu der nüchstb&heren Einheit einer Gesiunmtperson Ver- 
bundenen ist aber tinmö^lich, wenn nicht diese kleinsten nnd io- 
nig;Bten Staaten hinsichtlich ihrer rein inneren Angelegenheiten 
jeder fremden Einmischung durchaus unzugänglich, ein beliebig 
gelieim zu haltendes und unter dem Schutz der eignen Woh- 
nung nach Aussen abschliessbares Heiligthum der darin vereint 
Lebenden bilden *'). 

Nächstdem aber gehört dahin zugleich: 

b^ Das Recht der Gemeinschaft als Glieder einer be- 
stimmten Orts-, Stamm-, Volksgemeinde etc. 
Darauf, dass mehre der vorher besprochenen engeren Kreise 
der Gemeinschaft des ganzen Lebens sich untereinander wieder 
vorzäglich nahe stehen, — sei es vermöge des Bandes gleicher 
oder ähnlicher z. B. Örtlich (^darch Nachbarlichkeit3 bedingter 
äusseren Lebensverhältnisse, sei es vermöge der Inneren 
Anziehungskraft der Familienfreundschaften und gemeinsamer 
Abstammung d. h. näherer oder entfernterer Blutsfrenndscbaft 
oder verwandter Volksnatur — und dass sie demzufolge, ent- 
sprechend ihren gesammten, gemeinsamen Lebens- nnd Bildungs- 
beziehungen und Bedürfnissen in stets sich erweiternde Vereine 
(^GrundgeseDschaften^ höherer Stufe nothwendig sich zusammen- 
schliessen — ; darauf beruhen in Bezug auf alle diese Vereine 
ebensoviele weiteren Rechte der Einzelen, in der Eigenschaft als 
Angehöriger einer bestimmten Ort-, Stamm-, Volk-,<*#} Völker- 
genossenschaft, endlich des Vereins der ganzen Menschheit 4^4^ 
zn leben und zu wirken. 

$.63. S^ Das Recht der Gemeinsamkeit des beson- 
dern Lebensberufs oder das Recht der Beruf- 
genossenschaft. 

Die Gemeinsamkeit des bcsondem Lebensberufs und mithin 
der vorherrschenden Richtung der gesammten Thätigkeit erzeugt 
nothwendig in Bezug auf jenen eine vielfache nähere Berührung 

**} Hess diess Recht, auch dann, wenn die ideal gefoderte Vereinigung 
desselben Volks in demselben Staat allgemein verwirklicht väre, doch 
niclit mit dem früher besprochenen Recht in Hinsicht des Staats vert>ands zasam- 
menralleü würde, geht schon aas dem S. 73. Anm. Bemerkten hervor. 

•••3 Vgl. S. 68.; 69. Anm. 

*3 Dalier Ehebruch, Hausdiebstahl etc. Dicht«:r of/icio'zii untersuchen sind* 
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lies Lebens, der Bil((uii|r und Sitte alter dem nümlichen Beraf- 
stand Ergebenen, und ein und dasselbe bestimmte und bleibende 
Verhültniss derselben und ihres Rechts anch als Elnzeler znr gan- 
zen Gesellschaft. Ebendann gründet sich denn das Rechtsbe- 
dürfniss der Vereinigung sämmtlicher Angehörigen des glei- 
chen Berufstands in eine nnd dieselbe Beruf- oder Beruf- 
standsgenossenschaft, von der, als inklosiver — nicht nach 
Art der Zünfte exklnsiver — Körperschaft *^, ein Jeder schon 



*) Gleich emsejlig und verkehrt hat man die Zunrtverfassang ent- 
weder für ganz verwerflich »der Tür giinz vortreDlich ausgejceben , wührend 
sie, aber nur zum Theil, Beides ist. Gerecht und Bachgemüss war 2. B. 
dass nach ihr nur erprobt Fähige in diesem bestimmten Beruf arbellen 
durften; denn unstreitig kann Niemand ein Becht haben, der GcsammtheH 
Bchlechiß Dienste anch nur solange zu leisten, bis sie zu ihrem Sebaden klug 
geworden 'ist. (Man denke nur an die zahlreichen Quacksalber, Universiü- 
und Gebeimmittelverkaurer Englands und Nordamerika'^ 1 die dort nach Ch. 
Cowan — s. lit. Unlerhallungsb latter von 1841. nr. ilO. — „ein unbegreif- 
liches Privilegium gemessen, ihre Neben menschen zu lödlen" — Alles zu Ehren 
einer missverstandenen Freiheit!) Eine fernere höchst bedeutende nnd aner- 
hennenswerthe rechlhche Seite der Zunfleinrichtongen (wie z. B. der Studen- 
teoveitindungen auch) war das Ausgehen von dem Grundsatz der As- 
soziation. Ungerecht hingegen war dabei: dass nicht alle wirklich 
Tüchtigen in dem erwählten Beruf arbeiten durften, dass also der Geist der 
Zunft Verfassung slad inhiusiv. (allumfassend) zusein, exklusiv war Durch 
ihre gänzliche Abschafl'ung hat man nun mit diesem letzteren Unrecht zugleich 
äbereilter Weise auch jene reclitgemtissen Anordnungen aufgehoben und die 
S. g. unbedingte Gewerbfreiheil an ihre Stelle gesetzt. Demzufolge 
sehen wir denn nun die völlig unorganisch vereinzelten Kräfte unter dem 
Schilde der s. g. freien Konkurrenz einander feindlich gegenüberstehen, 
die (an KapilalJ Stärkeren in massloser Selbstsucht die Schwächeren zu Grunde 
richten (s. dee differends enire leg nalions civilisees ^ de leurs cauies par 
le ComCe I). Frölick. Paris, 1842. p. 78. ff. und meine Anzeige dieser 
Schrift in den Heidelb. Jahrb. von 1842. nr. 34. li 35.) und zuletzt m gänz- 
liche leibeigenschaftarlige Abhängigkeit von sicli bringen; so dass erst unsere 
Zeit wieder ernstlich auf Beseitigung des dadurch herbeigeführten Unheils mit- 
telst der nOrganisalion der Arbeit" denkt, die aber nur durch k'orporativö 
Verbände, die alle Genossen des gloichen Berufstands in sieb fassen, 
erreichbar sein wird. 

Trefflich sagt Don Sanljago de Tejada (in seinem vofo parHcular 
y discurxox sobre el diezmo y sobre la propiedad de los bienes de la igle~ 
sia, Madrid, 1840. S. 51. f.J von den Zilnften oder.Gewerbinnungeu: 
„In ihnen hat der Kongress eine nndere grosse Einrichtung des Alterlhums vor 
Augen, mangelhaft, nachtheiltg in vielfacher Hinsicht, die dem Gewerbfleiss 
Scliranken zog, ein grosses Monopol erschuf, das Gtma unterdrückte, die die 
Freiheil der Arbeit nicht zuliess, den Gang der Gesellschaft aafhielt and die 
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krart seines Bernfe A1it;^ied ist, luid innerhalb deren kraft des 
Rechts der Gleiciiheil, das ebensowohl für die Genossen dessel-t 
benBerufstands als fär die von verschiedenen Benifstanden ge- 
fodert werden muss, kein anderer Unterschied herrschen darf als 
der des Verdiensts. 

Im Widerspruch hiermit stehen alle hierarchischen nnd 
zünftig exklnsiven Uinrichtnn^en, roög^n sie nun im "geist- 
lichen Stande oder im Lehr- und Gelehrtenstande f Universi- 
täten, Akademieen^ oder im Gewerbstande etc. sich finden. 
Nicht minder alle zweckwidrigen Erschwerungen der Be- 
rnfübung — z. B. durch engherzige im Interesse des Zunft- 
geists gestellt« Bedingungen des Auftretens als Privatlehrer 
zumal an Hudischulen, durch die drückende Verlängerung 
d^ Stadien- oder Lehrzeit, durch das Gebot des Wandems 
der Handwerksgenossen, — oder wohl gar die bleibende 
Unmöglichkeit selbstündigen Geschaftbetriebs , nämlich die 
häufig lebenslängliche i\fohangigkeit vielleicht gerade der 
tächtigsten Arbeiter (^als Gesellen oder s. g. „Gewerbdienst- 
boten*'^ ans Mangel hinreichenden Vermög^is, — ein Ut'bel- 
stand auf desseo Abstellung man erat Benerdings Bedacht 
zu nehmen anfüngt. 

Wem, wie schon, Fichte mit Nachdruck geltend machtl^J, 
nicht einmal ein Ginzeler, g'^hweige ein ganzer Stand in 
der Gesellschaft ohne bestimmten Beruf und Geschäft sein 
darf, so sind alle Dem zuwiderlaufenden heutigen Zustände 
offeebare Missstande, E. B. dass der s. g. Privatgelehrte 
trotz seines besondem Lebensgeschafts als standlos, ais 



Fähigkeilen des Menschen in Fesseln schlug. Aber inmilten dieser, aus 
ipm Geist der Bevorrechlang entsprungenen, und anderer Mängel, die im Laufe 
der Zeit, bei dem Beslehen durch Jah r hunderte , den Einrichtungen sich anher- 
ten, nährten die Innungskörperschanei in ihrem Scbosse jenes grosse Prin- 
zip der Assoziation, was die Grundfeste und diu Seele, die HoiTnung und 
die Zukunft der neueren Gesellschaft ist; was die siegreiche Waffe ist zur Be- 
kämpfung jenes Geistes des Egoismus, des Indivldualisnius , der Zerstautluug 
(de p«tt)eri»azion} , wozu Earopa die Filosefie des 18. Jahrhunderts und der 
daraus hervorgegangenen Slaalsansichlen geführt haben würde, wenn sie nicht 
schon allen Kredit verloren hätten bei den Pubtiiisten und Staatsmlnnern, die 
an der Spitze der Wissenschaft und der Regierung Europa's stehen etc." 

*} S. unten die Eigenlhumslehre. 
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„blosser Privatmann," gelten soll*), der Adel gur als 
Stand ohne Beruf (wie er es freilich dermalen in den 
meisten Ländern, wenn auch nicht überall, z. B. nicht in Eng- 
land, istj oder vielmehr geradezu als Stand privilegirter 
Müasiggünger, wie ihn Stahl ##3 unverkennbar charakteri- 
sirt darch die Worte: „Der Stand des grossen Grundbe- 
sitzers, der von seinem Eigenthnm zu leben im Stande ist 
ohne Arbeit, indem er Andere an dem Ertrage Theil nehmen 
lüsst durch Erbpacht und ihnen dafür die ganze Arbeit auf- 
erlegt — der Adel." 

Jeder StandesgenosseuBchaft, sie sei nun Gewerbinnung 
oder nicht, wie z. B. eine Anwaltkamraer (chamire de 
diadpHneJ, liegt wesenlicb ob die Ueberwachung , Ordnung 
und Leitung aller gemeinsamen die gehörige Beruföbung be- 
treffenden Angelegenheiten, wozu unstreitig auch die Ver- 
trauenswürdigkeit (^also Tüchtigkeit und Redlichkeit) der 
Bemfgenoseen insgesammt gehört. — In den Landge- 
meinden trifft zwar mit der Ort- auch die Benifgenossen- 
scbaft sowie die Religionsgemeinde (|d»s KirchspieO ge- 
wöhnlich zBsammen, aber nur zufällig. 

§. 64. 3) Das Recht auf allgemeinmenschlichen 
Antheil am ganzen Organismus der mensch- 
lichen Gesellschaft. 

Da dnrch die vorher (snb 1. & S.) erwähnten besondern 
und individuellen mehr oder minder innigen geseiligen Beziehun- 
gen der Einzele nicht aufhört, auch Theil am Ganzen der Ge- 
sellschaft als solchem zu haben, so darf er auch weder im Em- . 



*) S. Stahl's Rechtsphilosophie, II, i, S. 212. 

**) Am angef. Orl, S. 213. Em gleich schlechter Dienst, wie durch 
diesen angliicklicheD Stechlfertigangsversuch, ist ebenda, S. 224, dem Adel da- 
durch erwiesen, dass ihm „die Erhaltung des Ansehns des Standes und seiner 
politischen Rechte" zum Gegenstand und Zweck gegeben wird; denn olTeDbar 
kann Diess lieineswegs unbedingt als Rechtszweck gellen, sondern nur dann 
wenn und sofern als ein solcher Stand im Besitz einer vorzüglichen Fähigk«( 
zur Betriedigung der zu einer bestimmten Zeit überwiegenden gesellschaftlichen 
Rechtsbedürfoisse sich zu'erhallen wusste. 
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prangten nocK im Leisten ^J ^'^^ dessen Verrichtungen and von 
geselliger Selbständigkeit wegen jener Beziehungen zu seiner 
Familie und Gemeinde, seinem Volk und Stand ausgeschlossen 
werden. Hierin gründet sich daher sein Recht auf allgemein 
oder rein menschliche thfitige und leidende Theilnahme (ß. h. den 
Vortheilcn und Lasten nach^ am menschlichen Geselligkeitorga- 
nisuius überhaupt als Ganzem, sowie nach allen seinen wesen- 
lichen Gliederungen höherer Stufe, d. h. nach allen allgemeinen 
und ^bleibenden organischen ' Kinrichtnngen J'ür die einzelen 
Lebenzwecke — den KffVperscha^'ten oder werkjhätigen 
Vereinen für Recht, .Sittlichkeit, Heligion, Wissenschaft, schöne 
und nützliche Kunst (^zum Unterschied von allen loser gebun- 
denen eigentlichen Gesellschaften — socielalea), also auch auf 
AnthetI an allen dahin gehörenden, die vorhin besprochenen in- 
dividuellen Kreise (j/.. B. die Grenzen des Gebiets eines Volks^ 
überschreitenden und schon darum ihrer Natur nach öfTentlichen 
Angelegenheiten, als dem wesenlichen Gemeingut aller Gesell- 
schaftglicder **3- 

Durch Gewährung dieses Rechts leistet die Gesellftchaft einepi 
' Jeden Alles, was er kraft seiner Würde als Mensch überhaupt 
und als gerade dieser Mensch für peine Ausbildung in Anspruch 
nehmen" darf. 



•) Hierher gehört also das von G, E. Scliulze (Leitfaden der phil.' 
Prinzipien des Kechls, $. 123.} s. g. ßecht anf Verdienste um den 
sunt, also z. B. auf Uebertragnog solcher öfToiillichea Aemler, denen wir ge- 
wachsen sind <— ein Recht das in manchen Slaals Verfassungen z. B. in der 
aristokratischen hinsichllicli di>r Plebejer gänzlich missachtel wird. S. meine 
Grandzüge der Poiltth I. S. 247. f. 

•*J Da Jeder nur einem bestimmten Staat, sowie nur einer einzigen 
Gnoeinde, Familie, BerufgenossenschaR angehdren kann und von da aus erst 
an allem allgemein Menschlichen sich beiheiligt, so kämen Fremde in jenen 
Kreisen zwar nicht gleicheii ttecbt mit den .Qüedern derselben,' also in Bezug 
auf jene Kreise üboriiaopt kein staatsbürgerliches KecBt, Familienreclit elc. ver- 
langen CS- ^^ f- '>^')i darum aber bleibt ihnen doch ganz dasselbe ßecht, wie 
den Einheimischen an allem Dem was, wie Religions-, Wissenschaft-, üunst- 
sachen, nicht bloss oder zunächst die Angehörigen gerade dieses Landes 
und Volks angehl, sondern alle Menschen auf gleiche Weise. 

Die Katar jeder Gesammlperson , (wie etwa eines Volks} deren Glieder 
nicht das enge Band, persönlicher Liebe verknüpft, bringt es mit sich, dass 
auch iliro inneren Angelegenheiten in eben dem Mass ÖlTiiDtUcli sein müssen, 
als ohnediess Verständigung , Vereinigung und Zusammenwirken , mithin wahr- 
hafte moralische Persönlichkeit unmöglich wäre. 

Rödet'j Gruadzüge ilca Naturretlili, \% /-- i ^ 
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§. ^5. 43 Das AssoKiationsrecht (^Vergesellscliaf- 

tUDgs-, Verein- und VersainmlungsrechtJ 

im eigentlichen Sinn. 

AuBser den fiir jedes Individuum als solches wesenlichen 
besöndern und den um der gemeinsamen Lebcnsanfgaben willen 
allen Menschen schon bloss als Menschen nothwendigen allge- 
meinen Leben SV er einen, die bisher entwickelt wurden , bedarf es 
aber auch, bei dev unendlichen Mannichfaltigkeit einerseits der 
menschlichen Lebenzwecke, und Mittel, andrerseits der mensch- 
lichen Indivrdualitäten selbst, einer Menge nach Eingehung, 
Gliederzahl, innerer Einrichtung und Abschluss nach Aussen dem 
Belieben der zusammentretenden Individuen uberlassener freien 
Vereinigungen für alle Lebenzwecke. Das hierauf nun sicff be- 
ziehende Recht ist das Assoziations- oder Verein- und 
Versammlungsrecht im engern Sinn. 

Je bedeutender dieses Recht, wie das Recht der Geselligkeit 
tibcrhaupt, für die Entwickelung des Menschlichen im Menschen 
ist, je mehr es seine edelsten Kräfte beschäftigt und übt, ihn an 
Uneigennätzigkeit, Gemeinsinn, Aufopferung für Andere, Achtung 
des selbatgegebenen Gesetzes gewöhnt, und die Erreichung des 
vereinzelt Unerreichbaren verbürgt, desto dringender ist die Fo- 
derungl vorzüglich der Sittlichkeit und des steten Fortschreitens 
in allen gesellschaftlichen Angelegenheifen halber, dass es in 
keiner Art verkümmert werde, z. B. durch Umdrehung des Satzes: 
„Was Dicht verboten ist, ist erlaubt," — die gerade 
hierbei so oft im Geist einer verkehrten Viclregiererei vorge- 
nommen worden ist. 

Beispiele von dergleichen Vereinen bietet das Leben un- 
zählige dar und um 'So mehre, je höher die Bildungstufe eines 
Volks ist und je lebendiger das Bewusstsein der Mündigkeit 
in ihm geworden ist. Dahin sind namentlich die vielerlei 
gemeinnützigen geselligen Veranstaltungen ' zu rechnen: die 
Wohlthäligkeits--, Unterstützungs- , Versorgungs-, Ver- 
sicherungs-, Kettungsvercine — z. B. die Kleinkinder- 
bewahranstalten, Gefängnissgesfllschaftcn u.s.f. 
— die zugleich dem Staat eine unentbehrliche Beihulfe ge- 
währen; ferner die Lesegesellschaften nicht minder 
wie die Handelskompagniccn oder die Volksver- 
sammlungen u. s. f. 
Zu den Ausflüssen dieses Rechts sind auch wohl zu zählen 
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die im Vorherigen schon von andern Seiten erwiesenen 
Rechte auf Anrede und Antwort, also auf Be- 
sprechung *35 auf Bitte und Beschwerde **), nament- 
lich gemeinsame durch Adressen, sowie auf Eingehung 
von Vertrügen, als der gewöhnlichen Art der nähern 
Bestimmung der geselligen Wechselwirkung. 

$.66. XIII. Das Recht auf Wirksamkeit Anderer in 
Hinsicht. unsers Lebenzwecks und Rechts. 

Zufolge des Rechtsprinzips, was wie sich oben zeigte (§. 133 
keineswegs ein bloss negatives ist, sind die Einzelmenschen 
nicht etwa bloss zu Unterlassungen, sondern unläugbar auch 
zu positiven Leistungen an einander verbunden, ohne dass zur 
Begründung der darauf gerichteten Foderungeu immer erst noch 
weitere besondere Willensakte beider Theile, z.B. vorher- 
gegangener Vertrag, oder auch nur eines Theils, z. B. ein Ver- 
gehen (^das zu Schadenersatz verpflichtet^ etc., vorausgesetzt 
wären ***])• Und zwar bestehen diese Leistungen, ebenso wie 



' *3 Wie Diaa Aber alle Gegenstände des Lebens, aoch des geselischaß- 
lichen Lebens reden darf mit Einem, Meliren und möglichst Vielen (s. S. 125.)t 
d. h. so dass Alle die es angeht es vernehmen können, — Was ohnehin die 
Bt;dingung davon ist, dass eine Gescllschan , z. B. ein Volk über sich und -das 
Seinige zu Ralh gehe — so darf man auch zu diesem Ende mit Andern lu- 
samoienkommeo. , 

**} Das Recht, Andere um Rtwas anzusprechen, sei es In Form der 
Bitte oder auch wohl der Beschwerde Csotem nümlich diese letztere nur 
aur Kränkung eines sittlichen Anspruchs sich bezieht, nicht aber wenn sie 
als (ärmliche Geltendmachung eines verletzten Rechts, als eigentliche Klage er- 
scheint}, gehört vorwallend zum bidividualiti|tsrecht in Hinsicht des frei gesel- 
ligen Verkehrs CS- 570- 

***} Die gemeine Naturreclilsansicht ist durchaus selbstsüchtig, da sie 
mit blosser Beschränkung eines Jeden auf sich selbst im Gebrauch der 
äusseren Freiheit zufrieden ist, ja diestlbe und nur sie gebietet. Sie gesteht 
zwar auch noch das oben erwähnte (§. 60.} Recht zu, Anderen Etwas zu 
leisten und heiren sofern sie es wollen, nie aber zugleich eine Rechtsver- 
bindlichkeit dazu, ausser dem Fall eines Vertrags-, Amts- oder Familien- 
verhältnisses. 

Daher denn die wahrhaft rohe aber strenge Folgerung aus jener engher- 
zigen Theorie, wonach z. B. Wer auch ohne die mindeste eigne Gefahr dem 
Andern das Leben nicht rettet, durch diese unmenschliche Gefühllosigkeit kein 
Unlerlassungsverbrechen, ja nicht einmal ein Unrecht begehen soll. 
Nur soviel ist währ, dass wir regelmässig die Willensänsserang d^ 

18 « , 
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die aas Verträgen, Vergehen oder anderen Gründen (^ex variia 
eatttarum figuri$, wie die Römer sagen^ entsprungenen Fode- 
rungsrechte {obligaliones der RdinerJ, entweder in rein per- 
sönlichen Diensten, diese seien nun dauernde oder voräber- 
gehende, oder sie beziehen sich auf Sachen im engern Sinn. 
Die Verbindlichkeit dazu aber beruht wieder entweder auf der 
allgemeinen Eigenschaft lediglich als Mensch, als 
Staatsbürger etc. oder auf der besondern Eigeßscliaft als ge- 
rade dieser Mensch, wieDieses z. B. bei der älterlicben £r- 
ziehungspflicht #3 1 Jenes bei dringender Hülfsbedürftigkeit der 
Nebenmenschen in Noihfällen , bei ^den Staatsbürgerpflichten etc. 
der Fall ist. 



Andern, also seine AufToderung z, B. Ilüireruf, abwarten oder doch die Ueber- 
zeugung hflbfn müssen, dass er daran verliindert ist, wie z. B. ein kleines 
Kind, ein Ohnmäcii liger etc. Darüber aber, ob wir diese Ueberzeugiing haben, 
können in der Regel nur wir selbst entscheiden, wie z. B. bei der Nothwehr 
auch. Es bleibt also noch Spielraum genug für unsre Sittlichkeit übrig, 
auch wenn dort wie hier die gröbsten Verstösse ge.gen die von roeaschhchem 
Zuthun abhangigen Bedingungen alles vernünJYigen Zosaminenkliens zugleich als 
Unrecht anerkannt sind, wie es ein richtiger Begri^ des Itechts fDdert, und 
wie es wenigstens von einigen neueren Strafgesetzgebungen geschehen ist, die ■ 
besser sind als die hen-sch ende Theorie. Manche, wie L. Iloffmann C^nter- 
snchangen über die wichtigsten Angelegenheiten des Menschen als Staats- und 
Weltbürger, 1830, Bd. 11. S. 263.) billigen. Andere, wie Breidenbach (Kom- 
mentar über das hessische Strargcsetzbuch, 1. Abth. S. 593^} tadeln Uiess, ob- 
wohl sie Beide in einer Handlungsweise der erwähnten Art nur eine Verletzung 
einer Liebespllicht finden wollen. 

Ganz richtig ist hingegen in A. Seegers Beurtbeilung des Pfizer'schen 
Werks über Recht, Staat undKirchc, 1842. (.in den „einundzwanzig Bogen aus 
der Schweiz" S. 176.) bemerkt: schon das natürliche Gefühl führe darauf — 
so iichwer es auch sein möge, die Gränzo des Rechts genau zu ziehen. — > dass 
«s auch zu positiven Leistungen angeborene Recht spflichlen gebe. Dabei 
kam auch. dem A^eWasser eine, über die lierrscliende Meinung hinausgehende 
Ahnung des wahren Begriffs des Rechts zu Statten, indem er dieses i. B. zwar 
nicht scharf und bündig, aber doch annähernd richtig, ebenda erklärt als: den 
Inbegriff derjenigen Bestimmungen des' SittengesetKes (?) durch deren Verwirk- 
' lichnng die Entfaltung der freien Natur des Menschen und die Enlwickclang 
seiner ll^iblich-geisligen Wesenheit sowohl innerhalb« des< beson dem. Kreises 
seiner Persönlichkeit als Einzeler, als in den allgemeineren Kreisen der Familie, 
der Gemeinde, des Staats und der Völker bedingt ist. 

") Vaterschaft .und Kindscliaft ist, damit die Bechtsverbindlichkeit' der 
Acltern und Kinder bestehe, freilich vorausgesetzt, also ein bestimmter 
Ibatsacblicber äusserer Umstand, der aber offenbar weder seiner Herbeiführung 
noch seinem Fortbestand nach auch nur von dem Willen der Erzeuger, ge- 
Ecbweige von dem der Erzeugten, abhKngl. 
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§. 67. XIV. Das Recht auf oder an Sachen. 

Da der Mensch von seiner leiblich-sinnlichen Seite dem Na- 
lurgansen angehört nnd unter dessen Gesetzen steht, mithin auch 
nur auf einem bestimmten \alurgcbict leben und wirken kann, so 
sieht die Erreichung seiner Lebensbestimmung in unvermeid- 
lichem Verhültniss mit der Natur, ihren rtclfachen Erzeugnissen 
und Kräften d. h, mit Sachen im engsten Sinn des Worts j und 
zwar so dass ein bestimmtes ursprüngliches Verhftitniss zu der 
Natur überhaupt, z. B. zu den Elementen im gewöhnlichen 
Sinn des Worts: Licht, Luft, Wasser etc., oder zu einzelen 
ihrer Gebilde und deren nutzbaren Eigenschaften als wesen- 
liches Mittel seines . Bestehens als Individuum ([wie schon im 
%. 56. gezeigt ist) und als Mensch überhaupt, kurz als Beding- 
niss der Erreichung der Zwecke seines leiblichen oder geistigen 
Lebens erscheint *3. 

Wenn und insoweit nun die Anerkennung dieses bedin- 
genden Verhältnisses an alle Mitmenschen begehrt werden kann, 
begründet dasselbe ein bestimmtes Hecht auf oder an Sachen 
— Sachrecht, d. h. ein Recht des Sacheigenthums, des Be- 
sitzes und Gebrauchs von Sachen. Dabei mues aber noch weiter 
unterschieden werden, ob jenes Verhältniss bereits besteht und 
demzufolge nur die Unterlassung jeder Störung darin erfo- 
dert ist, ohne dass es also zur Verwirklichung desselben der 
Dazwischenkunft und positiven Leistungen bestimmter Personen 
bedürfte, — Sachrecht im engsten Sinn, jus in re der Römer; 
oder ob jenes Verhältniss erst hergestellt werden soll, wo dann, 



*) Hierher gehören namentlicli die Itechie nuf die von den Römern s. g. res 
omniwn commune». — Es kann also insofern das Sachrecht als Ausfluss des 
Bechts der Selbsterhaltung aufgerasst werden und ist von dem erwerblichen 
nnd veräus serlich en Reell [ aut individuell bestimmte Sachen wohl zn un- 
terscheiden, wie Stttbel richtig einsah (s. neues Archiv des Krim. R. Bd. IX. 
S. 555. ff.) 

ADgemein ist Diess auch von Seiten der positiven Rechte dadnrch aner- 
kannt worden, dass sie den Nothdiebstahl, so gewiss er auch von ihrem 
Standpunkt aus ein Unrecht enthält, dennoch wenigstens str^rei erklären mass- 
len, und zwar nicht bloss wegen der Gemüthslimmung Dessen der dabei oib 
sein Leben ringl, sondern weil sie in dieser Handlung eine Art von Selbst- 
hQIfe des unbedingten natürlichen Rechte auf Lebensunterhall fS- 29.) 
sahen , dessen Verletzung auch nur, bei einem Einzigen einen olTenbaren Ver- 
stoss geg^en eine- stillschweigende Bedingung jeder gerechten Art der Verthei- 
lang der Erdengüter enthält. Vgl. auch Eschenmaj-er Nonnalrecht I , $, 49 ff. 
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damit Uiess in der erroderticbcn näheren Bestimmtheit geschehe, 
die positive Mitwirkung Anderer unter der oberen Leitung 
der ganzen GcselfBchaft nöthig ist. 

Sie besondere Wiclitigkeit des Saclireehts macht eine aus- 
fährlichere Darstellung desselben im Nächsirolgenden uuerlüsslich. 



ZWEITES HAIIPTSTUCK. 

Das Sacbrecht und Sacheigeutlium iiisbesoudere. 

§. 68. Einleitung. 
Schon der gesunde Menschenverstand und mit ihm überein- 
stimmend jede liefere äetrachlung lehrt, dass die Beziehungen 
des Menschen zur Körperwelt überhaupt und zu Allem was ihr 
angehört ebenso wesenlicb und innig sind, als die Beziehungen zu 
«einem eignen Körper *'). Wie die Lunge Luft braucht and das 
' Auge Licht ^ so der Magen Nahrung, der ganze Körper Klei- 
dung **), einen gewissen Raum auf d'er Erde u. s. f. Schon 
die Natur weist die Menschen auf diess Alles bin, indem sie es 
ihnen zum Theil ganz, ohne ihr Zuthun gibt und zugleich den 
Drang ihnen eingepflanzt hat , davon den grösstmögÜchen Nutzen 
zu ziehen. Sie selbst gab der ganzen Erdmenschheit die ganze 
Erde mit allen darauf befindlichen Lebensgutern ebenso uolSug- 
bar zum Gemeingut (^res omnium communis') wie die Luft und 
das Licht um sie und das Wasser auf ihr. Sie weist namentlich, 
so wie das Kind auf der Mutter Brust, so uns Alle (^die Völker 
sowohl als die Einzelen) zunächst auf unser Geburtsland an, um 
es mit allen daselbst vorhandenen btauchbaren Gegenständen für 
ünsre Bedürfnisse zu benutzen. 



•5 S. S- 67. -^ Die RcchlsAlosolle hat diese Thatsache anzuerkennen 
iiiid ZQ berücksichtigen. Sielit man aber ganz von ihr ab (nach dur her- 
kämmlichRn abstrakten Au rrassungs weiset , so wird diu Frage unlösbar; wieder 
Mensch rechtlich zu dem Allem komme, was ihn, nach der Yerkelirten Vor- 
ausselznng, doch gar nichts angehen soll. 

**) Nur dass in diesen letztgenannten Fällen die bestimmten zur Befriedi- 
gsng des Beddrfnlsses erfOderlen Gegcnslünde sehr versdiieden sein können 
und deren Verwenijung Kein so einfacher nnvermitlcIterVorgang ist als in 
den erstgenannten. Dieser Umstand mag besonders dazu beigelragen haben, 
dass die Meisten übersahen, dass her wie dort die Beziehungen zu äusseren 
Gegensländcn und folglich die ßcchic auf sie gleich wesenlicli für die Meu- 
schen sind. 
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Jedoch nicht nur mit der Natur, zumal mit der Muttererde 
uad ihren Erzeug^niss'en , ist der Mensch im innigsten Zusammen- 
hang;, sondern überhaupt mit Allem was ihn umgibt, also na- 
mentlich auch mitden Kräften und Werken seiner Mttgeschöpfe. 
Diess zeigt sich dadurch dass er, um zu besteben and seine na- 
, tärliche Bestimmung ?,u erfüllen , nicht bloss , gleich jedem an- 
dern lebenden Wesen, alles den niedern Naturreichen Angehö- 
rige, sonder^ durchaus alle äussern Dinge, die er in seinem Le- 
benskreise vorfindet , sich aneignen und ausschliessend zu Nutze 
machen muss soweit nnd solange sie als Mittel für seine Zwecke 
dienlich sind. Der eben hierauf gerichtete Naturtrieb (|der s. g. 
Erwerb- oder Eigenthumstri&bJ bezeugt deutlich das Da- 
sein eines gemeinsamen Gesetzes der Menschennatur, das jedem 
Sacheigenthum der Einzelcn und GesclIscharteD unverkeunbar 
zum Grunde liegt. 

Aber dieser wie jeder andere Trieb, den wir mit den Thie- 
ren gemein haben z. B. der Geschlechtstrieb, kann für sich 
allein doch nicht auch über die echt menschliche Art und Schranke 
seiner Befriedigung genugende Auskunft geben. Hierfür b'edarf 
es vielmehr einer Verdeutlichung und näheren Bestimmung jenes 
' Triebes durch Hervorheburfg Dessen was den Menschen dabei als 
zweckbewusstes Wesen vom Thier scharf unterscheidet^ Dieses 
aber liegt unstreitig in unserm Vermögen und der darauf be- 
ruhenden Foderung einer vernünftigen Läuterung, Ordnung 
und Leitung jenes Triebs durch die Vernunft d. h. einer Befrie- 
digung desselben iti vollständiger und steter Ue'bereinstim- 
raung mit allen Kräften und Zwecken unserer Natur, 
und zugleich mit der gesammten Beschaffenheit der 
andern Wesen die un,8 dafür dienen sollen, auch derer die 
unter uns stehen wie alle unpersönlichen Wesen, diese seien übrigens 
lebend: res sese moventes, oder nicht: Sachen im engsten Sinn. 

Diedemgemässe Einschränkung seines Naturbeherrschungs- 
triebs gerade ist es, wodurch der Mensch seineu Beruf zum Herrn 
der Schöpfung, zur einsichtvölleh Ueberwachung und Erhaltung 
der durch höhere Fügung bestimmten Weltorduung und Harmo- 
nie, kund gibt. 

Das Recht lodert nun , dass die Menschen einander alles Das- 
jenige leisten,, was möglich und nöthig ist, damit jenes wesen- 
liche Verhältniss der Unterordnung der Sachen unter die Perso- 
nen (jeder Art und Stufe^ entstehe und bestelle m. a. W. dass 
sie sich alle von der menschlichen Freiheit abhängenden Beding- 
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nisse der Beforderang der menschlichen Lebenzwecke mittelst 
der Sacligütcr heretellen. 

§. 69. Begriff und Eintheilunj^des 8 ach rechts. 
Im weitern Sinne des Wortes Sache oder R-echtssache ist 
hierunter wenn auch nicht alles irgend Denkbare, doch Alles aus- 
ser der Rechtsperson begriffen worüber sich das Kechtsgchict 
derselben erstrecken d. h. Alles was Rechtsobjekt sein kann. 
Dahin gehören also sämmtliche durch Menschenkraft zu erfüllen- 
den Bedingungen der Förderung eines echt menschlichen Lebens 
des Einzelen und der Gesellschaft in leiblicher und in geistiger 
Hinsicht, sie mögen nun an Sachen im eiigslen Sinn d. h. in den 
Kräften selbständiger unpersönlichen Wesen sich linden oder in 
eigentlich persönlichen Leistungen bestehen. Einerlei ist übri- 
gens ob jene Handlungen solche seien die Jemand von einem 
genau bestimmten Andern oder von Allen ohne Unterschied f„von 
der ganzen Welt" — Hugo") äu federn hat, ob sie in einem 
Thun oder Nichttimn bestehen, sich auf Familienverhältnisse oder 
Todesfälle beziehen oder nicht. 

Alles und jedes Recht ist zwar so wenig ohne ein Subjekt 
als ohne ein Objekt denkbar, und Subjekt desselben kann immer 
nur eine -Person sein, Objekt aber nur Etwas was nicht Person 
ist, sondern Sache im weiteren Sinne dieses Worts. So gewiss 
aber insofern alles Recht ein Recht der Person und zugleich 
ein Recht an einer Sache sein muss , so gewiss kann dieser Um- 
stand nicht den Grund der üblichen Eintheilung des Rechts in 
Fersonre-cht und Sachrecht abgeben^ sondern dabei, wie 
bei der Eintheilung des Sachrechts selbst, ist offenbar von einer 
bestimmteren Unterscheidung der Rechte nach ihrem nächsten 
Gegenstand und Inhalt ausgegangen. 

Sieht man nun hierauf, so zeigt sich: 
13 dass manche Rechte, ohne allen bestimmten äusseren 
Gegenstand, bloss auf die berechtigte Person selbst 
sich zuruckbeziefien, nämlich an deren Zustände und 
Eigenschaften als ebensovieie inneren /Lebensgüter oder Be- 
dingungen sich anknüpfen und lediglich auf deren unge- 
störten Genuss gerichtet sind. Man kann darum diese 
Rechte vorzugweise, rein persönliche oder Person- 
Rechte nennen. 
S^ Ihnen kann man dann diejenigen Rechte entgegensetzen, 
die sich auf die äusseren Mittel oder Gegenstände der 
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Bedürfnissbcfriedigniija^ beziehen, die erst darch die Kräfte 
bestiininter PersonCQ oder Sachen zu beschaffen sind und 
deren InbegniT das Sachrecht im weitern Sinn aus- 
' macht. 

Unter diesem letztern Ausdruck lassen sich hiernach ganz 
richtig folgende Arten von Rechten zusammenfassen: 

aj Die Rechte an oder auf eigentliche Sachen — 
Sachrechte oder dingliche Rechte in. engerer Bedeu- 
tung —jHca in rc — d. h. die Rechte einer Person gegen 
alle mögiicben andern Personen in Ansehung einer be- 
stimmten Sache auf Anerkennung eines Verhältnisses nn- 
inittelbarer Einwirkung auf diese Sache ; was man durch 
eine Rechtsdielitnng als ein unmittelba-res Rechtsverhält- 
niss zwischen Person und Sache aufzufassen pflegt, weil es 
nicht erst der vermittelnden Dazwischenkunft einer be- 
stimmten verpflichteten Person bedarf. 

bj Die Rechte an Personen oder die s. g, persönlichen 
oder Foderungs-Rechte — obligationea und im kanoni- 
schen Recht juräad rem genannt, Was wenigstens da nicht 
unpassend ist wo sie auf ein Geben von Sachen, also wenn 
auch nur mittelbar auf diese Sachen seihst gehen — d. fa. 
die Rechte einer bestimmten Person an eine bestimmte an- 
dere gerade hierzu besonders verpflichtete auf einzele be- 
stimmte Handlungen mit oder ohne Bezug auf Sachen (ymt 
ein dare, faccre oder praestarej, 

cj Die s. g. dingHch - persäniichen Rechte d. h. die 
Rechte bestimmter Personen, welche, wegen der Innigkeit , 
und Dauer der Lebensgemeinschaft in der sie stehen, als 
Glieder eines und desselben rechtlichen Ganzen gelten, auf 
alle hierdurch erfoderten fortwährenden gegenseitigen Lei- 
stungen der verschiedensten Art *^. 



*} Wenn man diese Reclife , die , insofern sie namentlich anf das Fami- 
lienverhällDJss sicli gründen, das Familienrechl ausmachen, als Person- 
rechte bat safrühren wollen, wi'il die Kigenschatt oder der Zustand als Fa- 
miltenglied unwillkürlich sind , so verträgt sich Dtess doch nicht mit einem rich- 
tigen BegrilT des Personrecbts. Denn wenn sich auth das Familienrecht von 
dieser einen Seil« demselben sehr annähert und den Uebergang zu ihm macht, 
so nähert 6s sich freilich von einer andern Seile — der Hanp(richtun| nur 
- gegen eine bestimmte verpflichtete Person — ebenso dim Foderungsrechteh, 
und endlich — hinsichtlich der Abweisung jeder Einmischung Dritter in das 
unmiHelbare Verhaitntss — auch den dinglichen Rechten, 
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Der Inhalt aller Sachreclite im weitem Sinn richtet sich noth- 
wendig nach der ungemeioeß Verschiedenheit der unter dem wei- 
ten Ausdruck Sache, wie vorhin bemerkt ist, zusammengefasstcn _ 
Lebensbedin Denisse. Wegen der innigen Verbindung in der diese 
sümmtlich mit einander stehen , war es indessen auch in der fol- 
genden Darstellung nicht wohl zu vermeiden, schon bei Erörte- 
rung der Rechte an oder' auf Sachen auch die Rechte an Perso- 
nen, die sich daran knüpfen, mehrfach zu besprechen. 

g. 70. Verschiedenheiten der Sachen. 

Vom mannichfachsten rechtlichen Einfluss sind zalilreiche Ver- 
schiedenheiten der eigentlichen flachen. Was hier grösstentheils 
nur angedeutet werden ka^n. Namentlich kömmt sehr viel dar- 
auf an, ob iSachen ganz für sich selbst zu besteben und dariun 
einen selbständigen Rechtsgegenstand auszumacheil vermögen 
oder nicht; ob sie ohne wesealiche Aenderung d. h. ohne Unter- 
gang und Uehergang in eine andre Art von Sachen (^gpecies) 
und unbeschadet ihres rechtlichen Zwecks sich theilen lassen; 
ob sie VOH: andern Gegenständen z. R. von Grund und Boden, 
womit zusamjnen ^ie bisher, in dem Verhältniss.als Haupt- oder 
Nebensache, ein mehr oder minder eng durch Natur oder Kunst 
verbundenes Ganzes bildeten (^z. R, eine universitas rerurn), 
abgesondeH werden können (^wie das Ange)öthete, das Buch 
aus der Büchersammlung^ oder, um ihre Bestimmung zu erfül- 
len, sogar müssen (yvie Getraide, Obst, die Waare aus dem 
Kaufladen^ , oder ob Jenes oder Dieses nicht der Fall ist ([wie 
bei dem Angeschweissten, dem Gemälde, dem Zubehör^ ; ob ih- 
nen den Hauptwerth die Natur gibt, wie den Hausthieren, oder 
die Bearbeitung (Tormgefaung) , wie den Kunstwerken ; ob sie 
verbrauchbar oder doch vertretbar d. h. vollkommen ersetzbar 
sind oder nicht u. s. f. 

Von besonders grossem Einfluss auf die an eigentlichen 
Sachen möglichen Rechte ist namentlich noch der Umstand ob 
diese Sachen rein körperlicher oder zugleich geistiger Natur 
sind *3 , — wie Letzteres z. H. bei einem Buch , einem Gemälde 



*) Die Bedeutung dieser Unterscheidung wird sich weiterhin zeigen , vor- 
züglich im Erbrecht und in der Lehre vom Nachdruck. Eine ganz äliDliche 
und rechtlich nicht minder wiclilige Unterscheidung muss bei den person- 
lichen Leistungen gemacht werden, sofern sie einen selbständigen Reclits- 
ge^eastaDd ausmachen. Auch m sind nämlicb bald mehr geistiger, bald mehr 
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oder einem andern schönen Kunstwerk der Fall ist — und ob sie ei- 
nen Werih entweder nur durcli ihr äusseres Verhallen als Mittel 
für Anderes , mithin durch ihren Nutzen, erhalten wie z. B. Ess- 
waaren, Werkzeuge, oder ob sie einen Wertli schon an und für sich 
selbst haben, wie in den rorher gegebenen Beispielen. Zu bemerken 
ist dabei, dass alles Geistige wie z. B. Gedanken- nur mittelst 
eines körperlichen Trägers z. B. der Rede, und häufig nur durch 
eine mit einem äusseren Stoff eingegangene innige Verbindung 
z. B. durch Bilder* Zeichen- Buchslabenscbrift oder Druck', äus- 
serer Einwirkung unterworfen sein oder seinerseits für Anderer 
Bedürfnisse Mittel werden, also in rechtliche Beziehung treten 
kann. Mit , Rücksicht auf diese Doppelnatur müssen dann die 
Rechtsverhältnisse näher bestimmt werden #3- ^^ insbesondere 
bei ' dem gesammten Bücherwesen , z. B. in Betreff des 9. g, 
schriftstellerischen Ergenthums. 

Ein weiterer besonders folgenreicher Unterschied der Sachen 
in rechtlicher Hinsicht knüpft sich daran , ob sie im Verhällniss 
unmittelbarer Abhängigkeit von einer bestimmten Einzelperson 
stehen und deren -ausschliesslicher Einwirkung unterworfen 
sein können oder nicht. Denn offenbar wäre nur im Bejahungs- 
fall eine Möglichkeit da , ein Recht auf Sachen zu haben nicht 
bloss in der Bedeutung eines uns in'Hinsicht ,ihrer [mit Andern 
wesenlich gemeinsamen, sondern eines besondern Andere äus- 
schliessenden Rechts , — sei es nun in der Art dass sie Jemanden 
allein zu eigen gehören (|d. h. .in seinem Sondereigenthum, m 
bonis a. in palrimonio stehen^ oder doch Jemand siC bloss zu 
seinem Privatgebrauch mit Ausschi uss'Andcrcr innehaben könnte. 

Fragt man näher bei welchen Sachen jener Fall eintrete und 
bei welchen allein folglich auch ein Uebergehen derselben aus 
einer Hand in die andere d. h. freier Verkehr (_commerciunt) 



äusserlich- sinnlicher Natnr, Jenes z. B. alle nicht gemeinen Dienste (liberale» 
operae): Unlerricht , Erziehung n. s, w. , Dieses die gemeinen Dienste aller 
Art. Sie sind darum bald aufs Engste mit der Person des Leistenden ver- 
knüpft, wie z. B. Leistungen im Bereich der Wissenschaft und Kunst, Staats- 
dienste, überhaupt Alles wobei es auf personae induslria ankömmt, und be- 
gründen dann nur s. g. Iiöchsl persönliche Rechte, bald nicht. 

*) Ein üiich hat ator darum doch nicht aach , wie ein Gemälde , Selbst- 
werlh, ja es kann, zumal in rohem Zusland, sogar gewissermassen als ver- 
trelbai'e Sache gelten. 
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denkbar sei , so zei^ sich : immer nur' bei solchen Sachen , die 
ihrer ganzen AUeineigenthümlichkeit (^gpecies~) nach genau be- 
stimmt und an offenkundigen Merkmalen leicht und sicher für 
Jedermann als gerade diese Sachen erk.ennbar und von 
allen ähnlichen zu unterscheiden, mithin insofern selbständige 
oder einzele Sachen sind. Nur an dergleichen körperlichen 
Gegenstanden #) können darum vernünfliger Weise eigentliche 
unmittelbare Sachrechte vorkommen. Hingegen Foderungsrcchte 
in Hinsicht einer Sache erfodern lediglich eine für die Theile 
hinreichend verständliche Bezeichnung des Gegenstandes der Lei- 
-flluDg, dieser mag übrigens nur seiner Gattung nach bestimmt 
sein oder nicht ♦*3' 

Unfähig unter der nusschliessenden Herrschaft Einzeler, also 
im Privatvermögen zu stehen, sind hingegen alle solchen Sa- 
chen , die durch ihre Natnr nott^wendig entweder jeder oder doch 
jeder wesenlichen, vollkommenen und dauernden Einwirkung und ' 
Veränderung durch Menschenhand entzogen, dennoch aber allen 
Menschen ohne Unterschied so unentbehrlich und zugleich mit 
einer so unzerstörbaren und unerschöpflichen Gerne inniitzigkcit 
begabt sind, dase daraus ihre Naturbestimmung deutlich erhellt: 
nur im Ganzen (pro itidimsoj der Menschheit zu dienen und 
ebendesshalb dem Gebrauch Aller und Jeder immerwahrend offen 
KU bleiben. Hiess gilt hauptsächlich von dem Dunstkreis der Erde 



*} S. ßo'rnem'ann's prenssisches Civilrecbt, 2te Ausg. I, S. 403. und 
unten S- 91 , nr. 3 £ 4. — Solche Sachen waren nameatlich die mancipi res 
der alten Römer z. B. GrundsIücRe und Nausthiere. Daher sollte denn auch 
ganz folgerecht und vernünflig in der Rege! nur bei diesen Sachen eine vindi- 
catio Slalt finden, und es war gewiss verkolirt, wenn dfis neuere rdmische 
Recht eine solche ohne Unterscliied bei allen niobt öffentlich (sondern 
durch einfache traditio) erworbenen Sachen gestaltete. ,Ebenso . kannte das 
römische Recht der älteren Zeit keine andere Verpfändung als die des F-anst- 
pfands (pignus). Dazu kam später die Hypothek, die zuletzt nicht bloss 
auf einzele Sachen, sondttrn sogar über das ganze (gegenwärtige und za- 
könftige) Vermögen sich erstrecken und obendrein heimlich entstehen konnte. 
Dass und warum sehr richtig von letzterem Beiden die neueren Rechte durch 
Zurückkehren zu der Spezialitat und Oeffentlichkeit als unerltisslichea 
Erfodemissen Jeder Verpfändung wieder abgegangen sind, ist unten (§. 90. g.) 
gezeigt. 

•*> Die im römischen Recht ausgesprochene Ungültigkeit aller Rechts- 
geschäfte wegen Unbestimmtheit des flegenslandes der Leistung oder. Was 
ebensoviel ist , weil dieser ganz in das Belieben des Versprechenden gestellt 
ist, fliesst demnach aus der Kitur der Sache. 
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(Lntt nnd Licht), dein Meer und Meeresufer #3? *'^>» fliCBSea- 
den Wasser , nicht minder aber auch von der Erde selbst. 
Denn unläiigbar bleibt auch sie in vieler Beziehung; der nolhwen- 
dige genieinachaftlichc Wirkungskreis des gesaminten Menschen- 
geschlechts, mithin der freien Benutzung aller Glieder desselben 
(^der Völker und anderer Gesammtpersonen sowohl als des Ein- 
zelen) vorbehalten, insofern sie nicht in ihrem Inneren oder 
auch auf ihrer Oberfläche (x. B. bei grossen Sandwdsten , Glet- 
schern) ganz oder grosentheils unbenutzbar ist. 

Da indessen dem benutzbaren Grund und Boden auch 
durch Anbau niemals in dem Mass, wie den meisten andern (^be- 
weglichen) Sachen der Stempel der Individualität des Inhabers 
aufgeprägt werden kann und nur durch Benutzen (^nicbt etwa 
durch Verbrauchen) die Vorthcile, die er gewähren kann, sidi 
erlangen lassen, so fiifirt schon die Natur der Sache darauf hin, 
dass wenigstens eine bleibende und uneingeschränkte Be- 
herrschung desselben durch Einzele d. h. Privateigenthum hier 
fast ebenso widersprechend ist als bei dem Meer, dem Licht und 
der Luft. Hieran wird auch dadm'ch nichts geändert, dass we- 
gen der Festigkeit des Erdkürpers eine allgemein erkennbare Be- 
zeichnung und Abscheidnng bestimmter Theile seiner Oberflfiche, 
und danach dann auch bis zu gewissem Mass des Luftraums^ 
Lichts, Wassers über und auf derselben, sowie der Erde unter- 
halb, ausführbar und in den positiven Hechten wirklich ausge- 
führt ist. 



*) Erst in der neueren Zeit worden die Rechte tat diese res commtne* 
zum Thoil verkannt, während die Römer sie gauz richtig festgehalten und de- 
ren Beeinlrächlignngcn gleichsam als eine Beleidigung der Menschenwürde (der 
Persönlichkeit) angesehen liabea, die eine injuriarum acfto . begründete. 

Nicht nur dem olTenen Weltmeer, sondern auch den jetzt s. g. geschlos- 
senen Aleeren sowie den Meerengen und den schJin)aTen Strömen und eben- 
darum auch deren Ufern (z. B. zum Leinpfad — Code Ifap. ort. 5S6.') kommt 
viillig freie Bcnutzbarkeit zu , obgleicli das heute geltende Volkerrecht diese 
Wahrheit, die zuerst Grotius (de man libero) wieder verfocht, noch nicht 
vollständig anerkannt hat. Irrig ist es also, wenn Hugo die Bildungstufe ei- 
nes Volks darüber will entscheiden lassen, ob das Meer .demselben gehören 
könne oder nicht. 

Zu den vielen ebenso nichtigen als anmessend vorgetragenen EinISIIen des, 
fibrigens auch einzeles Treffende und Ahnungsvolle enthaltenden, Buchs von 
Protidhon (qt/esl-ce qve la propriete) gehört es, dass er (p. 92.} ein 
Verbot von Wasser und Luft darin sehen will , dass man kein Wasser holen 
dürfe am Brunuea des Nachbars, keine Fensler haben dürfe aof deuen Bof £e. 
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Ueberhanpt mnss marf bei Gegenständen, bei welchen es fy- 
sisch möglich iat, dass sie zur alleinigen Yerfiigung bestimmter 
Einzelen stehen, um zu wissen ob Diess auch rechtlich be- 
gründet ist, wohl unterscheiden ob sie ihrer rechtlichen Be- 
stimmung: so nutzbringend als möglich für alle menschlichen 
Zwecke zu sein — nur dadurch wirklich entsprechen können, 
dasB sie dem Privatgebrauch einzeler Personen und mithin dem 
freien Verkehr überlassen werden; — oder ob umgekehrt nur 
dadurch, dass sie hiervon ausgeschlossen und entweder der un- 
getheiiten Verwendung für Zwecke einer Gesammtpersen: eines 
Volks, einer Gemeiude , Kirchf; etc. oder der gleichmässigen 
freien Benutzung durch alle einzelen Glieder derselben anheim- 
gegeben werden (^Patrimonium populi — re» publicaej *). 
Ist, wie gewöhnlich, Ersteres der Fall, so mnss dann insoweit 
jede fortwährende und oft schon jede vorübergehende Entfernung 
unbeweglicher oder sogar beweglicher Gegenstände aus dem Ver- 
kehr -durch Vera US 8 erungs verböte z- B. durch Majorate und 
Fideikommisse als zweckwidrig und unstatthaft erscheinen {§. 
90. d.3 Inwieweit aber der entgegengesetzte Fall eintrete und 
demnach Sachen nur dem Ganzen gehören sollten, Diess ist 
natärlich je nach Ort, Zeit und Bildungsvcrhalfnissen eines Volks 
ebenso verschieden zu beurtheilen und darum ebenso nothwendig 
steter Veränderung unterworfen als die näheren Bestimmungen 
und überhaupt der Umfang der Sachrechte. Denn dieser ist be- 
greiflich mit dem Forlschritt der Bildung — wie sich an den ver- 
schiedenen Lebenstufen der Jäger- oder Fischer-, der Hirten- 
und der Ackerbauvölker im Grossen zeigt — unendlicher Erwei- 
terung empfänglich, weil in gleichem Mass in Folge neuer Ent- 
deckungen und Erfindungen die Menge, Güte und vielseitige - 
Brauchbarkeit der vorhandenen Sachguter beständig ziinimmt. 

$. 71. Begriff des Rechtseigcnthums. 
Um das Sachrecht nach allen Theilen seines Bestands, also 
die rechtlichen Begriffe des Eigenthums, Besitzes und Ge- 



*} Die Anzahl der Sftchen, die exlra commercium sind, hat sich in neue- 
rer Zelt beträchtlich verringert ; denn nicht nur gellen die res sacrae und re- 
ligiosae nidil mehr für verkchrsontähig , sondern Vieles was vormals re» pu- 
blica war gehert jetzt nicht mehr daliin ; obwohl andrerseits auch wieder gröss- 
tentheils die res nullius der Rämer für Staatsgut erkliirt sind, z. B. das Wild,' 
die Mineralien £c. 
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branchs von Sachen, genauer zu bestimmen, wiri^ es vor Al- 
lem nöthig auf die schon in der Lelire von der Verwirklichung 
des llechts (S. 61 f.^ berührten Begriffe von Eigenlhum , Besitz 
und Gebrauch überhanpt zurückzukommen und sie etwas näher, 
als es dort geschehen konnte , zu begründen und zu erläutern. 
Durch deren Anwendung anf die Saphen insbesondere werden 
sich dann fast von selbst über den Grund, das Wesen und die 
Grunzen des iSacheigenthums vielfache Aufschlüsse ergeben. Diese 
sind aber um so wichtiger, als die herrschende negative Nalur- 
rechtsthcorie gerade darüber genügende Auskunft zu geben aus- 
ser Stand war, als die positiven Rechte leider hier von den gröb- 
sten Verstössen gegen das Recht nicht frei sind *) und als man 
endlich, hauptsächlich wie es scheint durch diese beiden Um- 
stände veranlasst, besonders in der neuesten Zeit, in der Ueber- 
eilung soweit ging, sogar die Statthaftigkeit bald alles und jedes 



*} Davon jedoch ganz abgesehen , gibt sich in allen positiven RechUn eine 
merkwürdige Unsicherheit in Hinsicht des BegrilTB des Eigentiiünis kand, die 
vor Allem aus der Verkennung seines engen Zusammenhangs mit dem Begriff 
des Rechts selbst sich erklärt und daraus dass es mit dem Eigeothum an 
Sachen und zwar an körperlichen Saclmn ohne Weiteres gleichbedeutend ge- 
nommen wird. Daher kömmt es denn dass, auch bei der Erklärung dea letz- 
leren , die Theoretiker sich olTen im Kreise zn drehen pllegen ähnlich wie es 
Pr'oudhan (qu'e»l-ce qtte la proptiele p. 6i.) von J. Dutetia aDrührl: 
„la propriele est le droit par üquel une chose t^arUerU en propre i 
quelqu'un". Vergl. x. 11. Mackeldey's Lehrb. des .heut. R, R. 8te Ausg. 
S- 240. Marezoll's Lehrb. der Institutionen Kn. Ebendaher dass Einige die 
Rechlo der Regierung oder die Rechte der Schrirtsl eller &c. als Eigenthum auf- 
fassen wollen , Andere hiergegen eifern £c. Besonders deutlich teigt sich jenes 
Schwanken an dem bekannten, aber wie Lahr dergelhan hat (s. dessen Ht- 
gazin Bd. JH. 5, 483 IT.) gänzlich gescheiterten Versuch der Unterscheidung 
der vermeintlich wesenlichen Beslandtheile — als s. g. Proprietits- 
rechte — von den vermeintlich unwesenlichen — als s. g. Nul-zungs- 
rechten. Schon Bauer (Nat. R. 3te Ausgabe g 3^) ti^^te dagegen richtig 
bemerkt: dass ja z. B. das Nutzungsrecht an einer eignen Sache (der s. g. 
musfructm catualis) offenbar ein Proprietäts recht sei. Vorzüglich das Pfand- 
recht beweist hier, dass nicht einmal die juristische Verfügung — die dann 
die fysische im Gefolge führt — als wesenliches Alleinrecht des Sachelgeothä- 
mers gelten kann (VgL pr. Inst. II, 8.), dass vielmehr vom Sacheigenthum 
oft nur ein alles wahrhaften Gehaita entbehrendes Schattenrecht ikbrig 
bieibt. — Bezeichnend für das Unvermögen eine scharfe Grenze zwischen dem 
Sacheigenthum und andern Sachrechten zu flnden, (für welche die Römer ja 
auch die Ausdrücke dominium und vindicatio brauchten) ist noch der Umstand 
dass man, im Gegensatz zu diesen Rechten, dem Sacheigenthümer dlo Sache 
selbst zuspricht. 
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bald nur des 'gesonderten Sacheigenthums geradezu zn bestrei- 
ten *3. 

Bei Aufsuchung Dessen, was anter £igent)ium, Besitz^ und 
Gebranch '/.n verstehen sei, muss man sich vorerst daran erin- 
nern, daes in der Bechtslehre alle diese BegriJTc nur in recht- ' 
liebem Sinn: luithin als Rechtseigenthuin , Rechtsbesitz 
und. Rechtsgebranch in Betracht kommen, nicht aber in jener 
viel weiteren Bedeutung, die sie im gemeinen Leben haben. 

In diesem gehen wenigstens die Ausdrücke Besitz und Ei- 
genlhum ganz allgemein auf Alles was irgend ein Wesen in 
oder an sich hat: auf alle seine Eigenschaften nud Eigenheiten, 
also beim Mensehen auf alle angebornen oder erworbenen Kräfte 
seines Körpers und Geistes als sein ursprüngliches unmittel- 
bares Besitzthum oder Eigenthum; nicht minder auch anf Al- 
les was ausserdem in näherer oder entfernferer, wesenlicher oder 
zufälliger, unwillkürlicher oder willkürlicher (_d. h. durch An- 
eignung hervorgerufener) Beziehung zum Menschen steht oder 
ihm zugehört z.B. Liebe, Achtung, Vertrauen, die ihinzaTheil 
werden. So sagt man denn auch mein und dein Vaterland, 
Volk, Kind, Schuldner, Haus, Rock, Amt etc. 

Sucht man hiernächst das Unterscheidende des Rechtsei- 
genthums auf, so ergibt sich sogleich, dass von einem solchen 
immer nur die Rede sein kann wenn und sofern von Gegenstän- 
den des Eigenthums in jenem weitern Sinn — z. B. von den gei- 
stigen Gütern: Ideen und Kenntnissen, als einem s. g. intel- 
lektuellen Eigenthum oder von der Ehre als einem s. g. morali- 
schen Eigenthum — eine rechtliche Seite sich aufzeigen lässt 
d. b. ein solches Verhallniss, wOntich jene Gegenstände sich ent- 
weder nach Aussen win'isam erweisen oder äussei'e Einwirkung 
erfahren tind zwar so dass sie entweder durch ihre Aeusseruogen 
selbst bedingend sind für die Lebenzwecke Anderer oder, um- ' 
gekehrt selbst fdurch Lebensäusserungen Anderer z. B. Unter- 
richt durch siej von Aussen bedingt. 

Es zeigt sich ferner, dass in rechtlichem Sinn die Aus- 
drücke Eigenthum, Besitz und Gebrauch keineswegs bloss auf 
eigentliche Sachen {]Natur-oder Kunsterzeugnisse) und das recht- 
liche Veriiüitniss der Personen z,u ihnen sich beschränken , son- 
dern vielmehr auf alles und jedes Recht gehen, das und soferij 

*J Wie Jenes von Proudkon, Dieses von den Kommunisten ge- 
Bchielil. 
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es im Zustande der Verwirklichung für eine -bestimmte 
Person gedacht wird d. h. als dieser Person wirklich zugchö- 
rend oder zustehend, als bestehend zur Deckung ihrer sämmt- 
lichen Rechtsbedürfnisse. Das Bestehen einer solchen für die 
Rechtsverwirklichung erfoderten innigen Beziehung oder Verbin- 
dung zwischen dem Mittel zur Befriedigung eines Rechlsbedärf- 
nisses und dem Itidividuum, voq dessen Bedärfniss die Rede ist, 
nennt man dann (^in einer allgemeineren Bedeutung} dessen 
fRechts-3 Eigenthum. 

Diese allgemeinere Bedeutung des Worts Eigenthum in recht- 
licher Hinsicht «} bestätigt sich durch den d^mit ganz überein- 
stimmenden Ausdruck: das Mein und Bein oder auch das 
Vermögen, worunter man überhaupt Alles zusammen begreift, 
was uns zusteht oder gehört einerlei ob wir es scbon haben oder 
erst bekommen sollen, also zu fodern haben: mithin nicht bloss 
die sachlichen Erfodernisse unsers Lebens sondern auch die le- 
diglich persönlichen d. h. die Leistungen oder Dienste die Andere 
uns schuldig sind — kurz: sowohl das Sacheigentham als 
Das was man persönliches Eigenthum (d. h. Verwirklichung 
unsere Rechts an Personen durch diese) heissen könnte (s. S. 
61 f.). 

Vorzugweise braucht man indess das Wort (Ä'echts-) Eigen- 
thum zur Bezeichnung des Wesenlichen und Fortwähren- 
den jener engen Verknüpfung zwischen der Person und ihrem 
Recht nach allen seinen äussei'en Gegenständen *#3 ) ^o" der 
Fortdauer unserer Bedürfnisse entspricht die Fodening der Fort- 
daaer unserer Beziehung zu den für deren Deckung branchbaren 
äusseren Dingen, auch wenn wir von letzteren entfernt sind, so 



•) Sie ist auch von der Mehrzahl der Naturrechtslehrer z. B. von Wendt, 
Drescli £c. angenommen. Auch Stahl (die Phil. d. R, II, 1 S. 233 ff.) 
hat das Wesen des Vennügens richtig aufgefasst. 

**) Alsg mit Ausnahme der durch individuelle Eigenschaften der Person 
bedingten j'ura stalas. Die oben erwähnte enge Verknüpfung, die wir unter 
dem Mein und Dein, dem Eigentliam oder Vermögen einer Person uns denken, 
ist in den positiven Rechten namenihch dadurch anerkannt, dass man dieses 
ganz richtig als Einheit in rechtlicher Beziehung, als univeraUa», auffastt 
Und daher das Rechlsverhältniss dieser res incorporaHs , geradeso wie die s. g. 
höchst persönlichen jura Status', nach dem Wohnort der Person bestimmt, 
und dass mau es ferner ungelheilt, als Verlassenschaß , vermittelst des Erb- 
rechts als der Erwerbnrt des Eigenthums . im Ganzen (»\s suceestio in unwer- 
' lum jus quod defunctüs habmt) an eine andere Person Übergehen Ifisst 
Bödot'a Gtundzügc dei Muturrechta.' l** 
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(tass sie nicht mehr unmittelbar, sondern nur noch unserem Wil- 
len nach (^»olo anmoj uns allein zur Verfügung: d..h. nur in un- . 
serin s. g. intellektuellen oder Mentalbesitz sind. 

Gewöhnlich nennt man aber ungenau :'Eigenthnm, oder auch 
Vermögen, Habe, nur Das was in jener we'senlichen bedingenden 
Beziehung zu uns und unserm Leben steht: Das was man im 
Eigenthum hat *) d. h. den Inbegriff der äusseren Mittel, wor- 
über wir für unsero gesainmten geistigen und leiblichen Bedarf 
zu verfügen vermögen; oder man beschränkt gar'den Begriff des 
Eigentbums bloss aaf Sachen, also auf das iSacheigenthum. 

Von entscheidender Wichtigkeit, zur Vermeidung einer Af enge 
schädlicher m Wissenschaft und Leben eingedrungener Irrthümer, 
ist das strenge F'esthalten an allen Folgerungen aus dem im Bis- 
herigen festgestellten Begriff des Eigenthums in dessen Verhält- 
niss zum Recht. Da hiernach das Wort Eigenthum nur Das be- 
zeichnet, was einem jeden Einzel- oder Gesammtwesen als. sein 
Recht zu eigen ist oder zugehört (_s. S. 62.3 und gesellschaftlich 
zuerkannt werden muss , so kann es natürlich weder einen wei- 
teren noch engeren Umkreis haben als dieses Recht selbst, je 
nach dessen rechtlichem Grund und Zweck. 91. a. W. : es hangt 
. nothwendig ah von zwei Voraussetzungen, ohne die überhaupt 
kein Hecht bestehen kann: zuerst von dem Vorhandensein eines 
bestimmten leiblichen oder geistigen Bedürfnisses vermöge der 
Eigenschaft als Mensch und als gerade dieser Mensch und aus- 
serdem von dem Vorhandensein eines Rechtsgegenstands der 
tauglich ist diesem Bedürfniss zu genügen. 

§. 72. Folgerungen aus dem Begriff des Eigenthnms. 

Durch das zuletzt Ausgeführte ist namentlich klar: 
1_) Dass das Rechtseigenthum überhaupt, weil es unmittelbar 
auf der Menschennatur und nur auf ihr ruht, ein Urrecht 
ist, wie Diess afsbald fg. TTJ näher entwickelt werden 
muss, keineswegs aber ein bloss durch irgend einen Wil- 
lensakt bedingtes, also hypothetisches Recht, obwohl des- 
sen nähere Bestimmung (^seinen Gegenständen und seinem 
Umfang nach^ nicht allein von der Besonderheit des Le* 



*3 Ganz so wie mancytivm ausser einer bestimmten Erwerbart des r&- 
mischen Eigenthums (mancipaäo) ebensowohl das römische Eigenthum selbst 
und auch die Sache bezeichnet, die in diesem m stehen pflegt 
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benszasfands and der gesammteR Beschaffenheit der vor- 
handenen Gegenstände and Menschen ^ sondern anch von 
Willensäussernngen derEinzelen und der Gesellschaft mit- 
abhängt. 
^3 Das« es sowenig ein Rechtseigentham ohne Reehtszweck 
oder BedurAiiss, als darüber hinaas geben kann, dass 
. also weder ein Recht auf zwecklosen noch anf zweckwidri- 
gen Gebrauch, Verbraoch oder Ungebrauch des Eigenthams- 
gegenslands — kurz auf Missbrauch desselben — mit dem 
Begriff des Bechtseigenthums weseolich verbunden oder 
auch nur damit verträglich sein könne *). 
33 Sass Gegenstand eines wahren Bechtseigenthums wie eines 
, wahren Rechts immer nur Dasjenige sein könne was nnd 
insoweit es als Lebens-Mittel oder^edingniss sich darstellt, 
es finde sich übrigens in oder an Personen oder Sachen. 
Schon darum kann , wie Diess oben (ß. 45^ gezeigt worden 
ist, anter keiner Bedingung jemals die gahze Persönlichkeit ei- 
nes Menschen Jemand rechtlich zu eigen, in seinem eigentlichen 
Besitz und Gebrauch sein. Ja es kann nicht einmal irgend eine 
der Eigenschaften einer Person ganz nnd gar, oder auch nur 
zunächst und hauptsächlich, Gegenstand eines B«chta sein d. h. 
als Rechtssache behandelt werden ; sondern, Diess ist immer nur 
hinsichtlich einzeler Aeosserungea der persönlichen Thätigkeit: 
Dienst- oder Kunstleistungen (^praestare) möglich , sofern diese, 
an sich betrachtet und unbeschadet der eignen Würde und In- 
dividualität der Person von der sie ausgehen, den vemtinftigen 
Lebensbeslrebungen Anderer zu dienen' geeignet sind. 

Ebendarum kann sogar eine Sache niemals ihrer ganzen 
Wesenheit (^ihrem Stoff oder ihrer s. g. Substanz^ nach, son- 
dern, gleichfalls nur in Rücksicht ihrer, bestimmte Lebenzwecke 
fördernden besondem Beschaffenheiten nnd Kräfte im Eigenthum 
sein **). • I 



•) Diess ist näher ausgerithrt nnlen g, 86. — Manche , die Diess eioge- 
seben haben, zugleich aber auch wie häufig noch immer positive Rechte da- 
gegen Verstössen, liessen sich dadurch verleiten das BigenEhum selbst Tür Miss- 
brauch und Uhreclit zu erklaren. 

**) Auf lehrreiche Weise bestätigt Diess die Volks wirthscbediehro , die nicht 
von todten S^toffcn, sondern überall nur von den Branchlichkeiten der 
Dinge handelt, in der richtigen Hinsicht, dass die Dinge nur gerade hierdurch 
TOD Werth für das menschliche Leben d. b. wahre Sachgüter sbid. 

S tahl war daher gani auf dem rechteo Wege, den er freilich nicht streng 

14« 
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Weil man die Wahrheit dieses dritten sowie des zweiten 
Folgesatzes verkannte , hat sich nach Vorgangs des römischen 
Rechts der verderbliche Irrthum in die meisten positiven Rechte 
eingeschlichen , als ob die Wesenheit des Sache igenthums in ei- 
ner völlig beliebigen uneinfi^eschrankten Verfügung sogar 
über die Substanz der Sache z; B. bis zu ihrer muthwilligen 
Zerstörung bestehe *^. Die folgerechte Durchführung dieses 
rechtswidrigen Irrthums im Leben war aber ganz unmöglich und 
sie wird es immer mehr mit der Znnahmeder Bildung und mit 
der d»ran sich knüpfenden, das Leben bereichernden vielseitigeren 
Erkenntnis» seiner Zwecke und Mittel. Hiermit in gleichem Mass 
vermehrt sich nothwendig ganz von selbst (^auch in den positiven 



einliielt, wenn, er (Phil. d. R. li, 1, S. 235 IT.) das erste Ziel fdie Beslim- 
tniin'g^ der Vermögensre etile in der „ Befriedigung der nnendlichen menscliliclien - 
Bedürfnisse Qnd Wünsche ", nicht „in nutzloser Herrschart " sieht und das Ver- 
mögensrecht um so vollkommener findet, „je mehr, je vollslandiger , eiriracher,- 
sicherer die Bedürfnisse faus dem Besitz und Verkehr) befriedigt werden", 
wenn er also verlangt, dnss hiernach der Inhalt der unmittelbaren Sachrechte 
sowohl als des Vertrags- und Fod er ungs rechts bestimmt und diese Befriedigung 
nicht „der freien gftsicliertcn Verfflgung'' geopfert werde. 

Welche Missgriffe und Ungerechtigkeiten herbeigefillirt werden durch die 
Ueberschaizung des blossen üBSsern Stoffs, ohne zu fragen nach der 
reclitlichen Bestimmung und dem Dasein der Eigenschanen die zu deren 
Erfüllung nüthig sind, DIess zeigt sich besonders aucli bei den Strafen, wo- 
hin man auch solche Mittel zähile, die die Erreichung des einzigen Zwecks 
alles Strafens entweder geradezu unmöglich machen [wie die B. g. Todesstrafe) 
oder ihm doch offenbar entgegenwirken (wie z. B, s. g. Prügelstrafen Äc.}. 

ProuUhon, qu'est-ce que la propriete. 184i. p. 59, uro darzuthun, 
dnss man bei den Worten: Mein und Dein nicht (mit de Tracy), nach 
der Aehnlichkeit mit unserm inneren Besttzthum oder Eigenthum, auch in der 
Anwendung auf Sachen ausser uns von Eigenthum reden dürfe, macht gel- 
tend, daSs der Mensel; nicht einmal absoluter Eigenthümer, sondern nur 
Nutzniesser seiner Vermögen und Anlagen sei und diesen Niessbrauch nur nach 
den VorscliriRen der Natur üben könne [so wie er ihn mr nach denender 
Vernunft üben soll}. 

Nur dann kann von einem Recht der Verfügung über die Substanz die 
Rede sein , wenn man darunter lediglich solche Veränderungen von wesenlichen 
Theilen oder Eigenschaften einer Sache [also auch wohl einmal ihrer Form) 
verstellt, wodurch sie selbst zu einer andern Sache wenigstens insofern wird, 
als sich ein Wechsel ihrer früheren Hauptbestimmung daran knüpft. Doch ist 
die Verwandhing eines Zuchtstiers in einen Zugochsen durch Verschneidung, 
die davon ein Beispiel zu geben scheint, wenigstens im mosaischen Recht ver7 
bblen. 

*) Vgl. unten S- 86. 

Cg,lzcdb,C0(>g.[c 
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Rechten^ die Zalil der Etnsctirünknngen jenes an^eblith unbe- 
dingten Eigenthams an der ganzen Sache ^'). 

In g^aiiein Zusaniincnhang mit dem so eben gerügten Irr- 
thum steht: 
4) der ITngedanke eines angeWichen Sacheigenthums ohne al- 
Jcii rechtlichen Inhalt, der s. g. nuda proprtetas. Es ist' 
Diess eine durchaus leere Erdiclitung der positiven Rechte 
und kann höchstens angesehen werden aJs eine erst k ü iif- 
tig, beim Eintritt gewisser Bedingungen und nach Ablanf 
einer längeren oder kürze'ren Zeit, geltend zu machende 
mehr oder minder versiclierte Foderung oder Anwartschaft 
in Bezug auf ein Sacheigenfhum. Erst durch die folgende 
genaue Betrachtung des ganzen Gehalts oder der Bestand- 
theile des Eigenthmns kann deutlicher werden, Was die 
positiven Rechte auf den ^^othbehelf dieser Erdichtung hin- 
führte. 



Vom Inhalt oder den Bestandtheilen.des Eigenthtims. 
S- 73. O VomRechtsbesitii. . 

Zunächst fragt sich , welche sind die im Rechtseigenthum 
enthaltenen einzelen Bestandlheilc oder besondern Rechte d. h. 
diejenigen deren vereintes Vorl^andensein erst den Begriff des 
unbeschrankten oder vollen Eig'enthums (^plena proprieias~) 
ausmacht und von denen angenommen werden muss dass sie ins- 
gesammt dem Eigenthümer zustehen (^Was man die Rechts- 
vermuthun'g für die Freiheit des Eigenthums zu nennen ■ 
pflegt^ — wenigstens solange als nicht das Gegentheil unzwei- 
felhaft dargethan ist: die Losreissung eines oder des andern die- 
ser Theile und dessen Ausübung als besonderen Rechts durch ei- 
nen Andern. 

Jene Bestandtheile oder, wenn man wifl, Voraussetzungen 
der Verwirklichung jedes Rechts und insbesondere jedes unmit- 
telbaren Sachrechts sind der Recbtsbesitz und der Rechts- 
gebraucli. 



*) Auf diese Nolhwendigkeil ist schon S. 41. Anm. * anhierksam ge- 
macht worden, und wie sie praktisch sich gellend macht, wird sich weiterhin 
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Unter Besitz schlichtweg versteht man ein solches äits- 
serea thatsachliches Yerhältniss, in dein Jemand zu eiaera — 
es sei min sachlichen oder rein persönlichen — Mittel für seine 
Lebenzwecke steht, wodurch er vermag augenblicklich ^anz 
nach Belieben auf jenes Mittel unmittelbar und ausschliessend hin- 
zuwirken und dasselbe für diese Zwecke zu verwenden. Schon 
durch diesen blossen Zustand der üusseren Möglichkeit der 
Befriedigung ansrer Bedürfnisse, — mithin der Ausübung oder 
des- Genusses ansrer Rechte — vermittelst unseres Verhältnisses 
der Einwirkung oder Verfügung zu einer bestimmten Sache oder 
Person (z. B. dadurch dass man eine Sache körperlich ione hat 
odei mit den Gliedern seiner Familie in derselben Wohnung zu- 
sammenlebt «Src.^ ist man im Besitz seines Rechts *')j nicht 



*} Ohne die offenbarsle Willkür kann der BegrilT des Besjtzes so we- 
nig wie der des Eigentliuins bloss aut körperliche Sactien eingeschränkt wer- 
den, und wo Diess dennoch geschah, wi^-im römischen Recht, da mnsste dort 
durch dio^'urt» oder quasi posiessio, so wie hier durch das in bonis nach- 
geholfen werden. Hingegen ist es ganz natürlich, und keineswegs bloss eine 
EigenthUmlichkeit positiver Rechte,, dass nicht bei Rechten die durch eine be- 
stimmte Leistung erlöschen von Besitz die Rede sein kann, sondern nur bei 
solchen Rechten, die ihrer, Natur nach ein fortwährendes Verhültniss, einen 
ftasseien Zustand mit sich führen, von dem sich auf ihr Dasein zuriick- 
scbliessen lässt,-also nur bei absoluten Rechten. 

Bei diesen allein kann es von Nutzen sein, einstweilen gegen Alle 
die in das faktische Verhalfniss eingreifen tvolhn , das als Folge und Bedingung 
der Ausübung des Rechts selbst erscheint, geschützt zu werden auf so- 
lange als sie nicht ihr Recht das unsrigo zu beschränken dargethan haben. 
Ueberllüssig würden besondere Rechtsmittel zum Schutz im Besitz nur bei 
eigentlichen Personrechten sein, wenn und insofern diese Art der ab- 
soluten Rechte sich lediglich auf innere Zustände oder Beschalfenheiten be- 
zieht, dio jede Person so nothwendlg schon ganz von selbst in oJer an sich 
hat und geniesst (^ohn& alle Besitz- oder Ausübungshandlung s. S. 61 zu E.) 
dass hier, zum Unterschied von äusseren Zustanden (z. B. dem sfalm Uber~ 
faäg, eivittUis, familiae), die Frage nach ihrem thatsaclilichen Vurhandenseia 
und nach ihrer rechtlichen Begründung sich gor nicht getrennt denken lässl; 
dass vielmehr Wer irgend störend eingreift unzweifelhaft die Persönlichkeit 
ihres Tragers selbst verletzt, mithin sich ea^ delicto obligirt. Daher fluden na- 
türlicher Weise z. B. bei Ehrverletzungen nur Personalklagen gegen den 
bestimmten Verletzer Statt. 

Bei relativen Rechten, wie es die ohligationes sind, wo unser gan- 
zes Verhfiltniss zu einer Sache nur durch die Dazwischenkunfl einer ganz be- . 
stiilimten verpflichteten Person, nämlich nur insofern zu Recht l}estehl, als es 
Gegenstand einer besondem Leistung dieser Person Ist, da kann es auch 
nur gegen d(ese Person Cdorch eine persüaliche Klage) geltend gemacht wej'den 
und nor der Inhalt unsers persönlichen Rechtsverhültnisses la dieser Person 
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erat darch dessen wirkliche Ansfibnng oder Oennss #). Dass 
aber diese Verwirklichung jene Möglichkeit voraussetzt, mithin, 
wo dieselbe fehlt, jede Rechtsfoderung nothwendig unerfüllt, 
jedes Recht leer bleibt, versteht sich. 

Wie man aber jeden äussern Zustand , welcher die Verwirk- 
lichung eines Ueclils erst inög^lich macht und möglicher Weise 
.selbst aus einem Recht fliesst, überhaupt Besitz hejsst , so kann 
man denselben, wenn er in der That in einem Recht gegründet 
ist, bestimmter Rechtsbesitz Qnsia possessio') nennen, zum 
Unterschied von dem entgegengesetzten Fall des blossen th-at- 
sachlichen Desitzens oder Inhabens (^mera delentio'), was 
denn entweder ein vermeintlich rechtliches (^bonae fidet posses- 
aioj g.ein kann oder nicht einmal ein solches (malae fidei pos- 
sessio). 

Der Besitz, um rechtlicher oder Rechtsbesitz d. h. Besitz ei- 
nes Rechts zu sein, setzt aber nicht nur ein vorhandenes Recht 
schon voraus auf das er sich stützt und das durch ihn zur Ver- 
wirklichung gelangen soll, sondern er ist für diese die erste 
und unerlasslichste vermöge des Rechts^ selbst in Anspruch zu 
. nehmende äussere Bedingung und bildet insofern einen wesen- 
lichen- Bestandtheil des Rechlseigenthums. Ueberall wo er 



I. B. nnsers Vertrags kann Aaskunft darüber geben inivieweil unser krait des- 
sen etwa vorhandenes faktisches Verhällniss zar Sache noch Anerkennung 
von ihr federn kann oder nicht. 

Die dinglich-persönlichen Rechte hingegen, ohwohl sie nur die 
fortwährenden Leistungen bestimmter Person^o zum Gegenstand haben , begrün- 
den doch ein so dauerndes und inniges Verhältniss der ganzen Personen , dass 
der in dem Verhältniss Dereclitigle der Rechlsmillel gegen etwa das Verhältniss 
störende Dritte ebensogut bedarf wie Derjenige der in bleibendem unoiiltul- 
baren Verhältniss zu einer Sache steht. Etwas Aehnliches ist beim Verhältniss 
des emphytmüa und superficiaritis , usufructaatius und FsustpfandgUubigers 
der Fall, indem da wo ein solches Verhältniss durch Vertrag begründet ist, 
der Gesichtspunkt einer obligatorischen Leistung zwar für die Thcile selbst 
fortbesteht, dennoch aber wegen der Dauer und Innigkeil des VerhäKnisses zur 
Sacjie was durch den Vertrag erschallen ist, und beim Kaus'pfand auoh tvegen 
der Sicherheil, ganz in den Hintergrund Irill, und dem daraus vorzugweise 
Berechtigten , wie dem Eigcnlhümer, Besilzklagen gegen alle Storer gegeben sind. 

Ebendiess mussle folgerecht bei allen solchen Verhältnissen eintreten, die 
wegen ihrer Auhnlichkeit mit den ebengenannlen von neueren Gesetzgebungen 
aus demselben Grund zu den unmittelbaren Sachrcchten gezählt werden , z. ü. 
Miethe und Pacht nach preussrschem Landrectil. 

*} Manche, wie Bauer CNatorrecht, 3lc Ausg. S. 72.) sind iodess die- 
ser iotzlereu Heinang. 
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fehlt ist dieses daber sehr tinvollständig fa. g. dominium mi- 
nui plenum^ und mehr dem Namen ula der Sache nach vorhanden. 

Ein Besitz kann übrigens iStalt finden zugleich wegen meh- 
rer Rechte derselben Person oder verschiedener Personen; jedoch ' 
weder so dass eine Person einen Gegenstand ganz ausschliessend 
innehaben dürfte, obwohl sie dessen nur für einen bestimmten 
Zweck bedarf, während zugleich Andere ihn für denselben oder 
für andere damit vertragliche Zwecke ebeusosebr bedürfen , noch 
auch so dass Mehre eine Sache, die nur Einen zu befriedigen 
vermag, ein Jeder ganz (^in »oUdum) und auf gleiche Weise für 
ihre Bedürfnisse innehaben oder in Anspruch nehmen könnten. 
Auch ist der Rechtsbesitz natürlich nie denkbar über die Grunze 
des Rechts hinaus auf dem er ruht; er kann nicht weiter gehen 
als die Rechtsfoderung selbst, und er erreicht sein Ende sobald 
durch Erreichung des RechtsKwecks Bas geleistet isf, was kraft 
des Rechtsgrundes gefodert werden musste. 

Es könnte freilich sehr leicht scheinen als ob der Besitz nicht 
bloss der Ausübung des Rechts vorausgehen nliässe, sondern 
sogar dem Recht selbst, gleich eis ob er auch von dessen 
Begründung ein wesenliches Stück sei. 

Dieser iSchein wird dadurch erregt, dass wir überall in den 
positiven Rechten dem Besitz , auch wenn er aller erwiesenen- 
rechtlichen Begründung entkleidet ist, dennoch schon gewisse 
. Bechtswirkuiigen, also einen rechtlichen Cliarakter beigelegt, ja 
unter Umständen ihn sogar zum Eigenthum führen sehen. Um 
den erwähnten Schein ganz zn beseitigen und zugleich diese po- 
sitiven RecKtsbestiromungen völlig zu rechtfertigen , bedarf es in- 
dess nar einer einfachen Erklärung desselben. 

Der Vorzug (eines vorlaufigen Schutzes), der jedem Be- 
sitzer vor Jedem Xichtbesitzer insolange zugestanden werden 
muss , als nicht die Unrechtmüssigkeit jenes Besitzes und das 
eigne Besitzrecht von Letzterem dargethan ist, — also: das Be- 
frf;ien des' Besitzers von der Beweislast, überhaupt' das: in pari 
cauta mefior est conditio possidenüs ♦) — hat seinen guten 
Grund darin dass, vermöge des Urrechts der Unbescbolteiiheit 
das dem Besitzer zur Seite steht **), einstweilen ange- 



*~) Sogar wenn Beide gleich wenig Becht auf den Besil^ haben, wenn 
sie in pari lurpitudine sind. 

••3 Seinen Ausdrock findet diess Recht (s, S. 137} in der Regel : qtd- 
Hbet praesvmitur Justus donec probetur contrarium. — Gönnn CzurPhtlo^. 
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nommen werden rauai, dass jedes äussere Verhaltniss, in wel- 
. chem derselbe zu einer Saeiie oder Person steht und was mög- 
licher Weise auf den Grund und in Folge eines Rechts be- 
steht, ftir dessen Ausübung es errodert ist, auch wirklich nur 
krttrt eines solchen bestehe, dass es also nicht unrecht sei 4^). 
Zugleich folgt schon aus dem eben angefahrten |>ersönlichen 
Recbtsgrnnd dieser gesetzlichen Annahme zu Gunsten jedes that- 
eaohlichen Beherrschungsverhältnjsses ,' dass mit diesem natür- 
licher Weise rechtliche Bedeutung und die Wirkung eines ge- 
wissen Vorzngs vor dem ^Nichtbesitzer und eines vorlaufigen 
Schutzes **J nur dann verknöpft werden darf, wenn der Be- 
sitzer selbst seinen Besitzstand als begründet auf ein Recht be- 
hauptet und ihn nur zum Behuf des Gebrauchs dieses Rechts 
Canimo JurigJ in Anspfuch nimmt, nicht aber dann wenn er selbst 
das Gegentheil der erwähnten ihm vortheilhaften Rechtsvermu- 
thung einräumt oder diese auf andere Weise bereits entkräftet 
ist ••«■). 

Um so mehr hat der Besitz aber im Zweifel gerechten An- 
spruch auf Begünstigung und 'Schutz, sobald zu jener, lediglich 
auf die Persi)nlichkeit des Besitzers gestützten Vermuthung 
noch andere äussere Umstände hinzutreten, durch welche sie 
bestärkt und zur Wahrscheinlichkeit erhoben wird. Dahin gehört 
z. B. der Umstand, dass der Besitz tadellos (_ex itisfa causa) 
entstanden und von 'dem Glauben des Besitzers im Recht zu 
sein begleitet ist, sowie dass wirklich oder doch wahrscheinlich 
kein Anderer ein s. g. näheres und besseres Recht darauf zu er- 
weisen vermag -J-^. Dieses Unvermögen ist aber namentlich dann 



Sophie des posiliTen Privalreclils 4827, S. 16.) .sogt ganz richtig: nach dem 
gewdhnliclien , Totglich zu vermulhenden Lauf der Dinge würden die Sachen 
voD ihrem Eigenthftmer besessen ; der Besitz sei (lamm ein um des Schutzes 
des Eigenihums und der Sicherheit des Verkehrs willen unenibehrliches äds- 
seres Hauptmerkmal, woran man erkennen könne Wem jede Sache gehöre. 

*) Von diesem Grundgedanken ging bekanntlich auch Thibaut bei sei- 
per Besitztheorie aus ^s. Braun's Erörterungen S. 288 (T.) und damit slim- 
, men K. S. Zachariä, Gönner, Ahrens und viele Andere völlig überein. 
Einige guten Bemerkungen gegen die entgegengesetzte Theorie von Savign)' 
macht Bornemaun Systematische Darstellung des prcussischen Civilrechts, 
2le Ausg., I. S. A88 ff.). 

*•} Z. B. durch Interdikte. 
***') Also [lalürlich dann nicht mehr wenn der Dieb als Dieb erkannt ist. 

-j-} In diesem Fall gilt bekannlUch im römische Recht der ttesitzer sotion 
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anznnehmen wenn Jemand statt auf dem We;B:e RechteDs , hebet 
etf enmächtig nns den Besitz, zn entziehen, vorzaeothalten 
oder zti stören sacht, oder anch wenn unser Besitz schon sehr 
lan^e ^^, vielleicht seit Menscheng^edenken, unangefochten be- 
standen hat. , 

Damit aber die rechtliche Bedeutung des Besitzes ihr volles 
Licfar erhalte, moss zu der im Bisherigen gegebenen Ausfübrnng 
derselben, die nur von der Vermnthnng gegen das Unrecht her- 
Ifenommen ist und ebendsmm, wie das Recht der Person worauf 
diese sich stutzt, eine gewissermassen negative genannt wer- 
den kann, noch eine weitere positive hinzukommen. 

l!^ ist unverkennbar, wie schon in der Einleitung znm Sach- 
recht hervorgehoben Avurde, dass alle Menschen,, um als Perso- 
nen tiberhaopt bestehen und namentlich ohne Aufoprerung ihrer 
Individaalität bestehen zn können, in irgendwelchen Verhältnis- 
sen ziir Anssenwelt und zumal zur Sachwelt nothwendig znm 
Theil schon stehen, zum Theil erst noch in dieselben treten 
müssen; dass also auch die unerlassliche Bedingung von Beidem: 
die .Vornahme von Besitzhandtungen und Besitzergrei- 
fungshandlungen — ihnen von Vorn herein zuzugestehen ist. 
Denn da nar durch dergleichen Handlungen jeder Einzele seineä 
Willen eine bestimmte Sach« in Abhängigkeit von sich zu hatten 
oder zu bringen kund thun kann, so enthült — sofern dieses 
Kundmachen nur nicht auf eine gegen die Hechte Anderer oder 



gewissennassen als Eigenthümer und der Prator sciiützfe ihn mit der puhliciana 
actio. — Fast nach allen positiven Kechlen kommen aber dem redlichen Be- 
sitzer die von der Saclie gezogenen Nutzungen ebenso zu Gut wie man ihm 
überhaupt Alles ta Gut hält was er (in gutem Glauben^ gethan hat. 

'] Nach Ablauf einer bestimmten Zeit wird hier dann -<- entweder znr 
Strafe der Nachlässigkeit dc^ ursprünglich Berechtigten (cotiBt. 2 f 3 C. de 
ennali excepl. 7. 40.) oder doch der endlichen Rechtsgewissheit' halber (corul. 
3. C. de praexcript. 30 atmor. 7, 39 u. not. iii. praef. in f.) , auch bei 
sonst zu Entschuldigenden, Hüirsbedtlrftigen , Abwesenden, <— positiv-rechl- 
licb <Iem tSichlbesilzer sogar sein wirklich erweisliches Ttecht zum Besitz ab- 
gesprochen ; hingegen ein Rfecht Dessen der den Besitz unter für ihn spre- 
chenden Umständen erlangt und bisher gehabt oder der wenigstens (wie 'bei 
Klagen auK Fodernngen) in, unangefochtenem Znstand sich befunden hat (d. h. 
pot»eaaor in diesem Sinn warj wird rcrmu thet oder geradezu erdichtet. 
Am Grellsten tritt diese Hechlsdichtung im reinen römischen Recht hervor, das 
imstatthafler Weise selbst die Ersitzung zulflsst wenn der Besitzer nicht ein- 
mal in bona fide conUnua war, wenn er also an den Dieb gräBZle. Näheres 
{jber die Ersiltang und die Klagenveijahrong s. $. 91 nr: 5, 
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der GesAmmtlieit offen verstossende Weise geschieht — jede Üe- 

Bcbräükaug daria einen Eingriff in ein wesenjiches Gebiet unsrer 
iassern Freiheit #3- ^'^ Besitzergreifung insbesondre, ata 
die Drsprünglichste Arf tind Weise der Bezeugung des Willens 
einer bestimmten Person eine Sache ihrer Herrschaft zu unter- 
werfen, ist von Seiten jener, — abgesehen von alier Btaatsord- 
nung aber anch in derselben — regelmässig der nothwendige 
erste'Schl'it't zur Erwerbung des Eigentbnms **3' 

Diess Alles wird von den positiven Rechten in allen Fällen 
wo sie den Besitzstand überhaupt und den iSachbesitz insbeson- 
dere entweder nur bedingt und vorlaufig oder unbedingt und 
dauernd in Schutz nehmen, , ebendadurch deutlich anerkannt. 
Wieweit aber die Staatsgesellschart der Willkur der Einzeleo 
hier Raum zu geben oder Gränzen zu setzen hat , wird sich un- 
ten (_^. Si') näher zeigen. 

§. 74. »3 Vom Rechtsgebrauclt. 

Der zweite in jedem Rechtseigenthum enthaltene Bestand- 

theil ist: der Rechtsgebra.uch oder die Rechtsbenutzung 

im weitern Sinn. Hierunter ist die wirkliche Verwendung 

' eines durch den Besitz zu unsrer Verfügung stehenden Mittels 

für ein bestimmtes Lebensbedürfnlss zu verstehen. Mit der Ver- 



•J Vgl. Henrici's Ideen zur wissenschaftlichen Begründung der RecMs- 
lehre Thl. II, S. 364 f. und Kschenmayer's Nomalrecht ThI. I, S. 85. 

•*) So sieht auch fr. 1. g. i. 1). de a. vel a. p. (4i , i.) dio Saclie an : 
Vominia rerum ex natura possessioni» coepisse Nerva ßliüs ait, ejugque 
rei vesHgium remanere in hii quae terra mari coeloque caphmiur. - Nam 
kaeoprotima eorum fiur.t, qm primi possesstonem eorum adprekenderitif. tfc. 
Zuweilen verdient unlangbar schon dieser erste Schritt geselischatUiche Aner- 
kennung , zuweilen erst der weitere Schritt der Bearbeitnng (also der Benulznng 
' des Besitzes) , wenn erst ein saldier nusreiclit zur vollständigen Nutzbarma- 
chung der Sache Tur menschliche Zwecke. Je näuliger die Erwerbung des Kj- 
genthOms vom Besitz abhängt (der ausserdem o(t noch eine besondere Beschaf- 
fenheil haben z. B. durch ein vorgflngiges Rechtsgeschäft, jMs(a causa, veran- 
lasst sein oder auch lange Zeit gedauert haben muss}, desto nothwendiger ist 
die genaue Bestimmung der Ilandlungen , wodurch die Besitz ergreilbng für voll- 
endet gilt, in drn positiven Rechten, Die Falle, wo diese eusnahrnweise un- 
' abhängig vom Besitz das Eigenlhnm für erworben gellen lassen z. B. hinsichts 
einer unwersitas durch Erbrecht oder hinsichllich einzeler Sachen durch ad- 
jvdieatio, Legat £c. beruhen zum Theil auf guten Gründen, zuaial aijf dem 
der Qfi£iü>tU)digkeil des VorgaD^s. 
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wirklichting dieser erroderlichen Aofeinanderiiiezielrang beider ist 
dem Bedürfniss und zugleich der BeBtimmiin^ des Mittels Genüge 
geleistet, der Bechtszweck erfüllt, also das Recht selbst in der 
VereinigaD^ seiner Grahdbestandtheile hergestellt und die hierauf 
gerichtete Recblsroderang getilgt. 

Erst in dieser Ausübung oder Benatzoiig des Rechts, als der 
Schlnsshandlnng der Bechtsverwirklichang, besteht recht 
eigentlich das volle and ganze £igenthaiii ; jedes Recht kann erst 
dareh sie, die seinen Gebalt ausmacht, seinem Zweck gemAss 
wahrhaft lebendig d. ti. fruchtbringend für das Leben sein. Nor 
um ihretwillen wird dämm jedes Hecht und, als die tbatsachliche 
Vorbedingung, der Besitz begehrt. Und ebendarum kann, in- 
sofern zu dieser Ausübung ein Anderer als der s. g. Eigenthü- 
mer für jetzt befugt ist, das Eigenthum dieses Letzteren im 
- Grunde nur durch eine leere Rechtsdichtung als fortbestehend 
gelten^ es ist dann einstweilen nur ein todter gehaltloser Begriff 
und höchstens eine Anwartschaft auf das Wiederaufleben seines 
ursprüngliehen Rechts in der Zukunft «). 

Der Rcchtsgebrnuch im Weitern Sinn kann nun, je nach der 
.\atur der Gegenstände worauf er sich bezieht, d. h. je nach der 
Verschiedenheit ihrer brauchbaren Eigenschaften, ein sehr man- 
nicbfacher sein auch bei derselben Sache, und zwar so dass häufig 
eine Gebrauchart 'die andere keineswegs aosschliesst oder im 
Mindesten bedroht, wo mitbin der Eine noch Vorlheile aus einer 
Sache ziehen kann für Zwecke die bei dem Andern gar nicht da 
sind. Man kann hier mit den positiven Rechten , je nachdem die 
eine oder andere Gebraucliweise überwiegt, noch naher unter- 
scheiden : 

1^ den Fruchtgenuss oder Niessbraach (^imisfructua t. 
fnictut'), als die ' Gebrauchart die zugleich und hiiupt- 
sächlich auf den Nutzen aus den Früchten der Sache geht. 
ÄJ den Gebrauch im eigentlichen Sinn (tmtaj, wobei - 
es vorzüglich, wenn nicht allein, auf jede andere Art der 
Nutzung als die der Früchte abgesehen ist , obgleich , 

•3 Der Haupigrnnd, aus dem die positiven Reclile ein solches blosses 
Scheineigenthum doch noch immer als wahres Eigenthum gelten lassen, roächta 
der S. 222 Anm. • zn E. Angerührte sein. Nnr darch otTenbares Verwechseln 
Aetnudaproprielas mit dem aoh onwnopogsiifcre konnte Froudkon [qu'est-ce 
que la propriele , p. iOA) in der Trennung jener vom (körperlichen^ BesKz eine 
Zuflucht seheD, die den Abwesenden, den Waisen, Allen die ihre Reclile nicht 
kennen oder verthejdigeo können , vom Gesetz eröRlnet sei. 
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siJbon wegen der Schwierigkeit eines beBtimmten BegridTs 
von fructus, Kfein positives Recht eine völlig scharfe Schei- 
dung des Gebrauchs vom Fnichtgenuss zu Stande zu brin- 
gen vermochte i*)- 
Sehr hüufig wird aber der Nutzen der Sache nur durch ein 
Verbrauchen ihrer Fruchte oder ihrer selbst zu ziehen sein 
d. h. durch ein Verfügen über ihre Gesammtbeschaffenheit (gpe- 
ciesy oder doch durch ihre wesenliche Umgestaltung, worauf es 
sich meist zurückführen lassen wird ^^^. 

Das dem Recht der fysischen Verfügung gegenüberstehende 
Recht juristisch über eine Sache zd verfugen d. h. 
sie irgendwie zu veraussero ♦**} oder genauer; ■ unser Eigen- 
thum an ihr aufzugeben (^zu dereünquiren) oder ganz oder 
tlieilweise an Andere zu übertragen — ist freilich nicht mehr 
i m Eigenthum an ihr enthalten , da darin keine Art der Benutzung 
der Sache selbst, sondern nur eine Art der Beendigung un- 
ser« Rechtsverhältnisses zu derselben liegt, »u welcher aber 
ebenso wie zur Entstehung desselben in der Regel unser Zu- 
thun und gewöhnlich der erste Schritt unsrerseits erfodcrt ist. 
Die Rechte in Bezug auf Erwerb und Verlust des Eigenthums 
überhaupt, mit oder ohne Willen des Eigenthümers , gehören 
aber zum Eigenthumsrecht (%. 763. 

So vielerlei -Benutzungen sich nun an einer Sache denken 
lassen, ebensoviele Arten des Miteigenthums oder getheil- 
ten Eigenthums Qn einem weniger beschränkten Sinn als der 
ist, der positivrechtlich mit diesen Ausdrücken verbunden wird") 
lassen sich in diesen verschiedenen Beziehungen denken +]), 
wenn auch. nie in einer und derselben Beziehung auf den Ce- , 
sammlnutzen. der ganzen Sache ("nie ein condommmm plttrhtm 
in solidum). Mit andern Worten: Wenn. Derjenige, der den 



*3 Z. B. bei Thieren liinsichtlicli der Milch, des Misles, der Wolle, Fe- 
dern Üc. Schärrcr als das römische Recht sucht das französische zu scheiden. 

**) S. 212. zu E. . 

***) d. h. sie za verkaufen, vermachen, verpfänden, mit S.ervilnlcn zu 
belasten ic. — Juristische Verfügung ist ebensowenig wie fysische Verfügung 
fiber eine Sache denlibar oliiic Rechtsgrund, und dieser kann olfenbar nur in 
der Gleichgülligkeit gerade dieser Suche für das Bedürfniss dieser Person 
liegen, woran sich, solange das Bedürfniss selbst nicht ijanz erlischt, dasEr- 
fodemiss eines vollen Ersatzes anknüpft s. S. 56. Anm. 

t) Vgl. Ahrem droit naiurel, ie ed. p. SOO. ■ 
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Hanpt-Ntitzen oder Gebranch einer iSaehe hat, in den posi- 
tiven Rechten gewöhnlich allein den Namen*Eigenthümer er- 
hält 4), 80 mässen dann sümmtliche Arten von Nebennntznn- 
gen durch Andere insofern als ebensoviele vom vollen Eigenthum 
abgelöste Bestandlheile oder Beschränkungen des Ei- 
genthums erscheinen und zwar als selbständige s. g. ding- 
liche oder Sachrechte (Jura in re aliena oder auch wieder 
dominium genannt, sofern eine vindicatio aus ihnen entspringt^) 
als da sind: die Dienstbar)ceiten , die Erbpacht, die .Superficies, 
und das Pfandrecht. Dagegen hat man für jene RechtsverhRlt- 
nisse Mehrer in Bezug auf dieselbe Sache, die im Lehnrecht und 
Bauernrecht vorkommen, den ' ganz bezeichnenden Namen des 
gethei.lten Eigenthums vorzugweise beibehalten. 

§. 75. Von den Dienstbarkeiten. 

Manche der B^enntznngsartcn einer Sache, die in ihrer Los- 
trennong vom (^ vollen^ Eigentbum nun als besonders benannte das- 
selbe beschrankende Sachrecfate gelten, ki)nnen nur an einer un- 
beweglichen Sache, und daan wiederum nur entweder an einem 
Feldstuck oder an einem Hause u. dgl. gedacht werden oder doch 
' nur an einer solchen beweglichen Sache die nicht verbrauchbar 
oder vertretbar ist **3. 

Geht eine solche s. g. Eigen fhumsbeschrähkung lediglich 
darauf, dass der Eigentliümer entweder Etwas nicht thon darf 
was er ohne sie thun dürfte oder darauf, dass er Etwas dulden 
muss was er ohne sie nicht zu dulden brauchte, so nennt man 
sie bekanntlich Dienstbarkeit, und zwar wenn sie nur zum 
Vortheil einer bestimmten Person eingeführt ist: persönliche, 



*3 Aber auch überail da v/a sogar der Haaptnntzen aof einen An- 
dern übergegangen ist, wenn anders Dicss nur nicht ohne bestimmte Aussiebt 
auf Wiederaufhebung dieses Verhfillnisses geschehen ist, wird dasselbe immer 
nur als ein vorübergehendes und^ untergeordnetes angesehen; es 
wird noch Immer für Den der nrsprünglich das volle Eigenlhum hatte im Zwei- 
fel vermnthet', der Name: EigenlhUmer für ihn allein rorbehnlten und, so- 
bald das ihn beschränkende Recht wegrällt, ohne sein Zuthun sein Recht 
wieder vervol Island igt. S. fr. 25. pr. de V. S. (50, iß); fr. i. S- i- adS.C. 
Silaa. (39, 5). Diess hat seinen Grund in dem dringenden BedUrfniss des 
prelllschen Lebens j dass, überall wo Privateigenthum besteht, gani genau be- 
stimmt sei, zu welcher Person eine Sache vorherrschend gehöre. 

**) Nur etvras entfernt Aehnliches kann bei beweglichen Sachen von ent- 
gegengeselzler Beschaffenheit vorkommen. 
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wena aber zum Vortheil des jedesmaligen Besitzers eines be- 
stimmten Grnndstiicks — es sei dieses nun ein Feldstuck oder 
nicht — : dingliche Dienstbarkeit (nämlich entweder rtutici oder 
vrbani praedii servihu^- 

Die meisten Dienstbarkeiten enthalten solche Bescfarfinkungen 
der aasschliesslichen Verfügung des Eigenthümers über den 
Gegenstand seines £igenthums in irgend einer Beziehung, die, 
ohne demselben sehr beBtliwerlich zu sein', Andern, zumal den 
Besitzern benachbarter Grundstücke, zu ^ deren gehöriger Be- 
nutzung sehr forderlich und bisweilen unentbehrlich sind. Dann 
beruhen sie mitbin auf d$r inneren Xotbwendigkeit eines un- 
läugbaren Bedürfnisses und sind insoweit aller Anerkennung^ 
werth. Ja manche dergleichen s. g. Eigenthumsbeschränkungen 
verstehen sich , besonders bei Grundstücken #_) , so sehr von 
selbst, dass es auch nach positiven Rechten für j^anz tiberfldssig 
gilt, sie erst ausdrücklich anszubedingen: Man nennt sie daher 
Servitutes naturales s. legales. Andere dagegen schaden dem 
Eigenthumer mehr als sie dem Berechtigten nutzen , bürden Je- 
nem eine Last auf die. ausser Verhültniss zum Zweck steht, brin- 
gen ihn nahezu um den ganzen Gehalt seines Eigenthums , stö- 
ren zweckwidrig seine freie Verfügung, lähmen seinen Arheits- 
mnth und verwickeln unnöthig die Eigenthumsverhaltnisse ^<f*~). 



' *^ Gerade bei Griiod und Boden ist es ganz oiiTerkennbar , dass er 
nicht seinem SlolT nacli , sondern nur am seiner Benutzbarkeit willen im Eigen- 
Ihum sein kann, und nameollich zum Zweck der Kervorbringung aller mög- 
lichen nalürlichen Früchte. Schon Pichle (nachgelassene Werke, II, S. 546 ffO 
hatte Diess ganz riclilig erkannt und einen Versuch der Anwendung gemacht. 
Beschränkungen der Verfügung des Grundeigners vorzüglich ,- aber nicht bloss, 
in Rücksicht hierauf i. B. der Verwandlung von Ouedratmellen fruchlbaren 
Ackerlandes in Parks zu Parforcejagden, der übermässigen Zerstückelung des 
Grundeigenthums , oder seiner Aufhäufung und künstlichen Feslbannung (dardi 
Anordnung seiner Uniheilbarkeit und Unverausserlichkeit^ in müssigen Händen 
— sind darum ein unbestreitbares Recht der Gesammtheit. 

**3 Am Schädlichsten pflegen, durch Entziehung fast aller wiridiche^ 
Früchte des Sachergenthums , die personlichen DiensIbarkeHfto. zu wirken , na- 
mentlich ein entweder ganz grundloser oder doch übertrieben langwütriger NIess> 
brauch , z.~8. ein lebenslang! ich er der Aeltern am Vermögen der Kinder. Vglj- 
auch Gönner zur Fhilosopliie des positiven Frivalrechts. 182i. S. 21 f. — 
So natürlich es ist, die s. g. Servitutes in facienda des deutschen Rechts wie- 
der auf i)losse Foderungen zurückzuführen, — Was sie nie, hätten aulhfiren 
sollen zu sein, so verkehrt wäre Diess, wie Hugo (Nat. R. S- ^710 richtig 
bemerkt, hei iüIbd Dienstbarkeitea. 
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Die Unvermeidliehkeit der Zaiassnng mannichfacher Dienst- 
barkeiten in allen positiven Rechten bezeugt auf sehr sprecÜcnde 
Weise, wie lebhaft man das Bedürfniss empfand, dieselbe Sache 
soviel möglich Mehren zugleich dienlich zu machen, mit- 
hin in der That die Ausschliesslichkeit wieder aufzuheben, 
die gemeinhin voreilig in den Begriff des Eigenthums als wesen- 
licbes Merkmal aufgenommen wird und die sich um so unhaltbarer 
seigt^ je weniger, der Uebergang des Eigenthums von einer 
Hand in die andere in einem gegebenen positiven Recht erleichr 
tert, und je strenger das Eigenthum mit dem Eigenthümer durch 
unbedingte Gestattung der Verfolgung gegen Dritte {^vindicatio') 
verbanden ist *). 

Sie enthalt ferner eine deutliche Bestätigung der wichtigen 
Wahrheit: dass Rechte überall nur staltfinden können auf be- 
stimmte erweislic)ie Werthe und Nutzbarkeiten für das Le- 
ben, niemals aber an dem Gegenstand (^er «ei' Person oder Sa- 
che), mittelst dessen, allein deren Erlangung möglich ist; dass 
also auch nur irgend eine bestimmte Art der Nutzbarkeit d. h. 
' der Förderung der Lebenzwecke durch eine Sache, nicht aber 
diese Sache selbst ihrem Stoff nach, das Reciitsobjekt oder 
den Inhalt der Rechtsleistungen ausmachen könne ##3. 

% 76. Vom Eigenthumsrecht. 

Gewöhnlich werden die Begriffe von Eigenthumsrecht und 
{Tlechts-3 Eigenthum für gleichbedeutend genommen ,~ während 
. sich bei genauerer Betrachtung ergibt, dass beide sich wesenlich 
unterscheiden und das Verstandniss des Erstercn das des Letz- 
teren voraussetzt. 

, Wenn nämlich das Rechtseigenthum richtig, wie Diess obe» 
gefedert ist, in die Verwirklichung Dessen gesetzt wird was an 
Recht einem Jeden gehört, so hangt das Zustandekommen und 
Bestehen dieser Verwirkt icbung wiederum von vielfachen Be- 
dingungen ab, deren Inbegriff das Recht um des Eigen- 
-thums willen ausmacht und allein das Eigenthumsrecht genannt 



•) 3. Hugo Naturrecht, %. 270. 
**3 Vgl, S- 72, nr. 3. a. 4. — Abrens'macht darauf aaf merk sam (couri 
de droit naturel, ie id. p. 200), dass man Diess ganz vergisst, indem man 
bei der nttda proprietas eiaa Person unterstellt, die bloss die Sache habo, 
einer andern Person gegenüber, die deren Gesuss oder Nutzen babe. 
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werden sollte. Dieses kann demitach als das Ganze der Erfoder- 
nisse des Entstehens, Bestehens und Auniörens des rechtlichen 
Eigenthums bezeiclinet werden. Diese Erfodemisse lassen sich 
aber natürlicb nur mit Beziehung anf die im Eigenthuin enthal- 
tenen besondern Rechte erschöpfend bestimmen. Hiernach muss 
man nnterscheiden : 

13 Bas innere Eigenthumsrecht. 

Diese», was den ganzen s. g, positiven Theil des Eigen- 
thums begreift , betrilFt die rechtliche Bestimmung des Verhält- 
nisses des Eigenthütners zu seinem Eig^enthnm selbst, nämlich 
die Erfodernisse der Art des Besitzes und Gebrauchs, damit der 
Zweck des Ei^enthums; die Befriedigung der Bedürfnisse der 
Einzelen und der Gesellschaft, nicht verfehlt werde. Nur dieser 
rechtliche Zweck , nebst steter Rücksicht auf die daneben beste- 
henden gleich wesenlichen Zwecke Anderer sowie auf die sehr 
verschiedene Fähigkeit der Gegenstände als Mittel dafür zii die- 
nen , kann nähere Entscheidung darüber geben, wie der Besitz 
und der Gebrauch beschaffen sein und wi,eweit er gehen kann 
und muss. * 

Der Besitz muss z. B. ein anderer sein zur Ziehung der 
Priichte einer Sache dususfruclus) , nämlich wirkliche Inhabung 
(jidhiralis possessio), ein anderer zur Benutzung eines Wegs, 
-überhaupt einer disconfinua servitus , wo blosse ungehinderte 
Ansübungshandlungen d. h. eine juris quasi possessio ausreicht. 

Der Gebrauch wird nicht selten ciß Verbrauchen, Vernich- 
ten odük" doch ein Abnnts^en von Kräften für den Rechtszweck 
sein müssen , wie Jenes z. B. bei Nahrungsmitteln , Diess bei Klei- 
dern, Geräthen &c. der Fall ist, oft auch nicht oder doch weni- 
ger stark z. B. bei einem Grundstück, einem Pferde &f. 
S^ Das äussere Eigenthumsrecht. 

Dieses, was zugleich den gewöhnlich s. g. negativen Theil 
des Eigenthums — die Ausschliesslichkeit — in sich fasel, geht 
auf sämmtliche ßedingnisse der Erlangung und Behauptung so- 
wie auch der Beendigung des Eigenthums seinem gesammten 
Rechts^ehalt , also sowohl dem Besitz als dem Gebrauch nach. 

Hierhin gehören namentlich die verschiedenen Arten oder 
Formen des Erwerbs des Besitzes und des Eigentliums mit oder 
ohne Willen der Person nnd die darauf zielenden Rechtsmittel 4J; 

*) z. B. die interdicta adipiscendae possessionis, Kontrahlklagen £c. 
Rödcr's Grundzügo de* Naturrechli, 1$ Ca^DqIc 



— 886 — 

hierhin die mannich faltigen Klagen auf thätliche Anerkennung 
unsers Rechts *3 '"^^'* ^*^'^^ *"' Nichtstörung unsere Besitzver- 
haltnisses **3, 

Hierher gehören endlich die verschiedenen Arten der Been- 
digDiig des Rechtseigenthums , es sei nun durch Zuthun des Ei- 
genthüDiers, — also auch durch rechtJicbe Verfügung über des- 
sen Gegenstand wenigstens insofern als Jener oft nur gerade 
durch dessen Veräusserung gegen einen Gleichwerth falso mit- 
telst Vertrags3 in den Besitz des ihm selbst für seine Leben- 
2wecke nothwendigen Eigenthums gelangen kann — oder ohne 
sein Zuthun, insofern der Rechtsverein darüber wachen spll, dass 
das Eigenthuin üher den rechtlichen Grund seines Daseins hinaas 
nicht fortbestehe. • 

§. 77. Von den s. g. Erwerbarten des Sacheigenthams 
und ihrem Verhältniss zu dessen Rechtsgrund. 

Sieht »an ab von einem bestimmten positiven Recht, 90 muss 
man, um zu wissen; wann eine ge\jisse Person als Eigenthümer 
in Hinsicht gewisser Sachen recjhtlich anzusehen ist — , vor Al- 
lem zwei wesenlich verschiedene, Prägen beantworten, nümllch 
zuerst, und liauptsächlieh die Frage: 

13 Was ist der Rechtsgrnnd des Sacheigenthums und was 
sollte vermöge dessen ein Jeder als dtks Seine haben? 
wieweit müssen folglich alle Andern Das was ihm zukömmt 
ihm zugestehen, einerlei ob er es bereits inne hat oder 
nicht? und 
8]) die Frage: wie kömmt ein Jeder in Wirklichkeit za 
diesem seinem Eigentlmin? welche Handlungen oder That- 
umstände sind die weiteren (formellen) Erfodernisse an 
welche jenes gesellschaftliche Zugestandntss in Hinsicht 
ganz bestimmter äusseren Gegenstände geknüpft werden 
soll? 
Die Beantwortung dieser zweiten Frage hängt ohne Zweifel 
in sehr vieler Beziehung von der Alleineigenthümlichkeit der ge^- - 
sammten Verhältnisse eines jeden Volkes und Landes ab and mus« 



*) Die s. g. pBlitoiischen Rechtsmiltelder rei vindicatio, negatoria actio, 
confessoria actio i(c. 

••) Die s. g. possessorischen RechtsiaiHel ; interdicta rettnettäae et re- 
ciiperandae passestionis. 
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also notliwendtg; durch dessen positives Recht anf sehr verschie- 
dene Weise gegeben werden. Im Folgenden kann, daher nar 
das Allgeineingiiitige dürüher gesagt werden. 

Gans ähnlich wie man oft die Frage nacli dem Recbtsgrunde 
der Siaatsgewalt durch AufCührnng seiner historischen Entste- 
hangsweise lösen zu können wähnte *), pflegte man auch jene 
beiden Fragen durcheinander zu werfen und glaubte voreilig den 
Rechtsgrund des Eigenthums aufgezeigt zu haben, wenn man 
dessen historische Enlstehungsarten angegeben hatte. 
Diesen Irrthum begünstigte noch der Uuistand, dass, wenn man 
von irgend einem positiven Recht aasgeht, in der darin geschehe- 
nen Bestimmung der Erwerbart des Eigenthums immer schon die 
gesellschaftliche Anerkennung des dergestalt entstandenen Eigen- 
thums als eines rechtUch begründeten enthalten ist #«3. 

So vcrgass man denn ganz, dass^ wie alles Recht, so auch 
das Sachrecht nur einen inneren Rechtsgrund, und zwar in ei- 
nem Bedürfniss der Menschennatur, haben könne, dass also, da- 
mit es entstehe und bestehe, niemals irgend ein bestimmtes äus- 
seres Handeln genügen könne. Man nahm vielmehr bald ebenso 
vielerlei Rechtsgründe des Eigenthums an, als sich ursprüngliche 
^d. h. nicht schon anderes Etgenthum, von dem sie abgeleitet 
sind, voraussetzen de3 auf den Eigenthumserwerb gerichtete ein- 
seitige Handlungen der Individuen denken lassen, wie; die ur- 
sprüngliche Besitznahme (^Okkupation} einer Sache oder 
deren Bearbeitung (^Spezifikation^ ; bald suchte^an, kaum 
weniger einseitig^ den Rechtsgrund des Eigenthums lediglich in 
irgend einer Handlung (einer Willenserklärung, einem Vertrag 
oder Gesetz} der Gesammtheit; während doch nur Beides zn- 
g^leich, «ämlich die gesellschafti iche Zustimmung entweder 
in Form einer nachfolgenden Bestätigung oder vorausgehenden 
Erm-'icjitigung zur Ergreifung des Besitzes einer Sache — diese 
sei nun vorher herrnlos gewesen oder nicht, — ein Sachrecht 
für Jemand zu verwirklichen d. h. ihm volles wahres Ei- - 



*} S. meine Gmndzüge der Politik f. §. 102. 

*-*) Es könnte dalier für unsre Untersuchung nichts lielfea, eine Zusam- 
menstellung der Erwerb- und Beendigungsarten des Kigenthuma 
hier vorzunehmen, wie sie etwa in einem ode[ mehren positiven Rechten sich 
finden. . Sie werden besser, jede an der passendsten Stelle, gelegentlich an- 
geführt und gewürdigt. 

16« 
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genlhum an etneni ganz besfimniten äusseren Gegenstand zn ge- 
ben im Stande ist #3- 

Eine kurze Betrachtung der gewöhnlichen irrigen Versuche 
einer Begründung des Sacheigenthums bloss durch Handlangen 
der Einzelen oder der Gesellschaft wird passend der ferneren 
selbständigen AusAihrung der Eigenthumsbegründnng voraus- 
gehen. 

I. Versuche der Begründung des Sacheigenthums auf 
Handlungen Einzeler. 

%. 78. 1^ Auf ursprüngliche Besitznahme. 

Die Okkupation herrnloser Sachen oder die ursprüngliche 
Besitznahme wird, weil sie allein noch keinerlei Sacheigenthum 
voraussetzt, nach Vorgang der Römer gewöhnlich an die Spitze 
der s. g. natürlichen Erwerbarten desselben gestellt und auf sie 
dann auch der grösste Thei] der Foderungen, kurz fast alles 
Mein und Dein zu stützen versucht. Man ging dabei von der 
Annahme aus, dass es überhaupt eigentlich herrnlose DiAge 
gebe, — Was wenigstens von Seiten Derer geradezu widerspre- 
chend war, die alle Guter der Erde als vom Schöpfer der Herr- 
schaft des ganzen Menschengeschlechts unterworfen angesehen 
wissen wollten **3- Und man liess ohne Weiteres die blosse 
Laune der Einzelen , verbanden allenfalls mit der erfoderlichen ' 
Macht der Behauptung und Vertheidigung — kurz Zufall und 
das Recht des Stärkeren — ein Recht selbst auf das Ueberllüs- 
sigste z. B. auf ungeheure Landslrecken f"Ä/ft/Mrtrfia_) erzeugen, 
auch wenn Dieses den Anderen, die in diesem Kampf Aller ge- 
gen Alle den Kürzeren gezogen hatten, das Unentbehrlichste 
wäre, so dass sie sicher nicht einmal zu leben haben würi- 
den *#*]). 



•) S. auch S- 73 zu E. u. Anm. •. 

•*5 So Gioot (de j. b. et p. II, 2 §. 2 nr. i.), der sich aaf Cice- 
ro's Bemerkung sliitzl: Theatrum cum commune sit, rede (amen did polett 
ejug esse eiim tocum quem quiaque occupant. An die Stelle der voa ihm 
behaupteten wirklichen (_s. g- positiven) ursprünglichen Gütergemeinscliaft setzto 
PufendorT eine sonderbar genug s. g. negative, ä. h. eine solche die keine 
ist. Sie läuft nämlich auf die Behauptung hinaus, dass ursprünglich alle Na- 
turdinge herrenlos (res in media pomtae) seien. 

1***3 Von selbst drängt sich hier das Beispiel aur, das Manche anflihren: 
Wie, tvbnu einige Menschen , die eine fruchtbare Insel (oder eine Quelle in 
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Dabei vergass iukii freilicli darzuthun, wie es komme da^s 
gerade hier die kahle äussere Tliatsache des zuerst Ansich- 
nehmens durch den Ersten Besten für sich allein oder doch in 
Verbindung mit dem Willen des Zugreifenden, also die Besitz- 
ergreifung den Grund eines Rechts .der Ausschliessung aller An- 
dern vom Besitz und Gebrauch derselben Sache ausmachen, für 
Diese eine bindende Vorschrift abgeben und jeden Eingriff in 
jenen Besitz in eine Antastung der Persönlichkeit des Be- 
sitzers verwandeln solle *3- 



der WüsfeJ in Besitz genomta^n haben, daraul hin Andern die nach ihnen 
kamen allen Milanlheil versagen und sie aus Mangel umkommen lassen wollten ? 
Wer wird es wagen ihnen ein Recht dazu einzuräumen? — Der Fall ist {läu- 
figer als er scheint ; nur liegen die Inseln auf denen er vorkommt zum Thell 
mitten im Festland. So z. B. bei Huiigersnolh in Folge von Misswachs, Ueber- 
TÖlkerong und anderm Unglück. 

Das traurige Recht zu verhungern, was hiernach Millionen Elender allein 
übrig bleiben wOrde , spricht indess der gesunden A'ernunlt und dem wahren 
Recht 50 olfenbar Hohn, dass ihnen zu Ehren K. S. Zacharia gezwungen 
war,^ mit Aufopferung aller Folgerichtigkeit, zu erklären (_a. a. 0. Bd. IV, S. 
153J : n es folge " aus jener — auch von ihm aufgesIeUten — Behauptung 
„nur soviel, dass Armuth einen Rechtsanspruch auf Unterstützung geben kann". 

. Aber, wenn nur die einseitige Willkür und Macht der Einzelen das Recht 
und seine Gränzen in Bezug auf den Erwerb äusserer Cflter bestimmte, woher 

. sollte dann Irgend ein Recht hierauf für den ganz Ohnmächtigen kommen? 
*} Den einzigen einigermassen bedeutenden Vtrsuch Diess zu zeigen hat 
Gerstäcker gemacht Cs. dessen System der Innern Staatsverwaltung und der 
Gesetzpolilik 1819. Abth. Q. S. 303—332). Nächst ihm mögen hier als Ver- 
Iheidiger der strengen Okkupationstheone nur noch genannt- sein : K. S. Za- 
charifi C*0 Bücher vom Staate, 2te Ausg. Bd. IV, S,,152 fT.), der sich in 
der Hauptsache ganz an Gerstacker anscbliesst, nur dass seine Ausführung 
ungleich dürftiger und willkUrhcher ist, und J. Gh. F. Meister (l-chrb. des 
N. R. S. 189 IT.). Die beiden Ersterwähnten, obgleich sonst ganz Kantianer, 
bleiben in dieser Lehre weit hinter Kant's Emsicht zurück. Gersläckcr 
namentlich glaubt jene Theorie mit dem Kant'scben Grundsatz : dass Jeder die 
eigne Fxeiheit soweit beschranken müsse, als es für das Zusammenbestehen 
mit der Freiheil .Aller erfodert ist — dadurch in Uebereinstimmung bringen zu 
können , dass er bei seiner ganzen BeweislUhrung Von der unstatthaften Be- 
hauptung ausgeht: der Rechts- od^ Freiheithreis eines Menschen reiche 
in Hinsicht äusserer Gegenstände gerade soweit, als dieser ftlr gut befunden 
hat darch Herstellung einer räumlichen und leiblichen Verbindung mit einer 
Sache, ohne gewaltsame Einwirkung auf den Körper Anderer, gleichsam, diu 
räumlichen Gränzen seines Korpers , als seines ursprünglichen Eigenthums , künst- 
lich zu erweilern m. a. W, gerade soweit als sein körperlicher Besitz.' 
Wäre Diess, so wurde daraus folgen, wie er zugibt: dass nicht das Hecht, 
sonderu bloss das Mass der »atürlichen Kraß einem Jeden eine Gränze ziefaf 
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Ebenso fragte inaa nicht, wie sich die ganze Bebaiiptnng 
mit dem gleichen Recht auf Sachen zusammenreimen lasse, 
das um ihrer Selbsterhaltung und ihrer gesammten Lebeusbedürf- 
nisse, -^ Jcnrz um ihrer Persönlichlieit willen allen Menschen 
eingeräumt werden muss , man gehe übrigens von einer nrsprüng- 
lichen Gemeinschaft aller Erdengiiter aus oder nicht. Man hätte 
sonst vor Allem naher zeigen müssen : VVas und Wieviel denn 
ein Jeder auf diese Weise sich aneignen dürfe m. e. W. unter 
welchen weiteren, durch die.iiothwendige Rücksicht auf die Ue- 
brigen und .das Ganze sich ergebenden Bedingungen allein eine 
solche Aneignung rechtlich statthaft sei. 

Diess zu zeigen ist aber ebenso unerlasslich als es begreif- 
licher Weise unmöglich sein würde ohne über die blosse That- 
sache des zuerst Zugreifens liinauszagehen , und der hierauf 
gebauten Ansicht ontren zu werden. Die Thatsache des Zuvor- 
kommens, also der Satz: i'es nulHns cedit priua occupanli -~ 
könnte überdiess, sobald ein gleichzeitiger Bemächtigungs- 
vwsuch durch Mehre gemacht ist, eine Auskunft nicht geben. 
Nur die Gewalt, also wiederum eine Thatsache, würde hier den 
Ausschluss der Mitbewerber herbeiführen können. 

Vielmehr setzt die Thatsache der Besitznehmung und der Be- 
hauptung im Besitz, nicht minder wie jede andere weiter ge- 
hende Einwirkung auf die Sache durch Bearbeitung oder Be- 
nutzung, ein gegründetes Recht voraus *^ und erscheint daher, 
wie oben f§. 73 zu E.) gezeigt wurde, gerade nur insoweit 
statthaft, als diese Voraussetzung wahrscheinlich oder doch mnth- 
masslich richtig ist #4^ und als sie mithin eine ffaktische^ Vor- 



die ihm wehrt die halbe Erde zu okkupiren; niclit minder aber: dass im Au- 
genblick der Beendiguog der körperlichen Inhabang auch das Recht selbst 
zu Ende wäre. 

*3 Diess ist schon von Hugo hervorgehoben worden (Naturrecht §, 2800 
und näher ausgeführt von Warnkönig (bes. in dessen docirina Jvris philo- 
tophica. Aquisgrani, i830. p. U6 sqq. u. Rechtsphilosophie S. 336. ff.) ond 
von .A.hrens (droit naturel, partte spec. chap. 2.). 

••) Dieser Fall ist vorhanden solange der Einzele wegen der Grösse 
des Ueberinasses der SachmiUel über den Bedarf Aller gewiss sein kann, dass 
Andern durch sein Handeln kein Kintrag gethan werde. Insolonge ist also eine 
ängstliche Ueberwachung , und Leitung der Gütervcrtheilung durch die Gesell- 
schart noch überflüssig und ebendarum könnte es dann schttinen, als ob'Ohku-. 
.pation und Bearbeitung nicht wegen jenes inneren derz&it sie rechlfertigen- 
den Gruades, sondern reio durch sich selbst rechtmässig wären. 
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bedin^^ung der Aasäbnng dieses Rechts entMU, dessen Grunze 
sie natürlich niemals überschreiten darf. 

Denkt uian den Menschen völlig vereinzelt, also lediglich in 
Verhältniss zur Natur, so ist freilich seine Willkür in Besitz- 
nahme sowohl als Bearbeitung und Benutzung aller jhm anstän- 
digen Sachen ausser durch das Mass seiner Kräfte durchaus nicht 
beschränkt. Aber hier kan:i, eben weil er gar nicht in Verhält- 
niss zu undern Menschen betrachtet wird , von einem äussern 
Recht genau genommen gar nicht die Rede sein 4[)* D^u'^t i»'*" 
ihn aber gesellig, also in äusseren Rechtsverhältnissen lebend, 
80 kann ihm fernerhin jene Willkür unmöglich zustehen auf 
Kosten Anderer, die entweder schon ein bleibendes Besitz- 
tlium erworben haben, dessen Gegenstand er etwa findet, oder 
die doch ein gleiches Bedürfniss und Recht wie er haben ein 
solches zu erwerben. Es besteht also hier das Ukkupations- 
recht eines Jeden in nothwendiger Beschränkung auf sol- 
che Dinge, die noch Niemand auf rechtmässige Weise innc hat 
oder in Anspruch nimmt^ es hat eine und dieselbe Gränze^mit 
dem R«cht auf das Okkupirte, die, wie sich weiterhin näher zei- - 
gen wird, T^ie bei allem Recht sich unläugbar bestimmen muss 
d^rch das Gesetz dej* verhältnissmässigen Gleichförmigkeit. 

Die Erwerbart der Okkupation ist überdiess in der geordne- 
ten Rechtsgesellschaft insofern müssig und für die Bestimmung 
Dessen was einem Jeden an Sachgütern zukömmt so gut wie 
unbrauchbar **J , weil hier fast Alles entweder Einzel- oder 
Gesammtpersonen bereits gehört und — . bisweilen sogar regel- 
massig — Alles was keinen andern Herrn hat dem Staatsganzen, 
also der Herrschaft der Regierung ganz oder theilweise vorbe- 
halten d. h. für Regal erklärt ist #1f*~).- Jedenfalls findet sich 
in keinem positiven Recht die Okkupation ohne mehrfache Ein- 
schränkungen als Erwerbart des Eigenthums anerkannt -f^ 



•) VgL Wendt, Grundzüge der phitos. Rechlslehre, S. 40. 

**) Nicht so die 9. g. mittelbare Okkupalion, wonach ein Erzeugniss 
dec Natur (wie Früchte, Junge, Anspülungen, das verlassene Flussbelt, die im 
Fluss entstandene Insel &c.) oder der Kunst (S. 233, Anm. **^ als zu einer 
Hauptsache gehörende Nebensache, als Zugabe (accessio), gelten und deren 
Herrn zuMen sollen. 

*••) So im Code Nap. art. 7i3. und gewisserniassen auch im prcuss. Land- 
recht. Das romische ftecbl gibt nur in Hinsicht solcher Sachen, die keinen 
Herrn mehr haben (bona vacanlia) dem Fiscus ein Vorrecht. 

f] Z, B. bei der Jagd, Fischerei &,c. und vollends bei der Boute. Dieso 
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and die stillschweigende' oder ausdrückliche Geneh- 
mig^ung der Okkupation wird immer allgemeiner als der Vor- 
beding ihrer Zutässigkeit angesehen. Am Zweckmassigsten wird 
diese Genehmigung durch Herrnloserklarung solcher Sachen er- 
theilt, die aller Wahrscheinlichkeit nach ohne solche Auffoderung 
zu ihrer Erwerbung gans ungekannt, unbemerkt oder doch un- 
genützt bleiben, mitbin fürs Gao/.e verloren sein würden^} oder 
die an sich sehr nutzlos und unbedeutend fürs Ganze sind, so 
dass sie eines besondern Vorbehalts für dieses nicht wei:th er- 
scheinen #*_). Nur bei solchen Gegenständen lässt sich auch 
eine stillschweigende Gutheissung der-Okkupation annehmen. 

Im Gefühl der Schwäche der rechtlichen Begründung des Ei- 
genthums auf die rein geschichtliche Begebenheit der Bemächti- 
gung, greifen die Meisten zu deren Unterstützung durch noch 
andere Thatsachen, die wenigstens einen grösseren Schein des 
Rechts mit sich führen , als die blosse Aeusserung der Macht der 
Unterwerfung und Behauptung. Zu solchen Thatsachen gehört 
zunächst die Bearbeitung. 

§.79. Ä) Versuch der Begründung des Sacheigen- 
thnms aaf Bearbeitung und Umgestaltung. 
Die Meisten behaupten: erst durch die Verwendung unsrer 
Kräfte auf eine Sache, durch ileren Bearbeitung oder Verarbei- 
tung ^Formgebung, SpezißkationJ , werde ihr das Siegel unsrer 
Persönlichkeit aufgedrückt, sie werde dadurch mit unsrer Person 
aufs Innigste — auch abgesehen von aller körperlichCH 
Inhabung — verbunden und gleichsam ein Theil unsrer selbst^ 
80 dass Wer sie uns entziehen wolle in dem Werk unsrer Kräfte 
den Werkmeister antaste **«^ , — eine Anmassung die mit Fug 

tragt am Deullichslen den Cliarakler des Rechts der Stärke Cdes Kriegs;), von 
welchem und dem Zufall Hugo fNaiurrecht §. 278.) meint, es sei zu erwar- 
ten dass sie mehr wie' Verdienst und Bediirfniss lur Entsleliung eines Verhält- 
nisses wirkten, das der Vernunft so wenig ganz gemäss sei, wie das Privat- 
eigenthum. Ilie Beute beruht auf der Rechtsdichtnng, dass der Feind uns 
gegenüber rechtlos sei , mitbin auch seine Habe herrnlos. , 
•} z. B. ein Schatz, ein verlassenes Grundstück. 

••3 z. B. Schmetterlinge und Insekten, die meisten Vügel, Muscheln, Steine, 
wildwachsenden Pflanzen; Fische sofern sie geangelt werden *c. 

***} So z. B. Gros, Naturrecht g 151; ähnlich Meister Nal R. § 332 
u. 233. und viele Anderen. Ein neuerer Hauptvertheidiger dieser Ansicht ist 
L. Schröter in der Schrift: dtis Ei'gcutliiim im Allgemeinen und das geistige 
Eigenthum insbesondere. 18^0. 
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Zurückgewiesen werde. Bringt man indes» das Uebertriebene 
und Ünerweisliche an diesen Sülzen in Abzug, so liegt densel- 
ben docii manches Wafire zum Grunde. Dahin gehört namentlich: 
f) dass Arbeit und Kunsldeiss, die auf eine Sache verwandt 
sind , eine bei Weitem innigere Beziehung der Person, des 
Arbeiters zum Werk mit sich bringe als die blosse Erklä- 
rung der Absicht der Aneignung durch Worte oder sinn- 
bildliche oder auch wirkliche Bemach tigungshandlungen #])■ 
SJ dass nicht bloss die Natur, sondern auch die Menschenarbeit 
Werthe d. h. Lebensgüter erzeuge, die gebührende Be- 
rücksichtigung in der Reehtslchre fodern, die z. B. nicht 
als ob sie völlig werthlos wären , ungenutzt bleiben, muth- 
willig zerstört, Dem weichem sie zu Gut kommen sollen, 
ohne Vergütung entzogen werden dürfen **3- 



*) Diess ist auch z. ß. im Vfllkerrecht allgemein anerkannt. 

Damm werden mit Recht blosse Jäger- nnd Fischer-, auch wohl Hirten- 
völker in ihrem ausgedeiinten Besitz nicht geachtet, so wenig sich auch sonst 
die unmenschliche Begegnung rechtrertigen lasst, die man ihnen widerfahren 2a 
lassen pDegt. Dieser Ansicht sind auch Dresch (Nat, R. S. i82.3 u..Ahrens 
(droit naturel , ed. 2. p. 297.) , anderer Meinung Kant (Rechtslehre S. 89. f.), 
Eschenmayer CNonnalrecht I, S. 159.) und Zacbariä ([40 Bücher, Bd. 
IV, S. 156.). 

Daher Duch die altgemeine Meinung, dass Wer sich blosse Naturerzeug- 
nisse zueignet Cdurch Feld- und Waldfrevel) nichts oder kaum etwas Unrechtes 
thue. S. meine Kritik der eben angettihrten Schritt von Schröter in Et. 
Schneider's krit. Jahrb. &c. 1842. Bd. II. S. 586. Daher, wie ebenda be- 
merkt ist, selbst im Kriege die grössere Schonung der Slädte &c. und der Ab- 
scheu aller Gebildeten vor dem Vandaiismus, der selbst der Kunsischälze nicht 
sobont. 

•') Riesen Geist athmet z. B. der bekannte Salz des römischen Rechts: 
tabtda picturae cedit. Durch denselben wird freilich nur in Bezug auf Gemälde 
(nicht auf die Schrift, den eingewebten Purpur &.c. nicht sowohl zu Ehren 
der Vernunft eine Ausnahme, sondern in der That nur eine richlige Anwen- 
dung gemacht von der sonst 'bei der adjunclto gellenden Regel: accessorium 
aequilur principale. Denn jedenfalls ist hier doch das Gemälde die werthvolle 
Hauptsache , auch wenn man das ßret nicht , wie die Farben , als aus einer 
bloss nützlichen in eine andere ^elbslwürdige Sache wirklich umgewandelt 
(spezillzlrt) sollte ansehen dürfen, mitbin als exsHncta res, arg. g- i^- •'■ ^^ 
rer. divis. (2, i). 

Ganz diesem Geist zuwider wird bei der Spezifikalion aus bloss ' fremdem 
StolT Alles nur von der Möglichkeit, nicht, wie Hugo (N. R. §. 284.) richtig. 
federt, von der Vernunftmassigkeit der Wiederherstellung abhängig ge- 
macht. Da die Vernunftmdssigkeit ab«r hauptsächlich vom Werth der auf- - 
gewandten Arbeit abhängen moss, so macht weil besser das französisohe Recht 
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S~) dass ein Jeder ein Recbt habe anf Schatz in seiner Arbeit, 

auch in ihren Früchten, dass mithin im Werk der Meister 
geehrt und jeder Arbeiter seines Lohns werlh geachtet 
werde.. 
4^ dass kein Arbeitfähiger, am Eigenthum eu er^verben, mas- 
sig bleiben dürfe, sondern dieser Erwerb für ihn wesenlich 
mitabhängen müsse von seiner Arbeit. 
5^ dass endlich Jeder auch ein Recht auf Arbeit habe, nämlich 
auf Gewährung der äussern Möglichkeit des Erwerbs sei- 
nes Lebensunterhalts durch Arbeit, folglich sowohl auf ei- . 
nen zfi bearbeitenden Stoff als auf die nölhigen Werkzeuge' 
und sonstigen Mittel; — wie Diess Alles weiterhin (^. 82. 
u. 9:2.3 naher ausgeführt worden ist. 
Der Wahrheit weit näher kommt die Federung des Bearbei- 
tens noch ausser dem ßesitzergreifen, damit wahres (abgesehen 
von körperlicher Inhabung bestehendes) Eigentbum erworben 
werde, auch dadurch, dass dessen Erwerb sonach wenigstens nicht 
auf Mehr gehen könnte als ein Mensch zu bearbeiten vermag; 
es würde damit also doch nicht der Unsinn eines Rechts grän- 
zenloser Remächtigung behauptet «). 

Jedoch auch bei dieser Aiisicht geht man von derselben Ver- 
kehrtheit ans wie bei dem Versuch, die erste Bemachtigung zum 
Rechlsgrund des Eigenthuins zu machen: dass nämlich dieser 
letztere bloss in einem äusseren Vorgang gesucfit wird. Ein 
solcher Vorgang aber, weit entfernt durch sich selbst gerecht- 
fertigt werden zu können, wurde unstreitig in beiden Fällen nnr 
kraft eines bereits vorhandenen Rechts zulässig erscheinen. Dem- 
nach wäre denn hier ein Recht schon vorausgesetzt nicht nur 
auf die Bearbeitung, sondern zugleich auf die vorgängige we- 
nigstens einstweilige Besitzergreifung', wodurch jene bedingt 
ist, und solange dieses letztere Recht nicht selbständig nach- 
gewiesen ist, entbehrt' erstere sichtlich der nothwendigen Unter- 
lage **J. 

(Code Nap. arl. 570; 571; 576; 577.) von diesem Alles hier abhängig, ob- 
wohl es sich darin ,^ UDbegreHlichtT Weise" nicht [reu bleibt (art. 576). S. 
Thibaat's Lehrb. des fraoz. Civilrechts S. 238. 
*3 Vgl." S, 229 Anm. •. 

•*) Schon Kanl CRechlslehre S. 93. u. 88.) bemerkte richtig, daas die 
erste Bearbeitui^g , Begränzung, Oberhaupt Formgebung- eines Bodens keinen 
Titel der Knverbnng desselben d. i. der Besitz des accidens nicht einen Grand 
li^s recbtiichea Besitzes der Substanz abgeben könne, sondom umgekehrt iüa. 
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Immerhin rechtfertigt es sich nach dem Allen wenn die po- 
sitiven Rechte' an die Bearbeitung oder Verarbeitung einer Sache 
die Rechtsfolge einer grösseren Befestigung des ergriffenen Be- 
sitzes knüpfen ^ denn die hinzug^efügle Kultur muss, wenn anders 
und insofern als erst durch sie eine Sache überhaupt oder doch 
in ungleich höherem Masse nutzbringend werden kann, schon 
eine starke Vermuthung für die rechtliche Begründung ih- 
res Besitzes durcli ein wirklich vorhandenes Lebens bedürfniss 
des Kultivirenden mit sich führen, weil in der Aegel nur ein 
solches (hlsQ die Noih) den Menschen zur Arbeit treibt. , 

So wird es denn vollkommen zu billigen sein, d^ss dem De 
arbeiter, sobald er nichtauf unredliche Weise die Sache in sei- 
nen- Besitz gebracht hat, wenigstens dann ein ausschliessendes 
Recht auf die Sache zugestanden wird , wenn entweder das Be- 
durfniss des bisherigen Eigenthümers gewiss oder 'sehr wjihr- 
»cheinlich aufgehört hat oder doch, da wo es erweislich fortbe- 
steht, ebensogut durch einen Gleichwerlh befriedigt werden 
könnte, während jene Sache in der Hund des jetzigen Besitzers 
sehr viel nutzlicher geworden ist und fernerhin sein wird : dass 
zum Wenigsten, in Anerkennung der Mühe und des Kunstfleis- 
ses die von Seiten des Besitzers auf die Sache verwandt sind, 
Diesem eine billige Vergütung zugesprochen werde , die bald in 
den von der Sache selbst trennbaren Früchten seiner Arbeit *) 
bestehen kann, bald in einer Gegenleistung die dem dadurch 
wirklich erhöhten Werth ^den s. g. Besserungen, Verwendun- 
gen <S;c.J augemessen ist **). 

IL Versuche der Begründung des Sacheigenthums auf 
ein Handeln der Gesellschaft. 

g. 80. 1) Auf Vertrag. 
Da sich nicht absehen lässt, wie ein Hecht des bleibenden 
und ausschliessenden Besitzes und Gebrauchs, kurz: das Ei- 
genthum — an einer bestimmten Sache bloss dadurch hinreichend 
begründet sein soll, daso es zufallig Jemanden beliebt, über die- 
selbe für seine Zivecke einseitig zu verfügen (durch Okkupation 



*3 Fruchterwerb des Itesilzers in gnlem Glauben. 

-**). Einen Gegenanspruch dieser Art gewähren ancU die positiven Rechte, 
freilich in yersclii edener Weise, z. B. bei den impemae, bei der adjunctio, 
der superficies, den BosseruDgen des cmphytcuta, usufructuarius ^o. 
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04er HftzitkatUm) , i» ein »«IHws wHftärlichcs Verfabm Tiel- 
Mcfir 4ar^»wi mtnrereintnr ist mit einen RcHttn-erliiltDiss nnter 
den Menwcfien, von denen Viele die näHliefw Sache rielleidit 
eben«« bringend oder noeb dring'ender bedöHen und die ins^- 
tWMMt \trmhi;« ihrer f;\eiehea BedärfniMe im All^eaeiaen ^lei- 
che Annprtieh« nn die «BMeren Güter haben: so sehien jene 
Mehwferl^kelt am Kinfaehsten dadarch eich beseif i^o za lassen, 
du« man den rechtlichen Grand der Aosschliessang alier Andern 
Cal«o der Beachrinkun; de* Gebiets ihrer freien Tbäligkeit^ in 
deren ZuKtiminanj^ — kurz in einem Vertrag sachte. 

nfe«en Vertnij; rarsten schon die Alten , und mit ihnen seit 
Iluijp de Groot *7 die Naturrecblslebrer, gewöhnlich als einen 
lolchen auf, dnrch den vor nralter Zeit die orsprün^iche Ge- 
mcinaehart der Oilter der Krde Cf'ommtinio bonorum primaeva) 
HllfCinofn fdrmllch aufgehoben worden sei, nicht zwar durch eine 
eigentliche Verlhcilnng derselben, sondern dadurch dass man die 
Mligllclikelt du« Erwerbs eines Privateigenthums gegenseitig zu- 
gnNlnndun und denselben an gewisse Handlungen gcknüpfthabe, 
diu uhnndiitas bloss den Besitz hAlten erwerben können. 

Allein Vin solcher allgemeiiier.Urvertrag aller Meiischen 
Ifit Judenfnlls, gerade so wie die Urverträge in denen man den 
Hochlngnind des {Staats noch heute zu suchen pflegt, eine völlig 
unorwdliiKchc Begebenheit, eine offenbare Erdichtung, man mag 
Ihn nun nU AuadrUcklich oder nur slillachweigend geschlossenen 
Vortrag donken. Das wenige Wahre, was dieser Annahme zum 
Grunde Hegt, lauft darauf hinaus, dass ftuf einem bestimmten 
rHumllrhun Gebiet wohl 'einmal etwas ein^n slillschweigcnden 
Voritlrht Avhnllches In der Art vorkommen mag, dass dessen, 
Bowohncr, ein Jeder bei der Ansiediimg oder Ergreifung, dem 
Anbau oder der GcBlaltiiiig durch den Andern , sich beruhigen **]). 
üien« winl fn'itirh immer nur solange der Fall seiu als dennoch 
grillig filr Alle ilbrig bleibt. 

l'cbtTdifs« wörde begreiflich ein solcher Vertrag dnrchaas 
UHvrrbitnUich sein nicht n«r für jedes künfligc Geschlecht, — das 
viciloirlil dfrmassen angewachsen ist, dass die früher im Ueber- 
fliiM A-orhandericn Güter kaum mehr für Alle ausreichen, — son- 
doni »QjCHi' i^rhou für das Geschlecht was ihn abschlösse: da er, 

•t iit J. K. ft P. M. //. «-«v ^ S ^ »r. 5. 
**} S. 1, U. Scli*tpr's tw'SchiOfo voa Portisd, Bd, I. S. 239 ft 
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wie jeder andere Vertrag, seifest hur zu Recht heetehen könnte 
sofern sein Inhalt dein Beeilt gemäss wäre, nämlich den Bedin- 
gungen der Befriedigung aller Bedürfnisse eines echt menscli- 
lichen Lebens Aller und Jeder durch äussere Sachen vollständig 
entspräche. ^ , 

Im Gefühl dieser Wahrheit haben denn auch Andere, na- 
mentlich Kant und Fichte jenen angeblichen Ureigenthumsver- 
trag der grauesten Vorzeit als ganz nichtig und obendrein Nichts 
erklärend erkannt und nur soviel behauptet, dass die Verwand- 
lung des gemeinsamen Urrechts auf die Möglichkeit des Ge- 
brauchs, also auch des Erwerbs, aller äusseren Dinge für mensch- 
liche Zwecke in das wirkliche Alleinrecht einer bestimmten 
Person auf eine besondere Sache nur dann rechtlich denkbar sei, 
wenn sich annehiuen lasse, dass die Zustimmnng aller Andern 
vernünftiger Weise nicht versagt werden ki>nne *3' 

Der in dieser letztern Auffassung liegende Fortschritt ist un- 
verkennbar. Denn sie beruht auf der Wahrheit; dass keinerlei 
äussere Begebenheit, auch nicht die, wenigstens der recht- 
lichen Form entsprechende, eines Vertrags — es sei nun Mehrer 
oder Aller — kurz niemals der geschichtliche Ursprung des 
Privateigenthums dessen Rechtsgrund enthalten könne; dass 
ferner nur diejenige als eine wahrhaft gerechte Eigenthumsver- 
theilung gelten könne, mit welcher Alle als einverstanden sich 
müssten denken lassen; dass endlich die erklärte Uebercin- 
stimmung, der wirkliche Vertrag, Aller **) hier, wie bei 
allen Cesammtangelegenheiten , die unstreitig vollendeteste 
rechtliche Form der Anerkennung der Rechtmässigkeit der 
Gütervertbeilung von Seiten der Gesammtheit sein wurde, wenn 
auch keineswegs die zu jeder Zeit nolhwendige und mögliche. 

Die so eben geprüfte Ansicht geht ziemlich über in die letzte 
bemerkenswerthe Meinung, wonach das Eigenthum seinen Rechts- 
grund im Staatsgesetz hat, — eine Meinung die wie jene in der 
Hauptsache zwarirrig ist, der aber ebenfalls eine nicht zu über- ' 
sehende Wahrheit zum Grunde liegt. 



*) So war wenigstens Kant's Meinung (Rechlslehre S. 77). Andere 
(jegoer jenes liislorisclien Urverlrags fodern einen wirklichen Vertrag der 
zanächsE botheiliglen Einzelcn z. B, Wendl (^Grundzfige der phil. Rechtslehro 
S. 60 u. 67); Was aber, "wie Kant bemerkt, immer nur eine abgeleilete 
Erwerbung begründen könnte, 

•*) Vgl. S. 238 Anm. **. 
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J. 81. 8") Versuch der Begründung des Sachei'gen- 
'thums auf das Staatsgesetz. 

Diejenigen Schriftsteller, die alles Hecht erst aus dem Staat 
und seinem Gesetz ableiten, thun Dieses ohne Zweifel ganz folge- 
recht auch hetai Sacheigenthum. Natürlich hat aber diese Fol- 
gerung alles Das gegen sich, wnä gegen jene Ansicht spricht 
aus der sie geflossen ist. Es wird danach die endgültige Ent- 
scheidung über Hecht und Unrecht alles Mein und Dein zwar 
nicht von der Willkür der Einzclen (von deren Besitiiergreifung 
oder Bearbeitung^ sondern lediglich von der AVillkür der Staats- 
obrigkeit abhängig gemacht, also nur eine andere höher binauf- 
gerückte Willkur für jene eingetauscht, da doch schon der ge- 
sunde Menschenverstand lehrt, dnss die Eigeathum-Gesetz- 
gebnng und Vertheilung in einem bestimmten Staat gerecht 
oder ungerecht sein kann und dass die Frage : von welchen Grund- 
sätzen dabei ausgegangen wecden müsse, jedenfalls zu den wich- 
. tigsten gesellschaftlichen Lebensfragen gehört. "^ 

. Wenn aber auch Solche, die keineswegs das StaatsgesetK 
als die Quelle alles Rechts gelten lassen, dennoch in Bezug auf 
das Eigenthum eine Ausnahme machen #3; ^^ erklart sich Diess 
wohl daraus, dass auch der oberHächltcüslen Beobachtung nicht 
entgehen kann, wie noihwendig es ist, dass die Hechle eines 
Jeden an Sachguter allezeit in (Jebereinstimmung mit den 
gleichen Beijhtsausprüchen aller Mitmenschen t^rhalten werden, 
da Habsucht und Eigennutz nirgends stärker als gerade hier zu 
Ueberschreitung dieser durch die Rechtsidee (^selbst in Kant's 
Sinn) gezogenen Cränze reizen; dass folglich auch die Arten 
des Erwerbs und Verlusts der Sachgüferrechte beständig von der 
Rechtsgesellschaft beaufsichtigt und in Hinsicht des unaufliör- 
liehen Ab- und Zugangs an Menschen und brauchbaren Sachen 
pither bestimmt werden, damit Keiner zu kurz komme. 

Da nun die Unmöglichkeit am Tage liegt, einen wirklichen 
Vertrag, sei es auch nur der Gesammtheit der Glieder eines be- 
stimmten Staats ##3 ^^ Stande zu bringen, um auf eine all- 



, •) Gegen deren Stalthaftigkeit 3. K. S. Zachariä, 40 Bücl.er «c. Bd. IV, 
S. 148. 

••3 Dass aber, nja Alle — Völlier wie Einzele — verbindlich zu machen, 
entweder ein Vertrag des gesammten MenschengescWechls oler ein allgemeiner 
Menschheitstaat unerlässlich sein würde, wie Gerstäcker behauptet nnd euch 
Kant zugibt, kann nicht bezweifelt werden. Denn ohne eolclie gänzliche All- 
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geraein verbindliche Weise Die» zu leisten, so war e* 
. sehr natürlich , das« man darauf v^rüel , an die Stelle eines sol* 
chen Vertrags vielmehr das Staatsgesetz treten zu lassen; 
um 80 mehr als nach manchen Verfassungen die Gesetze wenig- 
stens gewissermassen als das Werk des Willens der Staatsbür- 
ger betrachtet werden können. 

In diesem Sinn hat denn anch Kant, darin abweichend von 
Vielen seiner Schule, behauptet, dass erst im „Zustand eines zur 
Gesetzgebung allgemein wirklich vereinigten Willens d. h. iia 
bürgerlichen Zustand^' der vorher nur vorläufige (Irwerb von 
etwas Aeusserem in einen endgültigen ([peremtorischeh^ über- 
gehe. Der hierbei durch Kant's Grundansicht vom Rechtsprinzip 
als einem bloss formalen Prinzip unvermeidlich gewordene Fehler . 
lag darin, dass danach für die Rechtmässigkeit des Inhalts der 
Eigenthamsgesetzgebung des Staats jedes eigentliche Merkmal 
fehlt, da die wiederum lediglich formelle und negative Regel: 
der „Vereinbarkeit mit der Freiheit Ailer" d. h. der wechsel- 
seitigen fiesehränkung oder des Ungehindertseins im Ansichneh- 
nehmen und Brauchen ([„zu dem Seinen macben"3 alles Braueli> 
baren — dazu offenbar nicht ausreicht. 

Aber auch die übrigen Vertheidiger der Rechtsbegründung 
des Eigenthurns auf das Staatsgesetz trifft insgesammt der Vor- 
wurf: dass sie über dem Schmutz, den der Staat und nur er dem 
Sacheigenthum gewahren kann und soll, jene immerfort wieder- 
kehrende Hauptfrage *) viel zu sehr übersehen haben: Was 
und warum und wieweit er Etwas als Eigentbnm anerkeaneu 
und schützen soll? 

Irgend eine Form der gesellschaftlichen Gutheissung und 
Gewahrleistung des Sacheigenthums — gleichviel ob Vertrag 
oder Gesetz — ist freilich unerlässlich. Dass aber diese Form 
ebensowenig wie jede andere äussere Begebenheit, ». B- 
eine Bemächtigungs- oder Umarbeitungshandlong v«n Seiten der 
Einzelen , einen gültigen Masstab abgeben kann für die völlige 



gemeinheit der Uebereinkanlt oder des Gesetzes würde doch die Frage nar 
hinausgeschoben sein': sie mlisste in Bezug auf das ausschliessliche Eigenltnun 
ganzer. Volker an ihrem Gubict immer wiederkehren, also könnte, mit Kant 
CS. 90) zu reden, das proiisorischo Eigenthum nie ein peremtorisches (end- 
gültiges) werden. 

*) Zu den Weaigen , die deren ganze BedeDtnng aachdrQoidich herrorge- 
hoben haben, gehört K. S. Zscharifi a. a. 0. 
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Recbtmässigkek der in jener Form enthaltenen EDtscheidan^ 
aber Art und Umfang des Hacheigenthums , seines Erwerbs und 
YerlDsts, Diess wird sich sogleich näher zeigen. 

jj. 88. Vom Rechtsgrundsatz der Vertheiinng der 
Sachgüter. 

Mass es als ausgemacht gelten dass, wie alles Recht, so 
aach das allgemeine Recht eines Menschen auf Sachen überhaupt 
nur in dessen Natur und Bedürfnissen seinen inneren Grund hattt^, 
ganz unabl\ängig von irgend welchen besonderen Handlungen, 
kurz: dass es ein Urrecht, nicht ein hypothetisches Recht ist; so 
fodert doch dessen Verwirklichung, worin ja das Sacheigen- 
thnm besteht, eben weil sie nur mittelst der Beziehung einer be- 
stimmten Person zu ganz bestimmten äusseren Sachen vor 
sich gehen kann, eine ganz genaue Bestimmung dieser Sachen 
unter der unendlichen Zahl der Gegenstünde die dazu tauglich 
zu sein pHegen; sie erfodert zu dem Ende mehr als die Verwirk- 
lichung irgend eines andern Rechts das Zuthun sowohl der Per- 
sonen selbst die erwerben sollen *) als der GeseIJschaft. 

Nur wenn das Wirken Beider gehörig ineinandergreift, wird 
weder der vollen Geltendmachnng der Individualitat der Einzelcn 
zu nahe getreten , noch auf der andern Seite , durch mass- und 
rücksichtlose Eigensucht, den gleich wesenlichen Bedürfnissen 
aller Uebrigen und des Ganzen. 

Darum darf die Gesammtheit der zur Bechtsverwirkli- 
ehung auf bestimmtem Gebiet vereinigten Menschen oder die 
iStaatsgesellschaft, zufolge dieses ihres Berufs, den einseitigen 
Will^nsausserungen der Einzelen hier wie überall fz: B. bei Ver- 
trägen^ nur dann volle Bechlswirkungen zugestehen, wenn und 
insofern -dieselben mit dem Recht selbst und den darin gegrün- 
deten Ansprüchen Aller und Jeder sich vereinigen lassen. 

Z'O diesem Behuf muss sie, so gewiss die Sachgüter überall 
bereits auf irgend eine Weise vertheilt vorgefunden werden, so 
gewiss sich vorbehalten das ganze iSachrecht zu überwachen und 
zu sichern, mithin auch zu prüfen ob die vorhandene Ver- 



•3 S. bes. S-- 72. u. 77. 
**]) Durch dieses Erfodemiss zeigt sicli gerade hier besonders aDiTallend 
der innige Zusammenhang des Urreclits und des erworbenen Rechts , der 
nothwendige Uebergang des ersteren in das letzte, damit ein Jeder zu einem 
Eigentbum von gehörigem Werth und Mass gelange. 
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theiluiig- im Einklang ist mit, den wahrhaften menschlichen Be- 
dürfnissen *3 des KörperB Wie des Geistes sowohl der Einzelen 
als aller Gesammlpersonen , und, insofern sie es nicht ist, danach 
in Rücksicht der Zahl und Beschaffenheit der vorhandenen sach- 
lichen Mitte! sie zu reg^eln. Sie thut üiess aber indem sie dem 
vorläufigen iSachbesitz entweder die g-esetlschaftliche An- 
erkennung zu Theil werden lässt, — wodurch ihin erst die er- 
fodertiche Befestigung m. a. W. der Charakter des bleibenden 
auch in Abwesenheit des Besitzers fortdauernden Besitzes ("des 
s. g. intellektuellen oder Menialbesitzes^-gewährt wird, der die 
Wesenheit des Sacheigeothums ausmacht, — oder diese Aner- 
kennung ihm versagt, indem sie überhaupt ein für allemal die 
Bedingungen festsetzt d. h. die gesetzliche Regel aufstellt, 
wqnaeh das Eine oder das Andere auch fernerhin erfolgen soll. 

Von selbst versteht sich aber, dass man darum weder dieses 
Versagen noch jenes Ge\yähren der Anerkennung des einstwei- 
ligen Besitzstandes von Seiten des Rechtsvereins schon als sol- 
ches für die höchste Norm der rechtlichen Entscheidung über 
das Sacheigenthum (^seiner Ausdehnung und Gesammtbeschaffen- 
■ heit nachj betrachten darf 4>#J , wenn anders man nicht überhaupt 
den Staat und sein Gesetz geradezu zur Quelle alles Rechts er- 
heben will! dass man vielmehr daran festhalten mnss, dass Bei- 
des ebensowohl rechtmässig als unrechtmässig sein kann, je nach- 
dem es dem Grunde des Rechts und der Recfatsfoderung in Bezug 
auf Sachen entspricht oder nicht. 

So gewiss nun jeder Person um der Behauptung ihrer Per- 
söijlichkeit willen ihr Hecht zukommt (^suwn cmtpiej, so fest 
steht die Rechlsfoderung: Alle müssen ein Rechtseigenthum in 
erfoderlieber Art und Masse haben, mithin auch erwerben 



*} Bei jeder wirklichen Regulirung der Sachgülervertheilung müssen' be- 
greiflich. die Bedürfnisse der Vütlter und Einzelen wie sie wirltlich Itter oder 
dort sind, den nächsten Anhallpunkt abgeben, wie bei jeder andern ins Gebiet 
der Politik fallenden Frage. 

Der Staat muss aber nothwendig eine Rechtsverniuthung für die 
Fortdauer des Bedürfnisses eintreten lassen zu Gonslen jedes einmal auf 
rechtliche Art erworbenen Sacheigenlhims (s. §, 77.), damit nicht dieses völ- 
lig unsicher werde. 

*') Dieses beqaeme Zerhauen des Knotens mit einem »tat pro ratione 
volunta» lässt sich z. B. Warnkönig zu Schuld kommen, der freilich sogar 
die Anerkennung der Persönlichkeit des Menscbes als Werk des Be- 
liebens des Staats darstellt. 
Böder'a Grundlage dci Naturrechti« 16 
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können, und zwar unabbängig vom guten oder bösen Willen 
Anderer, — ftuch an Sachgütem d. h. ein Sacheigenthuopi. oder 
Eigenthum iäi engern iSinn *). 

Durch Anwendung des Rechlsgesetzes der verhält- 
'nissmässigen Gleichheit hierauf #1») besliinnt sich diese 
Bechtsfoderung naher dabin : dass jeder Rechtsperson j dem Ein- 
zelen sowohl als der Gemeinheit ihr verhaltnissmässiger Aatheil 
rechtlieh zukommen müsse an allen äusseren nützlichen Lebens- 
gutern , sie seien nun Erzeugnisse der Natur oder Kunst , zu 
ansschliessender Verfügung, wenn und sofern der Rechts- 
zweck selbst , wofür sie als Mittel dienen sollen , diese Aus- 
schliesslichkeit uothwendig macht, also z.B. nicht an öffentlichen 
Plätzen, Strassen, Wegen, Gebäuden &c. Und zwar mass diese 
Zutbeilung geschehen in Verhältniss: 

j) zu den Rechtsbedürfnissen gerade dieser Person, sowie: 
!2} zur Menge der jedesmal vorhandenen iSachguter und 
33 der davon zu befriedigenden vorhandenen Mensch^zahl. 
Hiemach steht soviel fest, dass es bei jeder rechtlichen Ver- 
theilung der Sachgüter: 

13 vor Allem und unbedingt immer auf Das ankömmt was 
ein Jeder zu einem menschlichen Leben wesenlicli bedarf. 
Ist demnach das für diesert Bedarf Erfodcrliche und Erreichbare 
irgend Jemanden — sei es auch nur ein Einziger — ja wohl gar 
einem beträchtlichen Theil des Volks, nicht zu Theil geworden, 
ist ihm z. B. die Möglichkeit durcli freien Gebrauch seiner Kräfte 
es sich zu verschaffen nicht gesichert von Seiten der Rechtsge- 
sellschaft, so ist sein Menschenrecbt aufs Tiefste verletzt *#*3. 

•3 Dass bei Dem der Dies* nicht kann die äussere Freilieit aus Mangel 
der nötliigsten äussereo Bedingungen : des Wirkungskreises und der Werkzenge 
— nur dem Namen nach bestehen kann und mit ihr auch die innere mehr 
und mehr verioreo geht, ist unvermeidlich- (s. S. 219 zu A.); er wird, weit 
entfernt das Reich seiner Freiheit d. h. seiner vernünftigen Wirksamkeit fort 
und fort erweitern zu können, in der Zwangslage sein nm seines Lebensunter- 
hal'.s willen der Sklav Anderer zu werden. Darum steht die Art der Verthei- 
lung des Eigenthums, namentlich an Grund und Boden, im genauesten Zusam- 
menhang mit den Unabhängigkeit der Menschen, wie sich z. B. an Lehntvesen, 
Leibeigenschall, Erbnnlerthänigkeit , blossen Erbpacht- und Zeitpachtverhältnis- 
sen gegenüber dem freien Eigenthum so deutlich zeigt 

•») S. auch VVcndt, phil. Rechlslehre S. 66; 172 f. und nach ihm 
Dresch Nalurrecht 2te Ansg. S. 165. 

Mt-j vergl. besonders Fichte, nachgelassene Werke, Bd. U, S. 232, 
L. Blanc, organixation du trauail p. 9. suit)., Galti de Gamonä tyiteme 
de Fourier chap. ä zii £., Proudhon a. a.,0. p. 94. 
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Hiernach kann es also noch keinesweg^s p^^nügen , wenn min- 
destens die Unterstützung Iterer die Nichts zu leben haben, 
als Rechtspflicht der GeseUsehaft und nicht als blosses Werk des 
guten Willens der Einzelen fals Almosen^ allgemein anerkannt 
wird *3- Ganz unabweisbar fodert das Recht und ist mithin der 
Rechtsverein befugt und verpflichtet alle geeigneten^ nur je nach 
.dem zeitigen Gesainmtzustand eines jeden Volks durch die Politik 
bestimmbaren, Massregeln zur Ausgleichung dieses Missverhülf- 
nisses solange eintreten zu lassen, bis Keinem mehr Ktwas fehlt 
an den Mitteln zur Führung eines wahrhaft menschlichen Lehens, 
geschweige an 'den äussersten Lebensnothwendigkeiten , — bis 
es weder Arme noch einen Pöbel mehr geben muss **3. Erst 
nach Erreichung dieser Gränze, die durch den erwähnten, aus 
dem Rechtsgnind des Eigenthums fliessenden , ersten Rechts- 
grundsatz der Austheilung der äusseren Güter des Lebens un- 
verrückbar gezogen ist, mag darüber hinaus Ungleichheit statt- 
finden. 

2') Als ein weiterer wesenlicher Bestimmgrund für Bemes ' 
6Q»g des Antheils der Einzelen nm Gesammtbetrag der Genuss- 
mittcl der Gesellschaft kömmt nächst dem Bedürfniss ihre Werk- 
thütigkeit oder Arbeit in Betracht, wenn auch nur beding- 
ter Welse nämlich sofern sie arbeiirähTg sind. Die Mittel für 



»3 So .auch Presch a. a. 0. S. 165, Wendt a. a. 0. S. 82, Anm. *• 
und, wie oben (ß. 229 Anm.) bemerkt, sogar iu offenem Widerspruch mit sei- 
ner eignen Grundansicht , K. S. Z'achariä. — Dass eine solche Unter- 
stützung aber auf die rechte Art d. h. so geschehen muss, dass sie nicht . 
wie ein Freibrief zum Nichtsthun wirke, ist eine nothwendige Folge des zwei- 
ten bei der Eigenthumsvertheüung zu berücksichtigenden persönlichen Er- 
(odernisses; der Würdigkeit. Unbegreiflich ist es, wie man die J4othwendjgkeit 
einer UnlerstöLzung, nnd zwar dieser Art, zugeben nnd doch sich weigern 
kann die ßechlsverbiodlichkeit der Gesellschaft anzuerkennen, jedem Arbeit- 
suchenden Arbeit zu schaffen d. b. Erwerbmiltel. Hegewisch (als F. Bal- 
tisch) hat in seiner Schrift „politische Freiheit" S. 286 f. 302 &c. diese 
Verbindlichkeit geläugnet weil er die Leistung selbst für unmöglich hält. Diess 
ist sie aber nnr bei dem heutigen Zustand, wo die Gesellschaft die Einzelen 
in so vieler Hinsicht lediglich ihrem Schicksal Uberlässt. 

**") Es ist eine vielversprechende Thatsache, dass man dieses hohe Ziel in 
UDsrer Zeit deutlicher als jemals vorher zu erkennen anfangt und dass 
man ebendaher jetzt mehr und vielseitiger auf die Annäherung an dasselbe Be- 
dacht nimmt. Sicher wird es nur den vereinten Bemühungen einsieht- und 
taktvoller Politiker dereinst gelingea köDnen, die rechten Mittel und Wege ei- ~ 
nigermassea za (reffen. 

*** Google 
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ihre Lebensbedfirfnisse können nämlich m^o^licbst vollkommen nur 
dann Allen zu Theil werden wenn der Gesammtbetrag dieser Mit- 
tel 80 gross als möglicli ist , wenn Tolglich Alle nach dem Mass 
ihrer Kraft mitwirken für Erzeugung dieser Mittel, kurz wenn 
sie arbeiten — ein Jeder in seinem Bernf' — und die Erzeugnisse 
ihrer Arbeit beisfeuern so dass sie auch allen Andern zu Gut 
kommen. Jeder ist für den Ausfall am Gesammterzeugniss durch 
seinen Unfleiss verantwortlieh, und dieserAnsfall mass ebendaram 
zunächst auf ihn selbst zurnckfalten. I)as ist die natürliche Rechts- 
folge der Faulheit *^. 

In Rucksicht dieses unverkennbaren Zusammenhangs der 
Rechtsfoderung eines Sacheigenthums von Seiten der EJnzelen 
an die Gesellschaft mit der Rechtsfoderung der Arbeit an die 
Einzelen von Seiten der Gesellschaft ergibt sich für die Austhei- 
lung des tiesammterzeugni^ses an die Arbeit fähigen der 
Grundsatz: dass Diese für die Erlangung des erfoderlichen Ei- 
genthnms zunächst und hauptsächlich auf ihre eignen Kräfte zu 
verweisen seien , aber die Möglichkeit Ihnen gesichert werde 
dieselben zu brauchen und dadurch zu erwerben Was sie bedür-- 
fen ; dass überhaupt ein gehöriges Gleichgewicht bestehe zwi- 
schen Arbeit und Genuss d. h- dass der Genuss nur als verhält- 
nissmassiger Lohn der Arbeit vorkomme ; dass folglich ein Jeder 
die Früchte seiner Arbeit zunächst selbst geniesse **). 

Bedürfniss und Würdigkeit sind zufolge des soeben 
Ausgeführten von der einen Seite, nämlich von Seiten der 
Person die ein Sacheigenthum in Anspruch nimmt, die beiden 
einzigen festen Anhaltpunkte zur Bemessung Dessen was ihr von 
Rechtswegen gebührt *#*J. 



*3 Fichte Ca. a. 0. S. 533) schon sagt: „Wie kein Armer, so soU 
auch Kein Müssiggänger im Staate sein. ". 

*•} S. Baltisch cHegewisch), politischeFreiheit, S. 66; 69 ff. 

**•) Hiernach ist soviel ganz gewiss , dass jede Vertheilnng äes Eigen- 
Ihnms in eben dem Mass ungerecht und jede gesellschaftliche Ordnung insoweit 
nur eine scheinbare Rechtsordnung ( „conspirado quaedam divitum de tua 
commodi» reipublicae nomine Ülitioque traclanlium" JSorus) und auf die 
Dauer unballbar Ist, als darin die Einen nur sacu, die Andern — gleichsam 
die" Drohnen im GeselUchaithaushall — nur ärndten , wo Einige schwelgen kön-' 
nen in Müssiggang, währi^nd andere Arbeltluslige zu darben gezwungen sind. 
Das Rechlsgefühl wird um so tiefer verletzt, das DKickeode noverscbaldeler 
Armutb UDi so bärler empfanden, je greller dieser Abstich ist. 
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Von der andern Seite, nAinlichWon Seiten der Gesellschaft 
mu88 aber zu diesem rein persönliclien ^subjektiven^ Massstab 
noch ein Äusserer (^objektivere iiinzukommen in der ebenso un- 
erlüsslichen Rücksicht auf die gleich guten Ansprüche aller An- 
dern und die Möglichkeit allen zugleich zu entsprechen. 

Die Frage ist nur: wie hiernach, ohne Verletzung des rich- 
tigen Verhältnisses, die gesellschaftliche Anordnung und Leitung 
des stetigen Gangs der Sachgütervertheilung (die Organisa- 
tion des Eigenthums) vor sich gehen boI!, — von der, wie 
soeben erhellte, die gesellschaftliche Anordnung und Glie- 
dernng (^Organisation^ der Arbeit einen wesenlichen Bc- 
standlheil ausmachen mnss (s. §. 99.^ 



I. Von dem Gegensatz des Systems der Gütergemein- 
schaft und des Privateigenthums. 

%. 83. A. Von der Gütergemeinschaft und der Güter- 
vertheilung durch die Gesellschaft. 

Kannten «rstens die Rechtsbedurfnisse und die Würdigkeit 
eines Jeden genau ermittelt werden und ebenso zweitens der 
Betrag der Beidem entsprechenden Mittel in Rücksicht der Ge- . 
sammtzahl der Bevölkerung, so könnte hiernach Allen und Jeden 
Was ihnen gebührt von der Gesellschaft zugethetit werden. 

Man hat daher, nach dem Zeugniss der Geschichte., unter 
Verhältnissen, die (^durch ihre flinfachheit 4itc.3 diese Ermittlung 
erleichterten, bald in weiteren bald in engeren gesellschaftlichen 
Kreisen diesen Weg betreten, entweder durch Einführung ge- 
radezu einer gänzlichen oder theilweisen Gütergemeinschaft 
— nämlich durch Zusammenschiessen der Erzeugnisse der Natur 
und der gemeinschaftlichen Arbeit zum Behuf einer verhaltniss- 
inässigen Austheilung von Oben her an die einzelen Gesellschaft- 
glieder je nach deren besonderm Bedarf und Verdienst *} — 



*) Oboe Zweifel fand Diess in dem ehemaligen Jusuitenslaat wn Paraguay 
SlM, wo Alles was wie Privateigenthum aussah nur Schein war. Vgl. die 
Schrirten der Jesuiten Sepp, Charlevoix (z. B. desseü Gescliichtu von Pa- 
ragnay, Bd. I, S. 3^\ 36i IT. ßd. II, S. 5. der deutschen llebersetzung) mit 
den Schrirten ron Ibaöez ([Jesuit. Reich in Paraguay, dorch Originaldocumenle 
erwiesen. 1774. S. t45; i59.) und J. R. Rengger fReise nach Paraguay, 
S. 456; 387. u. 126.) — Aehnliches scheint bei den Pylhqgoräem , Essäern 
und den ersten Christen stattgefunden zu^haben , wie C9 später bei den Mönchs- 
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oder doch durch Zuweisung eines bestimmten Antheils von Gmnd 
und Boden an die Einzelen oder die Familien,' sei es zu vorüber- 
gehendem *) sei es zn bleibendem **3 Besitz und Genoss. 

Yiele haben jedem Ueberwiegen der Gesellschaft in der ei- 
nen oder andern Art bei Bestimmung der Eigenthumsvertheilung 
nur darum den Stab gebrochen : 
f) weil sie damit eine völlige Gleichheit der äusseren 
Güter verwechselten. Diese aber würde freilich allem 
Recht widerstreiten , da sie unter dem äusseren Schein der 
Gleichheit off'enbar alles Verhaltniss (|zu Bedurfnias und 
Würdigkeit) ausser, Augen setzen, also vielmehr die höch- 
ste Ungleichheit sein würde Qs. %. 36}. 
S3 oder weil sie dabei die ganze Gesellschaft als eine blosse 
Menge gedacht haben, wo unmittelbar von einer Ge- 
sammtobrigkeit der Antheil eines Jeden bestimmt werde. 
Begreiflich könnte aber eine gehörige Austheilung nie 
bloss von einer solchen Gesammtregiernng vorgenommen 
werden, sondern nicht anders als in steter ilücksicht 
darauf dass die Gesellschaft ein lebenvoil gegtiedertes. 
Ganzes ist, und folglich nur vermittelst der besondern 
Organe eines jeden dieser verschiedenen Gesellschaftglieder 
höherer Stufe, denen die Individuen angehören. 
In der That ist bei dem Vermögen höherstnfigei* Rechtsper- 
sonen z. B. des Staats , der Kirche , der Ortsgemeinde , Familie ^c. 
in Hinsiebt ihrer Glieder entweder, sofem'es untheilbar ist, 



orden und eiozelen religiösen Sekten (z. B. den BrSdergemeinden} stattfand. ~ 
Darauf laufen auch die Versuche von B.,Owen hinaus und die Bestrebungen . 
der s. g. Kommunisten, So viel Unklarheit und 'Ueberlreibung diese Strebun- 
gen auch verralhen , so haben sie doch den Sinn einer entschiedenen Aufleh- 
nung gegen die entgegengesetzte Einseitigkeit und Ueberlreibnng eines gani 
unbeschränkten Pfivaleigenthums. 

*} So nicht selten bei manchen ungebildeleren Völkern nnd namentlich bei 
den alten Germanen, wenn nicht, allgemein wie Caesar de B. 6. VI, 22. u. 
Tacilus Germ. c. 2tf. -wollen, doch bei den Sueven (s. Moser's osnabrücki- 
sche Geschichte F, %. 5. u. 6.); aber ebenso auch im ehemaligen Herzogthum 
Bouillon (s. Merlin, reperioire de jarisprudence , v. Bouillon) und noch 
heute in der Gemeinde von Jault bei St. Sauige. 

*•) So z. ß. m Sparta und Kreta, wo nicht sowohl Giltergemeinschaft 
als Gleichheit der Ackerloose von Staatswegeti eingeführt war and durch die 
Gesetze verewigt werden sollte (z. B. durch die Erstgebnrlrechte Äo.)- Ebenso 
nach der Geselzgeboog Mosis. 
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eine eigentliche Gütergemeinschart — d. h. eine Gemein- 
schaftlichkeit lies Genusses der darin enthaltenen Mittel für den 
gemeinsamen Zweck z. B. der Öffentlichen Plätze, Gebäude, Brun- 
nen — oder, sofern ea theilbar ist, eine Vertheüung; an die 
Aogehörigea der Gemeinde, Familie A'c. durch deren Vorstände 
und Hüupter z. B. Loosholz '■ — nicht nur rechtlich zulasBi^ son- 
dern notbwendig, so dass sie, wenn überhaupt, doch gewiss 
nur geradezu auf Kosten des Zwecks und Wesens des Verhält- 
nisses fehlen kann. Am Entschiedensten gebot die A^atur selbst 
eine solche Gemeinschaft <ler~ Güter bei der Ehe und der Fa- 
milie 43. Ganz gewöhnlich findet sich darum Etvvas der Art — ' 
wenn auch unter sehr verschiedenen naheFen Bestimmungen — 
z.B. ein Familien- oder Stammgot unt^ der mehr oder min- 
der unbeschränkten Verfugung des Familienhaupts. 

Aber rechtlich ist es überhaupt immer statthaft, wenn eine 
beliebige Anzahl von Menschen, auch ohne dass sie schon sonst 
in inniger Lebensgemeinschaft stehen, ganz freiwillig, sei es auch 
zu lediglich wirthschaftlichcn Zwecken, eine Gütergemeinschaft, 
Haushaltvereinigung oder Vereinwirthschaft der einen oder an- 
dern Art unter sich stiften, wie Diess am Häufigsten bei sittlich- 
religiösen Vereinen, aber keineswegs bloss bei solchen vorge- 
kommen ist. 

In allen Fällen w,ird: ob und in welchem Umfang Gesammt- 
gut oder Gesellschafteigenthum bestehen könne und wie und in 
welchem Mass es den Gliedern der Gesellschaft zu Gut kommen 
solle^ rechtlich immer von dem Zweck und den Mitteln jeder Ge- 
sellschaft abhängen müssen ; und es bleibt die unerlässliche Auf- 
gabe des Rechtsvereins darauf zu halten, dass die. dadurch ge- 
zogenen Schranken streng beobachtet werden , dass also nament- 
lich ausser allem Vcrhältniss zum Bedarf von Seiten ei- 
ner Gesellschaft Güter weder erworben und dem äusseren 
Verkehr des Lebens entzogen (\vie man sinnreich sagt: „in die 
todte Hand gebracht" **)) noch auch an ihre Glieder vertheilt 
werden, und dass andrerseits den Individuen die nöthige Freiheit 
der Bewegung nicht genommen oder verkümmert werde. 

Immer wird indess eine gesellschaftliche Austheilqng der 
Sachgüter auch unter den günstigsten Verhältnissen kaum an- 



*) Vgl. K: S. Zachariä slaalswirtlischaflliche Abhandlangen S. 125. 
*•) S. g. 90. HL e. • 



izcdbvCoOgIc 



» S48 — 

näbemngfiweise geschehen können, zamal da die Bedurfniese, 
die Mittel dafür und die Menscbenzahl sich beständig verflndero. 
Ebendesshalb würde es anch ebenso unmöglich als nnataltbaft 
sein, ein für alle Male eine Theilnng zu machen Cetwa durch 
eine lex agraria') und festzuhalten. Alles würde vielmehr daranf 
ankommen die Grundsütze aufzufinden wonach dieselbe fort und , 
fort im Fluss des Lebens sich zu richten hat, uhd jedes dennoch 
entstehende Missverhaltniss alsbald wieder seine Ausgleichung 
findet *3. 

Zn den zuletzt erwähnten, und vollends bei den heutigen 
vielfach mangelhaften Einrichtungen *♦ ^ unüberwindlichen 
Schwierigkeiten einer solchen Art der Gütervertheilung tritt die 
Schwierigkeit der richtigen Benrlhetlung des Verdienstes von 
Oben hinzu. Ueberdiess muss, um der Behauptung und freien 
Entwickelung der Persönlichkeit und Individualität willen, jeder ' 
Einzel- und Gesammtperson in sehr vieler Hinsicht nothwendig 
selbst überlassen bleiben, worin sie ihre Bedürfnisse und Genüsse 
suchen, welche Mittel zu deren Befriedigung sie wählen, und 
wie und durch Wen sie dieselben erlangen will. 



•) Nur Diess will auch Fichle's Eigeothumsvertrag sagen. — Im alten 
Peru tb'eilte man \a dem Mass als die Familien Eich vcrmelirten neue Grund- 
stücke zu. Zachariä sieht in der Kaslenverfassung einen Varsnch die erb- 
liche TheiluDg des Gemeingats trotz der sleteu Erneuerung des Menschen- 
geschlechts nurrechtzuhalten. 

**] Za den grössten dieser Mängel gehört der Umstand , daas in Hinsicht 
der Ausfindung des Gesammlbedarrs und sogar der Gesammtmittel in 
unsern Staaten noch so gut wie nichts geschehen ist, selbst in Vei^leich zu 
dem alten peruanischen Staat unter den Inka's wp man doch nicht einmal Schrift 
und Zahlen kannte (s. F. de Xerez, Geschichte der Entdeckung u. ErolJerung 
Peru's, übers, v. Rülb, S. 224 ff.)- 

Man hat sich nun einmal gewöhnt, die Eigen thumsvertheilnng — 
die bei den Alten jederzeit ein Hauptgegenstand der Staatsthstigkeit war — ' 
lediglich als Privatsache anzusehen und erst die Staatsgefährlichkeit des Pau- 
perismus schein* unsern Staatslchreni und Staatsmännern über diesen Ungeheuern 
Missgriff nach und nach die Augen zu öffnen. Daher die hohe, von Mohl 
richtig gewürdigte Bedeutung der von Ahrens gefoderlen mäglichst genauen . 
Statistik des Bedarfs und der Mittel. So lange jedoch die Gesellschaft nicht 
als innerlich gegliederter Organismus, sondern nur als blosse Menge nach 
der Zahl der Köpfe in Anschlag gebracht wird oder werden kann, solange 
wird IVeilich eine solche Statistik kaum annfiberungsweise möglich sein. ' 
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§. 84. B. Von dem Privateigenthnm. 

Alle diese Gründe führten natürlicli zu dem andern möglichen 
Weg der yertheilimg der Sachguter, wonach diese zunächst 
nicht von der Gesellschaft, sondern von den Kinzelen ausgeht. 
Hier bleiben die Erzeugnisse der Arbeit eines Jeden ihm allein, 
and zwar bo dass ihm zugleich von der Gesellschaft die Mög- 
lichkeit gewahrt sein mnss sie gegen alles Andere was er 
bedarf in freiestem Verkehr (^veriuittelst des Geldes} auszutau- 
schen. 

Es scheint also hier ein Jeder gewissermasseu sich selbst 
alles Das zutbeilen zn können was ihm nöthig oder bequem oder 
erwünscht ist , — was Alles wenigstens grosseniheils im Allge- 
meinen unbestimmbar sein würde. Einem Jeden scheint so um 
seiner Individualitatwillen die grösstmögliche Freiheit ge- 
währt zu sein nicht nur der Arbeit und des Erwerbs, Sondern 
aucb der Bestimmung der Art wie und der Personen durch wel- 
che ihm das Unentbehrliche oder Begehrenswerthe zu leisten sei; 
überhaupt der Verträge. Zugleich scheint so ein. Jeder bei be- 
sonderer Arbeitsamkeit, Genügsamkeit und Sparsamkeit schon 
von selbst des verdienten Lohns hierfür sicher zu sein in 
Gestalt, eines Ueberschusses and ehendarin, wenn nicht der ein- 
zige, doch der stärkste Sporn zur angestrengtesten Thätigkeit 
für ihn zu liegen. 

Aber um gehörig zu scheiden, Was hierin Wahrheit und Was 
bloss bestechender Schein ist, darf man vor Allem nicht verges- 
sen, dass hiernach ausser der Arbeit auch dem günstigen oder 
ungünstigen .Geschick, kurz dem Zufall, sowohl geradezu 
als mittelbar , und zwar der entscheidendste Einßuss auf die Ver- 
theilung der Sacbgüter an die Einzelan zu Theil wird. 

Diess tritt erst dann recht ins Licht, wenn man nicht, wie 
gewöhnlieh , völlig übersieht , dass nur unter einer doppelten Vor- 
aussetzung der Erwerb von Sachgütern im rechtlich erfoderten 
Mass durch Arbeit überhaupt möglich und die Abhängigmachung 
der gesammten Guten-ertheilung lediglich von der Arbeit der. 
Einzelen rechtlich zulässig sein würde: unter der Voraussetzung 
nämlich, dass erstens jeder Mensch zu arbeiten im Stande 
wäre wenn er anders will, und dass ferner das Vertrauen ge- 
gründet wäre, es werde bei völlig freiem Walten aller indi\a- 
duellen Kräfte jede vorhandene Tüchtigkeit, jedes wahre Ver- 
dienst, sich auch die entsprechende äussere Anerkennung zu er- 
ringen wissen. 
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- Beides aber lüsit sich, wenn man nicbt in Widenprach mit 
aller Erfahrang' treten will ^}, höchstens als eineRe^l behaup- 
ten von der ihre Ausnahmen nur wenig übrig lassen. Nur eine 
Folge hiervon ist ttoläagbar der schneidende Gegensatz, in den 
wir so häufig die Anstheilung der Süsseren Gnter — durch ihre 
übertriebene Aufhäufang öder Zersplitterilng — mit dem Bedürf- 
nisB und der Würdigkeit, also mit dem Aechtsgrund alles Sach- 
etgenthams, treten sehen. 

II. Innere Vermittlung der Gegensätze des Privat- 
eigentbams üqd der Gfitergemeinschart. 

$. 8A. A. Einleitung. 

Will man nicht in entgegengesetzte Einseitigkeiten verfallen 
so kann man, wie die Meisten gefühlt nur Wenige klar einge- 
sehen haben , weder die Erklärung des Einzelwillens noch die 
des GesammtwiUens zur einzigen Richtschnur der Eigenthums- 
Vertheilung oder Organisation erheben (^s. JJ. 88.), sondern diese 
kann sich nur in dem Zusammentreffen beider Erfodernisse er- 
geben, die man passend das individuelle und das gesell- 
schaftliche Element des Eigenthums genannt hat #«}. 
Diese beiden Elemente finden sich überall, sobald die Bildung 
eines Volks auch nur soweit gediehen ist, dass der Besitz sich/ 
bestimmter vom Eigenthum zu scheiden anfängt, auf die verschie- 
denste Art mit einander verbunden , so .dass bald das eine bald 
das andere das Uebergewicht hat, bald sie ohngefähr im Gleich- 
gewicht stehen. 

Ein solches Uebergewicht pflegt, je nachdem entweder das 
SondereigenthuiQ oder die 'Gütergemeinschaft die Grundlage und 
den Ausgangspunkt abgibt , auf Seiten entweder des individuel- 
oder des gesellschaftlichen Elements stattzufinden , ein Gleich- 
gewicht beider aber in .eben dem Masse mehr als dasjenige jener 
Systeme, wovon man ausgegangen ist, sich dem entgegenge- 
setzten System annähert mittelst einer Heih€ im Geist des letz- 
teren und des Rechts zu jenem hinzutretender nähern Bestim- 



t *) Denn nach dem Zesgniss der Geschichte haben zahllose Wohllhaler 
des MenscliCDgeschiechts in Hanger und Kammer ihr Lebeii zugebracht and 
geendet. — S. übrigens anlen $. 89. 

**3 So Boruemann syst. Darstellung des preuss. CivilrecMs, 2te Aosg. 
Bd. I. S. 449. f. u. Ahrens droit naturel, Se ed. I. p. 3i6 ts. 
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muiigeD and Bescbrüakongen die dessen Strenge mildern. Wel- 
ches jener Systeme man anch zur Grandlage genommen habe, 
80 bleibt doch die Rechtsfoderung nnveniickt, dass unter der Art 
der Yertheilung niemals weder die Individualitaten leiden dürfen 
darch die Gesellschaft noch um^ekefirt diese darch jene; imd 
ebenso gewiss ist es , dass jede mass- nnd t-iicksichtlose Durch- 
fiihrang des einen dieser iSysteme dasselbe mit dem Recht und 
mit sich selbst in Widersprach bringt und dem gerade entgegen- 
gesetzten Systeme den Weg bahnt #3- Denn um so schäifer 



•j Ein genaueres Abwägen der angeblichen Vortlieile und Nach- 
Ibeile des Sonder-eigentbums im Gegensatz zur Gütergemein- 
schaft (wie man es z, B. auf eine besonders lehrreiche Weise in Hago's 
Nalurrecht, K. S. ZectiariA's staatswlrthsclieftl. Abhandlungen und Ahrens' 
droit nalurel finden kann) würde hier zu weit führen. Nur -nachfoigende we- 
nigen Andeutui^en müchten vielleicht nicht überflüssig sein. 

Die Behauptung, dass in der Aussicht auf Erwerb von Sondereigenthum , 
also im Eigennutz, der einzige Sporn menschlicher Thaligkeit liege, enlhält 
eine erfahr ungs widrige Verleumdung der .Mensch eunatur. Nur dass sie heut- 
zutage eine Haupltriebfeder sei, ist nicht zu Mugnen; ebensowenig aber 
dass Diess ein Uebel sei, des durch die heutige ilbertriebene Ausdehnung des 
Sondereigenthums befördert werde. Denn das berechnete Hinarbeiten der Ei- 
gensucht aui das Verderben des Nächsten in der s. g. freien Konkurrenz, 
d. h. der ganze Grundsalz und Mittelpunkt der jetzigen Volkswirthschaft- 
lehre ist jedenfalls von siLllicher wie von wahrhaft wirthschaftlicher und recht- 
licher Seite gleicli verwerflich fs. bes. §. 89/). 

Während Einige sagen : vielfacher Streit über die Verlheilnng des Ijemdn- 
guls an die Kinzelen werde durch das Sondereigenthum am Ersten vermieden, 
sagen Andere : gerade um ewigen Neid , Hass und Streit aller Art über das 
Mein und Dein abzuschneiden sei die Gütergemeinschaft das einzige Mittel. 

Der Behauptung Hume's: Sondereigenthum sei Grundbeding des Gehorsams 
— kann man wohl mit mehr Wahrheit die entgegengesetzte gegenüberstellen und 
sich dafür nicht bloss mit Hugo auf das Mönchwesen, sondern auch auf den 
ehemaligen Jesuitenstaat von Paraguay, auf die Gemeinwirthschaft unsrer Sol- 
daten und Aehnliches berufen. 

Sagt man ferner: bloss das Sondereigenthum würde den genügenden An- 
trieb geben zu vielen gefährlichen, widrigen, ekelhaften Arbeiten, so streitet 
Diess mit der Erfahrung, dass jede Arbeit ihren Mann findet, sobald es ihr an 
ehrender Anerkeunung und Belohnung nach Verdienst nicht fehlt. Und über- 
iiiess: Wer honnte in der Ordnung finden, Was nur ein grelles Unrecht wäre, 
wenn irgendwie , und Vollends durch die äussersle Noth , Jemand Beschäftigun- 
gen aufgezwungen wurden, die er freiwillig um Iteinen Preiss übernommen hatte? 

Wenn man behaupten kann, dass das Sondereigenthum manche Tugenden 

i. B. Massigkeit, Sparsamkeit, Mildthätigkeit befördere, so kann man Diess 

, ebensogut von den entgegenstehenden Lastern der Unmässigkeit , des Geizes 

und der Hartherzigkeit sagen. Offeniiar ist es aber ebensowenig die innige 
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tritt dann notbwendig in der Verderblichkeit seiner Fol^ernngen 
die Mangelhaftigkeit und Einseitigkeit jedes Grundsatzes der 
Eigenthoinarertheilun^ hervor, der nur auf das eine von den bei- 
den genannten gleich weaenlichen Elementen oder Faktoren der- 
selben gebaut ist. 

Diess zeigt sich täglich deuth*cher auch bei dem System des 
Sondereigenthums in seiner heutigen, auf die Dauer unhalt- 
baren, übertriebenen Aasdehnung und Anssehilesslichkeit, obwohl 
man, durch Gewohnheit abgestumpft, lange geno^ blind dafür 
war. * 



oder Hauptqaelle von dieser vie von jener. Jedenfalls veranlasat es erfahnings- 
massig bef Weilern die meisten Verbrechen. 

Regt BS aur der einen Seile den Uolernehmungs- und Erflndongsgeisl an, 
sowie deD Sinn für nützliche Verbesserungen , so erschwert es andrerseils wie- 
der sehr das Wirken mit vereinler Kraft, lähmt den Nachdruck des Handelns 
und benimmt die darin liegende Bürgschaft des Erfolgs. Es leuchtet von selbst 
ein, dass die Ergebnisse der hentigen Art der ArbeitvcrlheiiuDg in der Ge- 
sellschaft, die eine regellose, fast bloss vom Zufall abhängige genannt werden 
muss, unmöglich so bedeutend sind, als die eines durchgreifend geregelten 
organischen ZasammenwirKens sein kannten, so sehr auch Zachariä sich be- 
mähl das Gegentheil darzuthnn. An Erreichung der vollen Vorthelle eines sol- 
chen und Vermeidung der Hanplnacbtheile der Giltergemeinsehaft würe aber 
idierdings nicht za denken solange nicht eine höhere Nächstenliebe nnd Un- 
eigennützigkeit herrschend geworden sind/ 

' Kömmt es bei der Giltergemeinschaft a'nch schwerer zu nützlichen Acn- 
demngen, weil dazu erst Vereinigung der Ansichten, also entweder' Stimmen- 
mehrheil oder Ueberzeugung und Geneigtheit der Übrigkeit, vorausgesetzt ist, 
so gebt es dafür, wenn diese Voraussetzuiig eintritt, dann auch um so ra- 
Beher und im Grossen vonvsrts.- 

Und wenn man sagen kann Cmit Hugo), dass Veränderungen der Ver- 
fassung und Fehler der Obrigkeit den Einzelen weit weniger drücken wo Son- 
dereigenthnm 'besteht, weil doch im Ganzen immer- die Privelrechtsverhältnisse 
bleiben., so liissl sich erwidern: dass umgekehrt dann auch wirkliche Verbes- 
serungen der Staatsverfassung und Regierung den Einzelen weit weniger helfen. 
(So haben z. B. französische Blätter der verschiedensten Farbe eingeräumt, 
dass die Lage der Fabrikarbeiter zu Lyon unter Monarchie oder Republik in 
der Hauptsache dieselbe sein würde.) 

Vorstehende Bemerkungen möchten geniigen um zu zeigen, dass viele ver- 
meinten Vorlheile des Sondereigenlhums entweder ganz zweifelhaft und zwet- 
dentig, oder doch wirkliche Vortheile nur bei einer solchen Art seiner Ver- 
theilnng sind, durch welche Niemanden die äusseren Mittel zur Fiihrnng eines 
echt mensclilichen Lebens entzogen oder verkürzt worden m. a. W. nur dann 
wenn das Recht, dabei gewahrt ist; dass aber die Nachtheile, die man ihm 
selbst Schuld gegeben hat, nur ans einer mit allem Recht streitenden 
übermissigea Ungleichheit des Privatvennögcns hervorgehen. 
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Sollen' nicht alle Individualitäten völlig untergeben in einer 
einförmigen Allgemeinheit oder gewaltsamen Gleichmacherei *"), 
soll vieltnehr die Selbständigkeil der Individualität sich behaup- - 
ten und frei entfalten, [SO ist für jede Rechtsperson (S. 56 u. 
Anm.3 w>d ebenso für jeden Einzelen auch in Hinsicht der 
Sachgüter ein nach Aussen abgeschlossenes, lediglich seiner 
Selbstbestimmung uberlassenes Hecbtsgebtet durchaus notfawen- 
dig, — mithin irgend ein Sondereigenthum , wenn auch in 
weil geringerem Umfang als man es gewöhnlich annimmt und 
als es wirklich in unsern Staaten besteht — ; und die Erweiterung 
oder Verengerung dieses Gebiets muss zugleich grossentheils 
abhängig bleiben von dem Willen der Einzelen. 

So gewiss demnach das Sondereigenthum die Grundlage je- 
der rechtlichen Organisation des Eigenthums abgeben muss, so 
gewiss wurde umgekehrt der Versuch der Durchführung eines 
völlig ausschliesslichen (privativen^ Sondereigenthums der 
Menschennatur zuwider sein, weil sie nur denkbar wäre durch 
Absehen von allen lebendigen Beziehungen und Banden die 
den Einzelen mit dem Ganzen der menschlichen Gesellschaft ver- ■ 
knüpfen, also nur durch Auffassen des Menschen ganz in ab~ 
atracto ##3- Darum muss die Eigenthumsgesctzgebung , ganz 
ähnlich wie die Ehegesetzgebung, der gränzenlosen Eigensucht 
des wuchernden Naturtriebs der Individuen kräftig steuern und, 
dem Rechtszweck des Sacheigeuthums gemäss, sowohl dem ste- 
ten Streben nach Ueberlreibung der Ausschliesslichkeit entgegen- 
treten als die bereits vorhandenen zahlreichen Uebertrcibungen, 
deren Drückendes auch den niederen Ständen immer mehr zum 
Bewnsstsein kömmt , allmählich in die gebührenden Schranken 
zurückweisen. Sie muss daran festhallen, dass ein Uebcl für das 
Ganze dem Einzelen nie wahren Gewinn bringen,^ und dass in- 
sofern das Privatgut immer }iugleich Gemeingut bleiben und 
dem Gemeingeist sich unterordnen müsse **#). 



*~i Vgl. Hugo, Nat. R. §. 108. ~ Besonders stark sprechen sieb Za- 
chariä Cslaatswirtbsch. Abhandl. S. 118. ff.Jund Proudkon (qu'ett-ce qve 
la propriete, p. 28i. ss.) über die Unverträglichkeit des Systems der Güter- 
gemeinschaft und der bttrgerliclicn Freiheit ans. Letzterer fjennt es nur das 
das eine Stufe höher hinaufgo rückte (an die Gesellschalt übergegangene) Eigen- 
Ihum — aber' nicht bloss der Güter, sondern auch der Personen und der Willen. 

*•) S. meino Grundziige der "Politik des Hechts, I, S. 196. Anra. •- 
•**) Garvo in den Abhandll. zu seiner Uebersetzung Cicero's von den 
Pflichten 111, S. 164. sagt: ,Das was der gutgesinnte Bürger, wenn er die 
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'/la diesem Ende sind zahlreiche, wenn auch nicht, wie 
Hugo *~) will, „alle ersinnlicben" Einschränkungeii des 
Privateigenthnme auch in Bezug auf Sachen von Staats- 
wegen unerlässlich und wir finden deren wirklich in allen Staa- 
ten wenn anch noch lange nicht in dem Masse dass die heuti- 
gen iSostfinde den Namen einer wahren Organisation des Ei- 
genthnms verdienten. Nor dije wichtigsten dahin zielenden all- 
gemeingältigen Rechtssätze, die sich aus der strengen Rechts- 
lehre vmn Eigenthum mit Nothwendigkeit ergehen , können im 
Nachfolgenden angedeutet werden. Ihre weitere Entwickelnng 
und Anwendung ist natürlich nur ausführbar nach Grundsätzen 
der Politik in sorgfältigster Beachtung der gesammten gegebenen 
Zustände und Eigenthumsverhältnisse eines bestimmten Staats. 
Das Anschliessen namentlich an diese letzteren ist um so uner- 
lässlicber, je inniger gerade sie verwachsen sind mit der ganzen 
Denk- und Lebensart eines Volks , je fester sie in seinen Sitten 
Wurzel zu schlagen und je mehr sie die Triebfedern seines Han- 
delns zu bestimme» pflegen *♦). 



Umstände (die Grösse des dadurch zu befördernden Guten oder abzuwendenden 
Uebels für das Gemeinwesen} genau kennte, von selbst anbieten würie, Das 
darf auch das Publikum und rolglich der Landesherr (als dessen Repräsentant) 
von ihm fodera." Er verlangt aber ferner, damit nicht Jeder fürchten muss, 
dass Was er verliert auch dem Staat niclit zu Gut komme, ein unpartei- 
licbes Urtheil über' die Nothwendigkeit des Opfers und desslialb Beralhiuäl 
durch die Gemeinheit selbst C^ie in der Kepubliji oder durch Landslände}. — 
Je mehr es hieran fehlt, und je weniger die Einzelen sich darauf verlassen 
können , dass das Gusammtgut zum Besten der Gesammtheit , also auch zu ih- 
rem eignen Besten, wirklich verwandt werde, desto zäher und fester klam- 
mern sie sich an die Ausschliesslichkeit ihres Sonderguis. Daher die 
durchgehende Erfahrung, dass Bereitwilligkeit zur Zahlung hober Abgaben und 
der öffentliche Kredit in gleichem Mass mit der slaatsbürgerlicheo Freiheit za- 



•) Naturrecht §■ 26I'- — Bornemann Cpreoss. Civilrecht -2te Ausg. 
Bd. n, S. 20 hebt mit Bezug auf diese Einschränkungen hervor, dass Göschel 
(lersfreule Blatter S. 271 H.) gut gezeigt habe, «wie beim Privateigenthom 
brnner das gemeinschafliiche oder Obereigentham Aller durchscheine " . 

**} S. darüber K. S. Zachariä, slaatswirIhschafU. Abhandll. S. It6. nnd 
Äkrens droit naturel im §. 3. der comid. poHt. «ur Vorganisalion de la 
^ropriele. , 
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B. Nothwendi^e JlecbtBbeschrJSnkungen des Privat 
eigenthums zum gemeinen Besten. 

§. 86. 13 In Rücksicht des Zwecks der Sachgüter. 

Mehrfaelie sehr bedeutende Einschr£nkan^en des Sender- 
eigenthoms sind schon oben (^. 73.3- als »othwendige unmittel- 
bare Folgerungen aus dem Begriff des Eigenthums aufgeführt 
worden, wonach es undenkbar ist, dass Jemand sei es auch In 
Bezug auf seine Sachen ein Recht zu einem Handeln habe, was 
nicht Mittel zum Rechtszweck des Sachrechts, also nicht recht- 
lich begründet wäre. Zwar pflegen die positiven Rechte noch 
immer als Regel das willkürliche, sogar ganz zwecklose und 
gesetzwidrige Gebrauchen oder Yerbraucben der Eigenthums- 
gegensttinde zu Ehren der Selbständigkeit des Eigenthümers auf- 
zustellen 43 j doch lässt sieb auch darasf hin ein freies nach In- 
nen und Aussen ganz unbeschränktes Qs. g. fysisehes und juri- 
e(ischeB3 Verfügen darüber für ihn nur solange in Anspruch 
nehmen, als für irgend einen vernünftigen Zweck seines Sehal- 
' tens und Waltens die Vermuthung spricht, wie sie im Zweifel 
allemal dafür sprechen muss. Nothwendtg mussten aber jener 
Regel für alle solchen Fälle, wo man wegen offenbaren Miss- 
brauchs oder Ungebrauchs eigner Sachen diese Vermuthung ata 
unzulässig erkannte, Ausnahmen beigefügt werden fs. Jj. 7Ä. 
nr. 3.3. Hiernach kann man ungefähr folgende Hauptgatlungen 
unstatthafter Verfügungen des Eigenthümers unterscheiden : 

a) Bas rauthwillige Vernieliten oder Beschädige» von Sach- 
gütern. 

63 Jedes Gebrauchen eines Eigenthnmsgegenstands entweder 
geradezu zum Unrecht ##3 ''^^'' doch in völliger Röcksicht- 
losigkeit auf einen dadurch Anderen und vielleicht dein Ganzen 



*} Nach rämischem Recht hat der EtgenthQmer an seiner Sache das jut 
ulendi tel ahulendi (d. h. des Verbrauchens und Missbrauehens , — was aDch 
dem redlichen Besitzer zu Gut gehalten wird s. fr. 25. $. li. D. de beredil. 
pet. 5, 3.); nach dem Code Nap. ort. 537. n. 544. kann er darüber „de la 
.mamerela plus abaohte" verfügen (sofern er oiclit einen gesetzlich vqT' 
botenen Gebrauch davon macht, und dieser Verbole sind yiele. Code Nap. ort. 
640^685.), nach dem Ostreich. Gesetzb. (H, 2. §. 362.) kann er sie nach 
Willkür zersl6ron. 

**) Z. B. ZQ Bestechnng, Verffihnii^ zur Lüderllcbkeit oder zam Wedi^ 
sein d« GlanbeiHbiiien&t&isses && . 
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erwachsenden, den Vortheil für uns überwiegenden, Schaden oder, 
- ohne Nutzen für uns , entgehenden Gewinn. 

cj Das AusBchliessen Anderer von einem uneern Zwecken z. B. 
dem Landbau ganz unschädlichen Mitgebrauch derselben Sache 
für andere Zwecke *). 

d) Jede in einer dieser verkehrten Richtungen getroffene Be- 
stimmung unter Lebenden oder auf den Todesfall. 

Auf die eine oder andere dieser verwerflichen Arten der 
Verfügung oder, da sie vielfach in einander übergehen, aus 
mehren derselben zugleich,' erklären sich z. B. die positiv- 
rechtlichen Verbote der Tliierqualerei und Misshandlung der 
Sklaven **]) ^ des Zerstöreiis des eignen Stadt- oder Land- 
hauses G^wimis halber 4*«3, ja sogar des Wegnehmens der 
äusseren Zierratheii daran ; des Wüstiiegenlassens fruchtba- 
ren Ackerlandes-^^, oder irgend einer andern mit dem 
Zweck der fruchtbringendsten Benutzung desselben streiten- 
den Verfügung "["I") ; jedes unnützen Verderbens ■ von Sa- 
, chen, zumal aus blosser Missgunst gegen Andere *("f*"{')' — 
Ebendesshalb verbot schon das römische Recht ein so tiefes 
Graben an der Mauer des Nachbars, dass derselben der Ein- 
sturz droht (^der Code sehr mit Recht auch ein dem Nachbar 
gefährliches Bauen^; das Eintreiben bäser Dünste in sein 



•J Vgl. auch Fi eilte' s nachgelassene Wei;ke Bd. IL S. 549 f Manche 
wolleo sogar geradezu behaupten; QuoÜ tibi non nocet et alteri prodest, ad 
iä poleris compelU. 

•*) Der Gesichlspunkl, aus dem beide Verbote flössen , war olTeniar der- 
selbe. Ais Grund des letzteren fuhrt §. 2. J. de palr. poL ff, 8.) an: ex- 
,pedit enim reipubücae , tw sua re qtäs mal« utalur. Vgl. auch J. G. Hoff- 
mann, das Verhaltniss der Staatsgewalt zu den Vorstellungen ihrer. Untergebe- 
nen S. H3. 

^**') S. fr. i5. D. de conlrah. emt. (18, 1.) 

f) Hier spricht das römische Rocht dem Nichteigenlhümer, der den de- 
lertus ager durch zweijährige Bebauung seiner Bestimmung zurück- 
gegeben hat, das Eigenthum daran zu, das öslreichische Recht halt den El- 
genthümer zürn Anbau oder zam Verkauf an. Aehnliche Rücksichten mögen 
die preussische, Ostreich, n. franzäs. Gesetzgebung bestimmt haben, im Fall ab- 
gerissenen anderswo angetriebenen ' Landes schon nach Jahresfrist die Itiick- 
foderangskiage auszuschli essen. — Vgl. S. 223. Anm. *. 

H3 S. 206. 

t+i) S. fr. 38 D. de B. V. f ß,' 1} ~- Das baierische StrafG.B. Art. 245 
straft sogar Verderbnng eigner Lebensmittel wenn sie ölfentlichen Mangel 
bewirkt. Aebnlich sind die Verifote aus. KarlolTebi Bianntweiil zu breniiea. 
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Luftgebiet , — obg'leich es nbrigens dem Eigenthümer id 
Folge seines Rechts auf die Erdoberfläche aoch ein Recht 
, auf die erreichbare Brde nnterhalb und die Luft oberhalb zu- 
erkannte, und ihm Brunnen zu j^raben ertaubte wenngleich er 
dem Nadibar das Wasser dadurch entzog. Daher auch das 
Verbot eines dem Nachbar schädlicheren Zoleitens des Was- 
sers i des Verbauens des Luftzugs den er für seine Tenne 
bedarf; des Anlegens von Mistatätten zu nahe au seinem 
Grundstock; des Zurnckfoderns 'unserer von ihm verbauten 
Baustoffe solange sein Bau steht and Aehnliches *"). — 
Hierher gehört ferner: dass nach römischem Recht ein Jeder 

_ auf dem Grundstück des Andern nach Fossilien graben (Betg- 
ban treiben) darf, sofern er dadurch die Erdoberfläche dicht 

- beschädigt und dem Grunäe;gner und dem Staat etwas ab- 
gibt; dass der Eigenthüraer sich nach deutschem Recht häufig 
Jagdübong oder Stoppelhutung oder Ueberfnilrechte auf sei- - 
nem Boden gefallen lassen mnss u. s. w. — Endlich gehören 
hierher Zahlreiche Einschränkungen der Yeränsserungsbefug- 
niss der Eigenthiimer in allen positiven Rechten ^#3' ^of^^rD 
dieselbe nur zo eignem oder fremdem Schaden gereichen 
wörde. 

§. 87. 33 Beschränkungen des Sondereigenthums 
durch die Verbindlichkeit zur Abtretung für 
Gesammt zwecke. 
Immer und überall musste auch diis Bechtsverhältniss der ' 
Staatsglieder zu Sachen in seiner" Verwirklichung und wesen- 
lichen Veränderung als untergeordnet anerkannt werden den hö- 



*) Der Code Nap. stimmt vielfach hiermit übereiu z. B. «r(. 554-; 555: 
674: — npow eeiter de nuire au voisin" — . 

**J S. pr. [ml. qmb. alienare licet (2, 8). — Die grösst« Sehe« vor 
Eiiiji;riiTeu in die willkürliciie Verfügung des Eigenlhümers wenigstens. in Bezug 
auf bewegliches Gut hat das englische Recht, das allein keinen Pflichtlhell 
kennt und keine Vorbeugungsmassregeln gegen Verschleuderung (keine boni$ 
inlerdiclio}, — Alles zu Ehren der Freiiieil des Verkehrs! Der Abstich ist 
um so greller, wenn es dafür gegen den einmal Verarmten auch härter ist wie 
jedes andere Recht i. B. durch Schuldgefängniss , Unmöglichkeit der Eheechei- 
düng rtir Arme der Kosten halber &c. 

Bornemann n. a. 0. S. 3. llndet einen Vorzug des prcuus. L. It. darin, 
dass jenes dem Eigenthiimer besonders die juristische , dieses aber mebi die 
fysiscbe Verfügung über seine Sache rein zu erhalten sucht. 
Rddor'a GrnndEÜKe dot Naturreclit». 17 _^ 

r „I- ui.vCjOOglc 
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faeren Räcksiehten «nf das StaatBganze ; so wenig darum auch hier 
rechtlicher Weise ^gefodert werden darf, dass die Einzel- oder 
Gesaumtpersoii ihr ^aozes Recht dem Öffentliclien Recht geradezu 
und unentgeltlich zum Opfer bringe. Wenngleich aber von jeher 
(nur mehr oder mioderj jene Abhängigkeit bestand , so bezeich- 
net es doch einen entschiedenen Fortschritt in der RechtseinsicFit 
der gebiideten Völker uiisrer Zeit, dass bei ihnen Ablretnng 
des 8oudereigenthums für öffentliche Z'wecke, wenig- 
stens wenn sie auf das Ganze oder einen bedeutenden Theil geht, 
nur gegen vorgangigen vollen Krsatz für zulassig gilt #3; dass 
ferner sogar Abtretung eines vcrhaltnissmässig kleinen Theils 
vom Sondereigentfaum (^oder vielmehr nur von seinem Ertrag]), 
d. h. Abgabe oder Steuer Kum gemeinen Besten, — worin 
man jederzeit das geringste Mass des Eingreifens des öffentlichen 
Rechts in das Sachrecht der Einzelcn sah — mehr und mehr nur 
gegen Nachweisang des wirklichen Dnseins und Umfangs des 
Erfodemisses , sowie der wirklichen Verwendung dafür, verlangt 
werden darf **3. 

Durch das allgemeine Bestellen von Abgaben für Staats- 
oder Gemeindezwecke ist thatsachlich anerkannt, dass nicht der 
Besitz als solcher dem Recht heilig sei, sondern nur sofern er 
- sich auch mit dem Lebenszweck aller Mitbürger verträgt. 

Nur in Rücksicht einerseits der wahren Bedürfnisse aller zu- 
sammenlebenden Menschen und anderseits des Leistungsvermö- 
gens eines Jeden, — also auch nur in geradem Verhtiltniss zum 
Sacbvermogen oder vielmehr zum reinen Einkommen — lässt «ich 
eine wahrhaft rechtliche Bestimmnng nnd Vertheilung der Stenern 



*;) Dies» ist nach dem Vorgang (Ilt Tran zös Ischen ■ V'erfassang von t79I 
lit, I. und der dedaral'um de» droiU de Fkomme. §. 17. jeUl fast allgemein 
aogeDommen. Ohne solchen Ersatz liegt eine offene oder vei-steckto Vermfl- 
genseinziebuDg vor, wie sie namentlich in manchen s. g. Finanzoperationen ent^ 
hallen ist. Ein Schadenersatz uiuss olTenbar auch Dem zu Theil werden, der 
im Fall einer Wassers-,' Feuers-, Hungers- oder Kriegsnoth (bei s. g. Requi- 
sitionen.^ — wenngleich die Analogie der lex Rhodia de jactu nicht ganz 
eintritt — durch Hingeben ^es Seinigen eine gemeine Gefahr «bgewandt hat. 
Die Römer erkannten (im Geist der antiken Staatsansichtj eine solche Hrsatz- 
veitlndlichkeit der Gcsammtheit noch nicht an, wie schon ihre unbedingte 
Foderung der Abgabe von Grund und Boden für ÖlTentliche Wege, im Gegen- 
salz zu unsrrQ Enteignungsgesetzen, darthut, sowie die allem Recht zuwider- 
laufende Bestimmung des fr. 49. $. i. D. ad l. Aq. (9, 3). 

•*3 S. S. 254. Anm, 
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sowohl an Diensten als an Sachgütem denken *'). ilaher sind 
alle Abgaben rechtlich unzulässig , die man Solchen anmuthet die 
für sich selbst nicht genu^ haben , vollends wenn Diese dadureh 
entweder allein oder doch vorzugweise getroffen werden, 
oder doch in fiusserlich ganz gleichem Mass wie die Vennö- 
genden **)- 

Manche Abgaben sind schon aus diesem Grunde verwerf- 
lich , um so mehr aber desshalb weil sie zugleich mehr oder 
minder viele anderen Rechte anfs Verderblichste verletzen 
(^namentlich die Rechte des freien äusseren und geistigen 
Verkehrs, der Geistesbildung und Sittlichkeit^' Von dieser 
Art sind z. B. folgende: die erzwungenen unentgelt- 
lichen Friedens- oder Kriegsdienste der ärmeren 
Klassen, zumal neben einer Steuerfreiheit der Rittergüter; 
die s.g, indirekten Au fragen ♦*♦) — besonders in Form 
von Mauth und Accise — auf solche Dinge die entweder 
unbedingt oder bedingter Weise Allen gleich unentbehrlich 
fürs Leben sind. Steuern auf Gegenstände der ersterwähn- 
ten Galtun|;,' und darum gewissermassen Kopfsteuern, sind 
z. B. die Salz-, Schlacht-, Mahlsteoern, die Korn- 
zölle (firc. Steuern au( Dinge der letzleren Art sind 
namentlich Weggelder , Wasser zolle , 'Stempel- 
steuern &c. -f^. Regelmässig dürfen auch die Steuern, 



"3 Fichte sagt ganz rtclilig: Arbeit statt Anderer, also auch Stsats- 
diensl, ist Abgabe, daher die übrigen Bürger für der Staatsdiener Unterhalt 
sorgen müssen, da Diese allein Ihun Was Allen zukommt. Das Alterideal der 
ünentgeltlichkeit der Slaatsdicnsle , andi des Amts der Volksvertreter (wo 
diese keine Taggelder erhallen), fuhrt unverkennbar za einem Alleinrecht der 
Reichen. 

**D Vgl. S- 36. u. S. 159. zu E. — Besteuning der Reichen in stei- 
gendem Verhültnis's ist eine Poderung des Rechts, weil die Lcicbtigkeif, 
tinmal vorhandenes Vermögen zu vermehren, ebenfalls unverhaitnissmfis- 
sig mit dem Reichlhum zuniinmt. S. S- 89. nr. 1. zu E. n. Hugo Nat. R. 
S- 267. 

***) Vgl. S. 137. zu E. und, bescnders über die enlsitUicbeDde Wirkung 
der indirekten Abgaben dureh steten starken Reis zu Verunirenung und Scbroug- 
gel: Klüber's ülfentliches Recht g. 398. Anm. b. u. c. und K. Arod's na- 
lurgemässe Volkswirthschaft. S. 290 IT. 335 ff. 

■{■} Einerlei ist dabei, wie sie genannt sind (z. 6. Einregistnmngsgfl- 
hfihren), und ob sie das Schliessen von Verträgen bestenern, oder das Recbt 
der Bitte, oder dieBelretung des Rechtswegs (als Prozessslempel oder Gedchts- 

17 « 



schon nin so weni^ als möglich die Treie Bewe^^ng der 
Einzelen zn hemmen, nicht in Naturalleistungen, sondern 
nur in Geld bestehen. 

§. S8. 33 Besctirünkung-en des Sondereigenthums in 

Rücksicht des glucklichen oder unglücklichen 

Zufalls. 
Das Rechlseigentbiim soll iiberhanpf, auch in Hinsicht der 
iSachgüter, nach Erwerb, Besitz und Genaas , möglichst unab- 
hängig sein vom Zufall des Glücks oder Unglücks. Dasa diese 
Foderung aus einem richtigen Begriff des Rechts sich von selbst 
ergebe, ist schon-obe'n f 8. 87.^ gezeigt worden, und sie hat schon 
bei den Rechteu des Einzelen fS. 159.) ihre nähere Entwicke- 
lung gefunden. Sie ist aber nicht minder gültig für alle über 
dem Einzelen stehenden Glieder jedes Bechlsvereins im ganzen 
Umfang seines Gebiets z. ß. für die Ortsgemeinden. Demnach 
muss er dafür sorgen , dass überall angemessene Vorkehrungen 
getroffen werden-ztir Sicherung gegen Unglück jeder Art — auch 
gegen Naturunglück und — sofern es unabwendbar ist — soviel 
möglich zur Gutmavhung desselben, damit es nicht das einzele 
Staatsglied erdrücke,' sondern auf die Gesaramtheit sich ver- 
theile 4); und dass ebenso alles Glück, was einem Staatsglied 



sportein), oder die Bildung (^vii& der Stempel auf Zeilblfiller, Kaieoder]), oder 
den Briefverkebr, oder das Reisea (^v/ie Passgebühren &c.'), oderweno durch 
sie gar empörender Weise in Gestalt des Lollo's und der Lotterien die Uu- 
. wisseaheit und der Leichtsinn von Staatswegen ausgebeutet werden. Dass 
gegen den Spielkarteaslempel Nichts einzuwenden ist, versteht sich von selbst. 

*] Hieraus erhellt schon, wie irrig es ist, wenn Manche (t. B. Hege- 
wisch) den Staat für unberufen w., Versicherungen irgend einer Art an- 
geben, da doch nur bei unbedingter Gegenseitigkeit und dabei müglichst weitem 
Kreise der Betheiltgten der Zweck tnägUclister Unschädlichmachung jedes Un- 
glücks für die zunächst BelrolTGiieD und für das Ganze erreichbar und aller 
Eigennutz ausgeschlossen ist. 

Riidhart CEnzyklop. der RechtsVV. 1812. S. 201 f.-) führt treffend als 
ein Beispiel, wie manchmal das römische Recht „ganz schulgerccht die Bür- 
ger zu Grunde richte," die hartd Folgeslrenge an, mit der es (B. $. 23. Inst, 
de rer. die. II, i.) durch den Beltwechsel eines Flusses das Eigen- 
Ihnm der Überströmten Felder unbedingt verlieren lasse, so dass diese, selbst 
wenn sie dereinst wieder frei werden, nicht an die allen Herrn — deren ein- 
ziger Erwerbquell siß vielleicht waren — zarilckfallen , sondern den nächsten 
Anliegern verlkältnissmassig zufallen sollen. Diese bereichern sich also durch 
den Schaden, der Andern gleichsam durch die gesetzliche Erdichtung der Fort- 
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zarältt, soweit es thnnlich ist, anch dea (Jebrigen za .Statten 
komme und die Gesammtzwecke fördere. Am'Wenigsten sollte 
freilich der Staat sejber, im geraden Gegensatz mit seiner Auf- 
gabe, den Einflnss des /ufalls fiberhaupt, und auf die Verthei- 
iang der äusseren Güter insbesondere, ohne Weiteres anerkennen, 
ja sogar, begünstigen. 

Reiner Znfall waltet namentlich : 
1} bei allen blossen Glü«kspielen und Yerloosungen, zn- 
mal bei dem Lotto *) und Börsenspiel **'). Sie 
thuD das Ihrige, den heillosesten Leichtsinn einer blinden 
Giucksjägerei an die Stelle der vorsichtigen Berechnung 
□nd des Vertrauens auf die eigne Tüchtigkeit zu. setzen. 
8J beim Erbrecht in seiner heutigen Ausdehnung. Wenn- 
gleich dieses in Bezug auf Sachgüler keineswegs völlig 
aufgehoben werden soll***^. so werden doch- bei ihm ebenso 
wie hinsichts der Vererbung gesellschaftlicher Berufe (ß. 



daner jenes Nalurunglücks zugefügt wird. Einzig richlig spricht, trotz Hngo's 
Bedenken (NaL R. $. 28ä.)i wie es schon Gajus als billig erkannt halte, das 
Ostreich. G. B. ($. 409^ und der Code Nap. (art. 557; 558; 5630 den 
darch den nenen Lanf des Flusses Verlierenden das erledigte alle Belt zu; da- 
gegen dag preass. L. R. ihnen wenigstens Entschädigong durch die dieses ge- 
winnenden Anlieger zuspricht. 

") S. S. 74. und 169. — Dennoch dulden und bevorrechten nicht nur 
deutsche Staaten bis heute die Glilckspiele in Bädern, weil Diess ihnen 
eiuen Theil des Raubes in Form eines Spielpachlgeldes einträgt, sondern sie 
UBterbalten selber als ergiebige StaatsUflanzquellen privilegirte Staatslotte- 
rion und das fluchwürdige Lotto, sie teizen endlich zur Belheilignog an 
Staatsanlehen durch die Aussicht auf die damit gewöhnlich verbundenen Ver- 
lODsnngen. S. den Aufsatz v. Linde nau 's in Bau 's Archiv, Bd. VIV, S. 145. ff. 

••) Die Möglichkeit des schändlichen Börsenspicls (ä la kausse u. ä la 
baisse) mfl Staatspapieren, Aktien &c. — das schon Mirabeau in seiner 
^nonoialion de l'agiotage an den Pranger gestellt hat ■ — beruht hauptsäch- 
lich auf der freilich mehrrach bequemen Erdichtung: dass es namenlose 
Staatsgläubiger, Aktionaie &c. geben könne, woranf hin man die 
Staatsschuldscheine &c. nur auf den Inliaber stellte. Kbendarin liegt zugleich 
die HauptschwierJgheit, den Kapitalisten durch eine Steuer beizukommen. 

***3 Wie es die St. Simooisten wollten, denen übrigens das Verdienst bleibt, 
die Rechtswidrigkeit eines unbeschränkten Fjbrechts zuerst geKfirig ins Licht 
gestellt tu haben, ünlaugbar ist es wohl, dass gerade bei Krbrallen ein be- 
schränkendes Eingreifen in das Sondereigenthum von Staalswegen weit weni- 
ger schmerzlich em])runden werdun wiirde als bei Lebzeilen des ersten Er- 
weiterg, 
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163 za A.3 sftbireiche Beschränkungen, immer jinerlaeS' 
lieber, wie Diess weiterhin näher ausgeführt wird. 
3^ bei dem herrscheoden Grundsatze der Gewerb- und Er- 
werbfreiheit fder 8. g. freien Konkurrenz), wo- 
nach der Zufall des grösseren Besitzes eine sichere Aus- 
sicht auf unverhältnissmäasig grösseren Gewinn gibt *J, 
endlich ^ auf übermässigen Reichtham und durch ihn auf 
wahre Alleiaherrscliaft. 

$. 89. 43 Beschränkungen des Sondereigenthums in 
Rücksicht des freien Saehgülerverkehrs. 

Ein Hauptaugenmerk jedes Staats bei Bestimmung des in- 
neren und äusseren Sacheigenthumsrechts muss ferner sein die 
möglichste Sicherung und Erleichterung des freie- 
sten Verkehrs auch in Bezug auf alle Sachgüter,- also 
des ungehinderteöten Erwerbens und Vcräusserns derselben ("des 
Gütertauschs im weitern Sinn y Die Bestimmungen über den 
Sachgüterverkehr gehören offenbar ebenso wesenlich zur Sach- 
eigenthumslehre , wie die Bestimmungen über die Sackgüter ej" - 
Zeugung durch Arbeit **_). , Diess ergibt sich schon daraus, 
dass ohne die erzeugende Arbeit und den verthcilendea Verkehr 
die zwei Grundbedingungen davon fehlen würden, dass ein Je- 
der wirklich gerade Das als Rechtseigenthum erhält 
was er bedarf. Das Recht des freien (Jebergangs der im Ei- 
genthum einer Person enthaltenen Gegenstände von einer 
Hand in die andere, überhaupt der Enläusserung derselben #*#), 
ist ein nicht minder notliwendiger Bestandtheil des Eigenthuma- 
rechts wie umgekehrt gewöhnlich das Recht sie festzuhalten und 
aus fremden Händen zurückzufodern. Denn auch ohne jenes 
würde eine der wichtigsten Eigenschaften zur Benutzung derEi- 
gjeutliumsgegenstände für unsre Bedurfnisse d. b. zu Erreichung 
des Rechtszwecks selbst ganz fehlen , da , weil Einer unmöglich 



*3 S. darüber §. 89. nr. 1. 

**) Hiemals koonte zwar im Leben und den posiliven Rechten dieser in- 
nige Zusammenhang flberselien werden und unberücksichtigt bleiben ; allein 
Fichle und Krause waren so ziemllcli die Einzigen, die Diess anch in der 
Theorie schon (Hih mit Nachdruck gellend machlcn. 



•••) Vgl. aber S. 56, An 
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Alles selbst haben und erzeugen kann nnd soll was er braocht *'), 
der Austausch der Erzeugnisse der eignen Berufarbeit gegen 
die der Berufarbeit Anderer einem Jeden selbst Aviedenim Be- 
dingung des Aerndtens des gerechten Lohns der Früchte seines 
Kleisses ist, so aber ungleich der st»irksten Erinuthigung zur Ar- 
beit selbst und alles Fortschreitens im Bereich zumal der nützli- 
chen Künste. Wie der Verkehr überhaupt erst die äussere Zer- 
rissenheit des Menschengeschlechts gewisscrmassen wieder gut- 
macht, indem er die Vereinzelten wieder zusammenfährt, so auch 
der Sftchgüterverkehr in Bezug Huf das Sondereigenthum , das 
durch ihn eigentlich erst möglich und innerhalb seiner wahren 
Rechtsgränze verwirklicht wird. 

Schon wegen des engen Zusammenhangs in welchem der Gü- 
ter\'erkehr mit der Gütererzeugung steht, thun die MassregeJn, 
die jenen wahrhaft fördern, zugleich dieser Vorschub und schlies- 
sen sich \viedernm an die bisher **) angedeuteten Massregeln 
an, die einen solchen Gebrauch der Sachen yerbücgen, der den 
Zwecken aller Einzelen und des Ganzen möglichst gemäss ist. 
Alle diese Massregeln zusammen aber entsprechen der rechtlich 
erfoderten Beaufsichtigung des gesammten Sachguterwesens durch 
den Staat, ohne welche an eine gleichförmige Erfüllung aller , 
auf Sachen sich beziehenden Rechte nicht zu denken ist. 

Diese Staalsmassregeln gehen nun zunächst daranf hin: 
1^ Die vielfachen bestehenden Hindernisse des Eigen- 
thnuierwerbs nach Möglichkeit zu entfernen. Sie sind 
insofern nur negativer Natur, und die ünerlüsslichkeit der mei- 
sten derselben wurde zufolge der Verbreitung der fysiokratischen 
Lehren schon früh allgemein eingesehen. 

Dabei aber war man in dem verderblichen Wahn befangeil, 
und ist es grossentheils bis heHt«-,' däss der Staat seiner Aufgabe 
vollkommen genüge, wenn er 'MüP'sdieses Werk der Entfesselung 
des Eigenthumsy zumal an Gtü'äil und Boden, zu Stande gebracht 
habe, übrigens aber die Erzeugung und Bewirthschaftting dei* 
Sachguter lediglich ihren ungestörten Gang gehen lasse. In 
Folge dieses blossen Gewährenlassens (laisaer-fairej aller Ein- 



*3 S, S- 8*. So wird es namentlich möglich, dass niclit ein Jeder 
selbst Grundeigenlhum zu liabRn braucht , und dass die Ungleichheit, desselben 
und des Sflchvermögens überhaupt einigermassen wioder aufgewogen wird. 
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selkräfte köaaß inan von deren völlig freieo Re^ng; und natür 
Jichem Wettkampf mit Zuversicht erwarten, dass alles Wünscheiis- 
werthe sieh von selbst machen werde. 

Aber so nnvermeidlich za seiner Zeit der Uebergang^ von je- 
der Art der Bevorraandung zur Freiheit ist, so begreiflich also 
auch die Befreiung von dem bisherigen Grundsatz der Bevormun- 
dung des Eigenthums und Erwerbs der nJieh,8te Gcdanjie sein 
musste, so führte es doch zu einem Stehenbleiben auf halbem 
Wege, dass man mit dieser blossen Verneinung nicht bloss eine 
Uebergangstufe zum höchsten Ziel, sondern bereits dieses selbst 
erreicht zu haben glaubte. Man übersah dabei, dass der unge- 
mässigte Wettkampf der sich aelbst überlasseneu .Einzelkräfte, 
wenngleich er alle individuelle Tüchtigkeit mächtig anspornen 
und dadurch im Einzelen Vieles und Bedeutendes für das Fort- 
schreiten der Menschheit leisten muss; zugleich doch den unsitt- 
lichen Charakter eines Vernichtungskriegs Aller gegen Alle an 
sieh trägt und seiner Natur nach nothwendig endigt mit der Zo- 
grunderichlung aller an inneren und äusseren Mitteln iSchwäche- 
ren und mit ihrer Herabdrückung in eine mehr als leibeigenschafl- 
artige Abhängigkeit von Denen, deren überwiegendes sachliches 
oder geistiges Vermögen ihnen den entscheidenden iSieg in die- 
sem Kampf verbürgt. 

Der Zufall dieses Uebergewichts an Einsicht, Thatkraft und 
vor Allem an Geld*^, also ein wahres si g. Recht des Stär- 
keren gibt hiernach bei dem unbeschränkten Walten des Grund- 
satzes der Erwerbfreiheit allein den Ausschlag, und das Uebel 
der einmal vorhandenen Ungleichheit des Saehvermögens witchst' 
(^gewissermassen nach Aelinlichkeit des Naturgesetzes der stär- 
keren Anziehungskraft grösserer Massen^ in allen Erwerbzwei- 
gen nothwendig in steigendem Verhältnis». 

3) Die Unvereinbarkeit dieses s. g. Systems der freien 
Konkurrenz mit einer wahrhaften Organisation der Saeh- 
eigenthumsverhaltaisse und namentlich der Sachguter- 
wirthschaft der GeseUschaft (^der s. g. Volkswirthschaft) 
ist jedoch ganz offenbar ^f*")- Jede solche Organisation setzt 
irgend eine zweckbewusste'einheitliche Leitung der Hei'vorbringung 



*} Geld macht Geld! — Dass ebendarum. Wer dflzu reich genug ist, die 
llünde in ieu Schoos legen and seine Kapitale filr sich arbeilen lassen kann, 
ist gewiss ein Gruüdübel der heutigen Gesellschaft. 

**} So unklar die französischen Sozialisten auch uocli über die Art der 
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Hud der VertheÜHti^ der Saehgüter durch die Gesellaehaft , und 
zwar, sofern es dabei den RechtsbedürfuisseD gilt, durch den 
Rechtsvercin vorftus , unbeschadet übrigens der vernünüligen 
Selbständigkeit alter Kinzelen. Um desswillen bedarf es ausser 
jenen verneinenden noch einer Reihe solcher Staatsmass- 
regelu, die bejahender ^positiver) Natur, nainüch unmit- 
telbar darauf gerichtet sind, dass eiqem Jeden (^auf dem Wege 
des Verkehrs^ sein gebührender Autheil an äacheigentbum sicher 
zu'Tbeil werde. 

§.90. I. Mittelbare (negative) Beförderung des Ei- 
geuthuinerwerbs und Verkehrs. 

Saramtliche hier einschlagenden Einrichtungen und Vorkeh- 
rungen des Staat«, die freilich hier nur angedeutet nicht ausge- 
führt werden können, zielen zunächst auf Entfesselung des Acker- 
baus (^uud überhaupt der a. g. Urerzeugung]) , der Gewerbe und 
des Handels, als der Wege zuiu Eigenthumerwerb. Dahin wir- 
ken und zwar vorzüglich auf: 

13 Entfesselung des Ackerbaus: 

a) Die Beseitigung; der Leibeigenschaft und des im 
engäm Sinn s. g. getheilten Eigenthams an Grund und Bo- 
den, zumal des Lehnwesens und der Grundherrlichkeit 
sammt allen ihren- zahlreichen Ausflüssen: den s. g. lebns- und 
gutsherrlichen Rechten, droits feodaux ^ teignem'iaux. Zu die^ 
sen gehört eine Reihe sehr verschieden benannter Abgaben und 
Dienste,' besonders Frohnden, Zehnten *c. *J. 



Lösung dieser Aufgabe sind, so bleibt ihnen doch das Verdienst, ein im Gaa-r 
ZDD natnrgetri.'ue9 Bild der Zustände gezeichnet zu haben, zu denen das Aus- 
gehen von der blassen individuellen Freiheit hier wie überall später oder fril- 
ber führen mussle. So noHiwendig es war, dieser Freiheit zu ihrem Recht zu' 
helfen, der altherkömmlichen, unslatthalten Staatsbcvormundung gegenüber, so 
trostlos ist es, allen bittern Erfahrungen zum Trotz unsere Volks wirlhschafter 
noch immer dabei stehen bleiben zu sehen. Wie übel die, auf Wohlfeilheit 
durch die Konkurrenz berechneten, üblichen Versteigerungen an den 
Wenigstfodernden für die Gilte der Arbeit sind, lehrt die lagliche Erfah- 
rung; ivie verderblicli sie sonst wirlien zeigt z. B. L. Blanc, Organisation 
du Iravail p. iO. ss. 

*) Am Driickendsten sind die eigentlichen Leibeigenschaftgefälle 
z. B. das s. g. mortuarium. Auch das Lehnwesen behandelt gewissermas- 
sen die Person und ihr Recht als das Anhangsei einer Sache und es kann 
jetzt, da der ursprungliche kriegerische Zweck der Einrichtung, die den Kriegs- 
knechlsgeist so sehr nährte, längst weggefallen ist, gleich der Gutsunter- 
thttnigkeit fast lediglich als Hemmniss der Freiheit des Gnindeigenthums in . 
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b^ Die Aufhebung aller andern unmittelbar oder mittelbar 
den Ackerbau störenden Lasten, namentlich manciier Dienst- 
barkeiten, 7.. B. der Hut- und Triftger^chtigkeit , der Beschran- 
kunj^en des Kombandels &e. *') 

c) Die Theilung- aller Gemeindeguter, Gemeinde- 
weiden U.-8. f., sofern nicht nach der Natur der Sache die 
Fortdauer der Gemeinschaft als .wesenlich oder als äberwie^fend 
Kweckmüssig erscheint, wie Diess besonders bei Bewässerungs- 
uiid Entwässerimgsanstalten , Waldanlagen und W'aldwirthschaft 
der Fall sein möchte. 

dj Die Anfliebung der llnveriiusserlichkeit und Un- 
theilbarkeit des Grundeigenthums. Denn diese Beschrän- 
kungen wirken immer dem regen Verkehr nnd fast immer dem 
Zweck der bestmöglichen Benutzung des Bodens entgegen, auch 
dann wenn sie sich auf bereits bestehendes, ganz oder aiemlich 
gleiches Grundvermögen beziehen sollten ##}. Um so mehr 
nnd verderblicher wirken sie so, wenn sie sogar auf vorhandenes 
sehr ungleiches Grundeigenthum angewandt und vollends auf 
Geldgut ausgedehnt werden «»*). 

Betracht kommen. Je wichliger es für das Ganze is[,dass diese Frßiheil mög- 
lichst Vielen zu Theil werde, desto unerlässlicher fodert die reclilliche Politik 
das- Ergreifen Jndes zweckmassigen Uebergangmittels dazu, filso nicht bloss das 
Anerkennen des Rechts der Vofiitandtung der ungemessenen m gemessene 
(d. h. genau bestimmle) Frohnden, der Zehnten {Ai qaota pars) in 
eine ständige Grundrente (guanla pars) , sondern auch der Abläsung dieser 
auf dem Grundeigoer lastenden Leistungen nach einem billig bestimmten ge- 
setzlichen Maasslab, und zwar so, dass auch aus Gemeinde- und Staatsmitteln 
einige Zuschüsse dafür gewährt werden. 

•) Vgl. über die Verbote der Ausfuhr, Einfuhr und Anf- 
speichervng des Korns hauptsächlich Spittler Vorless. über Politik 
5. 372 — 385. und über letzlere Michaelis mosaisches Recht ThI. K. 
$. 74. 

**) Im.Altertham hat man es versucht, die Gleichheit der Ackerloose, die 
man durch eine lex fljran'ß, herbeigeführt halte, durch geselzliclie Einschrän- 
kung der Verriigung darüber unter Lebenden und auf den Todesfall anfrecht 
zu halten, t. B. durch die Bestimmung des Rückfalls des FamilionguEs im mo- 
saischen Jubeljahr, durch Einführung des Erslgeburlrechls, des Ausschlusses der 
Töchter vom Erbgut solange Söhne da waren , wio in Judäa , Athen , Sparta 
ffc. , durch zeitweise gesetzliche Aufhebung aller Schulden und Verpfändungen, 
wie in Rom u. dgl. — üb und wie es möglich sei durch Mittel, die nicht dea 
Charakter der Gewaltsamkeit haben, der übermässigen Zel-spli ttterung 
des Grundeigenthums zu begegnen, ohne in das Gegcntheil zu fuhren, 
ist eine der schwierigsten politischen Fragen. 

***) Ausser Zweifel ist dass latifimdia nicht bloss einst, wie schOD die 
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e} Die Beschränkung der Erwerbfähigkeit der 
8. g. todten Hand d. ti. aller Gesammlpersoncn , zumal der 
geistlichen Orden, da Körperscliaften ichoii als solche nnsterblicb, 
mithin die in ihr Eigenthum übergangenen Grundstucke ebenfails 
so gut wie unveräusserlich uud dem Verkehr dauernd entzogen 
sind. 

f^ Die Beseitigiingaller Zwangs- undBannrechte: 
des Mübfbannes, Bierzwangs u. s. f., die meist von der Belegen- 
heit eines Grundstücks in einem bestimmten Bezirk abhängen und, 
gleich deoiFrohnden, mehr noch in ihrer Eigenschaft als Hemm- 
nisse der persönlichen Freiheit und der Freiheit der Gewerbe 
in Betracht kommen müssen. 

gj Die Beseitigung des Hypothckenwesens. Alles 
Pfandrecht verwandelt, ahnlich dem Lehnwesen, ein rein per- 
sönliches Verhältniss künstlich gleichsam in ein sachliches. Die 
todte Sache soll hier — was doch einleuchtend nur persönliche 
Eigenschaften vermögen — Bürgschaft leisten für die PHichlerfül- . 
lang, mithin für die Zutrauenswürdigkeit (^den Kredit^ der leben- 
den Person. Zu dem Ende wird dieser nur der iSchein des Ei- 
genthums an ihrer Sache übrig gelassen, auch ehe noch das 
Pfandrecht seiner Bestimmung nach jenem Scheinrecht ganz ein 
Ende gemacht hat; es wird nämlich durch dasselbe auf eine den 
freien Verkehr unberechenbar lähmende Weise dem Pfandschuld- 
ner die freie Verfügung über die verpfändete Sache abgeschnit- 
ten, er wird in die drückendste Abhängigkeit vom Gläubiger ge- 
bracht 4^, und endlich die Befriedigung dieses Letzteren häufig 



Römer klagten, das Unglück Italiens und Galliens waren , sondern dass sie — 
zumal die geschlossenen (iuter — es in noch grösserem Mass heutzutage Idr 
Grossbrilannien und liland sind. Denn durch Majorale und Fideikotn- 
' misse, in einer Ausdehnung wie sie die Könier gar nicht kannten, ist hier der 
sehr grossen Mehrzahl der Bevölkerung sogar die Möglichkeit Grundeigenthnm 
zu erwerben gesetzlich abgeschnitten, und blosse Pachl- und Arterpachtverhall- 
nissB sind dafQr der traurige Ersatz. Keinentalls kann der an sich statlliade 
Zweck der Nährung eines echten Familiengeisles dergleichen Anordnungen 
rechtlerligen und ihnen den Charakter wahrer milder Stiftungen erlhci- 
lep, da sie zufolge ihrer Natur als Zwangsmassregeln , wie J. G. Hoffmann 
(das VerhaUnjss der Staatsgewalt zu den VorsIcUungen ihrer Untergebenen 
S. 135 B.^ gut gezeigt hat, jenem Zweck vielmehr gerade zuwiderlaufen und 
ungleich häuflger nur einem eilein FamilienglauK und Kastengeist aut Kosten 
des Friedens in den Familien Vorschub Ihun. 

*) Diese Abhängigkeit ist, nach dem früher CS- 264/) angedeute^*^" '^''»'*'* 
ebenso im Zonehmea begHffen, wie die der Fabrikarbeiter gegennber '^"^^ ^"^~ 
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nnr dadnrch erreicht, dass man dem Ersteren entweder j^eradezu 
Das nimmt was ihm zum F'ortbetrieb seines Beruf^eBChäfls ganz 
unenlbehrlich ist z. B. seinen Acker, sein Haus , Werkzeug u. s. 
w. «3; ^^^f ^^^^ i"^" doch oli'ne billige Rücksiclit anf ihn die 
verpfändeten oder gepfändeten Sachen im Versteigeningswege 
weit anter iliretn wahren Werth verschleudert, wo nicht gar sie 
kurzweg für verfallen erkiart **])• 

Da nur allein in der Persönlichkeit, nämlich in der Geschfifts- 
tiichligkeit und Sittlichkeif, ausreichende Gewährschaften für die 
Erfüllung auch von Zahlungsverbindlichkeiten zu linden sind, so • 
Bollten an die Stelle des Pfand- undHypothekenunwesensKredit- 
anstalten ('Banken') treten, die auf einer weniger zweideutigen 
Grundlage als die heutigen Pfand- oder Leihhäuser nur mit 
Rücksicht auf die erwähnten persj>nlichen Eigenschaften, und zwar, 
wo diese nicht fehlen, auch den ganz unbemittelten Arbeitern 
Vorschüsse leisteten ***').- 



brikherren, und sie erscheiDt gleich dieser nicht selten nur als eine veräudsrie 
Form, in der die Leibeigenscliart wieder aufgelebt ist. Und wenn sie vor die- , 
ser und der Slilaverei den Vorzug hat, dass sie nicht geradezu die persönliche 
Freiheit entzieht, so fehlt ihr dafür ganz die Sichening des Nahrungstandes, 
die dort wenigstens gewährt war. Diese Seile hebt besonders Adolf 
Schmidt hervor in seiner Schrift über die arbeilenden Klassen &c. 1S45. 

•) Daher wurde dem Landmana die VerpfändunjB seines Ackers, Acker- 
geräthes und Viehs in cotist. T ^ 8 C. quae res ptgnori ^c. (8, 17} und 
nov. 32. sogar ansdriieklich verboten. 

Solcherlei Zwangmitlel zor Befriedigung der Gläubiger smd oiTenbar faaom 
minder verkehrt und rechtswidrig als die Einsperrung der Schuldner, 
die indessen in Deutschland in der Kegel nur iin Wech$elverfqhren zuläs- 
sig ist, 

'•) Das Erste wie das Letzte ' enthalt eine grobe Uebervortheilung der 
Schuldner! Und wenn auch das Ausbedingen des Verf allenseins 
der Pfander (lex commissoria) im heuligen rämisction Recht den Einzelen 
verboten ist, so ist es hingegen den — man sollte meinen spottweise — 
s. g. montea pietatis gesetzlich gestattet und zu Grund gelegt. Beiderlei Un- 
recht Hesse sich schon dadurch verineiden, dass entweder die Gläubiger oder 
^ie Orts- oder Staatsgemeinde gehalten wären, die verpfändeten oder gepfän- 
deten Gegenstände zu einem gerechten Schätzungspreis anzunehmen zur Ver- 
mittlung eines gelegentlichen Verkaufs und den Mehrbetrag des Werths sofort 
dem Gläubiger einzuhändigen. Bei der steigenden Zahl der Gante, FfSndnngen 
und Zwangversteigerungen ist die Summe des durch das heutige schonungslo- 
se Verfahren verübten Unrechts gegen den ärmsten Theil des Volks' gewiss 
ungeheuer! — 

***) Vorschläge zu Leihanslalten dieser Art in verächiedenem Umfang nni} 



— «69 — 

UrspriJDg'lich war bekanntermassen auch bei den Römern 
dus Pfanilrecht gnr kein dingliches Recht, sondern sie kann- 
ten nur ein pactum fidiwiae {A. h. einen Wiederkaufsvor- 
behalt), Ähnlich wie nach deutschem Re^ht Pfandbestellung 
nur einen persönlichen Anspruch |;ab. Späterhin erzeugte 
wenigstens nur das Faustpfand Qtignua^ ein dingliches 
Recht und darauf kam mit Grund in Hinsiebt der Fahrnisa 
das französische Recht wieder zurück durch den Satz: 
meuble n'a pomi de ttäl^ par hypotkequc. Noch nacbthei- 
liger für den Verkehr als das endlich aufgekommene Hy- " 
polhekrecht s&lbst wirkte die im neusten römischen Recht 
eingeführte Möglichkeit seltner Ausdehnung auf onmia bona 
(^auch die futura) , und noch dazu einer so geheimen Ent- 
stehung dieses so strengen Rechts, dass sogar oft fwie 
beim tacitum ». legale pigtatsj nicht einmal die zunJicb&t 
Betheiligten selber davon erfuEiren, endlich die Unzahl ein- 
geführter willkürlicher Vorzugrechte der Hypotheken nntw 
einander. Entschiedene Uebergäage zum Besseren sind 
darum die Bestimmungen der meisten neueren Gesetzge- 

. bungen, wonach ein dingliches Recht bei fahrender Hube 
erst durch Uebcrgabe an den Gläubiger, bei Liegenschaften - 
aber statt Dessen durch Eintragung in öffentliche Bucher 
(^Hyputhekenbücher^ entstehen soll, wonaeh also allge- 
meine und nicht öffentliche Pfandrechte für unstatt- 
haft erklärt sind, und fast ausnahmlos nur das Alter über 
den Vorzug mehrer Pfandrechte entscheidet *'). 

hj Die Aufhebung des Nfiherrechts (s. g.Jua retrac- 
im^ d. h. des Rechts dem Eigenthum eines Andern der ein 



erfolgreiche Versuclie derselben Bind in neuerer Zeit mehrradi gemacbt -werden. 
Ihre Vorschüsse werden, weil sie allen wackem weno auch ganz OBbemiUri- 
ten Arbeitern zu Statten kommeu, aut deren Arbeilsmulh und Sittlichkeit den 
günstigsten Einiluss haben und zngloicJi weit besser gegen Wucher Edtfltzea 
als eile s. g. Wuchergeselze, die das Uehel nie an der Wurzel angreifen 
und meist ganz Anderes wirken als worauf sie berechnet sind. Um der Gefahr 
des Wuchers, die von dem Leihen aut Pfänder droht, zu. begegnen, hat man 
gewöhnlich den elenden Ausweg ergriffen, hieraus ein Vorrecht besonderer 
Pfand- oder Leihhäuser zu machen. Diese Anstalten sind aber von 
mehr als einer Seite , auch von der des dabei möglichen Unbekaonibleibens 
der Leihenden, ein ebensa zweischneidiges und namentlich sittücli bedeoklicbes 
Mittel als in ihrer Art die Findelhäuser. 

*}'Vgl. Thibant Abhandluogeo, S. 308. 
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Grundstück durch Kauf an sich gebracht hat dadurch ein Ende 
XU machen, dass man einen g;eBctzHch uns zuerkannten näheren 
Anspruch an dieses Grundstück (^ans Gründender Verwandtschaft, 
Nachbarschaft, Markorenossenschaft n. s. f.^ durch Erbieten zum 
Eintreten in die Stelle des Kaufers geltend macht. Da es die 
grössie Unsicherheit des Grundeigenthums, Erschwerung der Bo- 
denbesserung und des Verkehrs im Gefolge führt , so kann nie 
seine blosse Einschränkung (z. B. auf kurze /eitj , sondern nur 
seine gänzliche Beseitigung gritudlich helfen. Höchstens mag 
sich seine Ersetzung durch ein (^bloss persönliches^ Vor- 
kaufsrecht rechtfertigen lassen 4^3) insofern es zuweilen vom 
Gesichtspunkt irgend einer Gesammtheit ^z. D. Familie, Gemein- 
heit &cf) Gründe dafür geben mag, dass -:- um so mehr wenn 
das Unzulässige der gänzlichen Unveräusseriichheit anerkannt ist 
— ihren Angehörigen hei Veräusseningen wenigstens ein nähe- 
res Recht zugestanden werde als allen Entfernteren, für die auch 
meist der Erwerb des Grundstücks weniger Werth haben würde. 
i') Entfesselung der Gewerbe und des Handels. 
Von" den im Bisherigen noch nicht erwähnte^« Fessein, deren 
Entfernung für Gewerbe und Handel von^grässterBedeutung ist, 
sei hier nur noch des Zunftzwangs und der vielen ähnlichen 
Vorrechte und Alleinrechte gedacht, die entweder nur einzelen 
oder, in Form von Zoll oder Mauth, allen Gcwerh- und Kauf 
lenten einer bestimmten Art auf Kosten des Auslandes und zu- 
gleich des Inlandes f d. h. der sämmtlichen Verbrauchenden) ge- 
währt zu werden pflegen **'); fernfer der Konkursprivile- 
gien (nicht hioss der hypothekarischen), der Wuchergesetze, 
der ausgedehnten Klage wegen Verletzung über die Hälfte 
{^Beides im Geist einer zeitweise unvermeidlichen Verkehrsbe- 
vormimdung I ) , des römischen Grundsatzes : Kauf bricht 
Miethe drc. 

§.91. II. Unmittelbare (positive) Beförderung des 
Eigenthumerwerbs und Verkehrs. 

Zu den hierauf gerichteten Massregeln des Rechtsvereins ge- 
hören besonders folgende: 



"3 S. Hugo Naturreclil, §. 272. 
••) S. §. 87. 
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13 Auch die äussere Verbindung onter den Menschen ist 

soviel möglich zu erleichfern. Diess re^^t zugleich den Ar- 
beittrieb inächti^ an, nicht nur weil es uiittelbar die Mit- 
theilung der Gedanken und Erfindiingen befördert, sondern 
zunächst einen leichtern gewinnbringenden Absatz ver- 
schafft (z. B. die Lage an einer liandstrasse, einer Eisen- 
bahn oder einem Kanal^ und jedes Zusammenwirken be- 
günstigt. 
2") Es inuss Geld da sein, was der Bestimmung entspricht, 
als allgemeines Zeichen des verhältnissmässigen Werths 
der sachlichen Güter und Mittel ihres Eintausches durch 
den sie Bedürfenden, vermittelst' eines Jeden der dessen Er- 
zeugnisse nöthig hat, voti ihrem Erzenger. Von selbst er- 
X gibt sich hiernach die weitere Federung, dass durch die 
strengste rechtliche Anfsicht Betrug und Fälschung jeder 
Art beim ganzen Geldwesen und Geldverkchr gehindert 
werde. 
3) Die Gegenstande des Rechtseigenthums eines Jeden, und 
folglich auch alle Verändernngcn die mit jenen oder mit 
diesem vorgehen, z. B. durch (Jebergang jener ans einer' 
Hand in die andere, müssen Allen möglic'hst erkenn- 
bar gemacht werden durch bestimmte unzweifelhafte Be- 
zeichnungsarten und öffen-tlicheKundmachung#3-' 
Sonst ist Sicherung des Eigeüthums und seines Erwerbs 
unerreichbar, denn nur dadurch ist es möglich unfreiwilli-' 
gen EingriiTen in unser und Andrer Eigenthum, somit einer 
Menge von Ilechtstreiten vorzubeugen, das Seine auch in 
den Händen Dritter zu verfolgen u. s. f. 
43 Die Zulässigkeit der Geltendmachung des Eigenthums durch 
Röckfoderung seines Gegenstands aus- der Hand auch des 
dritten Besitzers (^rei miidicalio **_) ist eine strenge Fol 



*} Natürlich sind die mittel, deren iijan sich hierzu bedient, je nach den 
Gegenständen, nach der Art ihrer Veräusserung und Erwerbung und nach der 
grösseren oder geringeren Bildung des ^'olks, verschieden. Das allgemeinste 
und unentbehrlichste, jedoch äusserliclistc und unzuverlässigste Abzeichen des 
Eigenthums ist ohne Frage der Besitz ^s. oben %. 73.), das um so sicherer 
wird je langer der Besitz bestanden hat (usuii ^ autoritas). Ausserdem ge- 
hört hierhin die Anwesenheit vieler Zeugen bei der mündlichen oder sinnbild- 
lichen Erwerb- oder Uebertragungshsndiung , späterhin die Aufzeichnung z. B. 
in Grund-, Flur-, Pfandbücher, die Allen zur Einsicht offen liegen u. s. f. 

**) Weil es aber dem Kluger oll sehr schwer sein wird, zu beweisen 
dass er vom wahren Eigeothümer ervforben habe , so lodert die Hücksicbt üf 
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gperaug- daraus, dass für den Rechtszweck eine bieiliende 
Beziehung dieses bestiniinten Gegenstands zu gerade die- 
ser Person wesenlich ist. Ebendarum kann man darin 
auch nur dann, wenn diese Voraussetzung Grund hat, ein 
Bedingniss der Sicherung des Eig«nthums sehen. Im ent- 
gegengesetzten Fall muBS mit der Voraussetzung auch 
jene Folgerung wegfallen, und dann fodert in der ^egel 
umgekehrt gerade die Sicherheit des Eigenihums überwie- 
gend, dass Jedem Das bleibe was er soeben inne hat, wenn 
nnd insofern ohaediess der Verkehr viel zu sehr Noth 
leiden wür-de unter der grossen LnzuverlSesigkeit der 
Rechtsgültigkeit der Erwerbungen einer- und der Verans- 
sernngen andrerseits durch die vielen dabei stets drohenden 
Rückfoderungaklagen. Jedenfalls ergibt eich durch An- 
wendung der vorhin ^sub m: 3.) aufgestellten Foderung 
hierauf von selbst, dass nur bei Offenkundigkeit des 
Eigenthums und seines E^^ve^bs #") Verfolgung gegen 
dritte Besitzer vernünftiger Weise stattfinden sollte, also 
our bei Sachen die leicht erkennbar und „dabei cini- 
germassen bedeutend sind *#3. Denn sind sie von 
' ganz geringem VVerth, so lohnt es nicht der Mühe, durch 
Eintragung in öffentliche Urkundbücher oder Zuziehung 
von Urkundspbrsoncn deren Eigenthnm und seinen Wech- 
sel auf glaubhafte Weise zur allgemeinen Kenntniss zu 
bringen Lassen sie sich aber gar nicht oder schwer von 
ahnlichen Sachen unterscheiden, so würde diese Veröffent- 
lichung, auch wenn sie nicht immer geradezu unnothig 
wäre, doch fast niemals za ihrem Zweck führen. Wollte 
man aber die Verfolgung ebendarum auch ohne solche Oef- 
fentlicbkeit zulassen, so würde sie- dennoch in den meisten 



Rrielchlernng des Verkehrs , dass schon der Beweis des Erwerbs in rechter 
Form, lt. h. durch ein seiner Natur nach auf Uebertragung des Eigenihums ge- 
richtetes Rechtsgeschäft, für genügend erklärt werde. S. S, 217. u. Anm. ■{■. 

*) Z. B. durch die s. g. gerichtliclie AuHassnng bei Grundslücken, den 
iure autiienli^ des französischen Rechts. 

•*) Z. B. die mancipi res in der äUern Zeil Roms. — Hit dieser Ansicht 
fliinmen Hugo (Naturrecbt, S- 269.} nnd B. W. PTeiffer (Ideen za einer 
neuen Civilgesetzgebung (Ur leoUche Staaten, g. 45.} ganz fibereio. 
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Fällen an der Unmöglichkeit des Beweisens derselben 
Sache Cpecies^ scheitern *J ■ 

Hiernach ist der Grundsatz des neusten römischen Rechts, 
dass bei allen Sachen ohne Unterschied Verfolgung gegen 
Jeden gestattet sei, sehr richtig vom alten deutschen Recht 
und von den neueren Gesetzgebungen verworfen worden. 
Zweckmässiger schliesst man vielmehr bei beweglichen Sa- 
chen die Klage gegen den dritten Besitzer aus („^n fait 
de meuble» la passession vmit liire"^)^ falls sich nicht nach- 
weisen lässt, dass Dieser unredlicher Besitzer oder doch 
wegen einer verdächtigen Weise des Besitzerwerbs einem 
Solchen gleichzuachten ist 1t#^. 

•) So I, B. bei den nee mancipi res der alten Römer, woran volles 
strenges Etgcnlham, folglich vin^caäo, schoo durch geheime Uebergabe (tradi- 
tio} eintrat, nicht erst wie bei den mancipi res durch mancipatio. — Üeberall 
muss aber die ' Verfolgung von Sachen gegen Dritte noihwendig wegfallen, 
wenn entweder auf ihre species gar nichts ankommt, wie bei vertretbaren 
Sachen (;die zugleich meistens nur von kurzer Dauer, nämlich verbrauch bar, 
und nur durch ihre Menge einmal von höherem Werth sind), wozu auch Geld- 
stücke (tmmmi commixti) gehören, — denen das östreichische und preussi- 
sehe Gesetzbuch Schuldbriefe auf den Inhaber gleichstellen — oder 
wenn sie spezifizirt sind d. .h. durch Umgestaltung wirklich aufgebort haben 
dieselben Seämn (species) zu sein und auch durch Zurückbringen auf die 
frühere Gestalt ganz dieselben selten oder nie wieder werden können. 
Vg!.oben S. 233. Anm.»* 

**) Wann die Erwerbart als verdächtig anzusehen sei, hat am Besten das 
' Östreichische Gesetzbuch bestimmt s. dessen g. 368. Als völlig unverdächtig 
liess bekanntlich schon das spätere römische Recht den Erwerb vom Kaiser, 
der Kaiserin und dem Fiskus gellen und schloss darum allo dinglichen Riagen 
gegen den Erwerber aus, damit deren Sachen leichter Käufer fänden (s. cotist. . 
8. Cod. 8, 26). Ebenso nothwendig ist es zur Beförderung des Zutrauens' 
und somit des Verkehrs, jeden öffentlichen Erwerb als unverdächtig anzn- 
erkennen. Dosshslb schützt das östreichische Gesetzbuch den Besitzer in gutem 
Glauben unbedingt gegen di,e vindicatio Yieisan, was er in ölfentlichen Ver- 
steigerungen oder von Solchen, die mit dergleichen Sachen Handel treiben dür- 
ren, an sich gebrecht hat. Weniger gut sind wohl die Mittelwege, die das 
französische und preussische Recht eingeschlagen haben, indem sie, wenn ge- 
stohlene oder verlorene Sachen auf die ebengenannte Weise oder auf 
Markten gekauft sind, zwar gestatten auf deren Herausgabe gegen den redli- 
chen Besitzer zu klagen, jedoch nur gegen Erstattung des Kaufpreises und nur 
binnen kurzer Zeit (\m franz. ßecht binnen drei Jahren, im preuss. besser nur 
binnen Jahresfrist}- Schwerlich möchten auch hinreichende Gründe da sein, 
um d ausser jenen Fallen eines ölfentlichen Ankaufs} nach dem altdeutschen 
Rechtssalz: „Hand wahre Hand oder wo man seinen Glauben gelas- 
sen hat, da muss man ihn wiedersucheu" nur dann die Eigen- 
thnmsklage bei beweglichem Gut zu verwerfen, wenu dessen Inhaber es in gn- 
RAder's Gfundiügo dea NatnirechU. IS 
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5^ Angemessen bestimmte, md^lichst kurze Verjährungs- 
fristen sind für die Sicherung des Mein und Dein und des 
Verkehrs von grösster Bedeutung. Der Hauptzweck aller 
Verjährung überhaupt ist, dass man endlich einmal mit 
Eintritt einer festgesetzten Zeit seiner Rechte und seines 
Sacheigenthums sicher sei gegen alle Anfechtungen durch 
alte Anspräche, zu deren Widerlegung mit der Zeit die 
Mittel immer schwerer zU erlangen und oft gar nicht mehr 
vorhanden sind , so dass dann der Zweck der Rechtsge- 
wissheit auf dem Weg der bürgerlichen Rechtspflege viel 
wahrscheinlicher verfehlt als erreicht werden dürfte. 

Die Umstände unter denen, und die Frist nach welcher, 
der bisherige Besitzer ein Recht an der Sache erworben 
d. h. ersessen haben, oder eine F'odemng zum Besten des 
Schuldners für e r 1 o s c h e n gelten soll *^, müssen nothwendig 
verschieden bestimmt werden; bei der Ersitzung namentlich 
nach der Wichtigkeit und dem Umfang der Rechfe, nach 
der ganzen Beschaffenheit und dem Werth der Saclien z. 
B. danach ob sie unbewegliche oder bewegliche Sachen 
sind, ob es schwerer oder leichter war sein Recht geltend . 
y.u machen, ob also die eigne Schuld und Saumseligkeit 
des Verlierenden grösser oder kleiner war *w]). 



tem Glauben vod Jemand erlangt hat, dem es der EigenIhQmer Anvertraut 
halte. Die Gründe, die man indess fiir die Aurnahme dieses Salzes mit Ein- 
schränkangen in's Öslreichische Gesetzbuch §. 367 gellend gemacht hat s. bei 
Winlwarter das üslreich. bUrgeil. Recbl, Theil U zu dieser Stelle. Vgl. noch , 
besonders Pfeiffer a. a. 0. 

*) Das3 es dem Zweck der Verjälirung widerstrebt und jdaram ver- 
werflich ist, bloss die Schuldklage als verjährt gellen zu lassen, hingegen Ein-; 
reden aus der Schuld zuzulassen, leuchtet von selbst ein. Damit stimmen 
auch die meisten Ausleger des römischen Rechts fibereia. Eine ähnliche For- 
gewidrigkeil des französischen Rechts rügt Pfeitfer Ideen &c. $. 59. 

•*3 S. oben S. 218. Anm. •. — Je aulTallender und gemcinschädlrcher 
- diese Saüaiseligkeil ist, desto sachgemäs^er ist die Rechtsvermulhung und wohl 
gar die Rechtsdichlung, dass der bisherige Eigunthiimer sein Etgenthnm habe 
aufgeben wollen — vorzüglich in Rücksicht anf die grösslmögliche Gütererzen- 
gung durch gute Renulzung des Bodens, die ebenso dem fleissigen Bearbeiter 
zu Statten kommen muss fz. B. beim deserltis ttger^ wie bei beweglichen 
Sachen deren Speciflcation. Daher in der Gestallnng der Grundeigenthnmsver- 
hältDissc das überall bemerkliche Ringen und albnähliche Uebergewicht der 
Grundholden gegenüber den Grundherrn! — • Vgl. Laboülaye, hitt de la 
propriete fonciere en Occidenl. T. 1, p. 334. ss. 
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Zamal für bewegliche Suchen rnnss, —wenn man deren 

Ei^enthum nicht soj^leicli dem redlichen dritten Besitzer, 
auf Kosten sog&r des ßigeDthtitners der von dessen Besitz 
nichts weiss, zusprechen zu können glaubt f s. nr. 4-3, — ■ we- 
nigstens eine sehr, kurze Ersitzungszeit festgesetzt sein. 
Ebensoiiöthig ist eine nicht zu lange Frist für die Ver- 
jährung der Foderungen und der Uienstbarkei- 
ten #3. Eine Begünstigung der Unredlichkeit und oben- 
drein eine Folgewidrigkeit liegt darin, wenn man mit dem 
reinen römischen Recht nur zu Anfang der Ersitzung guten ■ 
erlauben fodert, statt für die ganze Zeit des Besitzes ^4)> 
63 Eine Haupisorge des RechtisvereiDs, sowohl in Hinsicht der 
Erzeugung als der gerechten Vertheiiung der Sachguter 
(mittelst eines gesicherten und erleichterten Güterverkehrs^, 
bleibt die gesellschaftliche Ordnung, Leitung und Ueber- 
wachung — die a. g. Organisirung ~ der Arbeit 
Denn die schon oben (^bei Rechtfertigung des Sondereigen- 
thums3 ausgesprochene Rechtsfodening Aller an Jeden: 
dass er seinen Arbeitantheil beitrage für die Sacbgüter, 
und zwar je nach seinem besoadern Beruf, also oft nur 
mittelbar durch (Jeistesarbeit — bedarf,- um gehörig erfüllt 
zu werden, offenbar eines geordneten Zusammenwirkens 
Aller, mithin einer angemessenen Vertheilung der gesamm- 
ten (^höheren und niederen^ gesellschaftlichen Arbeit zum 
Behuf eines gehörigen Ineinandergreifen». 



•) Vgl. hierzu Pfeiffer Ideen &c. §. 59. — Zu Gunsten der Freiheit 
des Eigenlhams scheint zwar die Beendigung des Dienstbarkeitverbfülnisses 
durch blossen Zeitablauf überhaupt ganz passend zu sein , hingegen seine Be- 
grilndung dadurch (ErsiLzung) nur bei manchen dinglichen Dienstbarkei- 
ten, während sie bei den andern, wenn nicht ausgeschiassen, doch erschwert 
lu werden verdient auch schon um der Olteiikundiglieit willen, die bei dieser 
Enislehnngsart zu fehlen pflegt. S. Hugo Naturrecht S. 376 a. 398 f. Mit 
Grund behauptet aber wohl L. Hoffmann (Unlerss. über die wichtigsten An- 
geleg. des Menschen als Staats- und Wellbürger Bd. II, S. 272 f. 3260, <las3 
das franzitsische Recht — zum Nachtheil des Ackerbaus — in dieser Erschwe- 
rung zu weit gehe, wenn ihm bei discontitiuae »ervitules und' solchen die 
nicht durch ein opm maniifactum offenbar sind , nicht einmal der Beweis un- 
vordenklich und öirenllich ausgeübten Besitzes genüge, sondern nur eine schril^- 
liche Urkunde. 

**) S. übrigens Marezoll Lelirb. des Nat. R. §. 217. n. 2i8. 
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%. 98. Von der Gliederung (OrganJBirong) der Arbeit 

insbesondre. 
Die einfachen und unbestreitbaren Hauptfoderung'en des Rechts 

in Bezug auf die gesellschaftliche Arbeit und deren lebendige 

Gliederung sind folgende: 

a) Jedem muss die Gelegenheit werden, sieb zur Ar- 
beit — als des Mitbedingnisses des Eigentbumerwerbs — 
gehörig zu befähigen d. h. etwas Tüchtiges zu lernen, 
nicht nur im Bereich Dessen was allen Menschen und Bür- 
gern als solchen zu wissen und üben unentbehrlich ist, son- 
dern auch namentlich für einen besondern, frei von ihm zu 
wählenden Lebensberof. Mit andern Worten: es muss ihm 
möglich gemacht werden alle Eigenschaften zu erlangen, 
die dafür nöthig sind, dass er überhaupt ein branchbares 
Glied der Gesellschaft werde, und insbesondere durch tüchtige 
Berufarbeit sich und Andern nutzen, und Etwas vor sich 
bringen könne. Was immer also die Gesellschaft den Einze- 
len leisten kann, um nicht bloss, deren Kenntnisse, sondern 
auch deren Arbeitsamkeit, Sparsamkeit, Massigkeit, Ord- 
nungsliebe &c. zu befördern, das ist sie Ihnen zu gewähren 
schuldig. Namentlich sind hierher zu zählen: die erfoderli- 
chen äffentlichen Anstalten für den unentgeltlichen Unterricht 
im Acker-, Wiesen-, Weg-, Wald-, Bergbau *c., in Ge- 
werben, Handel, schöner Kunst und Wissenschaft; aber zu- 
gleich die Sorge für die Herbeischaffung und unentgeltliche 
Benutzung der nötbigen Mittel der Fortbildung für die be- 
reits Unterrichteten (Erwachsenen^ , damit sie nicht zurück- 
bleiben müssen hinter den Zeitfodcrungen. 
b^Jedem Arbeitfäbigen muss auch die Möglichkeit 
des Arbeitens und dadurch des Erwerbens gege- 
ben werden: er soll auch Arbeit finden. Die Gesellschaft 
ist schuldig, ihm dazu zu helfen und dafür einzustehen, 
dass er von seiner Arbeit zu leben im Stande ist. Es kann 
also nicht genügen für das Recht , wenn nur nirgends einer 
guten Kraft ihre Geltendmachung geradezu abgeschnitten 
ist *3 j sondern es muss dahin gewirkt werden, dass es bei 



"] Doch ist schon viel gewonaen mit Feslhaltung des Rechtssalzes : dass 
jeder Kraft eine Laufbahn offen stehtn muss in allen Gebieten der menschli- 
chen Thätigkeit, dass tolglich auch der Staatsdienst bis zur höchsten Stelle Je- ' 
dem aus dem Volk zugänglich sein soll. Die Anerkenoang dieses Grundsatzes, 
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Niemand mebr bloss vom glücklieben oder nnglücklicben Zu- 
fall abhänge, ob er sich das Xofhige durch Arbeit verdienen 
und seine Lage verbessern kann odef nicht #])■ 
- Solange der beutige Zustand der Zersplitterung der Kräfte 
fortwährt, indem die Gesellschaft alle Einzelen ganz sieb selbst 
tiberlüsst, ist jedoch jene Aufgabe nur theil- und zeitweise 
lösbar z. B. durch Ireie Arbeithauser, Armenkolonien, gemein- 
nützige Staatsunternehmungen (Jravaux publica^ i Strassen-, 
Kanal- , Eisenbahnbauten u. dgl. , wodurch zumal die Nach- 
theile plötzlicher Gewerb- undHandelstockungen^^^ merklich 
verringert werden können. 

Grundliche und dauernde Abhülfe im Grossen und Ganzen 
wird ohne Zweifel nur durch Herbeiführung des Gegentlieils 

'des heutigen Zustands d.h. durch einen wahrhitft gesell- 
schaftlichen Arbeitbetrieb im oben angedeuteten Sinn mög- 
lich sein *«3- I^i^s zeigt sich schon durch die Ohnmacht 
aller üblichen Mittel gegen die Armuth überall da, wo diese 

'nicht mehr bloss bei verhältnissmässig wenigen Einzelen, son- 
dern in erschreckendem Umfang bei ganzen zahlreichen Stan- 
den der Gesellschaft (vAs Paaperismus^ erscheint. 
c) Alle Glieder des Staats sollen auch wirklich ar- 
beiten und gut arbeiten, ein Jeder in seinem Beruf, 



wie sie auch in den meisten neueren Verfassungen sich findet, hat überall gute 
und glänzende, seine V'erläugnung aber verderbliche Friiclite getragen, Jenes z. 
B. zw Zeit der französischen Umwälzung, Dieses nicht bloss in allen aristo- 
kratischen Republiken sondern auch in so manchen Monarchien alter und neuer 
Zeit (wü z. }i. Omzier- und andere Stellen dem Adel vorbehalten werden). 

*) Z. B. vi^enn in Fnlge vermehrter Maschinen mit einem Male viele Ar- • 
beiter brodlos werden. — Vgl. S. 243. 

*') Dass hierin ein unberechenbar wirksames Mittel liege zur Erweite- 
rung der Quellen der Arbeit, müssen auch Diejenigen zugeben, die niiE allen 
oder den meisten bisherigen Vorschlügen zur Einführung des Grundsatzes der 
Gesellschaillichkeit (z. B. von Fourier) in den Arbeitbetrieb nicht einver- 
standen sein können. Dass diese- Kinführung hauptsächlich durch den Staat 
vermittelt werden müsse, wie Louis Slanc (Organisation- du IrtwaÜJ ia- 
dert, ist wohl Keine Frage, so ungemein schwierig Viess auch sein wird. Täg- 
lich unentbehrlicher erscheint Jedenfalls eine einheitliche Leitung jeder beson- 
dern Bernfarbcit durch die Gesämmtheit Derer die demselben Uerufsland 
angehören, — im Gegensatz zu der vcrallRten Zunftverfassung, wonach auf 
Wenige das Recht in Berufsachen eine Stimme zu führen beschränkt war. 
ftjanche sehr beachtenswerthe Vorschläge finden sich namentlich in den Schrif- . 
len von E. Ducpetiaus und von F. Harkort. 
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— soferii ihnen die vorher f»u6 a ^ bj gefoderie Möglich- 
keit von Beiden) gewahrt ist — und ilire ge^enwürtige Le- 
beoslage (^Gesundheit, Alter &e.^ es zulasst. Hieraus folgt-: 
a. Es darf vomRechtsvereinkein Mussiggang geduldet, 
(^geschweige bevorrechtet^ werden, also auch keine 
Bettelei •3- Der Faale erweist sich insofern der Be- 
vonnundong bedürftig nnd moss durch alle rechtlichen Mit~ 
tel zur Arbeit angehalten und darin unterwiesen werden. 
Zugleich mnss ges'orgt werden , dass nicht Andere unter 
seinem NichtsthoA mitleiden, sondern dessen üble Folgen 
wo möglich nur ihn selbst treffen **). 
ß. Keiner im Staat kann ein Recht haben seinen 
Mitbürgern schlechte Arbeit zu thun, — der Hand- 
werker sowenig wie der Staatsdiener. Üaher sind vorhe- 
rige Prüfungen der Tüchtigkeit, nicht minder eine stete 
Beaufsichtigung der Einzelen, durch die Gesammtheit der 
Berafgenossen, allgemein nothwendige Schranken' der 
Berafübung zum Scbulz gegen Missbrauch durch Unberu- 
fene oder Berufuntreuc, nicht aber, wie der Missverstand 
wähnt, unstatthafte Beschrünkungen der Freiheit. 
d^Es soll auch jeder Arbeit ihr verhAltnissmfissiger 
äusserer Lohn werden, — auch der Arbeit des Staats- 
beamten, Künstlers, Wissenschaftforsehers, Lehrers, kurz: 
der vorzugweise geistig Arbeitenden, da bei Diesen eine 
Verletzung des gerechten Gleichgewichts zwischen Arbeit 
lud Arbeitlobn leicht noch gefährlicher für das Ganze wer- 
den kann als bei den blossen Handarbeitern. 

Das gerade Gegcntheil dieser Federung, ein wahres Aernd- 
ten der Früchte des Fleisses Anderer, tritt z. B. beim Fa- 



*) Das Betteln nnd das Geben an Bettler verbieten zn wollen, ehe die 
Gesellschart datür gesorgt hat^ daas Jedem die Möglichkeit des Arbeitens gege- 
ben sei, ist freilich handgreiflich ungerecht. — Was von bettelnd hernrazielien- 
den oder doch von müssiggehenden Einzelen ' — auch wenn sie von ihren 
Benlen leben C^. 244. zu E.} — gilt , muss um so mehr von ganzen Körper- 
schaften gelten, die, wie die Bettelorden und überhaupt alle Mön-chor- 
den, aus dem Betteln oder doch aus dem Beten oline Arbeit ein Gewerbe ma- 
chen. Auch sie gehören zu den Drohnen im Staatshaushalt ! — ' 

**) S. oben S. 244. Ebendann liegt vielleicht der wirksamste Stächet zur 
Arbeit; und eine Güiergemeinscbafl, wo Jeder sich ohne Weiteres auf den An- 
dern verlassen könnte, raüssle man gewiss mit Spittler (Vorlesungen über 
Politik S. 354.) für ganz widersinnig erklaren. 
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brikherrn eia dardi die licillose Erdichtung, dass der ganze 
Gewinn, den er .mittelst zahlreiciier Arbeiter machen itann, nur 
das Erzeugniss seiner Arbeit sei, daram bloss ihm zultom- 
uen mässe; da doch die Arbeiter, solange diese widerrecht- 
liche Dichtung als Wahrheit gilt, nnd Üinen jeder Mitan- 
theil am Gewinn in Verhältniss zu ihrer Leistung versagt, 

^ wohl gar ihr Arbeitloiin fast beliebig herabgedrücltt wird, 
-beinahe als blosse Mittel für die Zwecke ihres Arbeitherrn 
angesehen werden *^. — Auf ganz älmlich eigennützige Art 
pflegten in der nenern Zeit die Tooifterländcr vom s. g. 
Mutterland ansgesaugt zu werden. — Xicht einmal ge- 
schieht beute das Mögliche und Nöthige vom Staat , (jt. B. ■ 
■ durch Erforschung des Giesammtbedarfs und der vorhandenen 
GesammtmittelJ daför, das6 nicht die Einzclen oft durch Zu- 
vielerzeugen trotz der grössten Vorsicht sich selbst auf 
eine für sie unvermeidliche Weise um den Lohn ihres 
Fleisses bringen**). 

e3 Auch der Arbeitunfahige, ja sogar Der welcher 
nicht arbeiten will, soll dennoch Alles ihm Nö- 
thige an JSachgütern erhalten. Denn Arbeit ist ja, 
wie nie vergessen werden darf, nicht der Rechtsgrund des- 
Sacheigcnthums , sondern nur eine Bedingung desselben und 
zwar nur für iSolche, denen nicht überhaupt oder doch der- 
malen oder in bestimmter Weise das Arbeiten unmöglich ist, 
wie z. B. den an Körper odec Geist Kranken , durch Alter 
oder sonst Gebrechlichen, den Kindern und Verbrechern. Den 
Letztgenft|inten kann natürlich nur eine. solche Arbeit zuge- 
muthet werden, die sich mit' ihrem jetzij^en Lebenszustand 
vertrügt. Die einzige rechtliche Wirkung der Arbeituulu- 
stigkeit ist schon vorhin (>»& c, (*■') crwühnt worden. 



*) Vgl. S., 264. u. 267. Anm.* Dass die Beseitiguag dieses Missstandes . 
ein dingendes ZeitbediirlDiss ist, lüsst sioh nicht verkennen, und ist auch von 
' Vielen z. B. von Mohl, Bülau und Andern nickt verkannt worden, sa sehr 
schwierig auch hier wieder die praktische Frage zu beantworten ist: wie ab- 
luheiren sei — ohne die Neigung zu grossen aber gewagten Unlernchtnungen 
ganz ähnlich gewaltsam zu unterdrficken, wie es durch die verkehrte Massregel 
eines maximum des Vermögens geschehen würde. 

**} Bis jetzt ist ziemlich das Einzige was manche Staaten in dieser Hin- 
sicht thnn, dass siB zeHweise ölfenllich vor dem Studiren warnen durch Be- 
kanntmachnng der grossen Ueberzahl der Bewerber über das Bedilrlbiss. 



-,'i; C^AlDglc 



J)BITTES HAUPTSTÜCK. 

g. 93. Vom s. g. geistigen Eigenthura. 

Es bedarf nic))t erst des Beweises , dass die Wahrheit allen 
Menschen als Gemeing:ut angehöre, m. a. W. dass für die Geiates- 
gätef Gemeinschaft bestehen solle , dass ihre Erzeugung und 
beste Benutzung Gesammtaufgabe der Menschheit sei. Dass es 
nirgends weniger statthaft ist als hier voq einem Alleinrecht, 
einem Sondc;reigenthnm, eines MenBchen zu reden, sobald die Ge- 
danken aufgehört habfp etwas bloss Inneres des Eiuzelen zu 
sein, darauf weist schon die Eigenschaft derselben hin, dass sie 
("im Gegensatz zu äusseren Stofi'en3 durch Mittheilung nicht für 
uns verloren gehen, vieloiehr an geistigem Gehalt, alsb an Werth 
für uns und Andere nur zu gewinnen pflegen, dass sie endlich 
nur gerade durch grösstmögliche Verbreitung ihre ganze Bedeu- 
tung und FrucWbarkeit entwickeln können. 

Nur insofern mögen etwa Gedanken Jemanden eigenthömlich 
im weitern Sinn dieses Worts genannt werden, als sie durch seine 
Geistesarbeit gefunden oder erfunden d. b. soviel man weiss zu- 
erst aus dein Schatz der ewigen Allen offenen Wahrheit ge- 
schöpft fokkupirt) oder doch — wie das Gepräge seiner Indivi- 
dnalität bezeugt, das sie an sich tragen — dadurch gewissermas- 
sen umgewandelt (spezifizirQ sind O'J. Um nun zu wissen, in- 
wiefern das Geistes- oder Gedankeneigenthum im eben erwähn- 
ten Sinn"auch re chtlich als Eigenthura gelten könne, muss man 
sich an die oben aifsgeführte f§. 70; 71^ doppelte Art erin- 
nern, in der zufolge des Begriffs des Rechts ein Inneres, also 
auch eine geistige Schöpfung nur allein Gegenstand eines Rechts- 
verhältnisses werden kann, indem es in_ irgend eine Beziehung 
zur Aussenwelt tritt. 

Fragt man nun hier, zu welchem Zweck die Mittheilung von 
Gedanken und Gefühlen, so wie von Erfindungen im Bereich der 
scliönen und nützlichen Künste, geschehen kann und wirklich zii 
geschehen pflegt, so ist dieser entweder ein rein geistiger oder 
Kugleich ein ungeistiger Susserlicher. 

Der erste allgemeine und alleinwesenliche — zugleich ur- 
sprunglich einzige — Zweck der geistigen Mittheilungen ist na- 



^j Unter den Neuem hat besonders Scliröter wieder versucht die Lehre 
vom schriftställeri sehen flecht auf die Spezifikation HuCzubaueii. 
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tiirlieb selbst ein geistiger und bestebt, sofern ihr Inhalt von 
Werth für Ändere ist, hanptsächlicH in der Erweiterung der Ein- 
sichten der Gesammtheil dnrch jedes ihrer Glieder. In dem Stre- 
ben seine Geisteskräfte nicht nur durch VerölTentlichung, sondern 
auch durch mtfglioliste Verbreitung ihrer werthvollen Erzeugnisse 
zu freiester Benutzung, so fruchtbar als möglich för die Mitmen- 
schen (^zunächst für sein YolkJ zu machen , stimmt der Wunsch 
und das Bedürfniss des Einz^ten mit dem des Ganzen vollständig 
nberein, und Jener erfüllt, indem er diesem Bedürfniss Genüge 
leistet, nur die Verbindlichkeit mitzuwirken soviel er v£lrmag an 
dem geistigen Gesammtwerk der Menschheit. 

Der andere mdgtiche Zweck bei Miftheilung von Erzeug- 
nissen der Geistesarbeit ist ein ganz üusserlicher, zufälliger und 
vorübergehender, — ein untergeordneter Nebenzweck. Er be- 
stebt in der Benutzung von Seiten des Mittheilenden zum Ge- 
winnen der äusseren Mittel des Lebens und nicht selten sogar der 
äussersten Lebensnothdurft. Dieser Nebenzweck schliesst zwar 
keineswegs deii erstgenannten rein innerlichen Zweck völlig 
aus, aber seine Erstrebnng wirkt — wenigstens wenn sie in der 
bisher üblichen Weise geschieht — diesem letzterien , mithin dem 
gemeinen Besten geradezu, bald mehr bald minder, entgegen. 

Unstreitig gibt jede verdienstliche Arbeit, auch ond ganz 
vorzüglich im geistigen Gebiet, dem Arbeiter ein Recht auf an- 
gemessenen äusseren Lohn, der mindestens für die an Zeil, 
-Mühe 4tc. gebrachten Opfer eine hinreichende Vergütung, und für 
das fernere Schaffen auf diesem Felde nicht nur die Möglichkeit, 
sondern auch Aufmunterung gewähren muss. 

Ebenso offenbar und hochwichtig ist aber das Recht und die 
Pflicht der Gesammtheit, dafür zn sorgen, dass dieser Lohn nur 
in einer solchen Art entrichtet werde, die nicht mit der 
grösstmöglichen Gemeinnützigkeit der Geisteswerke streitet, und 
weder in eine ganz nach dem Belieben der Einzelen bemessene 
Besteurung'des Ganzen entartet, noch dem bfinden Zufall über- 
lassen bleibt *'). 



•) Louis Blatte (Organitaiion du travail, 2e parlie: de tapropriete 
lileraire) führt sehr (reffend aus, dass bei der heutigen Arl der Belohnung der 
SchririsMer die Buchmacherei Gewerbe, das Geisleswerk Tauscliwaare , die 
Richtung der Schriftsfeller unwürdig werden müsse. UnbezweiMbar ist, daas 
dabei solche Waare, die den Neigungen der Menge zusagt , auch wenn sie die 
Probe der Wteaenscbaß und Sittlichkeit nicht hallen kann , am Eintrüglidisten 
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An eioe vollständige höwang dieser Aafgabe ist jedoch in den 
Üeuligeo, hinBichtlieh der Gliedemng der gesellschaftlichen Ar* 
beit Bberhaapt rechtlich noch so sehr nngeordneteo Zustünden g«r 
isidit KU denken; und es kann nor der Politik nicht dem Natur- 
redit znkoRimen , das Mass der dermalen möglichen AnBühemng 
an jenes Ziel näher ko bestimmen in genauester Bäcksicht auf 
alle örtlichen und zeitlichen Verhältnisse. Da indess diese Ver 
hXltnisse jetzt Tast allgemein ohngefahr dieselben sind, so scheint 
die Wichtigkeit ond Bestrittenheit der hier einschlagenden Reehfs- 
firagen einige weitiere Erläuterungen zu rechtfertigen. 

!Noch zur Zeit lüsst.es sich nicht vermeiden, dass häufig der 
Arbiter im Bereich der Wissenschaft und Kunst (^der Urheber 
oder Erfinder^ in der Lage ist , bloss vom Ertrag seiner geisti- 
geo Leistungen ond Schöpfungen leben zu initssen, mittelst einer 
Abgabe «3 die er Denen auflegt, die von seinen Geisteserzeog- 
nissen Nutzen ziehen möchten, namentlich von solchen die durch ' 
Anheftung an einen äusseren Stoff als selbstfindige Sachen er- 
scheinen z. B. Bächer, Gemälde u. s. f. Solange auf diese Weise 
die Geistesarbeit einen wahlbaren Beruf, ein eigentliches Gewerbe 
ausmacht, solange wäre es die handgreiflichste und entmuthi- 
gendate Ungerechtigkeit, nicht Schutz zu gewähren in dessen 
Betriebe d. h. im vollen Genuas der äusseren Fruchte des geisti- 



sein und der Lohn, der dem Schriftsleller gebührt, fast immer grässlen- 
Ihcils dem Bachhändler zufallen wird, — ein Missverhallniss das allgemein 
schmerzlich emprunden wird und zu dessen Beseitigung liis jelzl kaum Vor- 
schläge gemacht sind (z. B. Ahrens, droit nalwel, 2e ed. p. 38t. und 
Btanc 8. a. 0.), die jedenfalls eine ernste Prüfung verdienen. Andrerseits 
lässl sich nicht Isugnen, was Hölzl (Abhandlung über den Buchernacbdrudi. 
1840. S. 34.) am Besten ausfühit, dass ein voltgültiges Urlbeil über den Werlh 
einer Schrift nur von der öfTenlMchen Meinung , wenn auch erst nach Jahren, 
sich erwarten lässt, daher die Zoerhennnng von äffenllichen Belohnungen 
durch gesell schafUicIie Behörden (nach Art der Prelsricliler der Alten) ebenfalls 
grosse Bedenken hat. Immerhin erscheint der Versoch eines gesellschaRlicbeo 
Ordncns dieser Verhällnisso nolliwendig. Auch Hölzl will z. B. dem Besteuern 
der Benutzung von Wissenscliafl - und Kunstwerken eine'GräDze gezogen wis- 
sen, indem er Beschränkung des Vorrechts der Urheber auf eine sachgem^ss 
zn beslimmende Zeit fodert; ähnlich Klüber und Schulze, die indem sie 
den Nachdruck verboten wissen wollen, zugleich Gesetze zur Festsetzung 
billiger Bücherpreise verlangen. 

"') Diese Abgabe hat ganz den Charakter einer Gobranchstener nnd 
gleichsam eines Wcggeldes für die Betrelung des voo dem Autor entdeckten 
oder geahnten Geisteswegs. 
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Ii;en Vermögens und SehalTeiis, sondern dieselben dsrch das Ter- 
langten anentgeltlicher Mittheilong der -Geistee werke an Alle 
und Jede geradezu au ranben. Bis dabin also, daBs die Ge- 
aellscbaft überhaupt oder doch für den einzelen Fall eine andere 
and allerseits befriedigendere Weise der Belohnung der Gei- 
stesarbeit ausgefundeh hat, bis dahin ist es einem. Jeden zu ge- 
stallen , dass er die Erreichung des höhern Zweeks möglichst 
~ freier and allgemeiner Benutzung seiner Geisteswerke inso- 
weit einschränke als es für den an sich freilich niederen 
Zweck eines Üussecen Erwerbs nnerlässlieh »scheint #3* 

Hiernach kann ein geseilscfiaftlicbes Zugeatändniss lediglich 
einer Solchen Beschränkung ertheilt wa-den, die dahin zicl^: 
13 dass nur der Urheber eines Werks der Wissenschaft oder 
Kunst — der Erfinder selbst — sich die aus der Art der 
Mittheilung desselben möglichen Vermögensvortheile ver- 
schaffe 4^4 ). Je muheloser diese Vortbeile aber bei Gei- 
steswerken, die (z. B. durch Uruek) mittelst eines korper- 
liehen Stoffs zu äusseren Sachen geworden sind, auf dem 
Wege rein mechanischer Nachbildung ein Anderer sich zu- 
eignen kann, desto dringender bedarf es der Sichening da- 
gegen, vor Allem also gegen den Nachdruck von Büchern 
und Musikalien , nngleich weniger sehen gegen die Nach- 
ahmung (^Nachstich t!^c.3 von Karlen, Kupferstichen, Stein- 
drucken, Zeuchmustern u. dgl., und wohl gar nicht gegen 
das Nachahmen von Gemälden, Bildsäulen und ähnlichen 
Arbeiten, wo bei aller damit verknüpften Muhe das. Abbild 
an Güte und Werth w^eit hinter dem Urbild zurückzubleiben 
l)(legt. 

. *) Mit fteslimmtheit bczeichoet hat diesen alleio richtigen Gesichtspunkt 
Krause (Abriss des Nat. ß. S. 174.), der ihn jedoch nicht ganz festhielt Ca. 
a. 0. S. 175. ZD E.}, und Hölzl a. a. 0. S. 38. Dem Erstoren folgt im Gfto- 
zen Ahrcns. 

•*) Ob er sich dazu der VermittlvDg eines Verlegers bedienen will 
oder nicht,, kann in der Hauptsache iiichls ändern. Das Hereinziehen der Frage 
nach den Rechten des Verlegers, worüber das preussischc I-andrechl sogar den 
Verfasser vergisst, hat nur Ver^vjrrung in die Untersuchungen über den Nach- 
druck gebracht. Seine Kechle hangen nothwendig ganz ab von dem Umfang 
der Ueberlragung durch den Verfasser, der abur fredich alle seine Rechte als 
solcher überhaupt Niemanden übertragen kann, — Es wäre ohne Zweifel ein 
grober Missslsnd, wenn der Schutz der' schrin<ite]|enschen Rechte nur durch 
Nennung des wahren Namens jedes Schriflstelters> erkauft werden 
könnte! — 
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9^) Du» dadurch dem Urheber des Gdsleswerks eine solche 
äussere \eTgütnng für seine Leistungen zu Theil werde, 
die nicht ausser allem Verhültniss mit diesen stehe #3* ^^ 
dem Ende darf ein Alleinrecht auf die äussere Nutzung 
seines Erzeugnisses dein Erfinder immer nur auf eine je 
nach Umstünden langer oder kurzer zu bestimmende Zeit 
zugestanden werden. Es kann, weil es, wie Jedes Allein- 
bandelsrecht, den allgemeinen Gebrauch vertheuert und ver- 
kümmert, immer nur statthaft sein al» eine für einen vorü- 
bergehenden Zweck n&thige Ausnahme von einer allge- 
mein gültigen Regel ; denn das ewige wesenliche Recht 
jfer Gesammtheit darf nie dem Eigennutz eines Erfinders 
geopfert werden, der etwa Lust trüge zu ihrer fortwahren- 
den und masslosen Besfeurong. ^^ar dessen billige An- 
spruehe verdienen die gesellschaftliche Anerkehnuqg, ohne 
welche kein äachrecht verwirklicht werden d. h. als Sach- 
eigenthum gelten kann ; und nur dann kömmt diese 
ebensosehr dem Ganzen zu Gut als umgekehrt jeder Ver- 
stoss gegen das gerechte Gleichgewicht zwischen den Fo 
derungen der Geseirschaft und des Erfinders Beiden Nach- 
theil bringen muss. 
In völliger Uebereinstimmung. üiermit gewahrte man daher 
schon sehr früh, zum Lohn für dankenswertbe Leistungen' in 
Wissenschaft und Kunst, den Schriftstellern und Erfindern aus- 
nahmwe,ise ausschliessende Rechte (^Privilegien in. Ge- 
stalt von Schutzbriefen gegen Nachdruck oder — nach 
Englands Vorgang — von Erfindungspatenten^auf Ziehung 
der äusseren Vortheil^ davon, d. h. auf die Vervielfältigung und 
den Verkauf ihrer Werke binnen eines bestimmten' Gebiets, und 
zwar auf kürzere oder längere Zeit je nach der Wahrscheinlich- 
keit eines früheren oder späteren Aerndtens der Früchte ihres 
Talents und Fleisaes auf diesem Wege. Und eret in neuerer Zeit 
verfiel man darauf, nach eben diesep Rücksichten ein Alleinrecht 
für dieselben fdurch allgemeines Gesetz) z""" Regel zu erhe- 
ben **3' Je wichtiger aber eine Erfindung oder andere Geistes- 



*) Wie weit dieses gerechte Verliältniss bei Schriflstellem , Lehrern der 
Wii^senscharten, Mosikern und Sangem, Schauspielern und andern KDnstlern oR 
verfehlt werde, springt ins Auge. 

**3 Uopassender erscheint dieser Weg schon desshalb, weil hier ein gesetz- 
licher Durchschnitt fast für jeden einzelen Kall das rechte Verhältniss, und eben- . 



sehöpfnog an sieli ist, und folglich ihr bnldiger freiester und viel- 
fältigster Gebrauch, desto zweckmässiger ist es, wie man eben- 
falls ziemlich allgemein anerkannt hat, sie sogleich dem Urhe- 
ber abzukaafen,. ,um oline Nacbtheil für ilin das Beste der Ge- 
sammtheit zu befördern. 

An die Stelle des oben erwiesenen bedingt we^enlicben 
Hechts der Urheber von Geisteswerken hat man aber sehr häu- 
fig #3 ^*^ angeblich gränzenloses, ausschliessendes Ei- 
gentlium Derselben aafKosten der Mit- und Nachwelt zo setzen 
versucht , für welches Einige sogar wagten streng folgerecht 
auch unbedingte Vererbiichkeit in Anspruch zu nehmen 4*^. 

Man ging dabei meist von der unhaltbaren Unterscheidung 
eines geistigen und körperlichen Eigenthums z. B. an einem Ba- 
che aus, wonach dessen Käufer nicht ebendas Recht erworben 
haben sollte, iiber dasselbe durch Abdruck zu verfägen, welches 
man docb dem Käufer einer Handschrift (^dem Verleger) in Be- 
zn.g auf diese zusprach ###3. Allein,, wenn unter Geistesetgen- 
fhum nur die geistige Urheberschaft in Hinsicfit eines Ge- 
dankens zu verstehen sein soll, so bleibt ja deren Uebergang auf 
einen Andern immer unmöglich, auch nachdem der Gedanke 
kund gegeben ist; und ebendarum würde, Wer fremde Gedanken 
für eigne ausgeben oder sie entstellt und verstümmelt als die des 
Andern in irgend einer Weise (^mündlich, schriftlich oder ge- 
druckt) weiter tragen wollte, die Individualität ihres Erzengers 



damit den Zweck des Gesetzes selbst verfehlen mnss. — Die Geschichte der 
Nachdrackfrage, und der Vergleich der Ansichten vor und nach Et^udung der 
Buchdnickerknnst über das Recht der Schriflsteller der Gesammtheit gegeoflber 
ist besonders lehrreich. 

*]) Auch in neueren Gesetzen, z. B. im preussischen Lsndrecht ist vom 
Eigenihum des Verlegers, in dem preussischen Gesetz vom 11. Juni 1S37 vom 
Eigenlhum des autor die Rede, ebenso in den oenesten Bundesbescblüsseu über 
den Naclidruck. 

*•) So K. S. Zacharia, M Bücher 4c. Bd. IV, S. 194. der den 
Vorschlag macht, das Schrifteigentbum für erblich nach dem Recht der Erslge- 
bnrt zu erklären. 

***') Nur diesen, nicht jenen Abdruck will man nfimllch als $pecificatio aa- 
sehen, was schon Schulze, (Leilfaden der Entvrickelnng der phU. Prinzip, d. 
bürgt 0. peinl. R. S. 275. f.} als blosse petilio principH erkannte. Offenbar 
kann vielmehr in beiden Fallen weder in Bezug auf den äusseren noch auf 
den inneren Stoff von einer tpecißcaHo hier die Rede sein, weil beide Stoffe 
uDgeändert neben dem neuen Werke fortbesteheo. 
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in dessen Werke verletzen *'}. Ganz ebenso wenn man unter 
GeistescigeiithuiD die ausachliessende Verfügung über unsre 
Gedanken vermöge unsrer geistigen Vaterscbaft verstehen will; 
indem dagegen jeder Versucli Verstössen würde nns zur Eröff- 
nung unsers Innern an Andere zu nöthigen, oder doch die Art 
oder den Umfang unserer Mittheilungen uns vorzuschreiben, und 
nämentlieh einen weiteren oder anch nur anderen Kreis von Hö- 
rern oder Lesern ans aufzudringen als wir selbst ihn gewünscht 
bütten *#'). l>ie selbsteigue Wahl dieses Kreises, sowie die Be- 
stimmuDg der Bedingungen, unter denen wir uns mittheilen woU 
len, steht, sofern wir sie nur nicht darch die Art unserer Veröf- 
fentlichang (^z.,B. durch Reden auf dem Markt, durch Maneran- 
sehlag dtc.3 tbatsachlich widerrufen , ebenso wesenlich ganz in 
onserm Belieben als die Veränderung oder sogar die gänzliche 
Vernichtang unserer eigenen Wissenschaft- und Kunstwerke, so- 
weit wir es vermögen. 

Schon ans diesen Gründen ist auch, ausser im Fall der wirk- 
lichen oder doch wahrscheinlichen Zustimmung des Urhebers, der 
Druck von bisher nicht gedruckten Geisteswerken Leben- 
der sowohl als Verstorbener unstatthaft ***_), — einerlei ob jene 
in Handschriften oder solchen Reden und Vortrügen Derselben 
bestehen, die bloss vor einem engern und auserlesenen, dem Re- 
denden bekannten Publikum in vertraalichem Tone gehalten wur- 
den -^y , -- nnd noch ganz abgesehen davon , ob der Urheber 



*) Das AIleineigeDlhümliche (Individuelle), ebendarum allein keiner 
Aneignang durch Andere Unterworfene, an den Gedanken ist olTenbar nicht ihr 
Inhalt, sondern nur ihre Form. Nur hiernach lässt sich datier über s. g. Ge- 
dankendiebstahl entscheiden. 

•*) Von diesem Gesichtspunkt aus glaubte Kant (Rechlslehre S. 127. 
ff.) die Unrechlmässigkeit des Nachdrucks darlhun zu können, indem er ihn als 
eine Rede ans Pablikum im Namen des -Verfassers ohne dessen Auftrag dar- 
stellte. Aber dieser Gesichtspunkt passt sichtlich nicht mehr auf die aller Welt 
bereits kuudgemachlen und anheimgefallenen Gedanken. 

***3 Vgl. S. 178. Erst in neseren Gesetzen hat man ihn rerboten. 

-)■) Dahin sollten doch wohl weder Predigten gerechnet werden (deren 
. Vervielfältigung nach einer Nachschrift freilich der Bundestag verboten hat), 
noch Festreden, Trinksprüche und Reden in öffentlichen z. B. Ständeversanm- 
lungen (»• >^ S. Zachariä, 40 Bucher, Bd. IV, S. 199.^, aber auch bei ^ 
Weitem nicht alle andern Vorträge t. B. an Hochschulen , jedenfalls dann nicht 
wenn sie vor einer zahlreichen, ganz gemischten, wechselnden Zuhörerschaft 
gehallen sind. Denn hierin sdion liegt der bestimmteste Verzicht auf die'Ge- 
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salbst eine VeroffentticbuH^ früher oder später beabsiehtigt« , wo 
ihm dann obendrein die erlaubten VermÖgensvortbeile aus eioer 
solcben entzogen oder gescbinfilert würden #3. 

Die Hauptquclie aller Irrtbütner bei dieser ganzen Frage ist, 
dass man Das, was nur vom Gedanken als äolcltem gelten kann 
und von seinem bleibenden inneren Verhfiltniss su Dem der ihn 
zaerst hatte, durch einen gewaltigen ewig wiederholten Sprunge 
im Schliessen ohne Weiteres übertnig auf den irgendwie dureh 
Aeusserung, und vollends durch Verkörperung mittelst eines äus- 
seren Stoffs, in den rechtlichen Wirkungskreis Anderer einge- 
tenen Gedanken. 

Hat nämlich der Urheber eines Geisteswerks dieses einmal 
der Oeffentlichkeit d. h. an unbestimmbar Viele übergeben, 
es gleichsam in die geistige Atmosfäre der Gesammtheit entlas- 
sen, 80 hat er sich der Beschränkung auf einen auserwahlten en- 
gem Horerkreis unwiderruflich begeben und mnss als einwilli- 
gend in alles Das gelten was hieraus nothwendig folgt. Von 
diesem Augenblick an hat er natorgesetzlich dessen weitere 
Wirksamkeit, die Leitung oder Hemmung seines Umlaufs, eben- 
' sowenig mehr in der Gewalt wie bei einem ausgegebenen Geld- 
stück. Derselbe Gedanke, der vorher ausschliessend zu seiner 
Verfügung stand, steht nun zur Verfugung Aller in deren Be- 
reich er gelangt ist; er ist Gegenstand ihrer gegründeten Rechts- 
ansprüche Cpnbliei juris} geworden, sowohl Was die Aneignung 
desselben durch Verarbeitung als auch Was seine Verbreitung 
angeht ; und er wird es immer mehr , je mehr mit der Zeit .die 



heimhaUoDfE ! Je zotrsDenswürdiger dann eine Nachschrilt ist [z, B. die nach 
Diktaten oder die bei Vorlesungen im buchstäblichen Sinn durch Schnellschrin 
gemachte) desto weniger kann auch nur von einem Euigrilf in das Recht der 
Individualität die Rede sein (s. S. 1780- 

•) Bloss dieser letzte GcsichUpunkt ' kann aber in Beträcht kommen 
wenn von eigenllichem Nachdruck d. h. unbefugter VervielfällrgDng bereits 
verüifenllichler Abdrücke die Rede ist , einerlei ob es dabei zunächst auf den 
Scliaden des autor oder seiner Rechtsnachfolger (V^erleger JCr} ab|[ese)ien war 
oder auf eignen Gewinn. War die Abstellt aber eine gute z. B. eine rein wis- 
scnschaflliclie oder die der' schnelleren und grösseren Verbreitung eines Werks 
(durch Umsonst- oder Wohlfeilergeben desselben), so kann, soT<ern ein Ver- 
mögenscliade für den autor nicht herbeigefiihrt war, nur dann von einem Un- 
recht gegen Denselben die Rede sein, wenn eine Verletzung seines Individua- 
liiatsroohls erweislich ist. Hier wird dann der Gesichtspunkt der Injurie eia- 
trelen. 
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rein persSuliche Beziehung des ErzengnisBes zam Erzenger 
unvermeidlich zurück und die rein gegenstandliche Natur 
des. Werks hen-or tritt , wie Diess z. B. an den Schriften der 
alten Klassiker ins Auge fällt. 

Dem zuwiderlaufende Vorbehalte and gleiclisatn Gebranch- 
vorschriften, die dem Geisteswerk vom Urheber (^oder Verleger^ 
bei seiner Herausgabe beigefügt sind, können höchstens als sach- 
widrige Willkür und blosse Einfälle gelten *3' Weit entfernt 
ober Dergleichen Gesetzeskraft zugestehen zu dürfen **3) ^^^ 
der Staat vielmehr verbunden die Rechte der Gesammtheit über- 
haupt gegen alle solchen Einschränkungen der freiesten Benu- 
tzung des einmal Veröffentlichten zu schützen, die nicht durch den 
Zweck der Sicherung des Nahrungstandes des Verfassers und der 
Wahrung seiner Individualität geboten sind. 

Demzufolge versteht es sich von selbst, dass es erlaubt blei- 
ben muss Bücher zu verleihen, daraus vorzulesen, abzuschreiben, 
Auszüge zu machen, ganze Stellen abzudrucken, sie zu beurthei- 
len, ja sogar zum Behuf einer Widerlegung *1f*) den ganzen 



*3 Eine solche Reservatio facto contraria lüge z, B. offenbar in dem 
Verbot des Weiterverbreitens and Besprechens der dem PublikuDi anvertrauten 
Gedanken. 

Der angebliche stillschweigende Vertrag zwischen dein Verfasser 
oder Verleger und dem Käufer eines Buchs: dass Dieser nicht nachdrucken 
(vielleicht es gar nicht weiter verbreilen ?j solle — ist eine handgreifliche 
Erdichtung, wodurch man die Wünsche der Erslcrcn in Rechte hätte verwan- 
deln mögen. Dicss ist schon oft und zur Genfige z. B. von G. E. SchnUe 
a. a. 0., K. S. Zachariä a. a. 0. und K. Wächter CStrafrecht n, S. 2330 
gezeigt worden. Hieran wird auch nichts geändert dadurch, dass etwa die 
ausdrückliche Bedingung des Nichlnachdrackeng einem Buch vorgedrQc)it 
ist. Denn diese Klausel, dnrch welche Klüber (öffenll. R. des deutschen 
Bundes &c. $. 505.) nnd Andere die Unrecht massigkeit des Nachdrucks zu 
begründen glaubten, kann offenbar nicht mehr wirken als z. B. der'ThUran- 
schlag eines Wirths : dass er für die Sachen der Reisenden nicht harten werd^ 
— in keinem Falle aber die Rechte Dritter, die etwa das Buch gelielieu hät- 
ten oder auswendig wüsslen, ün Geringsten schmälern. 

**) Das Unstatthafte eines solchen Zugeständnisses , wie es doch z. B. 
Schröter federt, fällt ins Auge. S. darüber meine Kritik seiner Schrift ül»r 
„das Eigenihum im Allg. u. das geistige insbesondere" in Schneider'» krit. 
Jaiab. für deutsche RechtsW. 1842. Bd. II, S. 591. 

*•• Ob auch zum Behuf einer Sammlung, wird, wie so vieles Andere, nur 
nach den Umständen des Falls sich entecheiden lassen. Unbedingt läognet es 
Schellwitz, Kritik des Nachdruckgeselzes für WUrttembei^. i642. S. 25. 



Coot^lc 



— 899 — 

Inhalt des za benrtlieilenden Werks wiederzugebeD, niclit minder 
Bie zu übersetzen und umzuarbeiten, oder Gedanken daraus zu 
benutzen, oder gedruckte Schauspiele aafzuführeH ^J. Sogar ein 
Recht des Wiederdrucks (d. h. einer neuen Auflage) scheint hier- 
nach wenigstens dann, wenn der aulor eines vergriffenen Werks 
- sich Dessen entschieden weigert, auch schon vor Ablauf der Zeit 
seines Alleinrechts eirem Andern nicht versagt werden zu kön- 
nen **3, sofern Jener nicht darnnter leidet; und ebenso wird, 
eine Einwirkung des Staats auf die Bestimmung des Preises der 
Bücher »fcc-, wenn auch fast immer überflüssig,' doch keineswegs 
unbedingt unstatthaft sein. Nach Ablauf der gesetzten Zeit aber 
muss es Jedem freistehen auch wider Willen des Urhebers (^oder 
seiner Heclitsnachfoiger) dessen Werk beliebig zu vervielfälti- 
gen und zu verbreiten *#*3- 



VIERTES HAUPTSTUCK. 

Vom Erbrechtf). 

g. 94. Einleitung. 

Bei dem Streit: ob nnd wiefern ein Erbrecht überhaupt be- 
stehe, — mass es schön sehr aulfallen, dass die positiven Rechte ein- 
stimmig ein solches anerkennen und dennoch fast alle Naturrechts- 



*') Es sei denn dass sie bloss zur Aufführung au bestimmten Bühnen ge- 
schrieben, also nur ats Manuskript gedmclit sind. 

*•) Füi' diese Ansicht, die Hölzl a. d. 0. S. 37. aufstellt, spricht, dnss 
der Zweck, für den dem Verfasser ein ansscliliessendes Recht auch hin- 
sichts der weiteren Auflagen eingeräumt ist, es niclil rechlfcrligan 
kann, wenn er das erwiesene ßedürfniss des Publikums durch Nichtausübuni^ 
jenes mit einer Pflicht für ihn verknüpften Rechts missachten wollte — iroht. 
gar aas Eigensinn oder Trägheit. Aber selbst die völlige Aenderung seiner 
Ansichten rechtfertigt schwerlich eine Weigerung, da ihm unbenommen bleibt 
durch olT^ne Erklärung- über diesen Wechsel jeder falschen Beurtheilung seiner 
Jetzigen Gesinnung zu begegnen. 

***) Manches Gute über Nachdruck sagt auch Droste-Hülshoff NR, 
S- 99. ' 

i] Ohne Frage lasst man in der Darstellung eines positiven Rechts besser 
das Fodenings- und Familienrecht dem Erbrecht vorausgehen, da dieses sonst 
erschöpfend und verständlich nicht wohl behandelt werden kann. Hier aber 
scheint seine Voranstellung natürlicher zu sein. 
Käder's Grandsüge dci Natnrreclit«! 19 
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lehrei* darin nnr eine positive Williinr sehen wollen, die aller 
veroanft- oder naturrechtlichen Begrundnng entbehre*). 

Bereits oben (^. 40.) ist die gänzliche Uohaltbarkeit der 
gemeinen Annahme erwiesen worden, dass mit dem Aafliören die- 
ses Lebens aoch alles Hecht des Menschen zn Ende sei. Auch 
in der Rechtslehre federt die unlängbare Tfaatsache Beachtung: 
dass das Wollen und Wirken des Menschen im Goten wie im 
Bösen über seinen Tod hinaus foft in die weiteste Feme) reicht. 
Könnten und dürften nicht unsre guten Werke uns überleben, 
dann wäre alles geordnete stetige Ineinandergreifen der Thätig- 
keit der jetzt Lebenden und des nachkommenden Geschlechts völ- 
lig unmöglich, und der Gedanke an die stündliche Möglichkeit 
des Todes müsste den Muth benehmen zn jedem nicht bloss- auf 
den Augenblick berechneten Beginnen #*). 

Nur soviel ergab sich aus der Natur der Sache (b. §. 40), 
dass, sowenig |icrsÖnliche Fähigkeiten zu bestimmten körperli- 
chen oder geistigen Leistungen as. B. in Amt und Würde bei Le- 
ben oder auf den Todesfall übertragbar sind , ebensowenig die 
daran sich knüpfenden Rechte und Vcrbindliebkeiten, sowie, dass 
mit dem Tode alle rein k örperlichen Bedürfnisse, und so- 
mit auch alle Rechte in Bezug darauf, nothwendig erlöschen. 

Ehe aber die Statthaftigkeit eines Crbrechts am Sacbvermö- 
gen näher untersucht werden soll, scheint es zweckmässig, einige 
allgemeineren ^emerknngen vorauszuschicken. 

So natürlich sich überall aus dem Sondereigenthum eine Fort- 



*) S. z. B. Bauer, Nat. R.,S- 103. und 104, Slöckhardt, Jie Wis- 
senschaft des- Rechts, S. 256; 260., Meisler, Nal. R. S. 304 ff., ßottech, 
Vemunft-R. Bd. I, §. 44." und die Meislen. Noch auffallender wird Diess, 
wenn Letztere trolzdera zugestehen, dass (Jas Erbrecht wenigstens beim Sach- 
vermügen „rerniiuflig und natGrlich" sei. Nur allein die unstreitig 
widernatürlichste Art des Erbrechts — kraft Erbvertrags — pllegen sie als 
naturrechtlich gelten zu lassen; wie denn überhaupt die Verträge gewöhnlich - 
zn allem Mö^ichen den Rechtsgrand hergeben sollen, obgleich man ihren eig- 
nen vom Standpunkt 1 des herrschenden Rechlsbegriffs aus ebensowenig zu er- 
' weisen vermag, wie den des Eigenlbums, der eingemahligen Ebe, des Ehehin- 
demisses naher Verwandtschaft u. s. f. Kömmt man also über jenen Stand- 
punkt nicht hinaus, so bleibt Nichts übrig als tiberalt nur positivrechtliche Will- 
kür zu erblicken. , . , 

"*3 Darum ruft orientalischer Despotismus , bei dem Niemand einen Tag 
seines Lebens sicher ist, oder auch der Mangel des Glaubens an IJnslertili(^ 
keit, ganz natürlich die grellste Genuss- und Selbstsucht hervor. 
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Setzung desselben durch eine solche Erwerbart im Ganzen (^per 
univertitalemj entwickelt hat, — denn als solche fassten schon 
die Römer das Erbrecht auf — so darf man doch nicht verges- 
sen, dass sich jenes auch ohne diese denken lässt, und nm so 
mehr ohne die eine oder andere Art derselben z. B. ohne Ter- 
Iragserbrecht. 

Ebenso ist es ausser SSweifel, dass das Erbrecht höchstens 
gleich weit sich würde erstrecken können als daä Sondereigen- 
thum. Ob es aber nicht wirklich bloss auf einen T h e i I der nach- 
gelassenen Güter zu beschrfinken sei , bedarf erst der Untersu- 
chung. Die Hanptvorwürfe , die man dem iSacheigenthum selbst, 
zumal von Seiten seiner grossen Ungleichheit gemacht hat, tref- 
fen fast nur diese Art seiner Uebertragung , weil ihr. diese Un- 
gleichheit, hauptsächlich zur Last fällt. Daräm darf man aber 
doch weder die gänzliche Anfhebung, noch alle möglichen 
Beschrfinkangen des Erbrechts für gerechtfertigt halten , noch 
auch die ganze Erbrechtsfrage lediglich gesetzgeberischem Be- 
lieben anheimstellen 1^^, sondern dabei nur die sorgfältigste Riick- 
sicht auf die Grundsät7/e fodern, wonach der Staat die ganze Ei- 
genthnmsvertheilung za leiten hat, besonders darauf dass diese 
soviel möglich: erstens in verhältnissm&ssiger Gleichheit #4^,. 
nnd zweitens in Unabhängigkeit vom Zufall des Glücks un^d 
Unglücks erhalten werde. Daher werden, auch sehr eng gezo- 
gene gesetzlichen Gränzen des Eigenthumerwerbs durch Todes- 
fall, und sehr starke Abgaben bei solchen Gelegenheiten, viel wil- 
liger getragen als bei Selbster^vorbenem, insofern als jener Er- 
werb überwiegend oder allein ein zufälliger ist, also ein Ausfall 
dabei nur als ein lucnim cessans empfunden werden kann ***~). 

Die Wege zum Eintreten in die Vermögensverhällnisse Ver- 
storbener, die man in Schule oder Leben für die rechten gehalten 
hat, sind überhaupt folgende: 



*5 Vgl. S. 261. ufld Anm. *••. — Das Erste meinten die St. Simonisten, 
das Zweilo Hugo (Nat. R. S. 411.3, ^^ Dritte Fichte Cniichgelassene 
Werke 0, S. 602. ff.}. 

* **]) S. L. Hoffmann, Untersacliinigea über die wictiligslen Augeleg. des 
Menschen ic. ThI. H, S. 269. f. 

**») S. oben S.26i.zaE., Hugo N,R. ff. 297. tfnd Zachariä, 40 Bü-- 
eher &c. Bd. IV, S. 268. Diess tritt bei der Erbfolge der Seitenver- 
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1) Entweder man spricht den Nachlass, ohne alle Rücksicht 
auf Fftmilienverbältnisse ond Verwandtschaft, g'Ieich als 
herrnloses Gut dem Ersten Besten zu, der sich dessen be- 
mächtigt. 

Allein abgesehen davon, dass alle oben (^. 78.J ausge- 
führten Gründe gegen ein an das eigenmächtige Zugreifen 
£inzelcr zu knüpfendes Alleinrecht sich hier wiederholen,- 
so bedürfte nicht nur die Herrnlosigkeit erst des Bewei-' 
ses #3 , sondern es käme die hohe Wahrscheinlichkeit 
hinzu, dass Mord und Todschlag nach jedem Todesfall ein- 
treten und häufig sogar diesen hervorrufen würden. Die- 
ser rohste, selbst von ungebildeten Völkern verworfene, 
Weg ist dennoch, merkwürdig genug, noch immer der von 
der herrschenden Schule als allein nnturrecbtiich be- 
hauptete. 
^3 Oder man hält dafür, dass der ganze Nachlass von Rechts- 
wegen Allen gleichmässig gehöre fre« omniumj^nnd 
lasst ihn der Rechtsgesellschaft zufallen **). 
Bei diesen beiden gleich einseitigen Annahmen, von denen 
die letztere mindestens dem Recht weit näher s.teht, pflegt von 
der inneren Gliederung der Gesellschaft, besonders in Familien, 
ganz abgesehen zu sein. 
3) Oder man überweist den Nachlass zunächst solchen Ein- 
zelen oder Ge'sammtpersonen, die zum Voraus schon ganz 
allgemein dnrch Gesetz für diesen Fall berufen sind, weil 
und in der Ordnung in der man sie für dem Verstorbenen 
näher stehend achtet als den Staat ; so dass diesem erst 
dann , wenn Keiner von jenen näher Berechtigten da ist, 
das Vermögen als erblos Qbomim racansj zufallt. Jenes 
s. g. gesetzliche oder. Intestaterbrecht pflegt vor 
Allen den nächsten Angehörigen (^der Familie^ zugestan- 
den ZD werden, dann überhaupt allen Blutsfreunden (kraft 



*) Ueber Kanl's Ansicht, der den Nachlass als „erledigles GaC vom 
hermloseg Gut unterscheiden will, vgl- Henrici, Ideen &c. Bd. II, S. 412. 

*•) Diese hätte ihn dann wieder den Bedürftigen und Würdigen zuzu- 
theilen (S- 83.;), vielleicht gar, wie die St. Simonislen es vergeblich versacht 
Jbaben, unmittelbar an die Einzelen, nur mit Rücksicht auf den Berufstand und 
gar nicht auf die Familie. S. dagegen schon Esehenmayer Normab-echt, 
Tbl. U,'S. 89. 
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9. g. GebliiUrechts^ , oder auch wohl der ßerafsgenossea* 
Schaft (z. B. dein Regiment, der Zunft^ oder endlich ir- 
gend einer andern engera oder weitern Genossenschaft z. 
B. der Ortsgemeinde. 
'4^ Oder man lässt den vom Erblasser selbst Ernannten, — sei 
es durch letzten Willen oder durch Erbvertrag — 
eintreten. 
Nur diese beiden zuletzt (sub 3^4^ erwähnten Arten des 

Uebergangs der Vermögensverhältnisse Verstorbener auf Andere 

begreift man unter dem Namen des Erbrechts. 

§. 95. Begründung des Vermögenserbrechts. 

Die Quelle der meisten so verschiedenen Meinungen #3 über 
die Begründung eines Erbrechts am Sachvermögen und dessen 
Umfang liegt ohne Frage in unrichtigen Begriffen von Recht. 

So hat man denn gewöhnlich übersehen, dass ein haltbarer 
Grund für jenes, wie für jedes andere Recht, nur in einem erweis- 
lichen Bedurfniss der Menschennatür liegen kann **), nicht aber 
in der blossen Thatsache eines äusseren Bandeä, wie der 
Blutsfreundschaft 4'4#3 u, s. f. 

Man hat ferner, nach dem Im Naturrecht herkömmlich gewor-^ 
denen Missbrauch, voreilig die Einzelen auch hier fast immer 
bloss als solche, ganz abgesehen von allen ihren gesellschaft- 
lichen Beziehungen und Banden (z. B. in der Eigenschaft von 
Ehegenossen, Familiengliedern, Verwandten) aufgefasst -J:)^ 
und demnach das Sachvermögen, das sie bei Lebzeiten mit mehr 
oder minder vielen Andern zusammen besassen und genossen, 
ohne Fug als ihr frei verfügbaries Alleineigentbum angenommen. 

Durch diess Alles aber hat man den Standpiinkt ganz ver- 
rückt,- von welchem aus allein es möglich ist zu entscBeiden: in- 



*~) Dia gewöhnlichsten bespricht in Kürze Pfeiffer, Ideen fic. S. 186. 

**) Eine rühmliche Ausnahme macht vor Allen J. H. Ahicbt, noues 
System eines ans der Mensdihett entwickelieg Nat. R. 1792. S. 300. ff. 

*••) Wäre der Versuch, auf diese elleüi Alles zu stülzen, streng 'darcb- 
führbnr, Was er nicht ist, wie man bei Majer selbst sehen kann, der ihn an- 
gestellt. bat (i. Germanien, von Crome u. Jaup, Bd. III, nr. 21. S. 527.}, 
so konnte von einem Erbrecht des Ehegenossen und von ,Enter- 
buDgen gar keine Rede sein. 

13 Vgl. S. 246. nr. 2. 
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wieweit in Hinsicht der Sachei^enthauwverhälfiiiese eines Ver- 
storbenen einer Willenserklärung desselben (^sei es in Gestalt 
eines letzten Willens oder eines Erbvertrags3 überhaupt 
Geltung von Seiten des Rechtsvereins zuzugestehen und, auch ohne 
eine solche, ein Eintreten in jene Verbältnisse durch bestimmte 
in dieser Beziehung bevorzugte Personen rechtlich zulässig sei 
d. h. ein gesetzliches oder Intestat-Erbrecht. 

Ohne Zweifel kann, wie kein anderer blosser Wille, so 
. auch nicht der auf den Todesfall verfugende Wille , und ebenso- 
wenig das blosse (^anstatt oder auch trotz dessen bestimmende^ 
Staatsgesetz, für sich allein je als genügender Rechtsgrund 
Qusfa cauta) einer Verfügung über den Nachlass gelten. Hierzu 
ist vielmehr unerMsslich deren Richtung auf etwas an sich selbst 
Gutes *} , nämlich auf Befriedigung wirklicher Bedürfnisse des 
Lebens. Diese aber können sein : 

i) ganz individuelle Bedürfnisse gerade dieses Individuums," 
das den Willen erklärt z. B. in Hinsicht des eignen entseelten • 
Körpers **). 

lieber das Vorhandensein und die Art der Befriedigung sol- 
cher Bedürfnisse hat jedoch Niemand als das Individuum selbst 
zu urtheilen. Diesem steht insofern das Recht zir, wie bei Leb- 
zeiten «1»tt3? ^** ^u^'' ^^^^ ^^>i lieben hinaus, völlig frei über 
Alles zu verfügen, was an sich bierfür geeignet ist z.B. zu An- 
denken der Liebe und Freundschaft. Diess tritt aber nur bei der 
Art von Sachen ein, die am Deutlichsten das Gepräge der gan- ~ 
zen Individualität des Verstorbenen tragen und mit ihr gleichsam 
verwachsen sind, wie z. B. eigne in dessen Besitz befindliche 
Wissenschaft- oder Kunstwerke, und die man darum das rein 
persönliche od6r individaelle S ach eigen th um nennen 
kann -Y). Hat er aber gar >^icfats bestimmt , so werden dennoch 
Diejenigen , die im Leben durch persönliche Liebe mit ihm am , 



*) S. 148. n. 149. bes. Amn. * und Abicht a. a. 0. 

'*) Ein Hauplgegner dieser Ansicht ist.Gerstäcker, System der innerea 
S.aatsveivral[ung und der GesetzpoliUk.. 1819. Abth. II, S. 346 f. 

**•} S. S- 54- 

•{■) fischenmayer (Normalreohl, II, S. 80.) geht von einem fibolicken 
Gedanken aus. — Daliin kann man sirher auch Bttcher mit ßandbenerkDug«! 
des Verstorbeoen rechnen, irohl anch Werkzeuge, GerfiUie, die er lange im Ge- 
bTauch geliabt bat, und AehnUches. ■ Zu weit darf fr^idi die GrüDze Uer ticM 
genügen werden. 
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Näcbslen verbunden waren, als die znnächst and allein Berech- 
tigten in Hinsicht ebeu dieser Sachen gelten müssen, die gerade 
nur für sie überhaupt einen Werth oder doch einen weit höhern 
Werth haben als für jeden Andern feinen s. -g. Affektions- 
werth), darum besonders (ür-pretia affecäonU taugen. 

Das Gegentheil jener freien Verfügung aber muss bei sol- 
chen Dingen eintreten, die lediglich durch ihren Xutzen für den 
leiblichen Lebensbedarf von Werth sind, die also keines- 
wegs in wesenlicher Beziehung zu der ganzen Persönlichkeit 
des Verstorbenen stehen. 

8} Es können aber die Bedürfnisse allein oder zugleich 
BedüHhisse Anderer öder des Ganzen sein. 

Und nur hiemach wird, wenn nützliche Güter einen Theil 
des Nachlasses bilden, über deren Vererbung sich entscheiden 
lassen, es liege nun ein letzter Wille vor oder nicht. 

Die nächsten Ansprüche ergeben sich hier ans den Be- 
dürfnissen Derer, weiche vor Andern mittelst jener Güter zu be- 
friedigen der Verstorbene bei ^seinem Leben zunächst verbun- 
den war und noch «ein wurde. 

Dahin gehören zuerst die Gläubiger des Verstorbenen *J. 
Uebereinstimmend nehmen indess die positiven Rechte an, dass 
das zur Deckung ihrer Foderungen Nöthige gar nicht als Theil 
des Hinterlassenechaftvermögens an sie gelange, dass also von 
einem eigentlichen Erbrecht bei ihnen nicht geredet werden 
dürfe, die sie nur in einem ganz äusserlichen und einseitigen Ver- 
hältniss mit dem Verstorbenen standen 4«^. 

Es gehören dahin ferner — nod allein wesenlich — Dieje- 
nigen, welche mit dem Verstorbenen durch das Band persönli- 
cher Liebe und Dankbarkeit für das ganze Leben nach allen sei- 



' *) Diess erkennen auch Abicht a. a.O. und E. Reinbotd Cpbilosophi- 
Bche Rpcbtslebre. J837. §. 52.) an. — Ein Vorabzug zur Tilgung von Schul- 
den, als Vorbeding jeder andern Verwendung, kann indessen, sofern jene flicht 
zum Besten d|tf Familie entweder gemacht waren oder doch ausscblugen , nie 
das wahrhafte Tamilienoigenlbum treffen, sondern nur solches wirklich selbst- 
erworbenes Vermögen (bient acquels), auf dem nicht offenbar dringen- 
dere Verbindlichkeiten hallen. 

**) Die positiyen Rechte nennen Erben richtig nur Diejenigen, welche 
als berufen gelten znr Vertretung der ganzen Person des Verstor- 
benen in Hinsicht seines Vermögens, sowohl den Rechten als den 
Verbindlichkeilen nach, die an diesem und nicht wesenlicb an der Individualität 
des defmcba halten. 
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ncn Zwecken und Beilürfnissen anfs Innigste zu euiem und dem- 
selben engeren Kreise des Lebens verbunden sind, wie in der 
Ehe und Familie. Da alle Glieder einer solchen engeren Le- 
bensgemeinschaft, wie nach den Zwecken, so auch nach den äus- 
seren Mitteln des Lebens, also in wirthschaftlicher Hinsicht, 
einander weit näher stehen als Andern, Ja gcwissermassen sogar 
als ein und dasselbe rechtliche Gesammtwesen (unitaa 
personarum im guten Sinn^ gellen müssen, so kann und mnss 
das Ansscheiden, geradeso wie das Eintreten, eines Gliedes für 
die übrigen nur andere Theiie nnd, wenn etwa das Familien- 
haupt ausschied, eine andere Verwaltung zur Folge haben, 
unmöglich aber einen Verlust des ganzen bisher in der That ge- 
meinsamen Sachvermögens *3. 

Von dem blossen Zusammenleben in derselben Hausgenos- 
senschaft ohne Blutsfreundschaft, sofern jene oft nur ein ganz 
"vorübergehendes Verhältniss ist, wie z. B. bei Dienstboten, kann 
jedoch das gleiche Bedörfniss und Recht nicht behauptet werden, 
und ebensowenig von solchen Blütsfreunden, die nicht auch 
Glieder derselben Familie sind oder doch waren. Zwar 
liegt m dem Bande des Bluts für sich allein, und um so mehr je 
näher die Verwandtschaft ist, schon ein naturlicher Grund zu ei- 
nem gaQ7> cigentkümlichen Verhältniss der Zuneigung, wofür 
mithin dje Veruiuthung spricht. Wieweit jedoch die Rechtsge- . 
Seilschaft hieran, auch bei entfernterer Verwandtschaft*«), die 
Wirkung eines Erbrechts am nutzbaren Vermögen zu knüpfen 
habe '— zum Zengniss des Wertbs, den sie auf die Befriedigung 
jener Bedurfnisse der Menschennatur lege, die in der Verwand- 
tcnliebe wurzeln — , darüber wird ein allgemeinerer Massstab als 
der der Volksansicht sich schwerlich auffinden lassen; Was die 
Verschiedenheit der Gesetzgebungen in diesem iStück hinreichend - 
rechtfertigt. ' 

Doch wird auch über die- hiernach zu ziehende Griinze hinaus 
überall da ein solches Erbrecht anzuerkennen sein, wo die Wil- 
lenserklärung des Versforhenen ausser Zweifel set»tj dass es 
ihm als Bedürfniss des Herzens oder als Pflicht der Dankbarkeit 



*:) S. S. 246. 

**;) Das französische Gesefzbuch erkennt über den- zwölften Grad hinaus 
ein gesetzliches Erbrecht der Suilenverwandten nicht mehr an. Andere Gesetz- 
gebungen beschranken sich darauf, jedes solche Erbrecht an eine starke Abgabe 
(die s- g. Kolialeralgelder} zu knüpfen. 
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erschien, Verwandten, nicht minder aber Freanden, ja so^ar an- 
dern Personen, oder endlich wolilthäti^en Stiftungen und edeln 
Zwecken irgend einer Art, diesen Theit seines Nachlasses zuzd- 
wenden. Denn der Bethntiguhg einer wahrhaft gemeinnützigen 
und liebevollen Gesinnung airf jede Wfee ausseru Vorschub zu 
thun, ist eine unabweisbare Federung an den Rechtsverein. 

Immer aber muss die Gesetzgebung freie Hand haben zu sehr 
vielen solchen Einschrünkungei^deä Erbrechts an nützlichen Gü- 
tern, die durch die allgemeinen Höcksichten' einer gerechten Sach- 
eigentbumsvertheilung geboten sind , ohne geradezu demGrund 
alles Erbrechts zu widerstreiten , z. B. bei Vermächtnissen zu 
milden Zwecken, an die todte Hand etc. 

Die Hanptfrage ist hiernach, inwiefern der Staat über die 
Erbschaftverhältnisse nach dem Willen ■ des Verstorbenen sich ' 
zn richten, oder anabhängig von demselben zu bestimmen habe? 
, in allen positiven Rechten hat man das gleich Rechtswidrige der 
äuBsersfen Gegensätze eingesehen, — wonach Alles nur nach 
dem Einen oder nur nach dem Andern zu entscheiden, also nur 
ein testamentarisches oder Vertragser brecht oder nur 
ein gesetzliches (^Intcstat-]) Erbrecht zuzulassen sei. 
Man hat desshalb in verschiedener Weise Versuche ihrer Ver- 
mittlung gemacht, indem man nämlich nur entweder das Gesetz 
% überwiegen und als Regel gelten lassen wollte, oder, und 
gewöhnfich, den Willen 'des Verstorbenen, und zwar so, dass 
nur in Ermanglung ausdrücklicher Willenserklärung das Gesetz 
nach dem muthmasslichen Willen sich 2u richten habe *}. 

Sofern aber im Fortschritt der Bildung immer mehr selbst 
dem erklärten Willen, falls er ein entschieden pflichtwidri- 
ger ist, die Anerkennung versagt, und ein pflichtmässiger 
statt dessen rechtlich angenommen wird, so kann man darin eine 
fortschreitende Annäherung der positiven Rechte ah das einzig 
Richtige nicht verkennen *«). 

'Eine etwas genauere Betrachtung der .Hauptarten des Erb- 
rechts wird Diess bestätigen: 

*3 So nach dem Vorgang des römischen Rechts auch in der prenssischen 
und, Östreichischen Geselzggburg und, den Worlen aber nicht der That nach, 
im Code, der hier, sichtlicii unter dem EinHass der germauisclicn Rechtsansich- 
ten des droit coulumier stand. 

**3 Besonders auiTallend zeigt sich Diess an dem Entwickelungsgang des 
römischen Rechts von dem „tili kgatsil etc." der i2 Tafeln an bis zu Jasli-> 
liians Federung gesetzlicher Enterbungsgrlinde , durch die Uebergangstufen de? ' 
Verpdicblung rite zu (estirea und der bonorum possessio. 

ni,i-uj., Google 
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%. 96. I. Vom gesetzlicben oder In t es tat-£r brecht. 
Das Gesetz sollte nach dem bisher Ausgeführten zu Jeman- 
des nachgelassenem nutzbarem Vermögeu immer nur die Personen 
berufen , gegen welche er im Leben die stärksten und dauernd- 
sten Pflichten hatte,— die er alao, um pflichtinassig zu handeiiij 
von Rechtswegen hätte bedenken müssen — und zwar nur nach 
der einfachen, natürlichen Ordnung und iStärke dieser Pflich- 
ten *"). Solche Pflichten legte Jie Natur unstreitig gegen die 
nächsten Angehörigen des' Verstorbenen auf, die durch das Fa- 
tnilienverhallniss , in dem sie stehen, gewissermassen eine einzige ~ 
Gesammtperson ausmachen, auch in Hinsicht des Vermögens, und 
denen durch Erfüllung jener Pflichten eigentlich nur ihr gebüh- 
render Antheil am Gesammteigentlium der Familie zugewiesen 
wird #*). 

13 Obenan steht hier offenbar das in dem fiedürfniss derJSr- 
ziehung und Versorgung gegründete (^Geblüts-^ Recht der 
eignen Kinder und Kindeskinder, da dieses Redürfniss 
durch die Erzeugung von dem Verstorbenen selbst hervorgerufen, 
um nicht mit Manchen zu sagen; verschuldet ist «tttt^. Durch- 



*3 Diess verlangen auch mit Recht Abicht e. a.O. und K. S. Zachariä 
C40 Büchar, Bd. IV. S. 276 ffO Man kann sonach den von Meister (NaLA. ^ 
S. 313.) gebilligten Salz: dass gar-kein' Erbrecht slaUfiiide, wenn Jemand nicht 
schon vor dem Tode des Erblassers den beslimmenden Grund für sich hat, aus 
dem er es sich zuschreiben kann, — als Regel immerhin gelten lassen. 

**) Ist Diess schon ganz oder zum Theil bei Lebzeilen des Erblassers, ge- 
schehen, so fällt dan^ ein Anspruch hei dessen Tode in eben dem Masse nolh- 
wendig weg. Daher wird z. B. die Ausstattung der Töchter ganz natürlich 
auf deren &btheil eingerechnet fco/torto rfort»J. Die Leibzucbt des deut- 
schon Rechts kann man sogar gewissermassen als eine Beerbung des noch le- 
benden Vaters durch den Sohn ansehen. Zur gänzlichen Auseinandersetzung 
des Familieneigonthams ist freilich die gänzliche Auflösung der bisherigen Fa- 
milie vorausgesetzt. 

***) In' dem Verhaitniss der Krzenger zu den Erzeoglen pflegen selbst 
Diejenigen einen über alle Einwendungen eriiabenen Grund des Erbrechts zu 
sehen, die jeden andern in Zweifel ziehen. So z. B. von Dresch Nat. R. 
1822. S. 216— 218. und Rotleck a. a. 0. Wenn es aber auch der stärkste 
Grund desselben ist, wie schon der comensus geraum lehrt, so ist es doch 
nicht der einzige. 

Eine unbedingte Verschmelzung des Vermögens des Erben und des 
Erblassers würde eine offenbare Ungerechtigkeit sein gegen die Gläubiger des 
Erblassers einerseits (die man desshalb dagegen durch das jus separationis 
'schätzt) und gegen iea JBtbeo aAdrttfseite. Die (lUe starre ßechlsdichlgog der 
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aas nafnrgetnäss ist es dann hier, dass die Enkel, Urenkel n. s. T. 
— nach dem s. ff. ErbvertretunjS^s- (Reprasentations-} 
Recht — lediglich an die Stelle ilires vorverstorbenen Aeltern- 
theils, d.h. so viel ihrer sind nnr in eben den Erbtheil eintreten, 
der auf diesen gefallen sein würde, wenn er noch lebte. Denn, 
sowie sie mit ihren Erbanspn'iclien zuniiehst offenbar nur an die 
eignen Aeltern angewiesen sind, und im ordentlichen Lauf der 
Natur DBr durch deren Vermittlung von den Grossaltern u. s. w. 
Etwas im Erbgang zu erwarten gehabt hätten ; so wäre es an- 
drerseits schreiendes Unrecht, wenn der blosse unglückliche Zu- 
. fall des vorfrühen Todes ihrer Aeltern sie jenes Anspruchs be- 
rauben sollte, da sie doch gerade dadurch um so mehr der Hülfe 
und Vertretung der Stelle d^r Aeltern durch die Grossaltern be- 
dürftig werden. 

S} Neben dem Recht Derer, die von dem Erblasser ab- 
stammen, auf dessen Hinterlassenschaft, muss aber das Recht 
des überlebenden Ehegenossen anerkannt werden aufFort- 
genuss aller solchen iSachmittel, die für Bedürfnisse erfordert 
sind, die vom Leben des jetzt Verstorbenen nicht abhängen. 

Dabei thut es denn Nichts zur Sache, ob dJess letztere 
Recht gewahrt ist auf dem Wege der ehelichen Güter- 
gemeinschaft (^wenigstens in Betreff des Errungenen^, 
der allein dem Wesen der Ehe entspricht , oder in dessen 
Ermanglung als eheliches Erbrecht im engeren Sinn; 
sei es nun durch eine s. g. statutarische Portion oder 
durch ehelichen Erbvertrag oder wie sonst immer. 
Wo Gütersondening (^regime dofal) in der Ehe bestand, 
da ist bei Bestimmung der Grosse des ehelichen Erbtheils 
die Rücksicht auf die besondere Bedürftigkeit der Wittwc 
Cindotala uxorj oder des Wiftwers sehr natürlich ♦_). 



Römer TOD der imilas personaruta des £rben mit dem Erblasser konnte sich 
daher in dieser äossersten Uebertreibung niclit bebaupten C^ena nämlich der 
Erbe, wie er im späteren Recht durfte, nur cumbeneficio inventarii angetre- 
ten war), sogar nicht bei den eignen Kindern' des Krblassers. Denn, obgleich 
diese die natürlichen Naclifotger nnd Stellvertreter Desselben sind, auch in Hin- 
sicht des Familieneigenthums , besonders so lange sie noch nicht aus der Fa- 
milie ausgetreten Csondern suf) sind , so mnsste man doch endlich durch Ge- 
währung des beneficium ahttinendi anerkennen , dass darum ihre selbstsländige 
PersönRchkeit nicht niissachtet werden darf, 

*) Das fraozÖsiscliejRecht nimmt schntkler Weise auch nicht emmal erslere 
RSckBicht. 
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Znrücksetznng des überlebenden Ehegenossen hinter 
die Abkömmlinge des Verstorbenen , — diese mögen nun 
zugleich die eignen sein oder niclit, — oder gar, wie noch 
im neuesten römischen Reclit, ' hinter alle, selbst die ent- 
ferntesten Blutsverwandten Desselben, verstösst aufs Gröbste 
gegen die natürliche Innigkeit der Ehegenossenschaft *). 
Das Verhaltniss des überlebenden TJieils 7m seinen Kindern 
von dem verstorbenen pflegt in Hinsicht des Nachlasses am Ein- 
fachsten so geordnet zu werden, dass Jenem ein tilter lieber 
Niessbrauch an den Erbtheilen der Kinder zuge8|»rochen wird, 
und zwar auf so lange, als Diese noch der älterlichen Fürsorge ' 
bedürfen, d.h. noch nicht die Jahre der Selbständigkeit erreicht 
haben. 

Dass bei Bestimmung der Erbtheile der Hinterbliebenen, und 
besonders der Kinder, soviel möglich Rücksicht genommen Averde 
auf deren (^auch nach Stand, Bildung, bisheriger Stellung und 
Erziehung") verschiedene Bedürfnisse , Hegt in der Natur der 
Sache #43. Ebenso ergibt sieb aus dieser als Regel die FÖderong 
der Gleichstellung sämmtlicher Kinder in ihren Ansprüchen auf 
Antheil am nlterlichen Nachlnss, insofern nicht «ine wirkliche 
unzweifelhafte Ungleichheit der Bedürfnisse eine Ausnahme be- 
gründet. 

Diese Regel kann daher auf die blossen Wa h 1 k i n d e r (^Adop- 
tirte) und Pflegkinder keine Anwendung finden, f am Wenig- 
sten wenn deren eigne Aeltern noch leben,) aus demselben 
Grunde , der überhaupt gegen deren gleiches Recht mit leiblichen ' 
Kindern spricht , wie sich im Familienrecht zeigen wird ; auch 
unter diesen Letzteren aber nur anf Solche y die in der Familie 
geboren oder doch später in sie eingetreten sind ##«3* 



*) Nur bei der Etrengetf Ehe , wo die Frau in manu mariti ist , macht 
das altrömische Reclil bekannllich eine Aasnatime, da sie dann rechllich gleich 
als Tochter (sua) ihres Mannes gi[{. 

**) Ganz Ähnlich wie bei Eiitscheidnng der Frage: ob ihnen, so lange 
der Erblasser lebte, naiuraka oder civilia alimenta zukommen sollen. Auch 
finden es Hugo und Marezoll billig, und Fichte (nachgelassene Schriften, 
Bd.II. S. 605.) sieht, darin geradezu die einzige allgemein nothwendige Schranke 
der letztwilligen Verfugung. 

***} Glaubt man aber mit manchen positiven Rechten, Diess_anc}i bei den 
Kindern annehmen zu müssen, die auf anderm Wege legitimirt worden sind, 
als durch die nachfolgende Ehe ihres Vaters mit ihrer Matter, so wird 
schwerlich ein innerer t^uod aufzufinden sein, um allen übrigen Boehelidien 
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Inline höchst ungerechte Härte ist es , wenn die weibli- 
chen Nachkommen , ohne Unterächied ob sie bereits aus der 
Familie herausgetreten sind oder nicht, von dem Familien- 
gut ganz ausgeschlossen werden, besonders desshalb, weil 
nur die Söhne den Namen und Glanz der Familie fortpflan- 
zen (femina finis famitiae l^ ^'). iSo im älteren römischen 
Becht, das nur ein Intestaterbrecht der agnati unA gentUe» 
kannte. 

Noch weiter geht das Unrecht, wenn sogar nur einem 
(^meist dem erstgeborenen^ Sohn zum Nachthetl aller übri- 
gen Kinder der Nachlass ganz oder grösstenthcils zuge- 
Aviesen wird. Diess kömmt indess fast immer nnr iu Be- 
ziehung auf liegende Güter vor, die man dadurch zusam- 
menhalten müchte, besonders im deutschen Becht ##^. 

Alle dergleichen Zurücksetzungen der andern Kinder, 
denen höchstens eine karge Abfindung zu Theil wird, 
untergraben nicht nur die Liebe und das Zutrauen der Fa- 



Kindem das gleiche Recht vorznelilhTilten , vorausgesetzt aar, dass über beide 
Aeltern Derselben kein Zweifel obwaltet. 

Für sich klar ist Treilich , dass-die Feslstellung der Vaterschaft nicht bloss vom 
galen Willen des Vaters abhängig gemacht werden darf, d. h. von seiner An- 
erkennung des Kindes ; obgleich Diess nach französischeni Recht auch dann ge- 
schieht, wenn nicht wegen Vielmännerei, in der die Mnlter erwiesenerma^sen 
gelebt hat, der Vater wirklich ungewiss ist. 

Nach den jetzigen verunderleD Ansichten ist der Vorzog ohne hinreichen- 
den Grund, den das jöraische Recht dem Konkubinat, und folgeweiso den 
eigentlichen naturalem Uberi, vor andern unehelichen Kindern einräumt. — 
Die Verkürzung der Kinder aus einer s. g. Ehe zur linken Hand ist, eben 
' 80 wie diese selbst , das' blosse unnatürliche Werk unnaturliclier gesellschaft- 
lichen Verhältnisse. — Die Au ssch liessang endlich der in Ehebruch oder 
wissentlicher Blutschande E^rzeugten vom Nachlass der Aeltern, so- 
gar vrider deren le'zten Willen, ist ein stehengebliebener Rest der Gesetzge- 
bung roher Zeiten (vgl. S. iSO). — Heber diess Alles näher mündlich. 

*) Andere Gründe für einen solchen Ausschluss , nicht bloss von der Erb- 
schalt, sondern auch von einer Ausstattung, wovon oben (S- i52 Anm. *•) 
die Rede wer, würden nur dann zutrefTen, wenn alle MAdcbea beiratheten and 
wenn es nicht wenigstens Erbtdchter gäbe. 

**} Uebrigens lässt sich auch das älteste römische Intestaterbrecht wohl 
nur mit Montesquieu (esprit des lots, livre 27), aus der Absicht der 
Aurrechthaltung der damaligen Aeckervertheilung erklären. In ähnliciiem Sinn 
sagt dena Proudhon (^qt/esl-ce que, la propriete p. 78. 80): Nur eine 
verkehrte Anwendung des Gleichheitprinzips habe zur Zulassung aller Kinder 
znr ErbscbaR, mit Beseitigung des Erstgebartrecbts, gefQbrt etc.! — 
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mtlienglieder zu einander, sondern sie versetzen auch die 
Verkürzten gewöhnlich in die drückendste' Abitängigheit 
von den Bevorzngten, und zwingen sie mittelbar nicht sel- 
ten zur Ehelosigkeit *J. 
3^ Hinterlüsst der Erblasser keine eigne Familie fWeib 
und Kinder]) , aber erst dann *#^ , muas sein Erbe zurückfallen 
an die Familie, ans der er selbst und gewöhnlich grossentheils . 
auch sein Vermögen stammt, — und zunächst an seine Er- 
zeuger, da diese durch das unmittelbare Band des Bluts und 
der daran geknüpften Zuneigung und Dankbarkelt allen Andern 
nothwendig vorgehen. Aber, sowie oben ausgeführt worden ist, 
dass wenn Einer von zwei Ehegenossen stirbt, dessen Kinder 
neben dem Ueberlebenden Antheil am Xachlass erhalten müssen j 
ebenso mochte auch hier — schon we^en der Möglichkeit einer 
nicht kinderlosen zweiten Ehe desVerwittwetcn — das Natür- 
lichste und Einfachste sein: dass an die Stelle des nicht mehr 
lebendeit Theils der Acitern dessen Nachkommen treten, ganz in 
derselben Weise, als wenn er selber so eben zu beerben 
wäre ***^- Da aber Ebendiess offenbar auch eintreten iquss, 
wenn bereits beide Aeltern verstorben sind, so würden demnach 
nun die mittelbaren Blulsfreuude oder s.g. Seitenverwandten 



*3 Geistlicher Stand und Kloster war, auch bei den höheren Ständen, 
für ^ie ein sehr gewöhnliches Loos.' — Vgl. liberliaupl S. 149 und S. 266. 
bes. AiHn. ** u. *•* und Hugo Nal. R, §. 309; 320 ff. 

**) Nach dem wahren Salz : „amor plus, deacendit quam ascendit" scheioE 
es sehr in der Natur zu hegen, dass wir weit mehr an unsern Kindern, als 
an den Aeltern selbst zu vergelten pflegen , Was Diese für uns gelhan- haben. 

^^*3 So nach dem östreichischen Gesetzbuch , dem man überhaupt in der 
ganzen Lehre vom Erbrecht kraft Gesetzes ohne Frage den Preis zuerkennen 
niuss Cwie auch fast von Allen, z.B, von PfeiffeF, Zachariä etc. geschieht); 
es spricht-tlem überlebenden Aeltemtheil allein den Nachlass erst dann zu, 
jfvenn das verstorbene Kind keine Geschwister hinteriässt; das prenssische Ge- 
setzbuch hingegen thut Diess auch dann, wenn Geschwister da sind ; das fran- 
zosische endlich lässt „höchst widernatürlich" neben ihm auch entfernte Sei- 
tenverwandie der andern Seite erben. S. ThJbnut Lehrb. des franz. Civil R. 
S. 281 und L. Hoffmann Untersuchungen etc. ßd. IL S. 271. ' 

Das Erb vertretungsrecht (s. §.299.) ist zwar ganz richtig von allen 
nenern Gesetzgebungen, im Einklang mit dem römischen Recht, bei KinderD 
und Kindeskindern ins Unendliche anerkannt. Ganz folgewidrig behalten es aber 
die Römer nicht bei, wenn nur Geschwisterkinder oder, in ihrer vierten Klasse, 
andere Seitenverwandte erben, and der Code hat auch nur Ersteres, nicht Letz- 
teres, geändert, 
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zur ErbfoTge kommen; und zwar zuerst alle Jene, die mit dem 
Erblasser entweder von demselben Aelterapaar abstammen, oder 
doch denselben Vater oder dieselbe Mutter mit ibin gemein haben 
(^ seine Voll- oder Halbgeschwister^ ; und nicht etwa so, dasS 
Entere darum Letztere aosschliesseQ dürften, sondern so, dass 
der Unterschied nur auf die Bestimmung' der Erbantheile von Ein- 
fluss sein darf *]). 

Erst wenn von deita ganzen Stamm (^der Linie oder Paren- 
tel) der Aeltern Niemand mehr da ist^ muss die Erbfolge ganz 
ebenso zurückgehen auf den nächsthöheren Stamm , nämlich auf 
die Grossältern znsammt alten ihren Nachkommen , tind so fort 
Ton Stafe zu Stufe *ffj. _ ; 



^} Dieses ist auch iin östreichischen und firanzösischen Recht aner- 
kaunt, indem darin den Vollgeschwistern doppelle Aotheile gegeben werden. 
Das römische und preasstsche Recht hingegen setzt zwar nicht alle halbbär- 
tigen Seitenverwamdten den voilbürtigen nach, aber doch verkehrlec Weise dio 
Halbgeschwister und ihre Kinder den Voligeschwislern und deren Kindern. 

•*J Das östreichisclie G. B, §. 730 ff. beruft anl diese Heise nachein- . 
ander zur Erbfolge, nächst dem ganzen Stamme der Abkömmlinge, alle den 
fünf aufsteigenden Stämmen der Erzeuger und Ahnen 4es Ei'blassers angehören- 
den Verwandten, während der Code weniger gut hier Alles bloss vom Grade 
der Seiten Verwandtschaft abhängig macht (s. S. 296. zu E.}, und das römische und 
prcussische Recht noch schlimmer überhaupt gar keine Gränze des Erbredits 
■ ziehen. Das Band der natürlichen Zuneigung und der besondern iiäheren Ver- 
pflichtung aus der Vermögens gen SS enschalt der Familie und des Stamms verschwin- 
det nothwendig in gleichem Mass mit der Einheit des Bluts, also mit der Ent- 
fernung der Linie (des Stamms) nnd des Grades. Nur wenn man nicht mit 
decT deutschen Recht auf die Vermrtgensgenossenschaft Rücksicht nimmt, son- 
dern allein auf die mulhmassliche Liebe des Erblassers, kann man mtt den 
neneten römischen Recht darauf verfallen , sogar auf Kosten der näheren Linie, 
an die blosse Gradesnähe einen Vorzug zu knüpfen. 

Volle Billigung verdient es, .wenn der Staat dem mit der grösseren Ent- 
fernung der Seiten verwandten steigenden Zufall, dem sie das Gelangen zur 
Erbfolge verdanken würden , immer weniger Wirkung zugesteht (durch stei- 
gende. Besleurung solcher Erbschalten) und ehdiich gar keine mehr! üebeBr 
dicss Letzte und die ganze Lehre vgl. besonders Pfeiffer, Ideen etc. §■ ^■ 

Näher auszuführen, in wie viele Willkürlichkeiten nnd Folgewidrigkeiten alle 
positiven Rechte verfallen musslen , sobald sie von den oben angedeuteten (nm 
im Östreichischen Gesetzbuch festgehaltenen) Grundsätzen abgingen, ist hier 
nicht der Ort! 

Eine rühmliche Bestimmung schon des römischen Rechts enthält das ge- 
setzliche Erbrecht, welches dem Verpfleger eines Wahnsinnigen, mit 
Ausschluss alier andern Erben für den FaH zugesprochen ist, dass Diese sieb 
als imwilrdig bewiesen baben dorcb üeblose Nichtbeachlang der Auffoderong, 
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$. 97. IL Vom Erbrecht kraft letzten Willens. 

Hftit mfln fest an dem Grnnde alles Erbrechts, der, wie oben 
(^. 95.3 ausgeführt ist, nur iii wirklichen Bedürfnissen liefen 
kann, so liisst sich nicht läugnen, dass der'Staat, soweit er 
selbst diese Bedürfnisse zu erkennen im Stunde ist, nur sie zur 
Richtschnur bei Anerkennung^ und näherer Bestimmung des Erb- 
rechts zu nehmen hat. 

Daraus folget denn: erstens dass er nur danach, für den 
Fall dass ein letzter Wille nicht erklart ist, eine allgemeine 
Regel aufstellen muss, zufolge dere^n er, auf den zu vermu- 
thenden vernünftigen fd. h. pflichtgereehten) Willen der 
Verstorbenen bin, über deren Xachlass verfügt; zweitens dass 
er, falls zwar ein letzter Wille vorliegt, aber ein solcher der, 
in offenem Widerspruch mit dem Grunde, des Erbrechts , die aus- 
gemachtesten Rechtspflichten auf die liebloseste Weise verletzt, 
einer solchen blossen Willkür alle rechtliche Geltung versagt 
nnd eine pflichtmässige Verfügun«^ an die Stelle setzt; drittens 
dass er stets eingedenk sein muss, dass in den ineisten Fällen 
nur der Verstorbene selbst seine Verhältnisse zu Andern und die 
daraus fliessenden eignen nnd fremden Bedürfnisse, somit auch 
den ganzen Umfang seiner PHichten in- Hinsicht ihrer Bestreitung 
vermittelst des Nachlasses,- genau zu kennen und dafür dos Nö- 
thige bis ins Einzele anzuordnen im Stande ist. 

Ebendesshalb muss der Staat, so gewiss sonst der rechtliche 
Zw;eck der Erbfolge gar nicht oder nur zum Theil erreicht wer- 
den würde, den Einzelen in sehr vieler Hinsicht , und im Zwei- 
fel immer, wie während ihres Lebens, so auch über den Tod 
liinaus vertrauen, indem er ihr Hecht letzt williger Verfügung an- 
erkennt, wenn und insofern diese nnr darauf gerichtet ist, 
die (^abstrakte^ gesetzliche Regel für die Erbfolge und Erbthei- 
lung näher so zu bestimmen, wie die Besonderheit der Umstände 
bei gerade diesem Erbfali es erfodert. Jedem muss freie Hand 
bleiben, von der auf blosse durchschnittliche Wahr- 
scheinlichkeit gestutzten Anordnung des Gesetzes ab-, und 
zuznthun soweit, aber auch nicht weiter, als die Aenderung 



sich des HäirsbedQTßigen aDZunehmen. Das preussische Landrechl dehnt Diesa 
anf andre .lon ihren Angehörigen im Slich gelassene Hülflose aus; und ähnliche 
G^ründo sprechen auch für eine Beerbung der in ölTentliche ArmenanstaltCD Aur- 
genommenen darch diese Anstalten. Vgl. Bornemann, preuss. Civilrecbt r2(e 
AusgO Bd. 6. S. 431 f. 
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den wirklichm Lebensverhältnissen und Bedürfnissen aller Be-^ 
thirfig^cVi g^inäsis' tirid stiiiiit 'durch deiiÖeiBt'tihd--2:w^'bk\'aes Ce^ 
sefüiis'sel'bsf 'gerecfitfeffi^ ist;' -Diesies Ic'aiiii' nn<|- sfeil pjferdings 
ciH** OHind'satz,' eine' 'liegel'eirfiiÄlten/'däbd dbfer zmh Vorauf 
in Betracht ziehen, dass eine solche vielfacher ^usnahmetinnd 
WAehbessettrij*eH'1)edi»i^f,-aiö' srönfeÜK ÄiCht 'etwft:'»bÄüSc^rteiden, 
'iWhtteVh-aöf'JödeWeiiie zo' ei^^cht«■n sind,- die ihJess\-soß;™ 
sle^-x^JAlifchS A'bHnderrfngeü- ^sAid; 'ÖfrtfHriin|;sinässij^ dni-ch V^0 

tMstiinmAgjeM't Regel tiiW^ciäIt^(M.';' -•■'■'" '-■■■■' 
lii >!>'Hf&riit'* ist dfenrf'-ftuch'die 'i^Ieiil richtige Ansicht aiisgespro- 
then föft dfcih VÖriiÄltrifss b*fder Artein derErbfÖf^^ zu einandei-, 
Tfitj-'nrttöi- deärSfcihfinss'dei-'gleieh: einsfeitigfen üeber^ä(znng''dfep 
»estart^irtartSfh'enElWMife' dtircl^' daä' roiötBcTie; und' der ge^ 
cTtiiäÖuWh-aasdeütsichö Hecht-, so vielfach ^efrtfcif forden isV; 
dttlri Wahrend'Eihige iflie l(*lÄtivilli^e(l Vierffl^yrgeii iJinb(<dingf ans- 
scft^sjfertj ■*dei' doch «itf möglithsi önkhräriken föchten *]), 
wollen Andere umgekehrt Alles auf den letzfen'WiHen-des-Erb«- 
Inssers zurückführen und dcmnficb, wenn.^^jsolchernipht kimd- 
gegeben ist, für die Erbfolge nur. .seinen vetwuthliehen wirkli- 
ehen iWilleoals Bestimingrund gellen lassen 4t#3* 'J^"'^^'"^°^ 



, , fySo MirabpaQ (s, .obeBS. t520r Abicht a.: a. 0., Tricy, L. ö. 
iJflkob,CP'"iHid6S. d.. JolizeigesfiUgtbHRgj. S- SSSO aus velkswirüacbaltUchafa 
und yMen andern Gründen, aus denen: njan auch üi den go-imnisdieti Beehr- 
ten Nichts davon wissen wolüe. Besonders fürchlelc. man. day»n .Zerrensnog 
.ijei;,F9milienbwde, .AaUerttdaEipoluniDS (^-rr «in Schreckbild vOd vorjflglichem 
^infla^S: auf 4ie J'rao^ösisohei Gr^elzgebung I -r-3, Erbschleicjierei (besonders voll 
£^it^ der ^elsIlichlMiOi.A'^rJiiodeiang. oder Unlersoblagsng lelator. WJÜen^l^ 
i|Jiirun!:en, übgrhfup^EQt»il(|icbung, i^dlicliizalillose KecbEssIreiite. 
,;i. I Doch er!k)ärt schon Mir«bieau selbst, diss.fill« seine Gegengründe nicbt- 
;|^ew«isen .ivi^d^n., TalU sicIi.darUiue Üesse, dass das Eigentliuta oil^r gar die 
iiiULwil!it<e;y«rfiigqng. ni(ht blass.als ges.aliscliaftliohe Eiiiricibliifigen f Sondern 
.flb.n^üriicbes Recht anzusehen seiw. 

, ;>. :Pie.nichrz^| d«r VjOrwütre, die.n}an den Testamenten gemacht hat, trill 
üherjie^s ,,nDr «irie so uipbeschrankte .Tftstjilreiheit, dass Jede Lanne und Lef- 
denschaß Gesetzeskraft erhält, die Familienrideikommisse und fihnliobo Uebei^ 
fijDhrcitungen der. wahren 1 ;t .man nur diese Missstände, 

fio ge^t darom keiner der rioren, die mit der Mügiicblteit 

^liilzlwilliger VerfQg,iingen v s. B. die Verhütung von Ver- 

, schwendii|ig Hey. I^ur b dieser letzteren ist aucli Uq- 

,|gebung'(^f- B. verinittelst ! unter Lebenden} fast unvejf- 

jin'ei^Dch^ ■ , 

-i,> -.,**j,.DJe gewöhnliche Annahme O- B. von Pfeifiet, Idaai ««. S. i&H^ 
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lieh nähern sich aber, wenigstens in der Anwendnng, die Ver- 
treter dieser entgegengesetzten Grundsätze wieder der Wahrheit, 
die, nach allem bisher Ausgeführten, auch hier in der Mitte 
liegt. 

Da jede Abweichung von den gesetzlichen Bestimmungen, 
sowohl über das Erbrecht als über die Erbfolgeordnung und die 
Erbvertheilung, — es sei durch letzten Willen oder Vertrag — 
einen hinreichenden Rcchtsgrund erfodert, so kann dessen An- 
gabe and, insofern er nicht ins Auge fällt, dessen Erweis un- 
streitig verlangt werden *3. Folgende sind zwar bei Weitem 
nicht die einzigen, aber doch Hauptfälle solcher sachgemäBsen 
Aenderungen dieser Art, die, weil entfernt von liebloser Pflicht- 
verletzung, vielmehr gerade aus einem vernünftigen Ermessen 
Desjenigen entspringen, was, zur Bethätigung unsl-er Liebe, 
Achtung oder Dankbarkeit gegen bestimmte Personen, in Rück- 
sicht dei" eigenthümlichen Lebens- nnd Vermögensverhältnisse 



&.200.)t dass alles Erlfreclit einzig im Willen des Vcrslorbenen seinen Grand 
habe, die schon oben ($. 950 in ihrer Unhaltharkeit gezeigt ist, könnte höch- 
stens dann einigen Schein für sich haben, wenn man sie anf den Theil des 
hin [erlassenen Vermögens einschränkte , über welchen Jener erweislich auch bei 
Lebzeiten völlig beliebig schalten konnte (ungebunden durch irgend 
welche Pflichten, z. B. gegen den Ehegenossen und die Kinder), der also im 
buchstäblichen Sinn sein Sondereigenthnm war. Wie könnte sich sonst 
2. B. eine Authebang oder auch nar Beschränkung des Rechts zu enterben mit 
jener Annahme vertragen ? 1 

Ebenso überflüssig sind andrerseits die schwachen Versuche, die RecMs- 
begründung letzter Willen auf einen darin angeblich versleckt liegenden Ver- 
trag zurückzubringen, wie wir sie besonders seit Kant hänlig z. B. bei Hen- 
rici (Ideen zur Rechtslehre, Bd. II. S. 408. IT.), E. Iteinhold Cp hi los. Rech Is- 
lehre, $. 52.) und Andern finden, und wofür man sich auch sllenfalls auf die 
Schenki^ngen von Todeswegen und auf den Erbschaftkaaf, der in 
dem teslamentum per aea f Hbram enthalten war, hätte berafen können. 
Die Vorfrage: ob und wieweit denn wirklich abgeschlossene eigentliche 
Erbverträge bindend und unwiderruriicli sein dürfen? — weiche die 
Römer, auch für die zuletzt genajinlen Fälle, verneinen zu müssen glaubten, 
pflegt man dabei zu übtrgchen. ~ 

*) S. Abichl, neues System eines Nat. R. $. 206.— Mirabean aa. 0. 
und G. E. Schulze (i-eitfaden .der Entwlchelnng Ac. §. 222. Anm. 3.} gehen 
olTenliar zu weit, wenn sie das einzige Gegenmittel gegen verwerfliche letzt- 
willigen Verfügungen darin sehen, dass ein Jeder noch bei Lebzeiten seine 
Bestimmgründe einer Behörde voi;Iege. Di» posiüven Rechte begnügen sicA 
damit, wenn diese Gründe wenigstens nach seinem Tode ans dem, Testament 
erstchllicb sind, nnd fodern auch Diess meist nur dann, wenn er darin die oT- 
(enbaisteD Püichten Cgegen s. g. Notberben) verletxt zu haben Kbeiil. 



,L C'.ont^lc 



^ T- 807 - — 

Derselben, sowie der grösseren Terhfilfnissmlssigkeit der Güter- 
vcrthcilung überhaupt, unsre Plliclit mit sich bringt 4): das 
letztwUlige Bcdenkea Jemandes (^dnrch Erbeinsctzung oder Ver- 
mächtnisse , gegen den der Erblasser ohnehin schon langst ir- 
gend welche Verbindlichkeiten hatte ; der ihm vielleicht schon 
lange Jahre hindurch die grösste Liebe und Treue erwiesen hat, 
obgleich er gar nicht mit ihm blutsverwandt ist, sondern höch- 
stens wahlvcrwandt: wie der Freund, der Ehegenosse, — oder 
nicht einmal Uiesa: wie Stiefältern , Stiefkinder, Stiefgeschwister, 
Verschwiegerte oder Verschwägerte , PHegältern und Pllegkinder, 
Vormünder, Dionstboten44j)j — *"'^'^ Dessen, der zwar mit dem 
Erblasser blutsverwandt ist, aber nicht so nahe wie ein Anderer, 
oder doch nicht durch ein vom Gesetz gebilligtes Band , z. B. 
dnrch Erzeugung ans unehelicher, blutschänderischer oder ehe- 
brecherischer Verbindung. 

Ebenso gehört hieher zweckmtJssigere Bestimmung der Erb- 
theile, als sie das Erbfolgegesetz vorsehen konnte, z. B. je nach- 
dem der Eine der Erben bereits hinreichend versorgt nnd ver- 
mögend ist ###3 'x^^'* demnächst sein wird, der Andere arm'ist, 
. 'Dieser vielleicht krank oder in hiilfsbedürftigem Altej* ist, oder 
sieh ganz besonders verdient um den Erblasser gemacht hat, Je- 
ner nicht, ja wohl gar ihm sehr schlecht begegnet ist n. s. f. 



•) Vgl. hier besonders G. E. Schulze a. a. 0. Anm. i. and Abicht 
(I. B. 0. §. 194, u, t96. Letzterer Ifissl sphr gut als einzig gerechten Mass- 
slab der Vertheitnng der Hinterlassenschaft nar gellen: einerseits die Bedürf- 
nisse der Ilinterbliehencn und andrerseits die i^ahren Pflichten des Erblasseis 
in Bezug daranf, wonach Dieser, wenn er noch lebte, als wahrhaß weiser 
Mann seine Güter an sie rertheilen miissle. S. auch oben 5. 246. zu K, 

•*) Die Meisten dieser Personen können in eioec gesetzlichen Erbregel 
ni^hl berflckslchligl werden , weil eine allgemeine V-ermuthung^ zu ihren 
, Gunsten nach aller Erfahrung unstallhaft ist. Um so unerlässlicher erscheint 
es daher, dass es möglich bleibe, in allen Fällen wo die gesetzliclio Voraus- 
setzung ganz mit der Wahrheit streitet, wo z. B. eine Stiefmutter als wahie 
Mutter an den Sliefkindern gehandelt hat, oder ein entfernter Seilenverwand- 
ler nns durchaus fremd und fern geblieben war, (nach dem: praesumäo ce- 
- dit veritati — } von jener Regel abzngehen. Dennoch hat man z. B. Ton 
einem Intestaterbrecht oder gar Pflichtlheil der Dienstboten ge- 
sprochen, z. II. Abicht a. a. 0., da doch deren Ansprüche gewöhnlich nnr 
als einfache auf der Verlassenschaft lastende Schulden angesehen werden kön- 
nen (3. S. 295.), obwohl als solche, die vorzügliche Rücksicht verdienen. 

••*) Ganz so wie- der Vater die Tocliler, die eignes Vermögen hat, nicht 
ans dem seinigeu auszustatten braucht. 
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J^le diese odsf tiwUehSiVerCäfwi^«»! C^ jB^ gcmeinHäteti^ 
Stirtungen^^:^""^^ lotete Willen sind Jedenfalls sefir-wiineeiBn»- 
weirth, nicht Belt^jQ^gprQtlez« li"^^')^')'''''^'^^' '''^ ('^''''^'^''^'^^^'^ 
luiliengeist keineswegs binderli4;l) ^ sondern ferderlicli , ^um»i wenn 
sie von Solchan ausgebea, vw . denen «ut <nlleR Grund' hbtav 
erwarten, dass sie n^r, der Stimme der Katar .Oehür^geben^uad 
den sorgfältigsten BedA<;ht auf d.«« l^te der Ibrigsn-inelflVBn 
werden **'). Doch wird, die Stiiat^brigkeit ü manclten' Fnllon 
eine nähere PriifunS: (Tcaufoe cvgnitioy. sich vofbeiuiltejtniilseen, 
uin eich ZA versielierni daßs nicht etwa, trotz der heafeaAbnohA, 
ein wirklLcli^ IJnrecfet. herbeigeführt werdet**)-. ■ ■.■■.....■■-.> i 
,Pj^' bisher ecwäbi^tin ^ftordnungen des Erblassers -auf. ideb 
Tod^esf^ll QfifspreeheA volJI^Qniiaen.der.rechtlipheDBedeliitung und- 
JBe^tifflBtang l^lAt£[ruiVVUIeA> dijK.einaig ,darJ|i,,liest,,.^4ei'^^teBtab- 
erbfolge die ihr zuweilen nothvrendige. E)jr,g4nzaii^.aq(l-9e- 

rit^igupg ssji^.gebeflf ,.,...,,,; , ;i,.,,-,,. -^ 

, WjCKW bingftg^.ii#Wjid^r8p»uch,hiewwt dfiEiletäSte Wille^gft- 
geft ^i|^ dei^li^fit^n, .vMidM^'kätep^'atuirpflichteii. des Henachw 
vfr^t^si, dffepdßiflK; JVifim«ii(l,,bieUehig entspHageaikauin., #o 
danf diepe,I^li^^JtiE|ijl,X^Wi«fP,^w«««öi3t.niu"i ajs -«ine.VerirruBg 
^¥s y^rstaAde«! und IfoMeps .Cälfl-"** einem ,,c«!©r^wMoaüi«": . be- 
haftet) jnge^ehei*) H|id,idWid*raHs. gejIo&Maie.Werki de». Uebet- 
eilung und Leidenschaft nicht aufrechterhalten werden; vielmehr 



•) Hugo'B Bedenk*!! CNat. R. §: 3170' Wi Yerffigiöigib inih' Blislen 
■teßU Woss juristischer Personen, sondern- auch 'ülJgebörenör/'CnWrKefi'alhetör, 
^Kinderloser etc. wUrdon vielza viel 'beffeigeW. - ' ' ■ ' '" " " 

**') So z. B. bei Anordonngen des Familienhanpls fi^er,,die ^r( der fer- 
neren Verwaltung Dnd VerWändnng des Fandliebvefmogeiis , etwa zom J^prtbe- 
Irieb efnes Geschäfts vis tiishbr die Familie ernährt hat, o^e/fibereiaeVor- 
tmnidschafi, Popillarsubslif aifon , Legitimation, exkereäalio bona menle ji^^. 

*•*} Z.B. bei VflrmmdscbaRbesleilnng , ■ oder iW den S.-2&7;=28-A;-m-. 
geführte» Fällen ([schon wogen der Vorfrage r ob ■ ElwflS- pi« cöBjo Boi?->,'otfer 
wegen zweiielhaRer Türfiligkoil des fe*/(itef\ Vg1:-vstreicTi. G; Br-g. 589. — 
pouinann (Geist der Gesetze der Teutschen,' Kap. l8:-§. 9.} will dessh^ilb 

fjberhaiipt alle andern als -gericlitüche Testamente ffir imgältig erUirtTriisen. 
Den groben Missstand, dass der Hausso'hn nicht testlren darf,- den )ls9 
flenesle. römische Recht noch- beibehalten hat,- ob^erch'der eheroalige-Croiid: 
„quomam uihii Muum habet,. ullestari de eo pötsit' —^(s. Glpiitni Fra^. 
XX. iO.) tftngst weggcfalloa warj..,ist iö dep Jiejiiera GcselüsdMingeB endlich 
beseitigt wordeo. , ■. '},..., _,l. ,^ 
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difchtOTig' 'Das eintreten; Was »er tE^blMäer vernünftiger 
Weiie hfltte'wiTlIert BfA\hn. Sl/a. W. es mussanf «lieRe^el der 

Intestaterbfolge zurückgegangen und danach umgekehrt die te- 
atbttlehtiiPische berichtigt werden, und liwäi* eiittreder — im 
FäHiirttenftenter fabaidrtHcher Uebergchang oder ausdrücklicher 
BnterbiiBg'des JVotherben «*3 ~ in der Art, dass geradeza 
jieive an'dfe jSteille \"(m dieser tritt, wenigstens liinsichtlich der 
B^bfthisefeung, oder —im Fall nur der gesetzlich bestimmte 
'geriMgste Betrag des Erbes (Aer PfJichttheil^ rerkürzt wor- 
den ist ^ 'dermassen, dass bis auf'diesen Betrag der fainlerias- 
benfe 'itBtbeil ergän»* werde. Nirgends aber igt ein genügender 
Grund abzusehen, um im ersten Fall nun aueh den ganzen übri- 
gen , mit der pflichtwidrigen Verfügung offenbar nicht zusammen- 
hängenden, Inhalt des letzten Willens z. B. eine Vormundschaft- 
liestellüng ^oder Vermürtitnisse mit uffizastossen , nm so weniger 
als diese letzteren sehr' oft nur dazn bestimmt, sind , die eine oder 
andere alte (sei es auch nur moralische} Schuld des Erblassers 
abzutragen, und insofern einer ähnlichen SichersteUnng bedürfen, 
, wie dessen sonstfge Schulden ***3- 

' Sowohl die FestsetEung der Personen, welche einen Pflicht 
theil zti fodem haben sollen, als auch dife Grösse des Pflichttheils, 
tßoas eiph durchaus nach den Recbtsgruiidsälzen der Intestaterb- 
folge Eichten, wenn- man^ nicht geradezu aus aller Folgerichtigkeit 
'heradsfallen will -j-}; es darf jedoeh dabei weder in der einen, 



.. ^3. Da eia.pfiicblbelasteter VermögeDstiieil umndglich Gegenstand ii^cnd 
eiier Art von Fr«Sebigieit sein kenn, sa mussl» man die mefficwta donatio 
.efeease verwerfen, wie das inofficioiwn iestamenUim. Dabei ist wieder C"ic ■ 
z: B. bei der coilatio und sonetj nach der Natur der Sacbe das Vermögen als 
mne Und dieselbe umversilaa juris aolgefasst, obgleich die (ysische 

.Person seines Vgrlreters gewechselt hat. 

' **^ War eine Uebei^ehnng sogar unabsinhUich , wie bei dem posäu/mus, 

'4on 'den der Erblasser Nichts wosste, so handelt das ßesetz nur in seinem 

-SXim, 'vrenD es, soweit die Rücksiahl aot Jeaen «s federt, von den letzten 

-W^^n'iBbgbht (also zuweilen anCh die Erbeins^w^ umstösst}. Denm duclte 
auch im römischen Recht, hei atier Uabnischriinkthcit die dem Soldaten sonst 

-Mer' wM-beballeii büeb , wenig^tcos darüber kein Zweifel sein ^ dass er vom 
Da9)Ein, eines Nolherl>en Kenntnis» halte. 
:.' ■**'*^ iDahin zielte z. B. das PrandrecU der Vci:in£chtuissnebmer am Erb-' 

-tkeil'ide«! ftelaateLen^" 

'■ '-i-TVgl. unter AndernBraon (Tlitbani) ErÖrlenmgen Ober die bestrit- 
' 'föBs(fetf'WA%ier(If!ff'rölni«*«H'R«cl<l9!g;'7*0."-i- ■Jfr'verhehTieP die taleslat- 
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DOch in der andern Hinsieht die Grandinie der stärksten and un- 
zweifelhaftesten Natnrpflicht überschritten werden, die wohl nur 
nach der Familie im engsten Sinn und deren Eigentham sich zie- 
hen lässt. 

Hat aber der Pflicbttheilberechtigte auf eine schreiend lieb- 
lose Weise die natürlichsten Pflichten gegen den Erblasser miss- 
achtet, lind so gewissermassen selber das enge Band der Familie 
zerrissen, so ist die Voraussetzong zu einem so starken Ansiirucb 
des Ersteren, dass dadurch zu dessen Gunsten eine Beschrfin- 
knng des Verfiignngsrechts des Letzteren gerechtfertigt wäre, 
gatt2 weggefallen' und der Gekränkte darf — oder, wo er es 
nicht mehr vermag, da soll das Gesetz — den Unwürdigen vom 
Kachiass ausschliessen #3- 



crbfolge eines positiven Rechts ist, desto verkehrter muss ddier nach dessea 
Lehre vom Pflichtlhcil werden, insofern es dabei niclit wieder zu Ehren des 
Rechts von jener abweicht. Deutlich zeigt sich Beides am Code Nap. (s. anch 
Hugp Nat. R. 5. 437.) nnd am preussisniien Landrechl. Das öslreichische 
G. t). scheint hier jedoch nicht minder folgewidrig zn terfahren, indem anch 
es, sobald vom PUichttheil die Rede ist, obernur dann, ausser in der 
Klasse der Nachkommen des Erblassers, das Erbvertretungsrecht we^rallen lässt, 
also den Geschwistern und ihren Nachkommen einen PDicbtlheil abspricltt uod 
doch wieder den Grossällero einen solchen zuspricht. CVgl. noch Borne- 
mann, preuss. Civil B. Bd. 6. S. 33Ü. f.}- Ob die Gründe stichhaltig sint^ 
aus denen die drei erwähnten Gesetzgebungen im letzten Punkt übereinstimmen, 
ist sehr tu bezweifeln, auch wenn man es nnstatlhall findet, die Geschwister 
n-eben den eignen Aeltem als Pflichterbeo zu erklären, weil man hier der 
unmittelbaren Verwandtschaft einen Vorzug einräumen zu müssen glaubt 
Erklart man sie aber dafür, so sollte man es wenigstens nicht bloss auf dei 
Fall der Einsetzung einer turpit pertona than. S. Pfeiffer a. a. 0. S.205. 

Auch dem Ehegatten muss ein PflJchttheil zugestanden werden. Ebenso 
kann man die ßeslimmungen zur Sicherung der Kinder erslerEbe 
gegen Benachtheiligung durch die zweite Ehe gewissermassen als PflicMthei! anse- 
hen. — Die Vorzüge der französischen einracheren Lehre von der quotile tum 
digporäble vor der Lehre vom Pllichllheil nach Art des römischen Recttte sind, 
besonders in ihren Folgerungen, unverkennbar. Merkwürdig ist der Gegensate 
des Code mit dem englischen Recht, und wiederum der in diesem selbst be- 
stehenden Tolligen Gebundenheit (beim Grundeigenthnm) oder völligen Unge- 
bundenheit der Verfügung auf den Todesfall (s. S. 257. Anra. *•). 

*) Will man nicht die Lehre von einem Gesammt- oder Mifeigenthum der 
Familie in der äussersten Strenge durchführen, dass man daraufhin ein Eni' 
' sagen der überlebenden Familienglieder — Was doch selbst der Code Art. 
775. erlaubt — durchaus verwirft, weil diese nun i;>«o>ure (nach dein Spriet- 
worl: le morl saisit le pif) Alleineigenthümer geworden seien, so darf man 
auch niciit andrerseits JmIb Enterbung für Hniulüestg erUHrea. Denm^ Alt 
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Fliessen nach dem Allen Intestaterbfolge und Testament- 
erbfolge glcicli natürlich aus einem und demselben Grundsatz des 
Erbrechts, bestimmt — jene als Regel, diese als Ausnahme — 
in einander zu greifen und ein Ganzes zu bilden, so liegt es 
am Tage, wie onnatürlich, ja wie sinnlos es ist, wenn man die 
eine durch die andere ganz äusschliessen will *). Wie aber 
beide im einzelen Fall sicli zu einander verhalten , muss mit da- 
von abhängen, ob man den Begriff des Erben richtig fasst und 
festhält. Versteht man darunter, wie man sollte. Den der in 
Bezug auf die ganze Verlassenschaft oder doch einen in Vcr- 
hnltniss zum Ganzen bestimmten Theil derselben in Hinsicht 
der Vermögens-Bechtc und Verbindlichkeifen als Stellvertre- 
ter des Erblassers gilt, so muss im Gegensatz jeder anf 
andre Weise (z. B. mit einzelen Sachen, Rechten oder einem 
festbestinimten Betrag — quanta pars') letztwillig Bedachte, 
aber auch hur ein iSolcher als blosser V ermachtnissneh- 
mer fffucccMor in singiilam rem) betrachtet werden **3. ' 



Diess folgewidrig dei* Code, obgleich er dann abermals dadurch steh untrea 
werden muss, dass «r dennoch in besllmmten Fällen wegen Unwtirdigkeit 
Ausschluss Tom Nachlass zulassl oder veffügt (Art. 727,), nach der Aehnllch- 
kelt des Schenltnn£:EwJderrDrs und des römischen ereptitium. Voq Enter- 
bungsureachen mündlich, 

*) Sei es nun, dsss man überhaupt nur die eine dieser Erhfolgeerten fttr 
zulässig hält, wie das deutsche Recht die Erbrolge nach Gcbliitsreoht , oder 
dass man doch in demselben ErbTall nicht beide zugleich für verträglich 
hjllt , wie nach "dem römischen Salz : Nemo pro parte testatus pro parle in- 
testatus decedere potest. Die Römer fühlten dessen Verkehrtheit und sachten 
durch mancherlei Auskunfimillel abzuhelfen, damit namentlich nicht, vielleicht 
nur in Folge eines kleinen Versehens, mit der Erbeinsetzung, als dem Haupt- 
slück des Testaments , dieses selbst seinem ganzen , wenn auch sonst nocli so 
verDüolligen , Inhalt nach uioMe. Schon Leibnitz C^PP- T. IV. I. 3. p. 254.) 
zählte jenen Salz za den j,apices juris, — non aequilatis sed fornmüe par- 
tua". Vgl. auch v. Zeiller's Kommentar Bd. II. zu §. 534. des Ostreich. (^.B. 
mit Ptoiffer's Ideen, g. 53. Alle neueren Gesetzgebungen kehrten von diesem 
Abweg znr Natur zurück und hielten sich wieder mehr an den Inhalt als an 
die Form , mehr an die Absicht als an den Ausdruck , wenn auch nicht mit 
gleich glücklichem Takt. 

•••)_S. oben S. 295. zu E. — Ära Strengsten hält wohl das öslreichische 
G. B. hieran fest, and vermeidet so die entgegengesetzten Fehler des römischen 
Rechts und des Code. Dass dieser sogar alle Tcslamenlerben als legataires 
angesehen wissen will, ist efne Rechlsdich tnng, durch die er mit sich selbst 
und mit dem Willen des Vei'slorbencn in offenen Widerspruch gcrälh. 

Näher van der Hrbeinsetzung , den Bedingungen und Zeilheslimmun|en bei 
derselben, dem Zuwacbsred^t u. s. w. zu reden, ist hier nicht der Ort. 
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i'empn" ' ' ' " - ■ ■ 

a ist ftiiMCr^^len.^r'^pd!?!;^ 
i».te,..^jissß;re, ^o.ri(i Yifjk 

nfacli und mit RucksicM 
auf mögliche erschwerende Verhaltnisse (^z. ^..Krie£, Se^ereiseti^ 
Bliiidlieit, iSchreibunkuadigkei^,' Entfernuiig: vom periclit^ort fJtc.i 
bestimmt sein, daas sie die Abneigung der Meiatea vOf Terßir 
gnngen auf den Todesf^l ni<^t noeb verstärken, sondern ^dtircb 
Erleichterung derselben — überwinden hilft.- DeS8lialb'''erü> 
scheirif es dijrehans nöthfgj ausser den öffentU«h (^dnrch Ge- 
richt oderXotarJ beürkandetealetzten Willen— so wifascfiehswerth 
auch diese Art der Beqrkunduiig ist — , auch ,ittün!lUc!fee'^p.4 
schriftliche Privattestamente za gestatlea.*^^ Besoodere.'^e-^ 



*} „Amlrttlatoria 6tm» ctt vötmaii hominis usgae ^ :tit(t6 SÜ^remtai 
eüifan^' — ft. 4. B. ^e ädimendis legale (34, '4-). Man hat dariim 'Vqhje- 
Echtagen, die Gülligkcil der Yclitteh Willen davon abhängtg zütnächen, iSäis^le'^ 
einem kurzen Zeitraum voii'deniTode aßgefasst seien CHiifeo'Nai. R. '$'. ^i'S)% 
■Was aber, zumal wenn diese Frist sehr kurz bestimmt wurde, viel' |ej|Öi 
sich bat. . '. ; . 

••) Die Beibeliallüng df - • ~ ■ - - . - ■ ^ in,ii!!np? 

JipuHg(3i G^sc^e(juBg würe,,! ».-elwas 

frössere .Zeugen&wil als, die ' g ,flsirdcli. 

. B.)> fand scboQ Leibnit: jdWäicl^ 

um Untersciüebnngcn zi )^ eilen 

gleicli wicliligen Geschälten-, s l ., ," ' , 

, „Ebenso, ist es zu billigen ij^seii- 

zuwirkofly Kapfalprisch^ IpJ'iS''" 

seitigo in derselben UrKum er Form 

cg.izcd.vCooglc 
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gunsn^pg verfilenen diese ietKten, wenn sie' eiig<t^Ma^g ^e- 
gchricben sind *3. 

^ ^."08., nrVom'ErbrecilkfaFit'Verti'a^*.'' :''^'''» 
_.. . P*s.|Jn?tatth*fte der, Üjisb ander Jjc;hkfjt» piic,h.tlfir,,MW7. 
^testen, vielleicht vor einem McpschenaKer, ujad unter .deniiipjf 
JIhs», ganz linderer .YerliäUnisse- lUjjil Plichtcfl, gciroK^apnY^- 
fügnfigen aufidea lodeslall ka^a Niemand verkennpn,,,di^"3f^^i 
.^^ Re.«btsgrund , alles £rb(ecjits aus den ^ugen yerIoref(.Mff 
l^i W,enig diesemnach die allgemeine. geset?slicheErbfq)g^,odec 
j^ck die individueUea letztwiUigenAnordnungen dj^ ^igens<^ba^i 
der UfliVerJbesserliclikeit und,;Unwiderralliclikpi|;; für ,S!fil(..iiH Ai^ 
spnicli nehmen dürfen, so wenig kann diese Ejjgefi|sclffi^t,,de^-,ej[|' 
wähnten Anordnungen dadurch ertheiU werden, dass sie nTcht 
bloss einseitig, }sotidei'tV'¥\yeL8eiltg:m.l<^rm eines Erbver- 
trags oder einer Schenkung .von Todeswegen zu_ Stande ■ 
kommen! ■'''■■' ^ -' ■ i. . - , ^r i' ^ 

fiiQß solche Form kann ;eben80wcnig ^'jk ' wirlilicflf^ Pflicht- 

Wfd,S^g.ke/t ,des Iph^lts iicUen» als fiie,.(wie.,Bphfl,n o|(ea i^-.SlS 
ji^iig^t^eutet wu,rd,ej mit.|dem .Begrjff, ^ine,r wnlirijaftepi^chcnkung 
vereinbar ist. Jene „Zwiftergcsehäflc" t*^ leiden in der Tnät, 
wie zuerst Hugo mit Nachdruck aiissprach **#^, als sein söt 
Knd? „uhwiderfKifliche f und deich) letzte Willeii" äii eirtetii 
inHernWidersiirnch, der nach, allen Seifen hin üble l&'riichte trägtj 
^^d dem .nur durch ihre gänzliche Beseitigung gründlich abge-r 
iielfen werden kana -f-).- ■ , i 



ist bedeolilich, wenn sie für Errichtung blosser Kodizilto, und „fllne ^ot>« 
inhoBMMpwnK" fs- Thtbant, franijis.'CisilrocIitS. 3i7.), Trfemi sie für don 
J^sw .Widerruf letzter Willen gewährt wird. 

-[■ ' *) Nach dcöi Vorgang des rraiizdsiscben nnd Östreichlsehen Risehts. S. 
ZäebtHü, 40 Mcher etc. ßd. IV. S. 272. «.Pfeiffer, Ideeü te. S. 201 f. 
,■ '•^Sö nennt sie richtig Zeil! er (;im TCorameatar, tu g. 603.). ■ ' 
" '■'•**!) Im Naturrechl §. 313, Er hebt hervor, dass nicht etwa fn der 
Porcht vor Lebcnsniiclistellungen. pudern. in dnein richtigen f<einen. Gcfijbl für 
ms Schickliche der Grund des. runiisclien Verbots dur ErbverlriW zu suchen 
e^i. Marezüll (Not. R. g, 269.), Pfeiffer CHee« §, 51.) und Aiidcrt^ sind 
damll ganz einverslandBn; G. It. Schulze (Leitfaden «c. S. 302.) nennt' 
dessbalb' die Erbfolge kraft Erbvertrags „die ullerscliicchtesto Art der Erb- 
folge." 

■ '^) ' rHe '■genauesten , Hfnner, dje^pr l,ehre ,,sliium<"n, jf''Kio.,.^I»^^ip,.,,dflgj 
eigentliche Erbverlrüge C^'e ein Erbreclil nVIit' blos« aofgeÜeD; iria s. g 
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Am Verkehrtesten sind die eig;entlicben allgemeinen Erbver- 

träge, weil sie das Erbrecht am ganzen Vermögen oder einem 
verhältnissmassigen Tlieii desselben zam Gegenstand Iiaben. Denn 
entweder fehlt ihnen (^ähnlich wie den allgemeinen Pfandrech- 
tenj dann aller Sinn , wenn dessenungeaclilet nach wie vor Ver- 
änsserungen, ja Verschlenderungen uoverwehrt sind, und dess- - 
halb ort nur Schulden zu erben bleiben , oder man müsste, um 
solche Umgehungen abzuschneiden, Den, der zu Gunsten eines 
Andern einen solchen Vertrag schüesst, schon bei Lebzeiten ge- 
radezu der- Verfügung über sein Vermögen berauben. Dass aber 
ein solches ganzliches oder theilweises Veräusserungsverbot den 
freien Verkehr aufs Gefahrlichste beeinträchtigen , nur den Schein 
des Eigenthums übrig lassen und den Kredit zerstören würAe*y, 
liegt auf der Hand. 

FÜNFTES HAUPTSTÜCK. 

Vom Vertrags- und Gesellscliaftsrecht. 

$. 99. Vom Recht der Federungen überhaupt. 

Im Bisherigen war hauptsächlich von den Rechten die Rede, 

die man Urrecbtc nennt, weil sie jedem Menschen schon für 



Erbverzichte^ auch dem altern deutschen Itecht ebenso unbehaunt gewesen 
seien, als Testamente, und erst ziemhch gleichzeitig mit diesen tauf Kosten 
des früher anerkannten wirliUchen Rechts des gesetzlichen Erben) in Deutsch- 
land aafkamen. Beseler gibt zu, dass sie keinem wahrhaften fiedürfniss des 
Lebens entsprechen, sondern neben den einseiligen letztwilligen VerfSgnngen 
überflüssig, und unnatiirlic)) daüu, sind. S. Dessen „Lehre von den Erbvcr- 
tt'ägen" beurtheilt von Albrecht in Schneiders krit. Jahrbb. 1842. Bd. l 
S. 322. ir. 

Zd den Tielen schlimmen Folgen aus dem innerlich Widersprechenden der 
Erbyertrüge gehören such zahlreiche Reohtsstreite. Jenes fällt aber mit dem 
, Vertragscharakter selbst wog duroli den Voitehalt oder die gesetzliche Cewüh- 
ning der Widerruflichkeit. — Der Code verwirft zwar die Schenkung auf den 
Todesfall und den universellen Erbvertrag (der allerdings weit mehr gegen sich 
hat, als der parlikulare oder „Vermächtnissvertrag") , hält Letzteres ab^ nicht 
fest. 

Dass man Erbverträge wenigstens unter Ehegatten fast allgemein 
für zulässig hält (|auch das Ostreich. G. B. S- 602.), hat seinen Grund woM 
nur darin, dass man sie für ein nothwendiges Mittel ansieht, um die nnaiige- 
mesßenen rümisclien Bestimmungen über die Güter- und Erbrechte der Ehe- 
galten einigermassen gutzumachen. 

*) Wie übel die Verhältnisse ans der »ucceulo ex pacto f profidenlia 
maiorum,ai dieser Hinsicht wirken, ist bekannt genug. 
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sielt selbst zukommen, 'ganz unabhängig von seinem oder Ande- 
rer Willen , sei es nun unter allen Umständen , oder nur unter . 
Voraussetzung besonderer Lebenszustande nnd Verhältnisse #3- 
Dass es. dabei unvermeidlich war, besonders in den drei letzten 
Haaptstücket) , ancli vielfaeh von den aufs Engste mit ihnen ver- 
knöpften abgeleiteten od6r erworbenen Rechten zu handeln, er- 
gibt sich schon aus richtigen Begriffen von beiden und ihrem 
Verhältniss zu einander l^ttj. , Zur Erinnerung an dieses wird 
hier die Bemerkung genügen, dass alles Recht, um verwirklicht 
zu werden, einer vollendeten Bestimmtheit der Gestaltung (feiner 
Individualisirung^ bedarf, und dass unter erwerblicben und 
verÄusserlichen Rechten nichts Anderes verstanden werden 
kann, als die durch freie Willensbestimrau'ng Zweier oder 
Hehrer geschehene genaue Feststellung der dafür erfoderlichen 
persönlichen und sachlichen Mittel, und der Art wie dieselben 
zur Erreichung der Zwecke der Betheiligten einerseits, zu leisten 
und andrerseits in An8])ruch zu nehmen 'sind. 

Obgleich das Wort Forderung im weitern Sinn überall 
da Statt hat, wo von irgend einem Recht sei es auf ein Thnn 
oder ein Lassen Anderer die Rede ist fz. B. bei Person- oder 
Familien- oder Sacheigenthumsrechten3, so begreift man doch 
unter Federungen in engerer Bedeutung oder s. g. per- 
sönlichen (^Vcrmögens-j) Rechten nur solche Ansprüche 
nnd Verbindlichkeiten onter bestimmten Personen in Hinsicht einer 
ganz bestimmten Leistong des Einen für Zwecke des Andern,- 



*) Manche derglefdien Verhältnisse und ZnslBnde, znsammt den darauf 
sich beziehenden Rechten, sind zwar erst durch eine freie Handlung her- 
vorgerufen oder veranlasst, z. ü. die des Verhrechei^ oder des Kranken, der 
Aellern und Kinder, oder dßr Ehegenossen als solcher; sie hangen aber darum 
doch entweder gar nicht (z. B. die Vaterschßrt) oder nicht bloss (z. R. 
die Ehe) vom Treien Willen ab , es sei nun ihre besondere BeschalTenheit oder 
ihre Forldauer in Frage. Beides hangt vielmehr nur ab von dem inneren 
Grund des Verhüllnisses, dem Bedürfniss selbst, und davon ob dieses blei- 
bend oder vorübergehend ist. In allen diesen Fallen kann daher von ver- 
äusserlichen Rechten nicht die Rede sein, obgleich hier, wie so oft (z. B. 
beim Vertheidigungs- und Zwangsrecht) Entstehung, Ausübung oder Dauer des 
Urrechts an die Voraussetzung (Hypothese) beslimmlcr Thatumstände ge- 
bunden ist. Darum halten aber doch die S, 55. Anm. ** angeführten ßeispiele 
zum gFÜssern Theii nicht als Beispiele hypothetischer Rechte ([im gewöhn- 
lichen Sinn) angeführt werden sollen. 

**) S. z. 8. S. 56; 1*2. zu E. 
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did> tfieki' bl«u -Fd^ und AotfBss eines aUgMielaertoV scKoir 
ohnehin awia^ben Den8ell>ea bestfeheodeQ Verhülteiascs sind#)- ' '< 
( Dabei mbcht e« keinen wesentüeben Unterechiied , ob diefragJ 
Ii«be LeistDDg^' rein pörsön^her Art ist, d. Ii. iii' 'äiilem ' ThoU 
(faeerej z. B. einem Bienst, oder^iä eitlem UnterlasBdn'betstcb^ 
oder. ob «e mittelbar auf eine' Sache sieh 'bezieht^ liei -es ■uoi 
tbeilb iind< zeitweise deren Benirizm^ tti gewähren '(^praet(afiij)j 
feeies nm zum Ueb«rg:ang des vollen :Eigentfiunis an dcnelberi 
Bäf&irett (:dttrey. ■ ■ ■' i 

"Fßderun^en ihdiescm eagtreti Sion köAnen zwar anieh woM 
durch. nnrecIrtJicbe Handtab^en C^sc d^Hclo xntd ■^aai'-em 
deUctoJ entstehen, regelrafisBig und a*f rechtlichem 'Wege 
•hier nnrdörch Vertrag, 'oder dadi durch vertrAgah'nli^he Vier-! 
Mttniast, ans welchen die- Theile ittcfader Natur derlSacbenfaU 
gatfb ebenso verpflichtet erecbeinen -wfe durch 'cinen Teftrai^ 
£^tmri coiUrtunMenf) j daher 'der ' Staat dürcfr Hedktsdicttuitg 
dieselben Rechtswirltungen daran ikniipft'^_)* '' ' '- ' 

i: ' [Tebeüall-, TroiSondereigentknmbMteht, ^nrf VeMrSg«'^ t wie 
MlKin oben auagerührt ist^M'^j Xci Weitem der unentbehlnlJdistb 
wld> gewöbidiebite'Weg, am dessen Ueberga'ng in Ei'nzelto , 
it«: Vennittern , «owie das; Erbrecht, um desabn ilebfertragorigi'iid 
tifti^zea zn -bewifkea^ VM zn beschränkt hat man'n'JfenWiiiu 
wfeiteq jene iatNaturrecbt, nMhldem: Vorgang des ^ viüni^heB 
Hechts, bbsa in ihrer Eigenschaft i^ Hnuplv^aelle dek- Satobitdhte 
fitihAtdielt. Und noch i)fter hat man iungekdiri die Bedeutung 
des blossen Willens des Menschen weit überBChützt und fol- 
geweise auch die der Verträge als solcher. Daher die häu- 
figen Versuche, du^eh sie Behauptungen zu atätzen, die Jedes 
haftbaren Grundes entbebren, oder marinigfache VerhältDiäsd des 
Öffentlichen Rechts' wie des Privatrechts zu erkläreiij deren wahr 
ren inneren Rechtsgrund aufzufassen man durch Befangeuhei|| i^ 
einem gebalttosen formalistischen Rechtsbegcif gehindert wurde i^Ji. 



üsä hier auf den ganzen j. 66. Verwiesen' Werfeü.'' • 
e entstehen bekanntlich nach römischem Recht'' i^iircb 
rnjig, Erbschnfiantretang , Zahhing einer Nicbfscliul^ 

9. u. 262. f. ,,",■,' ', .','„' 

rslern Art ist oben ($, 800 asi SscheigenUiom <ge^ 

geben, Beispiele der letztern Art bielet.der Staat selbst (Man deake^aur aa 

die vfelef]ei Staatsgrandverirägp , die maD''atläge)lÜdht' Ti^l I) , dal Erbrecht (s. 



— aiä' — 

: .: flthr begrreifilchwaE «fi allerdin^, dtes num.^ferad&iini Mat 
4arrceht,.Aea.VVer(h, der Xerüägp .eher.za .l)0Cli. als .su niedrig; 
■Mschlügy weit es keinen Th^l dei; Rechtslefare ^ibt, we so. eiof- 
faoh^ und mit so. .«Qtsobiedener. inneren Nothwendigk^it .anst dtti 
BeiurraisBen.^des meinseblichen. Lebens .und Verlbehrsi Be\baitAii 
Uanj^BÜtse mit. dein Anaprudi mf allg'ei^ieine.Geltun^.liich cr|fe^ 
befi-, .und. wo Diess ADcii..mit einer so überaus .mcrkWürdi^D 
.Uebeiteinstimmano;. allei.. Völker .und^; Zeiten .in deinen pontiven 
JReobteB anorkaoot wird., als eben hier #3- Je weniger diese 
.TfcatsAclie.siefa verkennen liisst , desto auffallender wii>d idie .^oiK- 
gegengesetzte Uebertreibung: den Verpflichtungsgitind der Ver*- 
träge .Ifdiglich in. der .Moral und im posiiiveiiJtechti finden zu 
wollen. **^. Eine geoanere früfuiig wird das Unwahre bcidtfr 
Cj^enaäUe.Jos.Ucbt, setzen. ,7/ 



$. tP.Q- iTom Recbtggrunfle.der Verbind.ongskrntt ^«r 

y.e.rträgß, ... :'■.:.:.'. 

■ -- SqH die Frage nath' deA reetatlichen VerpflichtongagrUrtd'dw 
Verträge «b^riedigend beantwortet werden, --^ Was für diV Ge- 
winnung einer festen Rechtsgrundlage (Vir die- freie, gesellig« 
Wechselwirkung Entscheidend ist, — so mnss man vor Allem -a^ 
Dein festhalten j was -im allgemeinen Theil (|^v }&.-3 flber'd^ti 
Grund des^Bechts .überhaupt ausgeführt ist ;''denniläi''diMtoli 
kann sich auch eine klare Einsicht in das VerhaltnTSSCrg^^H, 
JR welchem der Wille und die WälenSeihigUBg^üder-iäiei^Vö'trag 
zu dem Recht 'ond seinem -Gr^nde^Hteirt.--''^ ■'■ i '" ■'" "" '"'■* 
D«s Recht selbsi.fiott'fieblechterdingsiT^-LeÖ^n-'^dFahM'W^I^ 
denj.'dKse Foderungist unb-edin-gi-, 'iAer-blleii ilrangtltiafteh 
oder verkehrten Willen. E^zeleröd^rMefn-ercrbSbeff. ^öfAt- 

:. ',, _,.,i w,-;.: .,!, ..,,.^1: Ui-^-.'l -Mit 

S.',S90. 'Anm. • «.■§, 99.3V^afe-AeUeHfreChi. ISö «Sturlieh'es aiicii'4vlr, aiisä 
man bei den ebea erwäÜtilen Eigenschallen des herrschenden Rcflil^b^^ll^ 
nielir auf 4je.C^ertrags-.). G'orm. der RecblsverhälMeeeat« anfthrea K^n nnd 
lohalt sah, so >ar doch serade llMgo, der.di^e VerKcslieUiail.aia SehiWiIbn 
rflgt (Nat. R. S- 335.}, auf denselben Abweg des rormali^us geMlhei, ytet^ 
imtt iti aild»er' Weise, wie in der Krilik seiner Lehre (oßen S. lOT.J gezeigt 
-werden' ist. ' ,-■■-. ,.:,.,... 

-i'— ") -Man vergleiche nnr einmal in dieser imnsictii,''w'ie dazu "schon K. S, 
ZaJilia.ri.ti anfgeTsderl liat, das Geselzbncb Henn'svilBS rtiiiiiscHe Recht und 

Ä^. HJWm .GeseUgebongen. ., ■■ 

••) Wie Hugo' a.,a. 0, .;:..•, - .-.., .....;. -.. 
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lern kömmt es also, hier wie immer, auf die Ermittltin^ Dessen 
an was an sich (^objektiv3 recht ist: denn nur Dieses bie- 
tet anch für die rechtliche Ordnung der Wechselwirkung' der 
Manschen (^fur die subjektiven Rechfsansprui^he und Verbind- 
lichkeilenj einen sichern Anhnlt und Massstab. Nur dieses sol- 
len «nd dürfen die Theile — nicht etwa ändern , -sondern nur 
ausführen d. Ii. leisten und sich leisten lassen. Ob und inwie- 
weit sie Etwas der Art zum Gegenstand eines Vertrags machen, 
d. h. auf rechtlich bindende Weise ansmachen dürfen, da«s es in 
Zukunft geleistet werden solle, Diess verlangt noch weiterhin 
eine nähere Prüfung-. 

. Das unverrückbare rechtliche Ziel alles Handelns der 
Menseben in Bezug auf einander besteht überhaupt in 
wechselseitiger Beihülfe zur Verwirklichung der unveräusserli- 
chen ursprünglichen Rechte der Einzelen oder Gesammtpersonen, 
d. h.'der freien Bedingungen des Endzwecks nnd somit auch der 
nächsten Zwecke Derselben., Kein Wollen und Wirken weder 
Einzeler (z. B. durch ein Vergehen}, noch auch Mehrer za^am- 
mcn (^also auch kein Vertrag} kann daran wirklich Etwas än- 
dern; obwolfl CS zuweilen so scheint, indem z.B. i^achen oder 
Federungen, die bisher zum Vermögen des' Einen gehörten, iu 
das des Andern übertragen werden, weil und insofern sie der- 
malen Diesem nöthig und. Jenem überIliiSBig- oder doch minder 
nöthig sind. 

Soll aber das erwähnte Ziel erreicht werden , so müssen nicht 
nur vor Allem. jene Bedingungen oder Mittel selbst, von denen 
eben jetzt die Befriedigung der Lebensbedürfnisse abhängt, anfs 
Genaueste bestimmt sein, sondern auch die Art und Weise 
fForm), in welcher deren Leistung au geschehen hat, m. a. W. 
die Person Diesen der leisten , und Dessen der empfangen soll 
(^des Scliuldners und Gläubigers}, Zeit, Ort nnd Beschalfen- 
heit (^Güte und Menge} der zu leistenden Arbeiten oder Sa- 
chen etc. 

Diese unentbehrliche nähere Hinweisung auf die indivi- 
duellen Personen und Sach^, von denen und die Art, wie wir 
von ihnen die Beförderung unserer Zwecke zu erwarten haben, 
ertheilt nun entweder die Natur selbst (]wie im Verhültniss der 
Aeltern zu Kindern etc.}, oder sie mnss erst durch eine beson- - 
dere freie Willcnsvcreinigung zweier oder mehrer Men- 
schen gegeben werden, und ebendarin liegt die Bedeutung und 
Aufgabe der Verträge. 

CgIzuJ.vCoOgIC 
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Jede solche Uebereinkonft beruht also im Wesenlicfaen auf 
dem vom Willen der Theile unabliän^igeD Grunde ihres Recbts 
und kann desshalb nicht amgekehrt den Grand oder die Quelle 
von diesem selbst abgeben, sondern nur von der besondern 
Weise seiner Erfüllung *). Zwar darf auch diese niemals in 
Widerspruch treten mit dem Rechtsgrunde ^ d. h. mit den wirk- 
lichen Bedurfnissen und det Tauglichkeit gerade dieser Per 
sonen und Sach^en zu deren Befriedigung, und sie muss dämm mit 
dem Einen oder Andern wegfallen oder sich verändern. Immer 
aber muss, sofern eine solche innere Nothwendigkeit nicht of- 
fenbar vorliegt, um des Rechts der Individualttat willen, 
einem Jeden die vollste Freilieit bleiben , ganz nach Wnnsch und 
Neigung selbst zu bestimmen mit Wem, worüber und unter wel- 
chen näheren Bestimmungen er Verträge eingehen will **3. 

Hiernach wäre unter Vertrag zu_denken: die erklärte freie 
Uebereinstimmung Zweier oder Mehrcr über die Art, in der Ei- 
ner dem Ändern, vermittelst bestimufter für dessen Zwecke er- 
foderlicher persönlichen oder sachlichen Leistungen , beliälflich 
sein will zur Herstellung seines Reclits. Gewöhnlich siebt 
man aber bei Bestimmung Jenes Begriffs nur auf die «inzelen Ge- 
genstände der Vertragsleistung und auf die durch den Vertrag 
an dieselben geknüpften individuellen Rechtsbestimmtheiten, d.h. 
auf die Beschränkung der Freiheit der Verfügung ober 
eigne (^geistige oder leibliche^ Kräfte oder bisherige Stucke ja 
des Sachvermögens, wohl gar deren gänzliche Entziehung 
in letzterer Hinsicht , die dem einen Theii zum Besten des andern 
dadurch aufgelegt worden ist; und man erklärt dann darauf hin 
und ohne Rücksicht auf den tieferen inneren Grund und Gehalt 
des Vorgangs, den Vertrag als : eine kundgegebene Einwilligung 
bestimmter Personen in eine Veränderung (oder Uebertra- 
gang, also Erwerb einer- und Verlust andrerseits') von 



*) Also kann auch nicht ein Slaetsgrnndvertrag (weder ein erdich- 
teter, noch ein slillschweigend oder ausdri^klich geschlossener) der Rechts- 
gnind des Slaatsrechts , der Eheverlrag der ItechUgrand des Rherechts 
sein, sondern dieser Grand ist nur ans Kalur und Zweck des Staats und der 
£he zu entnehmen. 

**) Vgl. besonders S. 56. Atiraerk. u. S. 180. — Das Urtheil darüber: 
welche dei bisherigen Gegenstände unsers Eigenthums uns entbehrlich, also 
tibertragbar, sind und welche Dienste wir, unbeschadet uosrer rersönlichkeit, 
Andern lebten köDUen — kömmt im Zweifel.immer nur uns selbst su. 
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formell,- leer qnd ^JMeitig 
iüm in idem ptmihm conr 
8 Versprechen.",' "' , , , ' 
ick^: tit 'ifh'd' wieweit nha 
i' (fahn,' ive'iinsie nicÜtiiiir 
r die ZiiTiunfi' vt~"" — 
gUl't'igseij'injtliin 
n, erzw'ihffbär u 
igbarj — so Svi'rti'i 
iciir IcTclit sei'n^ je'i 
ii n'cljt'igeh oliersten 

ssere Freiheit oder' 'Willtt^ 
Tur dieRechUl'eiire zu tieu- 
ff, 80 Wird man sicq.nach 
nderide Kraft "derVeriraM ■ 
[reichen und oft i^ehr'&iinsil- 
ATeii im'är^isej] und 'lionnleja 
V^n soIcTien Sch'riltsieltern 
r des 'Reclifs. iell; er lieines- 
ieh'aber miisBtej 'troiz^'äer 
n fit injiena^^ an ^le Sj^iu* 



'■' ' '^■■S. S.10i. Mra. — ' Diesen Tfflssgriff begingen ' schoilifie 'Aellä*öir, 
'^MIIefeM Von einer Aeasserung des Grottjti-(de J. -B.- i'P.- HiiJf.-cap. H. 
mrA4:'.-S, t^) vttlfAXt'i.yiVn.A ^lÜe.Neaefea fQlg^en jieiatens :ü»eta BeispieL ilMtb 
jB^ ibpspfl^^s .ßrofinpn. C'ra Magpziij, für.Phj|. des Rc^hls^ p. (I^r ^tii^imr 
io%, U. I. Abh.-2. und S. 158. f.), Meisler CNai. R.S. 227. SX, Ger- 

sVficker fCeselzpolitili' 'Ablli; 111,5:17. ff.J,' Rotteck (Vernunft' R:'Bfl'.7. 
^/SSOieticrhaupl belnahe-alle Anliünger Kant's, 'aber'aucfi^-HBget's,- ÜÄ 
-W 'dteser>'Lehfe ,< %ie!fa^ durchgängig', Vor-K-ant Nickt» YßrakS'lial',">[^'i^ 
■yerychrobienh«iti4es, ABäJdnicIis., .wemU er.die .einTacbsif.Vyahibeit z«-f»llnt, 

oder die Unwahrheit verdeclit C^eclitspliilosophie , 2[ä Ausg. %. 73. IT.), ' 

••J Z. B. von Schnizo (Leitfaden der Eii;w]ctelung der phil. Prinzipien 
■dbE RecbEs, $. i33.> — Sclion LeibniU (epist- 2. 3. ^. i5. ad Kesbtenm) 
■«l^bt ^ifflia , Zweifel dagegen, dass bloss aus der Natur des. WitleiiiSj den 
iSä^t «ssgesprechen , ein Anderer angenommen hat, (auch ohne dass eine 
■C4lt9ß ■debendi, ein fons obUgaHonii in .rebus ipsis da sei) .unbedingte 
Verbindlichkeit sich darlhun lasse. Eine kurze Andeutung, der meislen- diesar 
nnbalftaren Meinungen findet man bei Hugo (Nat.'R. §. 336. Anm. 1.), eine 
^ds'iiallere Angäbe der gewotiülichereh bei Meister, Gerstäckt^r, R,ot- 
\tt\ a. B. 0-, bei Warnkönig (Rechtsphilosophie, S. 377. (T) und Äiidfeiii. 
Ihre ' PrßM$ iiiiss hier den Vqrlesuhgeii überlassen bleibeb. ' ■,, i „ .f j' 
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^stellt wurde, dieser falsche Standort hinterdrein aufgCj^ben 
und zugestanden werden, dass es für die Hechtsgultigkeit der 
Verträge airsser dem Willen, und vor Allein, auf die recht- 
liche MÖglicJikeit des Vertragsgegenstands d. b. der 
hedüngenen Leistung ankomme. 

Hält man hingegen fest an dem wahren Wesen des Rechts 
tind an dem bisher besprochenen Zweck der Vertrage, so ergibt 
sich daraus ganz von selbst, warum eine natürliche Bechtsver- 
bindlichkeit derselben behauptet werden mnes, zugleich aber dass 
Diess nur unter bestimmten Voraussetzungen geschehen kann,' 
und dflss es eine unstatthafte Uebertreibung ist, allen Verträgen 
ohne Weiteres eine solche zuzuschreiben (^nach dem Satz:' Om- 
nia pacta aunt tervanda') »J. 

Schon die Sprache weist vielmehr auf eine lehrreiche Weise 
darauf hin, wie imerMssIich bei dem Wollen Mehrer, ebenso- 
wohl wie bei dem des Einzelen, die Rücksicht auf das Ge- 
wollte ist, indem sie auf den'inneren Widerspruch aufmerksam 
macht, der darin liegen wurde, wenn Jemand zu etwas Pflicht- 
widrigem sich verpflichten wollte, es sei von Rechtspflich- 
len die Rede oder nicht. Nnr unter Voraussetzung eines 
pflichtgemüssen Inhalts und der persönlichen Fähigkeit, 
Pflichten zu übernehmen, kann offenbar den Verträgen Rechts- 
kraft zugestanden werden, wie weiterhin näher gezeigt werden 
musa, da nur dann in ihnen eine Form der Verwirklichung des 
Hechts unter bestimmten Personen gesehen werden kann, und in 
ihrer Verbindlichkeit ein Mittel der Erleichterung und Sicherung 
(^und nicht der Untergrabung^ des menschlichen Verkehrs, also 
des Bestandes einer vernünftigen Geselligkeit**). , 



*) Abicht's Clm neoen System eines Nat.R. S. 251. ff.) undHenrlci's 
(;in den Ideen znr — Rechtslehre, Bd. II. S. 398. ff.) gehBllreicherer Rechtsbe- 
griff erprobt sich auch in ihrer Vertragslehre. Durch emen richtigen Takt traf 
aacli Garve (Bit. I. S. 94. ff. der pKilos. Abhaadll. u. Anmeriik. ' zur 2. Ausg. . 
seiner Ueberselzung Cicero's von dun FflichteD) hier ziemlich das Rechte, — 
Vgl. sDch Droste-Hulsboff N. R. §. 91. 

••) Unbedingt ein solches Mittel darin sehen, wäre ebenso einseitig, 
als wenn man in gleicher Absicht unbedingte Zulassung oder Ausschliessung 
der Verfolgung des Sacheigonthums gegun dritte Besitzer fodern wollte, aber 
noch weit verderblicher, wel! nur Ersteres die persünliche Freiheit bedroht 
ond oft „im Elrrolge" so gut wie vernichten wird (s. Hugo N. R. %. 329. 
Marezoll N. R. S> 222.). Dass' man dann folgerichtig auch den Vertrag 
«iner Räuberbande für bindend halten müsste, hat sobon Gerstacker s.a.0, 
bemerkt. ' . 

ESdflT'i GrHDdiüge dei Nntarrecbli. %X _ 
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Dasa Alles, was Jemand in völligem Einklang mit dem^ 
Recht einem Andern leisten dsrf, Diesem ebensogut künftig 
als jetzt geleistet werden darf, kann keine Frage sein. Dass 
aber eine vollgültige RechtsTerbindlichkcit zu einer solchen künf- 
tigen Leistung auch schon dadurch entstehen muss, dass eine 
darauf gerichtete gehörige Zusag'e einer- and Annahme. 
andrerseits vorbanden, d. h. durch erklärte Zustimmung beider 
Theile ein Vertrag darüber zu Staude gekommen ist; dass also 
dann, wie man es sehr bezeichnend aasdruckt, dem Versprechen 
nachgekommen, die Zusage erfüllt, Wort gehalten wer- 
den muss, hat seinen Bechtsgrund einfach darin, dass Diess die 
nnerlüsslichste Bedingung alles vernünftigen Zusammenlebens und 
Wirkens ist, 

Denn bei allem Wirken für unsere Lebenszwecke (^durch 
eigne oder fremde Htmdlungen) müssen wir, um nicht jeden 
Augenblick eine Fehlrechnung zu machen und dadurch in Scha- , 
den zu kommen, im Stande sein einen festen Plan unsers Ver- 
haltens für die Zukunft zu entwerfen, mithin zum Voraus uosre 
sämmtlichen jetzigen und künftigen Mittel in genauen Anschlag 
zu bringen, und ans, insofern diese Mittel von Andern eu leisten 
sind, ebensogut darauf zu verlassen, wie bei uns selbst. Bruch 
einer bestimmt und förmlich ertheilten Zusicherung, nach der 
wir (^dnrcb Annahme^ uns richten zu wollen erklärt haben, be- 
raubt'uns einer, vielleicht unentbehrlichen Mitwirkung für unsre 
Zwecke. Diese aber hatten wir durch jene Zusicherung ein Recht 
erlangt, von gerade diesem Menschen zu erwarten, so gewiss 
er uns schuldig war, uns nicht durch Missbrauch unseres Ver- 
trauens auf seine Wahrhaftigkeit^^ ''' ^achtheü zu bringe.a 
trder auch zum Besten zu haben, und so gewiss umgekehrt wir 



*) Vgl über das Recht auf Wahcbaftigkeit S- 60. — Wieweit das 
Worlhalten, auch wu es nicht Rechtsverbhidlichkeit ist, doch Gewissens- oder 
Ehrensache sein könne? ist eine Frage, die nicht hierher gehört. Bei dem 
Versuch, den ausrührirdt zuerst Schulze CLeilfaden £c. $. 130. IT.} eogestetlt 
hat , bloss aus der sittlichen Pflicht wahrhaft zu sein (weil sonst der äussere 
mit dem inneren Menschen in Zwiespalt geräth), die -Keciitsgültigheit der Ver- 
träge abzuleiten, ist jedenfalls über die objektiven Bedingungen derselben 
keine genügende Anskuoft zu holTen und man ist dabei stets in Gefahr, zuviel 
beweisen zu wollen (z. B. die ßechlsverbindlichkeit euch der nicht ange- 
nommenen Versprechen &cO- Desshalb suchten Hufeland CLehrsälze des 
Nat. R. 2te Ausgabe, §. 269. ff.) und MarezoU N. R. $. 226 ff. noch auf 
andere Weise jener Beweisart nacbznheireD, 
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(kraft seines Rechts der Üiibescholteü)heit3 verbanden 
waren, ihm nicht Lug und Trug zuzutrauen, sondern seiner Er- 
klärung gemäss die ernstüchc Absicht uns zu dienen. Ein sol- 
' eher Wortbruch versetzt auf alle Falle ohne unsre Schuld ent- 
weder uns oder Andere oder doch die Gesammtheit in eine üblere 
Lage , auch wenn er durch Zufall einen grösseren Schaden, z. B, 
einen iSacheigenthumsverlust, nicht nach sich ziehen sollte, und 
wir nicht wenigstens Zeit und Mühe vergeblich geopfert hätten 
oder doch geäfft wären. Xicht selten aber werden wir dadurch 
sogar ausser Stand gesetzt .unsre eignen Verbindlichkeifen ge- 
gen Andere zu erfüllen ; und sicher wird dadurch beigetragen, 
das Vertrauen unter den Menschen und mit ihm die Grundlage 
alles Verkehrs allmählich zu zerstören #J. 

Aus diesem Allem, was erst bei der Aufführung der einzelen 
Erfodernisse zur Gültigkeit der Verträge (^§. 101. f.} seine ge- 
nauere Bestimmung finden kann, scheint indess hier Folgendes 
noch besonders hervorgehoben werden zu müssen: 

i") Es können jedenfalls nur solche Versprechungen eine 
Rechtsverbindlichkeit erzeugen, die in der ganz unzweideutigen, 
aus Inhalt und Fassung erhellenden, Absicht von den Thei- 
len gegeben und angenommen worden sind, den Einen dem An- 
dern, oder Beide gegenseitig, zu einer wahren Rechtslei- 
stang zu verbinden, die mithin der wesenlicheu Merkmale 
eigentlicher Rechtsgeschäfte nicht entbehren. Es muss 
also dem Empfänger, wenigstens dem Versprecher ge-, 
genüber, ganz dasselbe Recht zugestanden worden sein, als 
wäre bereits wirklich geleistet, so dass dieser Letztere allen aus 
einer Nichterfüllung dem Ersteren erwachsenden Schaden ledig- 
lich auf sich nimmt. 

Von selbst versteht sich, dass diess Alles nicht passt auf die 
vielerlei im täglichen Leben ejjenso leichthin erregten als ergrif- 
fenen blossen Hoffnungen und Erwartungen. Solche unzuverläs- 
sigen Verheissungen — aus was immer für Absichten und ß.ück- 



•) ,S. Garve a; a, 0. — - Durch die Millcidenscliaft Anderer ualer dem 
Treubruch Iritt dessen reclillichc RedeuEang vollständig ins Licht. Je «leutlicher 
dieselbe bei zunehmender Rechlsbildung erkannt wird , desto natürlicher hnüpR 
sich daran die allmähliche Ausdehnung der Klagbarkeit der Vertrage, die zaietzt 
sogar, in Folge eines oiTenbaren Rucksohritls durch Ueberfeiiierung , über ihre 
richtige Gränze hinausgeht, wie diess Alles zumal der Bildungsgang des rümi- 
scben ftechls bezeugt. 
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sichten z. B. der s. g. Höflichkeit nnd KonveDienz sie hen'or- 
gegaagen seien — können niemals Rechtswirknngen erzeugen, 
sondern nor je nach Umständen eine stärkere oder schwächere 
sittliche Verpflichtunjf, wenn nämlich nicht in der blossen Leicht- 
gläubigkeit des einen f sondern auch mehr oder minder in dem 
Leichtsinn des andern Theils der Grund lag, ans dem Jener anf 
Diesen baute. 

SJ So wenig bloss im übereinstimmenden Willen der 
Theile der Grnnd der rechtlichen Verbinduugskraft der Verträge 
gefanden werden kann, so liegt er doch jedenfalls mit in dem- 
selben, d. h. jener macht einen Theil des ganzen Reehtsgrundes 
(den individuellen oder nächsten Rechtsgrnnd #3 ^'"'- Dena 
dass — und in der Regel **) auch wie — gerade diese nicht 
sclion Unfreiwillig mit Einander verbundenen Persmien sich 
das ihnen überhaupt rechtlich Erfoderlicbe jetzt oder in Zn- 
kunft leisten werden, hängt ohne Frage von ihrem freien 
Willen ab. Insofern also geben sie sich allerdings durch ihre 
Uebereinkunft seifest das Gesetz für ihr gegenseitiges Verhalten 
in Bezug auf die verabredete Leistung (wie die Römer es schon 
treffend nannten: lex contractua) — obwohl unter der Rechts- 
aufsieht des Staats — m. a. W. sie erklären, ihre £inzelwitlen 
forthin ihrem ausgesprochenen Gesammtwillen anterordnen, also 
von diesem nicht einseitig wieder abgehen zu wollen. 

3^ Doch darf man gewiss nicht so weit geben , zu behaup- 
ten, dass in jedem Falle an Verträgen genau festgehalten 
werden müsse, auch dann wenn man bei deren Eingehnng kei- 
neswegs den andern Theil täuschen wollte , sondern nur entwe- 
der sich selbst übereilt und geirrt hat ««^^t vielleicht gar ohne 



■*:) -s. s. M. 

**') Nicht aber immer, z. B. nicht bei der Ehe. Der beschränkte Ge» 
sichlspunkt des römischen ItechEssystems , Vas ausserhalb seines Foderangs- 
rechts für Verträge keinen Raum hatte, kann daran Nichts ändern, nnd vrader 
Heg&J's Schimpfen, noch Puchta's Eifern über die rechtliche AufTassung 
der Ehe als Vertrag können ihr diesen Charakter nehmen (vgl. S. 72. Ann.}, 
obgleich das gewöhnliche Natnrrecht daraus die-anslalthallesteo Folgerungen hat 
ableiten wollen, wie sich weiterhin zeigen wiiH. 

•**J S. Hugo N. R. S. 455. Anin. 6. — Moser On dem vortreflflichen 
Aufsalz in seinen patriotischen Phantasien Bd. II, nr, 24: „Also sidlte man 
die Stipulationen wieder einführen"-) oennt Diess die schlechteste Auslegung 
des Sprichworts: ein Wort ein Mann — ; Wer fehlen könne, mflsse sich 
auch der Reu» nicbl schämen j von einem solchen falschen Eh^efOhl hätten 
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Schuld, oder wenn man eine erst nachher eingfetretette wesen- 
liche Aendemn^ derUmstüDde, und mit ihnen unserer Pflichten, 
nicht vorausgesehen hat und vielleicht nicht voraussehen Itonnte, 
ond wenngleich die Erfüllung uns den grössfen Nachtheil, dem 
Andern dagegen reinen Gewinn bringen würde. Wie viel odpr 
wenig Einfluss solche Umstände auf Milderung der in der Regel 
nothwendigen strengen Verbindlichkeit der Erfüllung (_soluüo') 
haben dürfen, wird sich demnächst zeigen ^y. 

Fest steht aber soviel, dass es eine gänzliche Unklarheit 
verrath über die ersten Begriffe des Rechts , wenn man desshalb 
weil der Staat die Verwirklichung des Rechts, wie überall so 
auch bei den Verträgen, überwacht und verbürgt, deren Rechfs- 
gültigkeit überhaupt — so wenig sie sich auch nur Wegdenken 
lasst, — dennoch geradezu für eine willkürliche Staatseinrich- 
tung ausgibt. Der Staat hat auch hier nur das wahre Recht an- 
zuerkennen und anzuwenden , unter den näheren* Bestimmungen , 
die sich .dafür aus dem Wesen der Verträge und ihrer nothwen- 
digen Uebereinstimmung mit allem andern Aecht von selbst erge- 
ben; nicht aber darf er beliebig ungültige Verträge für gültig 
erklären oder umgekehrt. , ' • 

Einzele Erfodemisse der Rechtsgfiltigkeit der 

Vertrüge. 

%, 101. J. In Ansehung der Personen. 

Der einzelen Voraussetzungen der Rechtsverbindlichkeit d^r 

Verträge stellen sich hiernach bei näherer Betrachtung dreierlei 

heraus : solche die sich auf die verf ragschliessenden Theile selbst, 

solche die sich auf den Inhalt und solche die sich auf die äussere 

Form der Verträge beziehen. 

Die Erfodernisse in Ansehang der Personen sind folgende : 



unsre Vorfahren [nach Tfcift Germ. cap. 23.) so wenig gewnsst, als die allen 
Römer, üio aus einfaclieii Versprechungen — im Gegensatz zu der fnrmlicheD, 
feierlichen Zusage oder Stipulation — mit Recht jede Klage geweigert hät- 
ten. Man vgl. hier noch Seneca de betieff. V, 2i., der den Unterschied der 
bloss sittlichen Verpflichtung von der. rechtlichen sehr gut hervorhebt. 

*) Starke Bedenken über solche Strenge äusserte schon Leibnitz a. a. 
0. — Garve a. a. 0. S. ill ff. .erklärt richtig nur mit Unterscheidungen 
Cicero beistimmen zu können, wenn dieser kurzweg sagt de off. I. cap. iO: 
Nee promig$a igitur servanda sunt ea, qiute »int m quibus promiierit in~ 
uäHa , nee $i pbu tibi mceant ^uam Ü^ prottnt. 
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. i) Möglichkeit freien WoIIeas (d. h. vernünftiger 
Selbstbestimmung) beider Theile. 

Diese fehlt mit dem Veriuinftgebrauch selbst entweder ganz 
oder nur zum Theil, dauernd oder vorübergehend, in gesundem 
oder krankem Zustand, wie sich am Beis|iiel der Rasenden, 
Wahnsinnigen, Blödsinnigen, Bewussüosen, gan» Betrunkenen, 
sehr Zornigen, Kfnder und Unmündigen, im Fieber Fantasiren- 
den, sowie aller Derer zeigt deren besonderer Lebenszustand, 
wie oben ("bes. §.43 ff.) ausgeführt ist, nothwendig einen iiiehr 
oder minder beschränkenden Einfluss auf ihre Rechts fälvigkeit 
ausübt #3- 

Manche Personen, die keineswegs aller Selbstbestimmung 
unfähig sind, bedürfen bei Rechtsgeschäften jeder Art, auch bei 
Verträgen j entweder überhaupt der Vertretung ihrer ganzenPer- 
son, oder doch der Ergänzung ihres Willens im einzelen Fall, 
durch besondere Vormünder und Pfleger — z.B. die Unmündigen 
oder die ("gericbtlich erklärten) Verschwender, — oder irgend einer 
andern Art der rechtlichen Uebefwaclmng und Berücksichtigung 
{[durch Obrigkeit und Gesetz): namentlich die Weiber, die Min- 
derjährigen, die Ungebildeten und Beschränkten (rusHci und 
simpftces') , obgleich man hierin oft positivrechtlich viel zu weit 
geht #«> , 

Sehr sachgemäss ist es jedenfalls , zum Besten dieser Perso- 
nen, wo nicht bei allen, docli bei wichtigeren Geschäften vorhe- 
rige obrigkeitliehe Prüfung der Sachlage {^catiaae cogniUo^, oder 
Verwarnung darch Erklärung der möglichen Hechtsnachtheile ([z. 
B. bei Bürgschaften) eintreten'zu lassen, oder jene Geschäfte 
nur in so fein aufrechtzuerhalten als sie ihnen vorlheilhaft 
sind **«), oder endlich wenigstens Irrthum und ßecbtsunwis- 
senheit dabei ihnen zu Gut zu halten ■{-). 

*) Vom Einfluss der .iffekte und Leidenscharien , der Taubst ummheit, 
Blindheit n. s. t. müDdlich. 

**') Diess zeigt sich besonders in der zaweilcn vorkommenden übertriebe- 
nen Abhängigkeit des weiblichen Geschlechts vom münnlichen (_[n der Ge- 
schlechtsvormundschart}, oder doch der verheirntheten Weiber von ihren 
Männern. S. oben §. il. Ebenso wurde die vnitaH personamm zwischen 
Vater und Hauskindern auch hier (naph dem Muster des Verhältnisses des 
Herrn zum Sklaven), im allen römischen Recht anf eine Art gedeutet, wobei 
alle Selbständigkeit der letzteren zu Grunde ging. 

***} So bei den Versciiwcndern uad IJnmündigen schun nach römischem 
Recht. 

+) Wie den Minderjährigen, Weibern, milites, rutUei, und überhaD[it 



izcd., Google 



— 3*7 — 

«3 Wirklicher Wille der Theile. 

Daran fehlt es , sobald auf einer oder auf beiden Seiten nnr 
Scherz oder Höflichkeit im Spiel war, also überhaupt ^ar kein 
Vertragschluss ernstlich beabsichtigt war, oder wenigstens die- 
ser bestimmte Vertrag nur zum Schein geschlossen fsi- 
mulirt) war, etwa um ein anderes' Geschäft damnler zu ver- 
stecken. War dieses ein erlaubtes Geschäft, so kann nur es 
Rechtswirkungen erzeugen, niemals aber das bloss vorgegebene* 
War aber letzteres nur von einer Seite vorgegeben, so wird 
darin gewöhnlich ein Beti^ug liegen .#3- 

Ebenso sehliesst Zwang mit der Freiheit des WoUens auch 
dessen Erusflichkeit gauz aus, und zwar nicht bloss der körper- 
liche, sondern auch der geistige Zwang (|durch DrohungJ. Der 
erstere hebt jedoch die Selbstbestimmung, also den Begriff der 
Handlung, nur dann auf, wenn er eine unmittelbare Wirkung 
durch die Kräfte des Gezwungenen hervorbringt 4^#J). 

In jedem andern Fall aber , wo der Zwang bloss die Erthei- 
lung eines Versprechens künftiger Leistung erwirkt hat, löst er 
sich nothwendig in einen lediglich mittelbaren Zwang durch 
Furcht auf **#). Bei jedem solchen (geistigen) Zwang aber, 
insofern er ein ungerechter war, ist es an sich gleich nnsfatt- 
haft ihn zur Quelle von Rechten zu machen, einerlei ob (!r stark 
oder gering, Qb er die einzige oder doch die Hauptursache der 
Willensbestimmung war; und der natürlichste, sicherste, oft der 
alleinige Weg um allen Schaden daraus für den Versprecher ab- 
zuwenden -|-} oder den unabwendbaren mö^ichst gatzumachen, 
läge offenbar daHn dass der Vertrag als gar nicht vorhanden, 
mithin als unbedingt rechtswirkungslos, angesehen würde. 
W^D" £>* tber in den positiven Rechten dennoch nur unter der 



Jedem der forensium rerum expers vel alias »implicitate gaudettB ist, zufolge 
fr. 25. S. i- D. de probatl. et praesimfl (22, 3f. 

*} Diess nehroen auch mit dem römischen Recht die neneren GeEelzgc- 
bnngen an. 

**3 Z. B. wenn Diesem die Feder zur Unterschriil eines Verlrags geführt 
worden ist. 

**•) Hier liegt jedenfalls eine wirkliche Willcnsbeslimmnng vor, wie es mit 
den Römern fs. fr. 21. g- 5. D. quod metus causa IV. 2.) auch Viele der 
Neueren anerkennen, z. B. Hnfeland, Lehrsalze des NaI. lt. §. 307. 

f) Man denke nur an das bekannte von Ilöpfner angeführte Beispiel 
des einem Mädchen abgezwangenen Eheversprechens. 



DyizcdbvGoOglc 



— 388 — 

Bedingung als nichtiif gilt, dass er durch die Drohnog al- 
lein oder doch liauptsachlich hervorgerafen worden sei, und 
und dass die Drohung erweislich eine solche war, die auch bei 
einem festen Mann („comfant homo"J al» znreieheB4 erschei- 
nen konnte, so hat diesa Alles seinen guten Grimd darin dass 
sonst, zur gröseten Gefährdung des sichern. Verkehrs, alle Au- 
genblicke unter dem Verwand der Erpressung Vertrage ange- 
fochten werden würden *). 

Ob übrigens von dem andern Theil oder von einem Dritten 
der leibliche oder geistige Zwang geübt wurde, kann in der 
Hauptsache keinen Unterschied machen; ebensowenig der Um- 
stand , ob er gegen den Versprechenden selbst gerichtet war 
oder gegen Andere, die mit ihm nahe (jmd zu einer Gesammt- 
personj verbunden sind **"). 
3^ Uebereinstimmung des beiderseitigen Willens. 

Die Möglichkeit und Wirklichkeit des Wollens eines Jeden 
der Theite kann nicht genügen damit von einer Uebereinknnft 
(conventio) die Aede sein könne, sondern ihr Wille muss 
auch über den Vertragsgegenstand vollständig zusammenstimmen 
d. h. anf eine und dieselbe Leistung — und, sofern diese auf 
eine Sache geht, auch atif eine und dieselbe Sache nach allen 
ihren wesenlichen Eigenschaften — gerichtet sein. Und zwar 
muss der Eine dem Andern ein Ver8pre«;hen dieser Leistung 
d. h. die Auffoderung gegeben habeit, in Bezug auf diese ihn 
als rechtlich zur Leistnng verbunden (^als Schuldner!) zu befrach- 
ten und danach seine Massregeln zu nehmen ; von Seiten des 
Andern aber muss die Annahme dieses Versprechens hinzu- 
kommen d. h. die Erklärung, dass er sich auf dasselbe bestimmt 
verlassen und mit Rucksicht auf das Zugesagte die Art des Wir- 
kens für seine Zwecke einrichten wolle ***3. 



*) Der Code art. 1112 ff. folgt liierin zwar dem römischen Recht, 
weicht aber von demselben mehrfach, z. B. beim Betrage, zn seinem Nach- 
, (heil ab, weil er dem eben angeführten Grnude einen übermissigen Einflass 
einräumt. 

**> Dieser Meinung sind aqch die Meisten z. B. Gerstäcker fSyston 
der innem Slaalsverwallung und der Gesetzpolillk , Abth. III. S. 67 f), nicht 
so Meisler (Nat. R. §. 299.). Ein Bedenken hat Hugo (NaI. R. $. 337. 
Anm. 1.). 

***~) Es genügt zwar auch nach den posiliveo Rechten wenn die Theile 
nur über die Haoplslücke der Leistung überemgekommeo sind d. b. eine s. g. 
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Etst JD dem Augenblick, wo durch das Zosammentreffen die- 
ser Willensfiosserungen beider Theile deren Willensvereini- 
gung feststeht, ist eine Hechtsverbindlichkeit zar Erfüllung ei-, 
nerseits und ' zur Nicbthinderung der Erfüllung andrerbeits ent- 
standen #). Denn erst durch die Annahme hat der andere Theil 
das Seinige gethan sich zu vergewissern, dass es mit dem Ver- 
sprechen voller Ernst war, und erst wenri der Versprechende 
von ihr Kenntaiss erhalten hat, kann er wissen ob seine Lei- 
stung nicht verschmäht, sondern darauf gerechnet werden wird. 
In der Rege) können demnach einseitige, noch nicht angenom- 
taeae Versprechen (^Pollicilationea') keine Rechtsverbindlichkeit 
erzeugen **), Was übrigens vorausging, ob das Verspre- 



Funktation abgeschlossen haben. Sobald aber auch nur über unwesenliche 
Nebenpunhte eine Verständigung erfolglos versucht wurde, muss der ganze Ver- 
trag als gescheitert gelten. S. Meister Nat. R. %. 291. z. E. 

*) Davon verschieden ist die Frage : ob nicht schon durch das blosse 
Aoerttieten eine Rechtsverbindlichkeit entstehe wenigstens nicht eher 
wieder zurückzutreten als bis es dem andern Ilietl möglich gewesen ist sich 
über die Annahme zn erklaren und er Diess versgumt hat % Wenn man diese 
Frage nicht, mit Meister (Nat. R. S. 238 £ 248.} und Höpfner CNat. (t. 
S. 70. 71.J bejaht, so gesteht man einem Jeden das Recht zu, nüt Andern 
Bein Spiel zu treiben. 

Ueber das Sinnreiche der Ausdrücke ; Versprechen und Annehmen — 
Vertrag (von : sich vertragen — wie pactum von pax') — conlractus — con- 
venüo — ■avv'k'kXa.f^a u. s, f. Vgl. Gerstäcker a. a. 0. S. 29. f. und 
Stöckhardi, die Wissenschaft des Rechts S. i63 u. 165. 

**) Die Frage.:| ob und wann sie Diess ausnahroweise doch einmal 
können? findet, nach dem im Vorigen entwickelten Grunde der Verbindungs- 
kraft der Verträge, ■ sehr einfach und streng folgerecht eine Losung, deren 
Wahrheit auch bei den Beslimmungen des römischen Rechts vorgeschwebt ha- 
ben muss. Hugo freiiicli (Nat. R. %. 338.} verzweifelte an dieser Lösung und 
zerhieb den Knoten durch die Behauptung: das Ausschlagen hindere zwar em 
Recht ans dem Versprechen, aber die Annahme sei doch, um ein Recht zu 
erlangen, nicht nölhig. Dazu verleitete ihn der Fall der Aassetzung eines 
Preises Tür eine künftige Leistung, obwohl darin eigentlich nur eine schein- 
bare Ausnahme von der Noth wendigkeit einer Annahme enthalten ist. Hier 
liegt es nämlich schon in der Art der Zusage selbst, dass deren Annahme 
nicht auf der Stelle und ausdrücklich, sondern nur stillschweigend durch Er- 
füllung der in jener gestellten Bedinghng erfolgen kann und erwartet wird. 
Dürfte nun dessenungeachtet behebig von der Zusicherung zorückgelrelen wer- 
den , so würde Diess Schuld sein , dass Der welcher auf jene hin eine viel- 
leicht hächst mühevolle Arbeit unternommen hat, vielleicht um alle' Früchte 
derselben käme. Der hieraus entspringenden Schuldigkeit den Schaden lu er- 
- setzen, oder virimehr ihn nicht anzurichten, kann aber nur durch die Erfiil- 
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eben oder die (^von dessen Hinzukommen abhingig gemachte3 
Aonahme, ist für das Zustandekommen des Vertrags gleichgül- 
tig, das nur nberbaupt ein Zusammentrerfen beider Willen 
voraussetzt. 

Vnmäglicb wird eine solche wirkliche Willeasübereinflttm- 
mung durch wesenlicheii Irrthum (^wenn auch nur von einer 
Seite) über die Beschaffenheit der vertragmassigen Leistung, — 
also auch, falls diese auf das Geben einer Sache ging, über 
diese selbst und ihreHauptcigenschaften, sowie über die Person 
der Vertragschiiessendcn *), über du Art des Vertrags u. s. f., 
ohne dasa es hier einen Unterschied machen kann, obderlrrthnm 
vermeidlich gewesen wiire oder nicht **_). 



lang der Zusage völlig genügt werden. Vgl. M ad ihn Grundsätze des Nat, R. 
S. 105. und Marezoll Lelirb. des Nat. R. §, 233. 

Ebenso sprachen die Römer in einigen andern FSlIeo, wo eine Annahme 
Eich fast von selbst zn verstehen nnd das gemeine Beste die Begünstigung ge- 
wisser Federungen zu verlangen schien*, schon dem -blossen Versprechrji bin- 
dende Kraft zu, nämlich wi^nn es auf Beslellung einer Mitgift ging oder auf 
Beförderung der Zwecke eines Gemeinwesens oder der Kirche (vofuin), in 
letzteren beiden Fällen jedoch nur dann, wenn entweder em triftiger Grund es 
veranlasst halte (jt. 6. ein Naturuüglück) , oder wenn durch einen Anfang der 
Ausführung' oder durch das Geschehenlassen einer mit Beziehung darauf bi^on- 
nenen Unternehmong des andern Theils dieser völlig sicher gemacht war. Die 
neueren Gesetzgebungen pfl^en die Klagbarkeit aller VerheissuDgen zu ver- 
werfen, mit Zustimmung Vieler, z, B, Thibant's fl^lirb. des franz. CivilH. 
S. 221.}, 

Solange man nicht beweisen kanni dass es mit der PHicht der Wahibaf- 
tigkeit unverträglich sei ein Wort im Scherz zu sprechen , solange mnss aich 
die Behauptung (Madihn's a. a. 0. nnd Gerstacker's a, a. 0. S. 10. 
Anm.) als tibertrieben erscheinen, dass aus ihr die unbedingte Rochts- 
gülligkeit auch der noch so schwankenden einseitigen Versprechungen fol- 
gen würde. 

*} Das röriiische Hecht hält hieran fest. Der Code art. 1 1 10. knüpft Je- 
doch um der Siclierheit des Verkehrs wegen, die soviel möglich Aufrechthal- 
tung der Verträge fodert, an den Irrthum in der Person nur dann Ungüllig- 
keit, wenn gerade ihrethalb der Vertrag geschlossen war. Hierfür ist auch 
Dresch Nat. R. C2le Ausg. S. 188.). 

*•) Vgl. von Droste-Hülshoff, Lehrb. des Nal.R., 2tB Ausg. S. 140. 
— ' Aus dem in der vorigen Anmerkung angeführten Grunde (und weil es nn- 
billig scheint , dass unter der Unachtsamkeit des einen Theils der andere acht- 
same mitleide} pflegt man positivrechtlich an den verschuldeten Irrthnm keine 
Vemichlong des Vertrags zu knüpfen. Ebcndesshalb lasst man Manches nur 
fUr Irrthum in au'sserwosenlichen Eigenschaften gellen, was der 
Strenge nach nicht dahin gehört. Dieser kann nalürlieh den Vertrag nicht ver- 
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Üb der Trrthum absichtlich von einem Dritten oder v«ii dem 

andern Theil hervorgerafeo oder benutzt worden ist, also Be- 
trag im Spiel war, thut ebenfalls Nichts zur Saclie #3' 
4) Unzweideutige Erklärang des Willens. 

Nothwendig^e Voraussetzung einer Willensvereinigung der 
Theile ist ihre gegenseitige Verständigung. Diese aber ist un- 
denkbar ohne eine wenigstens dem andern Theit völlig verständ- 
liche **3 Aeusserang der inneren Willensbestimmung. eines 
Jeden von ihnen, und hierin besteht ebendaher die alleinige all- 
gemein wesenliche Form der Verträge. 

Ganz gleichgültig ist es übrigens, ob der Wille durch wört- 
liche oder schriftliche Abrede fz. B. durch Briefe) oder irgend 
welche andern sinnlich wahrnehmbaren und untrüglichen Gedan- 
kenzeichen (z. B. durch Geberdensprache: Winke etc.) ansge 
drückt wird, oder ob er nnr stilisch weigend, durch Ver- 
mittlung sprechender (s. g. schlössiger) Handlungen oder Un- 
terlassungen, hinreichend deotlich und bestimmt zuerkennen ge- 
geben wird. Hierhin gehören aber nnr solche, die, wenn sie 
nicht' als Mittel der Verkündigung eines bestimmten Willens- 
schlusses dienen sollten, unter den vorliegenden Umständen ent- 
weder rechtswidrig, ganz sinnlos oder widersinnig sein, oder 



nicliteii, sondern nor zuweilen eine Federung von Schadenersalz begrüiidau, 
und der Irrtlium in Beweggründen, weil er die WilleosmciDung durchaus 
nicht angeht, in gar keinen Betracht kommen. 

*} Jeder Betrug, auch wenn er nur NeJ)onpunkle betrifft, hindert of- 
fenbar die Uobereinstimmung des Willens der Tlieile , also die Knlstetiung eines 
gültigen Vertrags. Daher h&tte hieran festgehalten werden solleu, statt dass 
das römische Recht aas dem dolus inädens, und der Code art. 1117. sogar 
aus dem dolus causam dans nur die Verbindlichkeit zum Schadenersatz ent- 
springen lässt. Jedenfalls scheint auch für die Sicherheit des Verkehrs, die 
man dabei wohl im Auge hatte, nicht schlechter gesorgt werden zu können, 
als durch die darin liegende Belohnung des Betrugs ; denn die FiÜIo , wo der 
Vorlheil des Betrogenen Aufrechthallung eines solchen Vertrags erheischte fin 
weldien ihm dann immerhin das Recht sie zu wählen bleiben roilssle, was 
man such für den Fall, dass der andere Theil ihn gezwungen hat, ihm zuge- 
stehen könnte ^- s. Marezoll Nat. R. S' ^31.J, werden ebenso selten sein, 
als die Fälle, wo nur die Nichligk'eit des Geschäfts ihn vor allem Schaden be- 
wahren wird, hHUfig. 

") Schon S. 304 ergah sich , dass Diess üherall genügt wo von einem 
bloss gegen eine beslimmte. Person geltend zu machenden Recht zur Sache, 
nicht aber wo von einem gegen Alle und Jedu geltend zu machenden Recht 
' anf oder an eine Sache die Rede ist. Vgl. S. 271. nr. 3 u. 4. 
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doch Den von welchem sie ftusgehen mit sich selbst in Wider- 
spruch bringen würden. Barauf geht die bekannte He^el: qui 
tacet, nbi loqui potuii ei debnit, contentire videtur, deren Gul- 
tigrkeit man nicht laugnen liann^ wenn man es nicht für znlüssi^: 
h&It, Andern durch unser Benehmen falsche Vorstellungen von 
unseren Ansichten und Absichten beizubringen, von denen sie 
vielleicht erst durch Schaden enttäuscht werden. 

Ans demselben Grunde der Beförderung der Gew-issheit 
des Rechts in jedem einzelen Fall , aus dem die positiven 
Rechte unter gewissen Umständen mit einer blossen Wahr- 
scheinlichkeit einstweilen sich begnügen (^d. h. eine all- 
gemeine Rechtsvermuthung aufstellen *') müssen, 
ist es unvermeidlich dass sie auch, und ganz besonders 
bei den Vertrügen, zur Ergänzung Dessen worüber keine 
oder keine hinreichende Abrede getröffen ist, Manches als 
sich von selbst verstehend auf solange gelten lassen *#3; 
als nicht die Theile darüber etwas Anderes ausgemacht 
haben. 

-%. 108. 21. Erfodernisse in Ansehung des Vertrags- 
gegenstands. 
Das Erste und Wichtigste bei allen Verträgen sind die von 
jeder Willkür der Theile ganz unabhängigen s. g. objektiven Er- 
fodernisse ihrer Hechtsgültigkeii Die Hauptfrage ist also, im- 
mer : Was kann rechtlicher Weise zum Gegenstand eines Ver- ' 
trags gemacht werden V Aus der Natur der Vertrage ergibt sich 
hierauf die Antwort: nur solche künftige Leistungen ###3 
oder vielmehr solche bestimmte Aeusserungen seiner freien Thä- 
tigkeit, die Jemand für die Zwecke Anderer überhaupt, und un- 



*] Z. B. fut idens indebitum solmt, dotutre videtur n. dgl. 

**j Z. B. die s. g. nafuraha negotii. Ebenso auch durch die Autstetluag des 
Satzes : qtiod tine die debetur , stalim debelur. — Ueber den s. g. praegutnlu$ 
cotuemu» s. Meister CN-R- S- 289,}, Schulze (LeH(. g. 138.) und Krug 
(DMologie, S. 192 IT.}. Zuweilen, wo das Recht gebietot, ohne alle Rück- 
gicht anf einen etwa entgegenstehenden Willen gewisse Rechtsverhältnisse zu 
ordnen, wird positivrechUich die ZnstimioaDg erdichtet, und von einem solchen 
ßctus consensus namentlich dann gesprochen, wenn Aehnlichkeit mit andern 
Verbjillnissen , die aas Vertrag zu entspringen pflegen, vorhanden ist. s.S.316. 

•••) Denn eine jede Federung im engern Sinn, auch die aus einem Ver- 
trag, geht immer nur gegen einö bestimmte Person und nie unmittelbar aaf 
eine Sache. 
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beschadet seiner Persftniichkeit, sich aufzulegen im Stande ist. 
Offenbar gehören dahin nur: 

1} äussere Handlungen oder Unterlassungen, und 

niemals innere . Vorgänge : Gedanken und Gefulile , da hierüber 
zu verfügen z. B. Etwas glauben oder Jemand lieben und ach- 
ten zu wollen, über unsere Macht geht. 

Sj) Naturgesetzlich und sittlich mögliche Lei- 
stungen. Impoatibilium nuüa est obligatio'. — Dabei kömmt 
es begreiflich nicht bloss darauf an, dass die Leistung über- 
haupt möglich ist, sondern dass sie es für J)en ist der sie zu- 
sagt 43' Offenbar kann, falls die Leistung. conA'a bona» more* 
war, wenn man die Vernunft nicht in ihren Foderungen mit sich 
in Widerspruch bringen will, weder Erfüllung des pflichtwidri- 
gen Versprechens noch Schadeneraatz weg6n der IVichterfülInng, 
noch umgekehrt Vergütung für bisherige Erfüllung verlangt Ver- 
den 4*^. Sittlich unmöglich aber sind namentlich Vertrüge, 
wodurch Einer den Andern der wenn auch nur sittlichen Pflichten 
gegen jhn entbindet *««3, oder die Verletzung von Pflichten 
gegen Andere (^z. B. Angehörige, die Gemeinde, den Staat^ 
oder gegen sich selbst ihm sogar auflegen möchte, z.B. die Ver- 
läugnung seiner Ueberzeugung, die \ichtcingehung einer Ehe 
oder zweiten Jßhe, das Aufgeben der freien Wahl des Ehegat- 
ten, des Wohnorts, des Berufs, wohl gar überhaupt der persön- 
lichen Freiheit und Würde •}•). 



*] War die Unmöglichkeit nur dem Versprecher bekannt oder durch seine 
Schuld erst herl)eigefiihrt, sa wird er dadurch natürlicli zum SchadeDersatz 
verbunden. Ist die Leistung nur theilweise müglicb, so muss sie wenig- 
stens insoweit geschehen. 

••) Derselben Ansicht sind Meisler CNatR. S.267.) und Gerstäcker 
(&. fl. 0. S. 38.). Rückfoderung Dessen, was turpUer daium oder iVi~ 
gleich 'furpifer acceptuth ist, wird man aber darnm doch mit den Römern 
ansschliessen müssen, auch wenn man manche ihrer Unterscheidungen bei die- 
ser Frage für leere Spitzfindigkeit hält, z.B. fr. 4. S-3- O- de coad. ob turp. 
vel injtut. caus. (iä. 5). 

*•*) Z. B. durch ein paclum ne dolus praeslelur, Ms daher fr. 23. D. 
de R. J. (50, IT.) verbietet. 

i) Das vertragmässige Begeben in Sklaverei, Leibeigenschaft and ähnliche 
Verhältnisse z. B. in lebenslänglichen Dienst, oder den Vertrag sich Schuld- 
gefängniss, Schimpfreden, Schandgemaide etc. gefallen hissen zu wollen, habea 
darum die positiven Rechte gewähnlich verboten (s. z. B. fr. 37. D. de libe~ 
rali causa (40, 12), const. iO. f 30. C. eod. (7, iß), Code Aap. ort 
iTSO.'i und dadurch einen weit richtigeren Takt bewiesen iis maocbe Nstar- 
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Was nicht Haii|>tgegenstand eines Vertrags sein kann, darf 
auch nicht zum Gegenstand einer Nebenhestiinmung gemacht wer- 
den 7.. B; einer Auflage (modus') oder Bedingung *3- 

Keineswegs darf man aber zu den unbedingt onmögltchen 
Gegenständen der Verträge solche Leistungen zälilen , die ihrem 
Zweck nach erst unter Voraussetzung künftiger ungewissen und 
zufälligen Umstände geschehen können **3) *>^^^ ^'^^* auf Sa- 
chen beziehen, die erst künftig wahrscheinlicher oder auch nur 
möglicher Weise znm Dasein ***) oder doch zur Verfugung 
des Versprechenden kommen; 



rechlslehrer (^z. B. Höpfner], derea entgegengesetzte Verkehrtheiten theil- 
weise Itleister a. a. 0. angibt. 

*) 1. B. das Nichtheiratlien. Manchmal sind auch Zeitbcstimmiin- 
gen moralisch. and rechtlich unmöglich, z. B. die Eingehung einer Ehe, An- 
nahme Sn Kindesslalt, Erbeinselzung — auf ein Jahr. In der Regel werden 
sie, wie die unerlaubten Bedingungen, Nichtigkeit des ganzen Recht^eschStts 
nach sich ziehen müssen. Von den Gründen, warum die positiven Rechte bei 
lelztwilligen Verfügungen vorziehen alle solchen Nebenbestlumungen als 
nfcht beigefügt anzusehen , niQndlicIi. 

**') Z. B. Ersatz von Brand- See- and anderem Nalurscjiaden. 

•**} Ersteres ist bei der s. g. emtio rei tperalae, Letzteres bei der s. 
g. eintio spei der Fall. Wenigstens letztere sollte, gleich allen auf den blos- 
sen Zufall gestellten Welten und Glücksptelen (_s. S. 26t,') durchaus 
verworfen werden, well dadurch ganz muthwillig und zwecklos (nicht ein- 
mal, wie etwa bei Turn- und Kamptspielen , zar Anfeurung des Wetteifers} 
eine Gefahr erst erschatTen, nicht, wie durch Versicherungsvertrage, abge- 
wandt werden soll, weil sie femer ein sehr bequemes Mittel für milssige Be- 
trüger sind, den Unverstand oder Leichtsinn Anderer zu deren schnöder Üe- 
bervortheiluDg auszubeuten. (Vgl. Hugo Nat. B. S- 347.) Auch der Grund 
der für die Wellen von Zacharlä ds. M) Bücher, Bd. IV. S. 250. zu EO 
angeführt ist, dass sie den Unternehmungsgeist begünstigen sollen, ist hiei^e- 
gen ohne Gewicht. ' 

Es macht dem feinen Gefühl der Römer Ehre, dass sie an dem: liber 
hotno non est in commercio — so fest hielten, dass ein Kauf über ihn nicht 
einmal unter dem Beding: cum serou» erit zulässig sein sollte: „quamvis 
. dixerimm fuluras res emi posse; nee enim fas est, ejusmodi casu» ex- 
tpeclare" ; — s. fr. 34. ff. 2. de conlrah. emt. (18, i). 

Ebenso unschicklich sind Erbverlrflge jeder Art (s. §. 98.3, abjese- 
hen davon dass sie so sehr leicht ein Mittel werden Rechte Dritter zu ver- 
letzen. Daher hat sie der Code in demselben Art. 1130, der es für mitglich 
erklärt über künftige Sachen Verbindlichkeiten einzugehen, sogar für den 
Fall der Zustimmung des Dritten verboten, von dessen .Beefbuog die Rede ist,^ 
viihrend das romische Recht sie dann ziüässt. 
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3) Rechtlich mögliche Leistungen. Im weiteren Sinn 
sind freilich alle unmöglichen Leistungen ohne Unterschied auch 
rechtlich unmöglich. Im engern Sinn zählt man aber dahin 
nur diejenigen, die entweder geradezu auf Verletzung von Rech- 
ten Dritter ab?.weckeo #3 ^*'^'' doch gegen solche Verstössen. 
Daher kann man eigne Rechte — auch wenn sie nicht s. g. höchst 
persönliche sind — sie seien übrigens durch Vertrag erworben 
oder nicht, keineswegs übertragen , insofern sich solche Reehts- 
verbindlichheiten gegen Andere daran .knüpfen, für deren Er- 
füllung die Person wenigstens nicht gans gleichgültig 
ist 4«J oder denen sich überhaupt gar Kieniand einseitig ent- 
ziehen kann ***). Ebendaher kann man Was ni<an bereits dem 
Einen zugesagt hat nicht desseaungeai^tet auch noch einem 
Andern versprechen -j-},; und eigentliche Sachrechte oder andere 



•) Po die Verträge, wodurcli über Begehung oder Verheimlichung eines 
Verbrechens Etwas (z. B. ein Lohn) ausgemacht wird ; ebenso die alienatio 
in fraudem crediiorum , die zufolge einer Rechlsdiciilung der Romer zu Gnn-' 
sIen der Gläubiger vou dieseu, gleich als ob sie schon wirltliche Eigenthiimer 
der Sache gewesen waren fmit der Pauliana actio'} angefochten werden 
kann. 

••) Weil sie aber selten oder nie ganz gleichgültig ist, so erklärt Cer- 
Stäcker (_i. a. 0. S. 68 f.) allgemein die Uebertragung von Vertrags- 
rechten (^cessio') — ganz ebenso wie die von Verlragspflichlen (ßeUtgatiö} 
— an Dritte ohne Zustimmung auch des andern Theils für unslatthan, wäh- 
rend die positiven Rechte, um den Verkehr zu erleichtern, sich darauf be- 
schränken erstcre nur dann anszugchliessen , wenn der Schuldner dadurch of- 
fenbar in eine schlimmere Lage käme z. B. durch cesiao in poteutiorem. Ge- 
wiss muss man aber diese Beschränkung gutheisscn, weil man sonst auch, itiit 
GerstäcKer, aus der Gebundeeheit der Verträge au die bestimmten Per-_ 
sonen der Vertragschliessenden die Unzulässigkeit des Uebergangs von 
Vertragsrechten auf Erben behaupten, mithin die rechtliche Möglichkeit 
eines gesicherten -Zusammenhangs der Wirksamkeit des jetzigen und des künf- 
tigen Geschlechts insofern abläugnen müssle. 

•**) Diess ist z. B. bei den Familienrechten , Gemeinde- und Staalsbür- 
gerrebhten der Fall. 

^■) Z. B. die Ehe oder Bedientendienste. — Eine andere zu bejahende 
Frage ist : . ob nicht ans eineni schuldvollen zweiten Versprechen Schadenersatz 
geleistet werden muss ? Erklärt man aber (ausser im Fall eines Kheverspre- 
chons, wo die Natur der Sache es so mit sich, bringt) die Erfüllung des 
zweiten Versprechens auf Kosten des ersten für gültig und gibt mithin aus 
diesem bloss einen Anspruch auf Entschädigang zu (Was der Code art. 1141. - 
Jedoch nar bei beweglichen Sachen Ihul,^ so stimmt Diess keiueäfalls mit dem 
Geist überein, aus dem die Pauliana actio floss, s. dia Anot. * VgL 
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Rechte oder. Leistungen eines (^oicht einwilligenden^ Dritten 
sind als solche uoinöglicheGe^enEtiinde eines Vertrags. Wenn 
also ein Vertrag dieser Art dennoch aufrechterhalten wird, so 
kann Diess nur- insofern geschehen, als darin offenbar zu-'- 
gleich die rechtlich mögliche Zusage enthalten ist, dass der. 
Versprecher selber das Seinige (hun wolle, den Dritten zu ei- 
ner Leistung za bestimmen, auf die es entweder allein abge- 
sehen war oder nur desshalb, weil sie Vorbedingung einer 
versprochenen eignen Leistung ist *J. 

4J Hinreichend genau bestimmte und dem Gm- 
pffinger nicht ganz unnütze Leistungen, lieber Beides 
lässt sich aber nur in Betracht der Zwecke entscheiden, um de- 
ren willen geleistet werden soll. 

Danach wird der Gegenstand der Leistnng bald nur gerade 
dieser einzele sein dürfen, bald nach dem billigen Ermessen 



Teding van Berkhout Diu. de eo, an et quatenv* a jure ntUaraH jvt 
posifivum recedere juife possil. Amslelodami 1834: p. iS. leq. 

HineD oITenen Verstoss gegen den obigen Grund ( :. nemo plus juti* in 
alterum Iransferre potesl quam ipse habet') enthSK auch der Satz: Kanf 
bricht Mielhe — , den übrigens nicht einmal das römische Recht selbst, 
das ihn aurslellt, beim Verkauf dnrch den Fiskus reslhielt, — so folgerecTil er 
sich auch aus dem starren Begriff des Jut in re des känfers zu ergeben schien 
gegenüber dem bloss gegen die Person seines Veruiielhers gerichteten Recht 
des Mielhers. Dass aber die Vorfrage: ob mit dem Eigenthum unbedingte 
Verfolgung aach gegen den redlichen dritten Besitzer verbunden seüi solle — 
Temeint werden muss, wie oben CS. 91. nr. i.) gezeigt ist, wird allgemein 
zugegeben und das : Kauf bricht Mieihe — von den neueren Gesetzgebungen 
zum grössten Vortheil für die Sichernng des bürgerlichen Verkehrs wenigsleDS 
dann \erworren , wenn das Mieih - oder Pachtverhäitniss durch öffentliche Bü- 
cher (oder Urkunden) oder Besitz allgemein erkennbar geworden nnd 
desshalb aller Grund vorbanden ist, ihm ^ebensogut wie im spätem römischen 
Recht der emphyleutis) den Charakter eines dinglichen ßeclils zazugesleheo. 
S. bes. Bornemann's preuss. CiVilR. Bd. I. S. 4Ut. ff. und Pfeiffer's 
Ideen $. 56. 

*} So die Abtretung des Rechts des Dritten z. B. auf seine Sache, die 
wir dann Jemand liefern wollen, wo also, ehe jene erlolgt ist, der unternr.S. 
zu E. erwähnte Gesichtspunkt einer nur bedingten Unmöglichkeit itnsrer 
Leistung eintritt. Mit Recht wird dagegen das Ansbedingen unserer eignen 
Sache für nichtig erklärt in fr. i6. pr. D. de conlrah. emt. (18, i) , weil 
. -tiberKaupt fslso auch z. B. durch Vermächlniss) „guod proprium est ipstiu, 
ampHm ejus fieri non potett", — " woraus unter Anderrn die vermeinte Sin- 
gularität der Erlöschung einer Fodetnng durch Erwerb ihres Gegenstands aus 
einem andern ebenfalls lukrativen Geschäft sich sehr natürlich erklärt, s. $. iO 
et 6 Imt. de legg. //, 20. 
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des einän oder andern Theils oder eines bestimmten Dritten erst 
näher Testgeselzt oder aus mehr oder minder vielen Gegenstän- 
den frei ausgewählt werden sollen, bald wird er, wo Dieses nach 
der Natur der Sache genügt, nur der Gattung nacli oder nur im 
Ganzen (^in Bausch und ßogen^ bestimmt sein. 

Sind jedoch nnter den mehren Sachen , woraus gewählt wer- 
den sei), auch völlig unbrauchbare Dinge begriffen, oder ist das 
zu Leistende, oder die Bedingung nnter der es zn leisten ist, 
vom reinen Belieben eines der Theilc pder eines Dritten ab- 
hängig gemacht, dann ist in der'That Nichts versprochen und 
ausgemacht , also ein Vertrag gar nicht vorhanden (nihil actum 

Die höchstmögliche Bestimmtheit der Vertragfoderon- 
gen, wozn auch die Festsetzung des Urls und der Zeit der Lei- 
stung gehört, ist überdiess für die Sicherheit des Verkehrs von 
der grössten Bedeutung ##3- Daher ist, wo sie fehlt, eine 
Nachhälfe von Seiten der Rechtsgesellschaft durch sach ge- 
mäss e Rechtsvermuthungen und Rechtsdichtungen nnerlässlich. 

Kann endlich Jemanden in Rücksicht seiner Bedürfnisse und 
Zwecke an einer Leistung gar Nichts liegen, würde er, wie 
man es nennt, gar kein Interesse dabei haben, so ist ein, 
darauf gerichteter Vertrag ebenfalls als nicht vorhanden anzn- 
selien ***}. 



*} Mit dem Allem sind auch die positiven Rechte fast darchgängig ein" 
verstanden, sowie mit vielem Andern wai^ daraus folgt (z. B. im Fell dass bei der 
allemaliven Foderung mit oder ohne Schuld eines der Theile einer der Ge- 
genstände zu Grunde ging]. Heber einzele Fragen nur weichen die Ansichten 
üb (s. Gerstäclter, System der innern Staatsverwaltung und der Gcselzpoli- 
(ik, AWh, III. S. 41 ff.) z. B. darüber ob bei der alternativen Obligation der 
Sclinldner oder der Gläubiger im Zweifel zu wühlen habe? ob Erslerer unter 
mehren Saclien auch die schlechteste, Letzterer die beste anssucben dürfe? 
(vro ans Billiglteilrücksichlen od Kinschränkungen gemacht werdHn sowohl bei 
den Vertragfodernngen als bei den ihnen ganz ähnlichen Ansprüchen aus Ver- 
mächtnisBen]. Vgl. noch S. 201. u. Anm. •*. 

••) Schon insofern als, wo sie (z. B. durch Wechsel oder s. g. gua- 
runtigiirte Urkunden} vorhanden ist, eine sehr schnelle nnd strenge Art 
der Rechts Verfolgung müglich wird; — aber vor Allem dessbalb weil man mir 
etwas Bestimmtes zum Voraus in Rechnung bringen kann, worin aliein doch 
der Werth der Verträge überhaupt beruht (s. S. 318,). Auch von Seilen der 
gänzlichen Unsicherheit und Unbestimmtheit des Gegenstandes ist daher der 
HoffnungskaaT, gleich allen andern pacia quae aleam continent, ganz ver- 
werflich. 

•*•;) Auch Diess tliessl, wie schon das römische Recht anerkannt bat (s. 
RSdcr'a Grundsugo dei Natnrrccbd. ' Üft /- i 



Jj. 103. III. Erfedernisse Er Ansehang^ der Verfrai;»- 

forin. 

Das Vorhnndensein sümintlicher bisher erwähnten fsiibjeklj... 
vcn lind objektiven} firfodernisse der Rechtsgiiltigkeit der Ver- 
trage wird wenigslens einigermBsscn verbürgt durch jgewisse 
finssere Formen, an welche di6 firklfirong des geioeinsBinen 
Willens, sei es dorcb Sitte oder Gesetz, gebonden wird nnd 
werden idiiss. Dadurch tritt diiAfi — gemäss der bereits oben 4} 
dem Staat hinsichtlich der Ueberwachung und Leitung der 
Vertheiinng der Sa(ih^äter gestellten Atifgal»e — noch ein wei- 
teres wesenliches Erfoderniss der Eingehung verbindender Ver- 
träge hinzn. Wer sich jener Aufgabe klar bewusst ist, kann 
nicht verkennen, d8f<s die^e Formen einem wahrhaften Bedürf- 
niss' des Rechtslebenä entsprechen. Demnach ninss die Fest- 
setzung derselben, so Vieles dabei auch insofern zufällig bleibt 
als recht wohl ganr, verfichiedene Zeichen und Sinnbilder die- 
selbe Bedcutnng haben'können, dennoch nothwendig sich rich- 
ten je nach ihrem vorwaltenden Zweck bei der einen oder an- 
dern Art der Verträge, sowie nach der Bildungstufe gerade die- 
ses Volks *»J. 

Gehihifte nnd schwierige Formen aber, worin man wohl bei 
grosser Verdorbenheit eines Volks vergeblich einen Ersatz für 
lien Mangel an Treue und Glauben suchen mag, thun ohne Frage 
der Sicherung des Rechts im Verkehr nicht, wie verständig 
bestimmte und einfache Formen, Vorschub, sondern — als eben- 
8oviele unnütze Fesseln — Eintrag 44#3* 



7. B. fr. 15. pr. D. 4e tervitt. praedd. vrb. Vllt, 1.) , mit Noihwendigkeit 
aus der Natur des Rechts ond der Anrgabe der Verträge in Bezug auf das- 
selbe, woran, sowenig wie an irgend einem andern objektiven lirrodemiss der 
Gültigkeit derselben (s. Ahiclit neues System etc. §. i58 ff.), die WillkSr ifer 
Theile Etwas ändern kann, fibendesshalb hätten der Strenge nach die objek- 
tiven ErfodernisBe vor den snbjekEiveo aurgeriihrt werden sollen. 

*) S. S. 240. t 

••) S. S. 271. Anm, • 

***] Je unbedeutender der Gefenstend des Vertrags, desto nachtheiliger 
sind begreitlich besondere Formen. Diese nur bei wichtigen GeschSlten lu 
fodem, ist also sehr natürlich, obgleicli das Abhafigigmachen der Wichtigkeit 
von einem beslimmteD Geldwerth hier wie immer auch wieder grosse ße- 
denkeo bat. 
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Die Formen bestehen fipewöhnlieh in dem Aassprechen be- 
stimmter feierlicher Worte *}, oder in der Vornahme gewis- 
ser sinnbildlichen Handinngen durch die Vertragschliessen- 
deaXf*'), im Beisein von Zeugen, die. dabei auch wohl irgend- 
wie mitEUwirken haben; oder in schriftlicher Abfassung des 
Vertrags »*#J mit oder ohne Znthun von Zeugen oder der 
Obrigkeit; oder in obrigkeitlicher oder überhaupt öffentlicher 
Beglaubigung und Bestätigung -j-]), wobei zuweilen eine 
Abgabe oder eine vorherige Prüfung oder ein Eid vorkömmt. 
Eine genauere Untersuchung dies Werths der verschiede- 
nen üblichen Formeo, der hauptsächlich von der Besonderheit 
der einzelen Geschäfte abhängt, für die sie bestimmt sind, würde 
hier zu weit führen. Der rechtliche Werth der Formen überhaupt ' 
aber liegt vorzüglich in Folgendem : 

13 »Sie lassen keinen Zweifel über den entschiedenen Wil- 
len der Theile ein wirkliches Rechtsgeschäft abznschliessen 



•) Z. B. das: nun rfare spotidei? — $ponäeo der Römer, das: SoU's 
ein Wort sein ? des deutschen Rechts. 

"*) Z.B. das Ergreiren einer Erdscholle, der Handschlag und das Durch- 
schli^en dareb Zeugeo, das Zerreissen eines Hatms (feituca?), das Zuwdgen 
(aes et Hbra), das Draargeben (arra} and ähnliche RechtsgebrBuche , worin 
die verschiedensten Völker im kindlich -sinnlichen Alter so aufTaltend zusam- 



***} Bei manchen Geschäften ist um des Beweises willen Schriftlich- 
keit unerlässlich z. B. bei der Erbpacht und dem Wechselgeschäft, ^ur Gül- 
tigkeit aller Verträge sis zn fodern, würe aber eine Uebertreibung, die nur 
störend in den bürgerlichen Verkehr eingreifen würde. Dabei ist anch zuwei- 
len Slempelpapier vorgeschrieben. Nichts ist zwar natürlicher, als dass 
man von Allen, die ans dem Datum einer von ihnen selbst ausgestellten Ur- 
kunde Rechte gegen einen Dritten ableiten wollen, erst Beweis jenes Datum fo- 
derL Sowenig also dieser schon durch ihre eigne Handschrift als geführt gel- 
ten darf, so grell verstösst es andrerseits gegen das Recht der Unbescholten- 
heit, wenn der Code geradezu deren Verfälschung vermuthet und keinen an- 
dern Beweis eines Datum zulässt als den aus Öffentlicher Beglaubigung. Hier- 
über und über die nnstatthafle Uebertreibung der herkömmlichen Beweis- 
kraft der Handelsbücher s. Pfeilfer Ideen S- ^3. u. 57. 

Umgekehrt legt das römische Recht der eignen Handschrift eine sehr über- 
triebene Beweiskralt zum Nachtheil des Ausstellers bei durch die 
Rechtsdichtung dass, Wer seinen Schuldschein zwei Jahre in der Hand ei- 
nes Andern gelassen hat, wirklich ein Darlehn von Diesem erhalten habe; da 
doch höchstes eine Rechtsrermuthnng dafür 2» rechtferligen ist.. 

t) S. S. 326. 
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d. h. aich verbinden zu wollen in Bezug auf die Leistung einee 
ReebtHliediiignisses für ihre Zwecke 4^- 

8) Sie befördern bestimmtere Abfassung der Vertrüge, be- 
sonders dann wenn an gewisse Ausdrücke und Zeichen ein ganz 
bestimmter Sinn ein für allemal geknüpft wird ##3j ^'^ schü- 
tzen dadurch nicht nur beide Th eile gegen Missv erst änd- 
nisse (^z. B. über die Vollendung des Verlragschlusses, den 
Umfang der VerlragverbindUchkeit u. s. f.^, sondern erleicli- 
tern auch, hier wie überall (z. B. bei letzten W'illen'), deinnäcIiBt 
den Beweis **»3. ■• 

3^ Sie schützen jeden Theil gegen sich selbst, 
niunlich gegen Irrtimm und Uebereilung, indem sie ihn nicht an 
jedes unbedacht gesprochene Wort fesseln und ihm eine ernste 
Mahnung geben an die Nothweudigkeit der Erfüllung eines in 
dieser Art geschlossenen Vertrags. Ebendann Ist aber die Auf- 
fodemng enthalten zur reifen Ueberlegung zumal der Verträg- 
lichkeit der zu versprechenden Leistung mit allen andern Pflich- 
ten des Versprechenden, worüber doch nur Dieser selbst voli- 
»tändig iirtheilen kann. 

4) Sie schützen jeden Theil gegen den andern, 
nJimlich gegen Ueberlistung und Uebervortheilung durch ihn ■f'). 



*) S. S. 323. nr. i. 

**] Im hüchsten Mass war Diess bei den siricii juris negoiia der alten ßSiner 
der Fall, obgleich bei diesen wieder nacli der andern SeJ'ü übertrieben nnd der 
Form das Wesen, dem Buchstaben der Geist, geopfert wurde mit Ausschluss al- 
les billigeR Ermessens des Richters. 

"*) Sie ranctien dadurcli bei manchen (Geschäften, wo Diess für Handel 
nnd Wendel besonders wichtig ist, eine raschere Entscheidung möglich z. B. 
im Wechsel- oder Exe kulivv erfahren fs- S. 337 Anm. •*). 

-{■^ Von den hnnderlfa^ien tiestalten, in denen der Betrug auftritt, seien 
hier nur die des Missbrauchs des Vertrauens, der Liebe oder der Höflichk^t 
Anderer erwfifant. Wie wirksam inmal in der letzterwähnten Hinsicht die For- 
men schützen, hat Moser in dem S. 324 zu E. erwähnten Aufsatz sehr schön 
gezeigt, wo er überhaupt mit Recht von ihnen rühmt, dass sie zahllose Recht- 
streite, falsche Eide und gezwungene Ehen verhülon. — Je mehr bei Rechts- 
geschäften solche Grilnde der Besoi^iss zusammenlrelTen , wie z.'B. die unter 
nr. 3. ^, u. 5 angeführten bei Schenkungen, desto wichtiger ist es sie an 
strenge Formen (z. B. gerichtliche Insinuation) zu binden, wo nicht gar sie 
ganz auszuschliessen, um nicht die innizsien LebeosverhSltnisse (i.. B. 
zwischen Familiengliedem) durcli stete Versuchung; oder doch steten Verdacht 
des Eigennutzes der Liebesbezengangen zu vergiften. Vgl. fr. 1; 2; i. pr, 
D. de donatt. inter vir. it ux. (24, i) u. Braun CThibant) Erörterun- 
gen S. 796. 
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53 iSie schützen cndlicli die Rechte Dritter, die 
BOust SO leicht dnrch Vertrüge verletzt werden *). 

§. 104. Arten und Wirkungen der Verträge. 

Im Einzeleni hängen die Rechtswirkungen der Verträge na- 
türlich ab von deren verschiedenen Arten. Alle bis jetzt «»ge- 
stellten Versuche; diese erschöpfend anzugeben, waren aber 
nolhwendig vergeblich sobald man dabei von einem bestimmten 
positiven Recht absah. Denn in jedem solchen ist die Zatil und 
Färbung der Verträge vielfach abweichend, besonders in Hin- 
sicht ihrer Form. Sieht mun aber auf deren Gegenstand hin, so 
ist dieser ebenso unendlich mannichfallig als die möglichen Lei- 
stungen, worauf Menschen für ihre Zwecke an Menschen Fode- 
ningen habep können (^s. 8. Hiß,), d, h. als die Bedürfnisse 
und die Mittet dafür selbst. Mit Ucbergebung alles Besondern #1^) 
scheinen daher zweckmässig nur einige überall sich wiederfinden- 
den Hauptgattungen der Verträge hier besprochen werden zu 
können. 

Die allgemeinste Einlhcilung ist die in einseitige (s. g. 
wohlthätige^ und in zweiseitige (_». g. belästigende^ 
Verträge *««). 



*} Diesen Schulz gewahren die Formen in eben dem Masse mehr als sie 
den Vertragen mehr Ortenkundigkeit geben. Wie nothwendig Diess isl, 
zeigt sicli z. B. bei Eingehung einer Ehe oder einer Handuli^gesellschan , bei 
Liegenschaflveränsserungen , Verprändungen u. s. (. 

**} Sülchc zurällige itesonderbeiten sind z. B. die pacta und contractue, 
die Haupt- und Nebenverlräge, zumal die Torschiedensrligen Bestär- 
kungsverträge der positiven Rechte (sie mSgen nun auf Bürgscliafl, 
PTand oder Eid u. dgl. lauten'), die vielerlei Nebenbestimmungen wodurch 
Vertragverbindliclikeiten nähiir bestimmt und von gewissen Umständen abliüu- 
gig gemacht werden. Deren Wirkungen, z. B. der Bedingungen je nack- 
dem sie aufschiebend udor auflösend sind etc. , ergeben sich aus der Natur der 
darin liegenden Beschränkung vo» selbst. Ob eine Auflage (awdus) oder 
eine Vorschrin iiboi' Verwendang einer Sache zu einem bestimmte» Zweck 
(catua) als Bedingung anzusehen sei oder nicht, kann nar nach der mulli' 
inasslichen Absicht der Theile Cint Zweifel zu Gunsten der Aufrechtliallung des 
ßecht^eschälls^ entschieden werden 

Leibnilzens ausführliche doclrma comUlionum (opp. ed. Butens T. 
IV. pars 3. pag. 92 — i58.), die ganz vergessen zu sein scheint, ist hier 
sehr bemerk enswerth. 

•**1 Stöckhar dt (die Wissenschaft des Rechts, g. 128.) behauptet zwar: 
schon aus der Natur eines Vertrags ergebe sich , dass ein solcher nie einsei- 
tig sein könne, da ein ganz uneigennützig ohne Rücksicht auf eine — wenn auch 
nicht sioBlich wahrnehmbare! — Gegenleistungeiloigtes Leisten DureineHaudluog 
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Die träte GMtang befasst die Freigebigkeiten in allen Ge- 
stditen 43 1 '^ ^^^ ungleich weniger bedeutende ' für den ge- 
selligen Verkehr, und vertragt eich nicht mit einem strengen E<r- 
fiUlungsxwang ##). 

Bei der andern Gattung, den zweiseitigen Vertrügen, fällt 
jedem der Theiie eine Leistung, sei es einer Sache oder eines 
Dienstes , zur Last , anf deren Austausch es abgesehen ist. Sie 
lassen sich also auf die allgemeine Formel : praeaio tft praeste* 
zurückbringen, und die vier Formeln der römischen nngenannten 
Kentrakte: iA» ttt de», do ut fada*, facio vi facta*, facio ul 
des erschöpfen alle möglichen Fülle. An die Stelle der nrSlte- 
sten Form eigentlichen Tauschs von Sat^e um Sache (zu 
Eigenthoin oder Benutzung]) oder von Dienst um Dienst wird 
aber, sobald sie durch den Gebrauch des Geldes aufhört unum- 
günglich zu sein, fast immer die Form des Kaufs, der Saeh- 
miethe oder Dienstmiethe treten. 

Obwohl nan an ein haarscharfes Gegeneinanderabwügen der 
Leistung' und der Gegenleistung schon wegen des Mangels ei- 
nes allgemeingältigen Massstabs' des Werths (da dieser ja auch 
von besonderer Zuneigung mitbestimmt wird]) nicht zu denken 
ist, so lasst eich doch mit der ausgesprochenen Absicht der 



sittlicher Göte sei; und ganz äholich willLiebe C^ie Stipulation, S. 76. T.) 
den Gmnd der Verbindangskraft der Verträge überhaupt (deren causa) nur in 
der Thatsache einer mit dem Versprechen in Wechselbedinglhett gesell- 
ien Leistung des andern Theils sehen. — Allein, so natürlich es auch ist, dass 
der Verkehr hauptsächlich auf entgeltlichen Verträgen beruhen tnuss (s. 
S. 56, Anm. *;), so liegt doch das Merkmal einer Rechtshandlung weder 
darin noch im Eigennutz, sondern nur in der bestimmten Richtung auf irgend 
ein Mittel der Befriodigong eines menschlichen Bedürfnisses; das Merkmal ei- 
nes Rechtevertrags aber liegt in dem unzweifelhaflen Einverstdnd- 
niss über die Leistung eines solchen Mittels, — sei es ancb nur für den 
Zweck des einen Theils. 

*) z. B. ausser der eigentlichen Schenkung von Sachen: das Erlassen 
mer Schuld, die Abtretung einer Federung, die unentgeltliche Auftragbeaorgnng 
und gewissermassen ancb das unentgeltliche Leihen (precarium, commo- 
dalam und muttä dalio). 

*) Das neueste römische Recht beschränkt sich darauf, dem Schenker das 
s. g. beneficium compelenüae und das Recht des Widerrufs vegea Undank- 
barkeil zo geben. Es möchte aber sehr die Frage sein, ob nicht bess^ mit 
dem ällern Recht bei der eigentlichen Schenkung Reue vor der Erfüllung nn- 
bodingt statthaft sein sollte (wie es auch Liebe a. a. 0. federt, weil Er- 
füllungszwang den Begrilf des Schenhens vernichtet,) oder doch insoweit 
als nicht ein ^hade aus dem Vertrauen auf die Zusage erweislich ist. 
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Tbeile, der eraterea in der letzteren eioen SIgmU eu gebeq, ein 
g«pz. gtpbea Hispverh'UliiiM beider nicht v«feinigen. NitQ aber 
Mt der iStaat verbuBdeo darüber kh waehen, das» diie V^rtheilmig 
der äachgiiter dureb den Verkebr den BedärfDisaen Aller und 
Jeder entspreche, «nd a«cb nicht «ndeie Heebtspfiichlen onler 
firfällun^ der Vertrüge leiden. ' 

Daher werdea mit Reobt z. B. n»he Avgebürige oder GeseU- 
schaft^enoaaen nur insoweit m erfüllen ^eo^thigt, als sie 
«ich dadurch nicht wdie thun (an gua^ium facere potswii). 
Kbendaher wurde es sich wohl f«eiitferti^en lasaen, wenn man 
Ancktritt vom Vertrag überall da gestattete, avo eOnst der Eine 
sich geradezn bereichern würde durch einen bedeutenden 
Vermögensnachtheil, und vielleicht durch völlige Zogrunderich- 
tnng des Andern und der Seinigen #3. 

Ueberdieaa ist fast in jedem Fall übermfisaiger Ungleichheit 
des Werths der Leistung und Gegenleistung anzunehmen , daas 
der Verkürzte, wenn auch nicht durch Betrug oder fSelbstbetnig 
zp dem Vertrag verfuhrt, doch dprch ein& wahre Noth- 
lage dazu gezwungen worden wi. 

Hieraus erklärt sich in den iiositiveo Rechten die Anfeclit- 
barkeit allmr bdastigenden Verträge oder doch des Kaar« we- 
gen Verletzung über die Hälfte **J ; das Recht auf Nachlas» 
am Pachtgeld wegen Unglücksfällen; die Bestimmung der lex 
Anofiasiana; das gesetziiclie Zinsmass; die Verbote der Zah- 
lung von Zinseszinscn oder von Zinsrückständen die den Be- 
trag des Gnjndst^cks übersteigen u. dgt. mehr tfWffJ. 



*} Diess hebt schon Leibnilz hervor (_s. oben S, 320. Aiim.**) ob- 
wohl zunächst nur uni das L'nslsltliafle der KlajEharkeit aller nuda pacta dar- 
znthon; das Gegesfteil schien ihm eine zU horte Strafe der tlnvorsichligkeit , 
dagegeo lilelt er hei KktinigkeiteD kurzen Prozess beiden Theilea voitheilbafier 
als langes Streiten über das Interesse. S. auch HugoNat. R. $. 335. Anm. 6. 

••} Im Code Nap. trrl. 167*. Ist Anfechtung nur gestaltet für den Fall 
der Verletzung des Verkäufers von Liegenschaften (wie im römischen 
Hecbl^ und zwar Ober y,^ des Werths, jedoch sehr richtig auch dann, wenn 
er erklärt hatte den Mehrwerth schenken ju wollen. 

***) Es liegt am Tage, dass die gesetzlichen Zlnsbeschränkungen oft den 
wucherischen Druck nur steigern, (dem nur gesen,Echaflltche Sorge für 
Gelegenheit zu billigen Anleihen wirksam steuert) kann s. S. 266. Anm. ***) 
dass sie jedenfalls seine Linderung durch Störung des allerseits vortheil- 
haften Geldverhelirs Iheuer erkaufen. (Vgl. Marezoll Nat. R. §. 241 fj. 
Auüi das aulike Ktallraittijl dtir Auftiebung H||*;r Schulden von Staats- 
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Wo zur Recbtsgöltigkeit der Verträge Nichts fehlt, da muss 
im Nothfalle re^Imässig Erfüllungszwang eintreten. Und 
dieser mnse um so sbcenger sein , je bedeutender für Haad«! und 
>yaudcl Treoe nnd Glanben, zninal bei gewissen Verträgen, 
ist *'), und mit je mebr Merkmaleu der Znverlässigkeit eine Lei- 
stung versprachen worden ist **). 

Solche vertrauenerregenden Merkmale Hegen vor Allem in ge- 
setzlich vorgeschriebenen F o rm e n , nächst ihnen aber auch in 
andern unverkennbaren (je nach Volksbildung und Sitte wech- 
selnden) Arten der Betheurung und Bestärkung *<►♦,')) 



wegen (ganz AhDÜch nnsern Slaatsbsnkrutten) kann eine stete organisclie 
Abiiüire Dicht gewähreo. 

*) Diess iat namentlich buJ solchen Verträgen der Fall, ohne die eine 
rechtlich wirksame Vertretung des Einen durch den Andern in Besorgung von 
Gescharten gar nicht rnöglich wäre, und die olt nothwendig buS eine ganze 
Reihe im Einzelen voraus gar nicht zu bestimmender Handlungen gehen , wie 
beim Bev oll mäch f igu ngs - oder Gesellschginvcrtrag ; oder die wenigstens ein 
besonders grosses Zutrauen zu der Redlichkeit eines Andern voraussetzen und 
bezeugen, wie die s. g. Verträge zur treuen Hand z.B. das Aafznhe- 
beugeben C^^ohl gar in der Noth: depositum mUerabile). Hier, wo schon 
Natur des lieschafts die gewissenhafteste Bedachlnahme auf dessen Erfüllung 
verlangt, Cdaher die Römer mit Recht infamia an den dolus knüpfen) und 
zwar von Anfang an, ist es sehr natürlich, zur Klsgbarkeit nicht erst eine 
Erfilllnngshandlung zu federn und in der Regel auch keine besondere Form der 
Eingehung. 

**) Am Meisten tritt diess Alles beim Wechselgeschäft ein. 

***) Ausser der Bestellung von Bürgen oder Pfand gebdrt der Eid 
dazu und ebenso ein wiederholtes VersprecbeD^riuito rf^promümo^. 
Auch der Anfang der Erfüllung ^das Draufgeben^ galt sehr begreillich 
— sogar bei dem noch nicht angenommenen Versprechen (s. S. 330.) — als 
ein Mittel (und bei rohen Viilkern als conditio tme qua aon) des Festma- 
chens, um so mehr die vollständige Erfüllung von einer Seite. So kndpf- 
lea die Römer an diese trotz des midum pactum wenigstens eine Einrede 
und späterliiii sogar die Verwandlung desselben in einen klagbaren Kontrakt 
(re d. h. durcli d^-e, dem zuletzt das facere gleich galt). 

Daraufhin aber überhaupt ein Recht behaupten (wie Schmalz, reines 
Nat. R. $. 104 ff. und Andere), beliebig von jedem Vertrag abzugeben 
solange nicht ein Theil bereits geleistet bat, hcisst Jede Verbindlichkeil der 
Verträge als solcher litugnen. M'ill man aber Diess, so ist man auch aus'> 
ser Stande zu erklären; (wie K. S. Zachariä erst in den 2ten Ausg. seiner 
JIO Bücher einsah Bd. IV. S. 234.) woher denn der bereits geschehenen Lei- 
stung ihr Rechtsbestand kommen soll, wenn man diesen nicht aus derblos~ 
aen äusseren Thatsache des Besitzes hernehmen will. Dass nian den- 
noch darauf vorfiel das lnl)uben zur Rechlsquetle des abgeleiteten Eigenthumer- 
werbs maclien zu wollen (sowie das Zuersizugreifen znr Rechtsquelle des wr- 
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deren Anwendung darum, wie die Beclitsgesctiiclite bestätigt, 
iDehr und mehr «Js genügend zur Klagbarkeil gilt. 

Sehr zweckniflBsig kann die Strenge der Zahlungsverbind- 
lichkeit zuweilen durch einen Anspruch auf eine angemessene 
Zahlungsfrist (^Moratorium) gemildert werden. ITebertrie- 
bene Rücksicht *3 schadet aber ebensosehr dem sichern Verkehr 
ftls übertriebene Strenge. 

An nnd für sich sind zwar, wie bei jedem Rechtsverhältnis», 
80 auch bei wechselseitigen Verträgen die Verbindlichkeiten und 
die gegenüberetehenden Anspräche jedes der Theile in der Re- 
gel von einander unabhüngig and desshalb immer zuerst selbst- 



sprünglicheD , s. $• 780, war die blosse Folgerang eines liechtsbegriffs , kraft 
dusien nur in oinuro gegenseitigen Unterlassen (nie in einem Tliun) das Reclit 
bestellt. Vergl. Henrici's Ideen etc. II, S. 41^. 

Sciion die Römer Hessen i^anz richtig die traditio nie, wenn sie nada 
war, Eigenthnm begründen, sondern nur dünn ,.,si venditio mit aliqim jtista 
cavta praeceueril propter quam traditio sequeretur" (s. fr. 31 D. de A. R. 
D. ii,i')\ und sie gaben endlich sogar Klagen aus Verträgen, die noch keiu 
Tlieil erfüllt liatle (wenn er nur dazu bereit war}, und wo ohne andere 
Form: consensu contrahitvr ohUgatia. Diese Formlosigkeit war freilich in 
der .^nsdetinung , in der sie allmählich in Uebung kam, kein Kortschiilt. 

Aus Dem was oben gesagt ist (S. 216. f. 271.} über die Bedeutung des 
Besitzes Dritten gegenüber ergibt sich, wie richtig die Itiimer zwar die 
Gefahr schon durch den Vcrtragschtuss auf den Käufer übergehen Hessen , das 
Kigenlhum aber erst durch traditio d. h. durch die allgemeine Hrkenu- 
barkeit. Es war ein grober MissgrilT des Code arl. H38 von Letzterem 
abzugehen, ien Laboulaye (kisioire de &t propriete fonciere en Occidettt, 
T. 1. p. iS2. suio.') in seinen Übeln Polgen liir die Sicherheit des Gmndcigen- 
Ihnms und das Hypothekensystem beleuchtet hat. Unbegreiflicher Weise sieht 
darin Zachariä a. a. 0. sogar einen Vorzug. 

•} Das S. C. Slacedonianum und unsro Kredilediklc bieten Bei- 
spiele einer zweckwidrigen Rftcksicht gegen die Schuldner , worin eine grosse 
Hirto gegen die Gläubiger liegt, um so mehr als diese so oR nolhgedrun- 
gen sind Kredit zu geben. Während das S. C. den Haussühnen nur eine 
Kinrede gegen Jede Klage aus einem Gelddarlehn gibt, dehnen unsre Kredit- 
edikte Diess auf viele andere Schulden aus oder lassen sogar keine Khtge zu, 
— Alles in der Absicht durch Bestrafung des Krcdilgebens die Verführung tn 
leichtsinnigem Schuldenmachen zu verhüten. Abgesehen von dem Ehrenrülwi- 
gen was in jedem solchen Versuch der Kredillosmacbung nnd UnmOndigerkltt- 
rung ganzer Klassen liegt, führt dadurch gerade das Geselz selbst in jene 
Versuchung , indem es «uf Betrügen der Gläubiger durch die Schuldner eine 
Prämie setzt. Ein tJebermass ungerechter Härte würde hier gewesen sein , 
(Was bei formwidriger Bürgschaftleistung durch Weiber ganz 
nolhwendig war,} eine Anigclilung des Bezahlten gleich als Nichlschuld zuzu- 
lassen. 
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ständig ZD würdigen. Mitunter ist Jedoch die Leistang von der 
Gegenleistung ilircm Gegenstand nach wizertrennlich , oder sie 
ist ausdrücklich durch sie bedingt worden. In beiden Fallen*^ 
entbindet nothwendig die Nichterfüliung von Seiten des Eisen 
den Andern. In jedem andern Fall aber kann sie, -nie auch po-- 
sitivrechtlich anerkannt wird, kein Recht gänzlichen Zurücktre- 
tens geben , sondern nur ein Recht des Zortickhidtens der eignen 
Leistung (^„pignori« loco'^Jj da hierin ein ebenso einfaches als 
sachgemtisseB und gewöbolich wirksames Mittel der N<>thigung 
zur Gegenleistung liegt. 

Aus jedem gültigen Vertrag kann zunächst immer nur die 
Verbindlichkeit entspringen, Ebendas und genau ebenso zu lei- 
sten wie es ausgemacht war. Denn diu ausgesprochene Absicht 
der Theile — diess erste Auslegungsgesetz der Vertrüge — war 
nur hierauf gerichtet; und überdiess ist dafür oft gar kein Er- 
satz denkbar oder doch* zb hoffen ««). Nur ausnahmweise, 
falls es für die Beliriedigung des Gläubigers entweder nicht ge- 
rade auf diesen Gegenstand ankam, oder doch dessen Leistung 
durch Schuld (z. B. durch Verzug) des Versprechenden un- 
möglich geworden ist, kann die ursprüngliche Foderung in eine 
andere umgewandelt werden, die auf den Geldwerth (das In- 
teresse) gebt, also immer auf ein Geben ##1^). Ist aber die 
Erfüllung dadurch dem Gläubiger ganz unnütz geworden, dann 
pflegt dessen Hauptinteresse im Rücktritt vom Vertrage zu be- 
stehen -J*). 

Von grösster Bedeutung für die Sicherung des Eigen^um- 
erwerbs durch Vertrage ist die Offenkundigkeit dejr Ab- 
BChlicssung wichtiger Verträge , die angemessene Bestim- 



•;) S. S. 50. 

*•) Es ist daher eino gaoz wjllkSrliche Uinkehrang aller natürlichen Vcr- ■ 
hältnisse, nur mittelbar aus der Schuldigkeit des Versprechers zum Ersatz 
des Schadens' ans der NichterfiilJDng dessen Schaldigkeit zur Leistung des be- 
dangenen Verlragjegmistandes selbst erweisen za wollen, wie noch neucrrwh 
Warnkönig (Rechtsphilosophie S. 383). Sehr gut erklärt sich dagegen schon 
Harezol! (K&t. R. S. 229. Anm. a.). Sehr oft, z. B. bei allen Fodenmgeu 
die auf ein Thun gehen , ist rreilicli höchstens die Vergütung des Schadens ' 
eriwingbar. Bei dessen Ervreis dart es übrigens nie streng genommen wer- 
den , wie auch die Römer schon durch Zulassung des jttramenfum in Htem 
und des juramentam Zenonianwm anerkannten. 

•••) So auch im Kall der ecicfio der bereits geleisfeten Sache. 

t) Vgl fr. 24. 5. 4-. D. loc. cond. it9 , ^.). 
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mung der Fristen für die Verjährung der Fodemngen (s. 
S. 971; 374. fO und der Ordnung ihrer Erfüllung, die 
ohne die triftigsten Gründe nur von ihrem erweislichen Aller 
abhängen darf. 

)f. 105. Von der Beendigung der Vertrag- 
fodernngen. 

Die Anflöanng des reehtlichen Uandes der Vertrüge ist auf 
folgende Weise raöglich: 

f) durch eigentliche fä-füllang (golatio) und Alles was ihr 
gleich gelten mnss, wie die Gegenrechnung oder der Nachlass- 
vertrag »J. 

f) w<nin eines der wesenlichen Erfodemisse der Gültigkeit 
der Vertrage in Ansehung der Personen oder des Gegenstands 
späterhin wegfällt oder sein Mangel dann erst entdeckt wird. 
Dazu geliört also z. B. bei Vei'tragen wo es auf gerade diese 
bestimmten Persönlichkeiten ankomiDt, aber nur dann 4#3, der 
Klntritt des Todes und oft auch des Wahnsinns eines Theils. 
Immer gehört dahin das fysische oder moralische Unmöglichwer- 
den der Leistung durch reinen Zufall «4«^, oder das Wegfallen 
alles Interesse an der Erfüllung *{'3. 

33 durch Wiederaofhebung mit Willen beider Theile. Diese 
kann nun erst jetzt aasgemacht sein (^ durch mutuua dissensua 
oder novalioj oder schon vorher, nud liier wieder entweder 
für einen unausbleiblichen Fall (z. B. eine bestimmte Zeit^ oder 
für einen damals angewissen , sei es zufälligen sei es willkürli- 
chen Umstand z. B. für die Rene eines Theils oder Aufkündigung 
' seinerseits. Diese letztere mnss zuweilen schon nach der :Natar 



•) Anch der s. y. concwsus causarum lucraücarum (s. S. 336. zu 
E.) wird ihr natürlich gleich geachtet. 

••;) Z. B: bei der sodetax. — Irrig erklären die Meisten es für bloss 
positivrechtüch , dass nicbt eile Verträge dtircli Tod erlöschen. Schon oben (S. 
29U. und 309. Annt. *] sind die Gründe angegeben , warum die Reclits Wirkun- 
gen menschlicber Handlungen nicht so unbedingt abhängig von der Zeil, also 
ganz unsicher sein können , am Wenigsten dann wenn sie auf ein VermöguDS- 
ganies sich beziehen, dessen Beslinimung zur Deckung der Bedürrnisse des 
verstorbenen Verwallers ebeusowohl wie .des jetzigen von Diesem und dem 
Staat Anerkennung foderi. — Dass ein Wahnsinniger selbst Nichts mehr 
leisten kann , versteht sieb. 

***3 „Cafum sentit dommus" und „res (species) peril ei cui debetur". 
Ist aber der Versprecher daran Schuld, so fällt der Schade davon nur ilini 
2ur Last s. S. 99. 

t) Vgl. fr. 8. S- ß- D. mandaH (i7 , 1). 
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eines Geschäfts als stillschweigend vorbelialfen gelten , wenn 
dieses nämlich auf fortgesetzte Leistungen geht *y 

Eine ganz unstatthafte Erdichtung, wodurch die Erfflllung 
alJer Verträge rein beliebig und aller Verkehr ganz unsicher 
würde, liegt aber in der nicht seltenen Behauptung: dass die 
Theile den Fortbestand jedes Vertrags durch die Fortdauer al- 
ler zur Zeit des Vertragschlusses vorhandenen Umstände fz. B. 
Beweggründe) stillschweigend hätten bedingen wollen, (^durch 
die 8. g. clausula rebus sie stantibus). Das einzige Wahre was 
diesem Irrthum einigen Schein lieh ist, dass eine Aenderung 
wesenlicher Umstände oder vielmehr Erfodernisse zur (Gültig- 
keit eines Vertrags ganz von selbst dessen Erlöschen nach sich 
zieht (b. nr. 8.J, z. B. wenn die Erfüllung inzwischen moralisch 
- unmöglich geworden ist ##). 

§. 106. Vom Gcsellschaftvertrag. 

Unter Gesellschaft denkt man überhaupt den freiwilligen 
Verein der Kräfte mehr oder minder Vieler für einen und den- 
selben mehr oder minder dauernden Zweck. In dieser regel- 
massig grösseren Dauer der Verbindung, und mehr noch in der 
Vielartigkeit der darin gewöhnlich ihren Gliedern obliegenden 
gegenseitigen Leistungen , liegt die Wichtigkeit der Gesellschaft 
und ihr Hauptunterscbied vom einfachen Vertrag. 

Das Charakteristische jeder Gesellschaft ist ihr 
Zweck: er ist das Band der Idee, das ihre sämmtlicben Glie- 
der in Hinsicht der reale» Mittel zum Zweck rechtlich zum Gan- 
zen verbindet und die Rechte der Einzelen demgcmass orga- 
nisch näher bestimmt, d. h. einerseits und vor Allem erweitert, 
andrerseits aber auch wieder beschränkt. Nur mit Bewusst- 
sein ihres Zwecks kann jede Gesellschaft so wie dieser es 
fodert durch den freien Willen ihrer Glieder gestaltet werden 



*3 So beim Vollmacht- GesellschiiR- Hieth- Leih- und Darlelinverlrag. 

**) So ivenn dem Schenker nachher nnverhöffler Weise noch eigoe 
Kinder geboren werden. Da er gegen Diese dringende Pflichten auch aus dem 
Vermögen zu eifullen hat, wird ihm hiir ein Recht der Wiederaulhebung der 
Schenkung aus eben dem Crunde zugesprochen werden müssen, aus dem sein 
Testament ruptum wird per agnafionem postum. So wenig man Jemand lieb- 
lose Pflichlvergessenheit zutrauen dar/, und so gewiss „nemo suum jaclare- 
praesuttätur", so gewiss muss dann und Tür den Fall schnöder Undankbarkeit 
des Beschenliten angenommen werden, dass eine stillverstaadeoe causa dom- 
Uonis weggefallen sei. 
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und, wenn sie KOgleich eine nothwendige ist, ans einem blo- 
ssen Werlt des Naturtriebs sich verwandeln in ein Kunstwerk 
der Vernunft, 

Die einzige wesenliche Form jeder Gesellschaft ist der 
freie vernünftige (lesammtwille der Glieder d. h. derea Ueber- 
einstimmung über Zweck und Mittel. Daher kann rechtlich 
jede Gesellschaft nur als Vertrag in Betracht kommen, so we- 
nig auch diese rechtliche Seite ihren Hauptcharakter ausmacht. 
Diess gilt nicht nur fdr die rein beliebigen Gesellschaften 
'(^. 65-3 sondern auch fiir diejenigen, die ZDgleich dem Zweck 
und meiät auch den Mitteln nach nothwendige sind (sie seien 
nun immerwahrende oder niclit^. 

Zu den Gesellschaften dieser letzteren Art gehört nament- 
lich die Gesellschaft der Aeltern und Kinder und die Slaatsge- 
sellschaft. Bei ihnen bedarf es freilich nicht zur Begründung 
des Rechtsverhältnisses der Gescllschaftglieder eines wirkli- 
chen Vertrages: sondern man kann nur soviel sagen: die schon 
unwillkürlich vereint Lebenden sollten auch mit frei ein 
Willen vereint wirken für den vernünftigen Zweck dieses Le- 
bensverhältnisses. Insofern kann dieses als auf der Idee eines 
Vertrags beruhend gedacht werden. M. a. W. es ruht wesen- 
lich nur auf dem vernünftigen, nicht auf dem wirklichen Ge- 
sammtwillen, so dass also niemals in Wirklichkeit der nnrecht- 
liche Wille dem rechtlichen gleich gelten und, wenn er Wille 
der Mehrheit ist, den Ausschlag geben darf, sondern viel- 
mehr die an Einsicht und Willensgüte übenviegende Minderzahl, 
als Organ des vernünftigen Sammtwillens, die Mehrzahl kraft 
Vormundschaftrechls leitet oder regiert ^'). 

Die eheliche Gesellschaft hingegen ist wenigstens ihrer 
Eingehung nach eine ganz freiwillige; sie beruht also inso- 
fern unläugbar auf wirklichem Vertrag. Darum ist »her doch 
ihre innere Einrichtung (|a1so der Inhalt des Vertrags^ ein durch 
die Menschenbestimmung in der Hauptsache noth wendig ge- 
gebener, ebenso wie beim Staat und dem Recbtsverhältniss zwi- 
schen Aeltern und Kindern.' 

Jede Gesellschaft ist, als Werk der freien Selbstbestimmung 
für einen oder mehre Zwecke des vernünftigen Lebens keines- 



*3 Diess Alles ist näher ausgeführt in meinen Gruadzügen der Politik I. 
% 68—78; 90. ff. , 
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vrega bloss oder zuerst rechtlicher, sondern vor Allen morsli- 
scher Natur. Sie ertheilt den Verbundenen, je innig^er die Ver- 
bindung ist um so mehr, den Chsrakter eines Creaftmmtwesens , 
einer s. g'. moralischen Person *'). Der (Jesammteweck 
bringt von selbst ein Gesammtrecht in doppelter Richtung? mit 
sich: ein inneres und ein Süsseres Gesellschaft- (/.. B. 
Staats- Familien- Orfsj^emeinde - Kirchen-^ Recht Das erstere 
betrifft das Rechtsverhältnis^ des Gesellschaftganzen zu den eig- 
nen Gliedern, also die Vertheiluug der gesellschaftlichen Vor- _ 
theile und Lasten oder VerrichtUDgen an sie ; das letztere betrifft 
dessen Rechtsrerhfiltniss zu andern Einzel- oder Gesanimtper- , 
sonen. ' 

In ihren inneren Angelegenfa^en sind alle GesetlschAflen 
völlig selbständig und Niemand hat das Recht- sich in jene zn 
mischen, auch der Staat nicht. Diesem, als Hechtsgesellsdiaft, 
liegt in Bezug auf sie (wie oben $. 24 gezeigt warde) nichta 
Weiteres ob als rechtliche Mitaufaicht *#]) , Rechtsschutz und 
nöthigen Falls Leistung aller positiven äusseren Mittel ffir d«i 
Gesellschaftzwecli; (s. S. 743- So wenig er solche Gesellschaf- 
ten dulden soll, die ihrem Zweck nach offenbar oder, ihres 
Geheimihuns halber, höchst wahrscheinlich unstatthaft sind, 
80 wenig bedürfen die slatthaftwi erst seiner firlaubniss ***'). 

Von den Hauptarten der Gesellschaften war schon früher die 
Rede ($. 61— 65.[). Ihr Zweck, und danach Ihre Dauer und in- 
nere Einrichtung nnd die bestimmte oder unbestimmte Zahl ihrer 
Glieder, kann so unendlich verschieden sein, dass sich daräber 
nur wenig Allgemeines sagen lüsst -^J. Wenn eine Gesellschaft 
nicht auf Zeit abgeschlossen ist, so muss sie fortdauern bis ihr 
Zweck erreicht oder unerreichbar geworden ist ; doch steht, we- 
nigstens bei freien Vereinen, der Anstritl (durch eine nicht un- 
zeitige Aufkündigung} jedem Einzelen, sobald er seinen Ver- 
bindlichkeiten genagt hat, ebenso frei wie der Eintritt. Im 



*} Obgleich die positiven Rechte die EDtslehnng einer solches oft noch 
an besondere fiassere Merkmale knüpfen. S. Brann (Thibaut) Erörte- 
rungen S. 227. f. 

"•) Ein Beispiel geben die Kirchenräthe, die aus Geistlichen nnd Wellli- 
chen zusammengesetzt sind. 

•••} S. S. 194. . 

f) lieber die in unsrer Zeit so höchst Wichligen ungenannten oder 
Aktiengesellschaften vgl. man Akrens, cours de droit naturel. 2t 
4d. p. Mb. und oben S. 261 Anm. **. 
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Zweifel iniiss jede Gesellschart ala eine gleiche gelten d. h. 
als eine solche deren sämmtliche Glieder gleieliberechtigt sind. 

Die bedeutendsten niler GeseMschnften fiir das Privatreclit 
die daher noch näher hier betrachtet werden mässen, sind die 
Ehegenossenschaft nnd Familie. 



SKCHSTES HAÜPTSTIICK. 

Von der Ehe. 
$. 107. Vom Wesen und Zweck der Ehe. 

Ans der ehelichen Gesellschaft gehen alle Familienverhält-» 
nisse hervor. Das Eherecht steht daher naturgeinifss an der Spitze 
des ganzen Familienrechts. Zu diesem pflegt man ausserdem 
das Hei^tsverhSItniBs der Aelfern and Kinder, der Bienstherr- 
Hchaft und Dienstboten und endlich das Vornmodschaftrecht zu 
reebnen. Diess letztere gehört jedoch nur zam Theil dahin, da 
es ein Recht von weit allgemeinerer \afnr ist; nnd auch das 
Gesindeverhsltniss kann (^wenigstens in seiner gewöhnlichen Ge- 
staltung) nur sehr uneigentlich dazu gezahlt werden. 

Bei keiner andern Lehre hat sich das Unhaltbare und Un- 
frachlbare der gemeinen .Ansicht vom natürlichen Recht in einer 
Menge annatflrlicher und roher Folgerungen in dem Mass blossge- 
stellt, wie in der Anwendung anf das Verhältniss der Ehe und 
Familie *')■ In diesem Gefüiii haljen Manche an der Möglichkeit 
einer Rechtsordnung der Familienverhältnisse verzweifelt und 
diese als etwas lediglich moralisch zu Beurtheilendes angesehen 
wissen wollen **3. 



*3 Am Meisten in KanCs and Fichte's Darstellungen, deren schreiende 
MissgrilTe hier, wie fest Immer, ihre Anhänger gar aiclit oder kaum verbes- 
serten. Im Ginzelcn sie näher za beleuchten Ist wohl nnnötbig, da die ganze 
liier folgende Hntwickelang eine fortlaureode Widerlegung derselben enthält. 
Hier sei nnr noch erwähnt die Entstehung der nngidcklichen Kant'schen Ue- 
bersetzung der Familienrechte in dinglich-persönliche Rechte aus gro- 
, ben Verwechslungen, zomal der aI)solulcn Rechte mit Sachrechten nnd der 
Mittel mit den blossen Mitteln oder den Sachen, die als solche allein 
einem blossen Gebrauch untenvorren Bind. (Vgl. S. 45; 38. zu E. lli, nnd 
Gerstäcker Syst. der inneren Staatsrerwaltung etc. Abth. 111. S. 82.}. Diese 
letzte Vervtrechslnng ist zugleich die Quelle der grundfalschen AusffflhraBg 
Kanf's aber den Rechtsgrund der Strafe. 

**) So neont t. B. ßonlerweh die naIiirlicbeD Familienrechte in Jeder 
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Nirgends ist die N'olhwendigkeit ersichllicher als hier, das 
Recht in seiner iinii°:en Bezieliuug auf alle Avesenlichen Zwecke and 
Bedürfnisse der Menschennalu r aufzufassen, wieder zur Nalur 
zarückziikeliren , von der unsre positiven Rechte sich -auch hier 
nie 80 weit verirrt haben wie die hercscliende Rechtstheorie. 

Demnach darf man nicht vergessen, dass Mnnn und Weib 
ihre genicinsaine Mensrhenbestiminung (| worin ihr in der Mbe 
und ausser ihr gleiclies allgemeininenschliches Recht 
sich gründet) nur in der Weise erreichen können, wie es ihre 
geistige nnd leibliche Geschlechtseigentbüuilichkeit #3 
■ zulässt ond fodcrt, für deren vollständige Entfaltung und Gel- 
tendmachung das Recht ebenfalls sämmtliche äusseren Erfoder- 
nisse gewähren muss. 

Aber so eigenthumÜeh schön auch der gesammte Charak- 
ter der Männlichkeit und der Weiblichkeit auf dem ge- 
meinsamen Gründe der rein menschlichen Anlage nnd Le- 
bensaufgabe her\'ortritt, so unverkennbar findet sich bei beiden 
HSlften der Menschheit eine gleich grosse, nur entgegengesetxte 
geschlechtliche Einseiligkeit nnd Bescliränkung in geistiger wie 
in leiblicher Hinsicht. Zugleich aber findfen sich anf jeder Seile 
die völlig entsprechenden überlegenen Xaturgaben, um der Un- 
vollständigkcit auf der andern Seite abzuhelfen. Üieses gegen- 
seitige verschiedenartige Ergäuzungs-Bedtirfniss nnd Vermögen 
beider Geschlechter kündigt sich auf das Beslimnilesle an in de-_ 
ren.naturgemassem Sehnen nach Auflösung ihres geschlechtlichen 



Hinsicht probleiiii:tisch fLehrb. der pliilos. Wissenschaften, 2te Aiisg, Thl. II. 
S. 311.)- Das fast allgemeine Irrewerden an der firauchbarkeit des Kanl- 
Fichte'schrn ReclilsbegrilTs zur Begründung dieser allerseits positive Lei- 
stungen fodernden Verhaltnisse — besonders der Acifern zu Kindern — spricht 
sich vielleicht am SEärhslen bei Itottcck aus in einer wahrhalt komischen 
Uosicherheit seiner Darsletlang nnd seiner olTenen Züfluchlnahmo la der Moral, 
deren Einmischung in die Rechtstehre er doch sonst überall verwirU. 

•) Das Tiefsle und Schönste , was hierüber je gesagt worden ist , findet 
sich in Krause's Urbild der Menschheit, io Burdach's grosser Physiologie 
und in Wilh. von Uumboldt's nachgelassenen Schriflen. Burdach und 
Krause zeigten auch vortrefflich, dass die Individualität in einem Gegensatz zur 
Sexualität stuhe und ge Wissermassen von einer Aufopferung jener in der ge- 
schlechlliclien Hingebung sich reden lasse, die auf echlmenschliche Weise nur 
am Liebe miiglich sei. Diess Ist das einzige Wahre, was den Sonderbarkeiten 
zum Grunde liegt, worauf Kant (Rechlslehre S. 108.) und Fichfe (Grund- 
lage des Nal. B. Thl. II. S. 168. f.) verflelen und worüber Üroste-Hills- 
hoff CNnt. R. S. 170. f. 214. f.} spottet. 
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ßej^ensatzes , d. h. nach Gutmachong Dessen was dem einen 
Geschlecht fehlt durch die Yorzuge des andern. 

Die Befriedigung' dieser innigen echtmenschlichen Sehnsucht 
(|d. h. des Urtriebs der Geschlechts! iebe_) ist aber vollständig nur 
erreichbar durch die freiwillige engste Vereinigung des ganzen 
Lebens und Wirkens zweier sich gegenseitig Hebens- und ach- 
tenswerth erscheinenden und anziehenden Individualitäten ver- 
acbiedenen Geschlechts ^^. 

Nur Dicss entspricht völlig der Wärde und dem Bediirfniss 
der menschlichen Natur , des männlichen wie des weiblichen Ge- 
schlechts, und zDgleich der Alleineigenthumlichkeit der Einze- 
len **). Nur dieses Heraustreten des Mannes und Weibes aua 
ihrer Vereinzelung in eine Lebensgemeinschaft zur Wechselwir- 
. kuog für die ganze geistige und leibliche Bestimmung derMensch- 
heit befreit Beide soviel möglich von den ihrem Geschlecht an- 
haftenden Schranken und erhebt sie gleichsam über sich selbst 
KU Einer einzigen Gesammtpersoa «9'4}. Diese Verbin- 
dung Beider für das ganze Leben nach allen seinen Zwecken 
ist altein eine wahre Ehe. 

Wenn auch nicht die bestimmte Einsicht, doch eine Ahnung 
hiervon halten alle Völker, und damit stimmen die römischen Er- 
klftrongen ganz überein : ^, — Matrimonium esl viri ^ muHeris 
eonjunctio indivithiam vUae conauetudinem corümen*" und j^Nup- 



•) Schon Schnlze (leilTaden elc. S. 1990 l>at richlig hierauf binge- 
deolet. In solcher Veredlung eines ausserdem Ihicrischen Triebes durch Ein- 
schrSnknng aof ein zum Lebensgerährlen würdig befundenes Individuum, suoti- 
ten daher Viele irrthümlich den einzigen Zweck der Ehe, da doch nur so- 
viel richtig ist, dass ausser der Ehe jene Befriedigung vernünftiger (also sitl- 
licher und rechtlicher Weise} nicht denkbar ist. 

**) Vgl. das oben (§. 54. IT. u. bes. S- ^^0 ober das Individualifätsrecht 
Ausgefübrle. — Da noihwendig di» unendliche Mannichfalt der lodividuaiitdtea 
in der ganzen Gestaltung des ehelichen und Familienverhältnisses sich spiegelt, 
so kann aar in steter RQcksicht darauf (z. B. auf Rohheit oder Bildung der 
Theilo) das Verhältniss rechtlich beurtheilt werden, 

***;) Die sinnigen Ausdrücke: Ehehälfte und Lebeosgefahrtinn 
' deuten Diess an. Ehe und Familie bilden über den Einzelen das nächsthö- 
here und bedeutendste Glied des menschlichen Gesellschaitorganismns und, recht- 
lich betrachtet, gcwissermassen den kleinsten aber innigsten Staat. Sie haben 
insorera ihr selbständiges inneres BechUleben (ßr inneres Staats- oder Gesell- 
Echaflrecht] , in welches nie ohne Entweihung der äussere Richter ein- 
dringm darf, falls nicht eine grobe Rechtsverletzung eines llirer Glieder offen 
ZD Tage liegt. Vgl. auch S. 189. und dort Anm. •. 
BÖdet'a Grundiüge dca NalaireehU. 83 

rm-ui., Google 
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Hae sunt conjunctio mari» ^ feminae, consortium omni* vitae, 
dwbit ^ hitmani juris communicatio ^y. 

Die Ehegenossen sollen in allen göKIichen nnd menachli- 
chen Dingen Einander beistehen und ergänzen , soweit sie nach 
ihrem Geschlecht (^seiner Starke und Schwäche^ es vermögen, 
in Sittlichkeit, Recht und Gottinnigkeit, im Erwerben nnd Be- 
wirthschaften der äusseren Lebensguter, im Erziehungsgeschäft 
n. s. f., und so auch für den Naturzweok der Begattung und Zeu- 
gung 4*3* ^^ überhaupt die Ehe daranf gerichtet ist in Errei- 
chung aller Zwecke des Lebens einem jeden Geschlecht ver- 
mittelst des andern seine eigne geschlechtliche üm'ollkommen- 
keit und Einseitigkeit so unschädlich als möglich zn machen, so 
sind ihre Endzwecke nothwendig ebenso vielfach als d ie des Le- 
bens selbst, und man mnss sie zugleich alsSittliefakeits-ReiMB- 
Unterrichts- Erwerbsgesellschaft etc. betrachten «<M^3- 

Ganz verkehrt ist es aber, ihr gar keinen Zweck geben zn 
wollen -|-3 , oder nur ehien oder den andern der erwälinten ein- 
zelen Zwecke, so wichtig er auch sein mag, fflr den alleinigen 
oder Hauptzweck auszugeben z. B. den Zweck der Kindererzea- 



•) S- i- J. de patr. pol. {i, 9); fr. i. D. de ritu nupll. (23, S). 

**] Daher wird Beides in der Ehe von den Gesellen voraosgesetit , wie 
schon die Regel leigl: paler ett quem mg>tiae demonstraal. Verkehrt bleibt 
es, daranf hia immer bloss von Ehegatten stall von Ehegenossen zq re- 
den. Uei den Alten ging der rein menschliche Charakter der Ehe dorcli ihre 
AulTassuDg fast nur als Staatsanstalt zur Fortpflanzung der Bürger grossentbells 
verloren. Dass aber eine rechte Ehe liberortm ■quaerendorvm causa einge- 
gangen sein musste, sollte doch nicht gerade allen Leuten ganz das Heirslhen 
wehren, sondern nnr soviel sagen, dass es dabei niclit auf ein ,^eneraHo- 
nem prolis emlare" nnd „numerum Uberorum fintre" abgesehen sein durfte ; 
und nnr in diesem erklärten affeclus marilalis lag bekanntlich der Unterschied 
vom Konkubinat 

•**) S. Ahrens droit natttrel, 2e die. 2e sect. du mariage $■ i- — 
Zn den Wenigen, die den umfassenden Zweck der Ehe nicht bloss richtig er- 
kannt, sondern auch die wiclitigsten Folgerungen daraus im Ganzen richtig 
abgeleitet haben, gehört Stöckliardt (die Wissenschaft des Rechts $. 140. 
flO. Auf dem Wege dazu war auch Zachariä (40 Bücher Bd. IV. S. 207. 
f.) und Abicht (neues System etc. §■ 276.). 

Yi Gegen diese Behauplnng Fichte's (Grundlage des Nal. R, Thl. 11, 
S. 174.) hat sich mit Recht schon Droste-Hülshoff (Nat. R. 2tc Ausg. S. 
203. f.) erklärt. Ebenso "hat man für gnl gefunden , dem Staat und der Strafe 
einen Zweck abzusprechen d. h. sie als s. g. Selbstzweck hinzustellen. Die 
Quelle dieser Begriffsverwirrung ist oben (>>> S- !(•■ und den AtuaerU.) 
aufgedeckt worden. 
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gung und Erzietinng, oder den Zweck der geg^enseitigen äusse- 
ren Hnifieistung (das s. g. mutuum adjulorhm), oder die sitt- 
liche Veredlung des Geschlechtstriebs, oder sogar roher Weise 
äessen blosse Befriedigung. 

Diess Alles ist entweder auch ohne Ehe möglich oder es ist 
doch deren Eingehung oder Fortbestand nicht durch die Erreich- 
bukeit dieser Zwecke bedingt. 

Das Eherecht begreift nun in sich sammtliehe positiveo 
and negativen Bedingungen der Eingehung einer -Ehe im echten 
Sinn des Worts und der ErfüIlRng ihres Zweck« #^. 

%. 108. Erfodernisse der Eingehung der Ehe. 

Bas ganze Eberecht ist ein Bechl um der iodividaellen Ge- 
■wAledttsliebe willen. Die Ehe kann sittlich und rechtlich nur 
gedacht werden a^ das Werk der rein individuellen Zuneigung 
und des dadurch bestiounten freien Willens zweier Personen ver- 
schiedenen Geschlechts. 

Sie hat darum, von recMlurher Seite betrachtet, wesenlich 
den Charakter eines Vertra^jvarhültnisses, und 2war we- 
gen ihres dauernden und \ielseitigen Zwecks den einer Ge- 
Bell8chaft*#3- 



•) Die reditiiche Ordnuru; und Ueberirachnng des Wechsclverhältnisses 
der Geschlechter ist vcn der allerhöchsten BedeDtung Bidit bloss für den Rechts- 
xosland überhaupt, sondern für die GesammtbilduDg der Menschheit und die 
Sittlicbkeit. O'g'- t^- ^- Schulze Leitfaden der Entwicklung &.c. g. i65. fT.). 
Nichts untergräbt diese sicherer als die ungezügelte Uerrschart der thieriscließ 
Sinnlichkeit und die einreissende Sucht zu geschlechtlichen Ansschweifungen. 

**3 S- oben bes. §. 105. Die neueres deutschen Gesetzgebungen stim- 
nen in dieser AnlTassung mit dem römischen, französischen und englischen 
Recht ganz überein, s. Blackstone Commenlaries T. I. eh. 15. Unbegreif- 
licher Weise übersnli man meistens, dass, wie der Zweck selbst, so auch die 
Mittel dafür, also das Eherecht, in der Gesehlechisbestimmung der Thcile ei- 
sen Grand hat, den keine Willkür derselben Andern kann. Hiernach darf auch 
der Ehevertrag, wie Jeder andere, um rechtsgüilig zu sein, nur das an sich 
Rechte und nicht ein Schündhches zum Gegenstand haben, wie schon die 
Römer einsahen. Ganz verkehrt ist es daher, der AulTassung der Khe als 
Vertrag daran Schuld zu geben , dass gewöhnlich auch solche Gescblecblsver- 
bindungen unter dem Nfurmn der uneigentlichen Ehe für nalurrecht- 
lich statthaft erklärt werden, deren sittliche und politische Verwerflichkeit Me- 
mand bezweifelt, und deren Verbot durch den Staat man darum als lediglich 
positiver, polizeilieber Natur gelten lassen will. So die verschiedenarti- 
geii Veri)indangen zur blossen Befriedigung des Geschlechtstriebs, die ganz 
flücbtigea oder auf längere Zeit eingegangenen, wie der Konkubinat, die Viel- 

«3* 

sie 
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Aber nur über Eing'chung einer Ehe überhaupt und über 
die Wahl des Ehe^eno-ssen steht dem Individuum das Recht der 
freiesten Entscheidung zu , nicht auch über die wesenliche Be- 
schaffenheit des ehelichen Verhältnisses selbst. Wie daher der 
Staat hier jeder Willkür der Theile steuern muss, so mnss er 
dort jeder Verletzung ihres Rechts durch Andere wehren, nm so 
weniger sie selbst begehen. Eine solche Hegt aber in jedem uii-' 
mittelbaren oder mittelbaren leiblichen oder geistigen Zwang 
zur Ehe oder zur Ehelosigkeit #}. 

Beispiele eines Zwangs zur Ehe überhaapt, oder auch mit 
einer der Klasse oder sogar der Individualität nach bestimm- 
ten Person , geben nicht bloss die Zutheilungen' des Ehege- 
nossen durchs Loos oder nach Gutdünken von Staatswegen 
fwie Piaton sie in seinem „Gemeinwesen" eingeführt wis- 
sen wollte^ oder von Seiten der Religionsgemeinde, oder des 
Leibherrn, oder durch ungezügeltenlAeltemdcspotismus^^}; 
sondern auch die Strafen der Hagestolzen im Allerthum f durch 
Ehrenschm^lerung, Ausschluss von Aemtem, Rüge des Ven- 
soTj und VermÖgensnachtheile wie nach der lex JuHa ^ 



mämierei, die Vielweiberei, die Geschlec^tsgemeinschaft zwischen mehren Mah- 
nern und Weibero, die BlalscIuRide &o. S. z. B. Jakob phil. ßechtsl., $. 
550, Bauer Nat. R. $. 170, Dresch Nat R. S. 207. f. 

Der Grund dieser und ähnlicher Verimingen liegt vielmehr in der ge- 
wöhnlichen Losreissung des RechtsbegrilTs von Dem was die ganze mcnscb- , 
liehe Bestimmang und insbesondre die GeschlechtsbesUmmung fodert. Schon die 
Frage, die Kant mit Unrecht znm PrOrstetn alles Rechts erheben wollte: liesse 
sich eine gleiche Handlungsweise Aller denken? — hätte vor manchem Ab- 
weg in dieser Lelire ebensogut bewahrt wie vor dem in Schulz Nehmen der 
Ehelosiglieit oder gar der nelnrwidrigen Slilhing des Geschlechtstriebs. 

*) Sogar der freiwillige Verzicht auf die Ehe wird selten aus höheren 
1 Gründen zu rechlferfigen sein ; um so verwerflicher ist der erzwun- 
gene. Er hindert gewissermassen die Vervollständigung der eignen Persönlich- 
keit, fordert durch seine Naiurwidrigkeit Unsittlichkeit jeder Art, enlfremdet 
den Menschen nicht nur dem Staat, sondern den edelsten Gefühlen und macht 
ihn leicht znm Selbstsüchtling. Vgl Jouy, la morale appliqu^e ä la poUti- 
que T. I. liv. 2. cbap. iß. 

**<^ Dass der Staat von Rechtswegen um den vielgestaltigen verstecklai 
Zwang durch Zureden Üc. sich nicht kümmern kann, versteht sich. Ebenso- 
wenig gehen ihn die so oft eigennützigen Zwecke der Theile bei Eingehung 
der Ehe an. Hinterherige Zustimmung heilt den Zwang hier wie bei allen 
andern Verträgen. 
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Popia Poppaea 4*^0 und in der nenerii Zeit z. B. durch 
8. g. Hagestolzensteucrn #3 ; endlich dieKaäten- oder Stan- 
des unterschiede **_). 

Einen Zwang zur Ehelosigkeit führt mit sich das (^so oft 
unfreiwiliige^ Muncli- und Nonnenthum, fast immer der 8oI- 
datenstand, zuweilen der 8land des Geistlichen, and am Häu- 
figsten fauch bei vielen StaatsdienernJ das nicht hinrei- 
chende Auskommen, also die Armuth #<t4j. 
Aus der rechtlichen Natur der Ehe als Vertrags und zwar 
als Gesellschaft ergeben sich TOn selbst alle allgemeinen Er- 
foderaisse ihrer Rechtsgültigkeit, und nur einige ans dem Wesen 
nnd Zweck der Ehe lliessenden besondern Erfodcmissc der- 
selben bedürfen noch einer näheren Besprechung. 

1^ Dadasgesammte geistige und leibliche Ergänzun^bedürf- 
niss, auf dessen Befriedigung die Ehe abzweckt, erst dann er- 
wacht wenn mit der Individualität auch der geschlechtliche Ge- 
gensatz zur volleaReife gediehen ist, so kann Niemand früher 
eine Ehe eingehen ■j-'). Auch ein sehr ungleiches Alter schliesst 



*) Oder durcli die Verbindlichkeit auch der unverheiratheten Slaatsdie- 
ner kh einem jälirlicheu Beitrag zur Wilwenkasse; oder gar anf Androhung 
der VennügenscinziehuDg und Verbannung , wie es einst in Venedig vorbam. 
S. Amelot de la Houssaie, huioire du goucem. de Yenise T. I, p, 45. 
(eine geistvolle Schrift von sichtbarem Einfluss auf Montesquieu!) 

**} Schon im BegrilT der s. g. Missheirath liegt eine grobe Recbts- 
verkurzuDg für die höhtrn Stände ebensowohl wie für die niederen und eine 
Herabwürdigang der letzteren obendrein, s, Klüber öffenll. R. des deutschen Bun- 
$. 2(5. Anm. b. Nur in der Monarchie scheint eine Ausnahme bei dem Fiir- 
stenhause nnvermeidlich zu sein aus Gründen , denen ätinlich , aus welchen die 
Römer die Ehe des praeses provinciae mit einer Provinzialin verboten. 

Ein Gchledites Palliativ gegen das Ehehioderniss aus Standcsuoterscliied 
nod EUj^eich gegen den gestiegenen Luxus, der eine standesmassige Ehe un- 
möglich machen wurde, liegt in der Ehe zur linken Hand (Vgl. S. 301. 
und Spittler's Politik S. 217.). Ohne Frage ist aber diese, weil ihr die 
Bechtsfolgen der wahren Ehe fehlen, nur ein übertünchter räroischer Konku- 
binat, auch in der Form die ihr neuerdings das preuss. L. R. gab. (S. Pfeif- 
fer's Ideen %. 35.) Das franz. u. ösir. G. B. Kennen weder sie noch die 
Missheirath. 

••*3 Aösserehelicher Geschlechtsumgang ist eine sehr gewöhnliche Foljie 
hiervon, und noch lango nicht die schlimmste. Znmal in Form der s. g. wil- 
den Ehe fdes Konkubinats) kömmt er sehr oft in uhrlicher Absicht vor, 
gleichsam als antizipirle Ehe. 

t) Das Allür der vollen Goschlcchlsreife (P^ena puherlas), das mit den 
ersten Spuren geschlechllicher Entwickelong noch nicht da ist , ist wieder nach 
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die BrreicbD»^ des'Ehezwecks fast ganz an8#3i "i'^'*' ^<* ^''' 
schon vorg^erücktes Älter beider Theile, oder Verkräppeloo^, 
überhaupt Gebrechen, Krankheit, Zenn^iin^unfahi^keit 1M^3 ^^ 
einen Theils, sofern nur der andere diesen Mang^el kannte. 

3J Gegen die Ehen der nächsten Verwandten {^der 
Aeltem and Kinder sowie der Geschwister^ sprechen, wie es 
scheint, genngende fysiolo^isehe 4**), jedenfalls aber die atürk- 
sten moralischen Gründe. 

Die Aeitem- and Kindesliebe sowie die Geschwislerliebe ist 
ein echtmenschliches , heiliges Gefühl, das von der Geschlechls- 
verschiedenheit darchans unabhängig, von der Oeschlechtsitebe 
grundverschieden und mit ihr schlechthin anvertraglich ist. Dies» 
Gegensatz ist am Entschiedensten da wo das, wenn auch ntir 
znffillige, Znsammenleben in derselben Familie die natürliche Ver- 



Klima, Volk und ladividaaliUt verschieden. Wird die Heirathsmündig- 
kcit zu früh (sobald nur jene Spuren sich zeigen, alss bei wahren Rindern) 
zugelassen , so sind die Gesetze selbst Schuld an den dann gewöhnlichen nu- 
glücklichen Ehen. Besser als die andern Gesetzbücher bestimmt der Code das 
18lo und (bei Mädchen) das iSte Jahr. 

*) Die Erfahrung lehrt, dass auch solche Ehen fast allemal unglück- 
lich sind. Obgleich nun der Staat im Zweifel immer zu Gunsten der indivi- 
duellen Preiheit entschetdeu sollte, so wäre doch hier eine Einschränknng sehr 
viel zweckmässiger als in manchen andern Fällen z. B. bei nicht ganz naher 
Verwandtschaft. 

**) Dass man andrer Meinung sein müsse, wenn man, wie die Altra, 
in der Ehe überwiegend eine Staatseinrichtung für die Fortpflanzung sieht, ist 
klar. Dass unsre Staaten rechtlich hier nicht fodern können, Was die Ejn- 
zelen sittlicher Weise an sich selbst federn müssen (z. B. Verzicht Siecher 
auf Fortpflanzung), sollte man doch nicht üliersehen. Man s. Mohl, Polizei- 
wissenscheft I, §. 24. Viel zu weit geht z. B. Dresch (Nat. R. 2te Ausg. 
S. 206), der ohne Weiteres Zeugungsunfähigen und zu alten Leuten die Ehe 
verboten wissen will. Diess ist selbst bei Kastraten, trotz des ri>mischen 
Rechts, im Allgemeinen unstatthaft. 

***) Ein rein fj'sischer borror aaturaHs ist freilich ein Traum! — Die 
Natur im Ganzen scheint aber für lebensreiche neue Schöpfungen überall 
der Verbindung des Verschiedenartigen zn bedürfen.. Die Vortheile der Kreu- 
zung ganzer Völker, zumal für deren geistige Belebung, ist wenigstens eins 
■wcitgeschichtlichfi Thalsache. Sokrates (in Xenofon's Denkwürdigkei- 
ten IV Buch, 4les Kap.) führt gegen die Ehe von Arllern und Kindern nur 
den allgemeinen .Gegengrund gegen allcrsungleichc Ehen an, der auf Geschwi- 
ster nicht passt. S. noch Heister Nal. R. §. 464. B. und Droste-Höls- 
hoff Nat. R. S. 212. f 
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wandtenliebe verstärkt hat #]).' Seiae Missachtuag wurde id der 

Familien-Liebe und lonig^keit ein Gut von iinersetzUcbeni Wertli 
für die Gesammtbildun^ der Menschheit nothwendi^ zerstören, 
die Vertranlichkeit der nächsten Angehörigen vergiften und viel- 
fachen Reiz zu einer frühen Verführang erschaffen. 

Diese tief in der Meuschennatur beruhenden und durch LTe- 
bereinstimmnng aller Völker (mit seltner Ausnahme der Geschwi- 
sterehe]) anerkannten Gründe müssen vom Recht beftchtet und 
die danach unstatthaften Ehen, aber nur sie **)■, vom iStant 
verboten werden. 

33 Oelfentliche Kundmachung der Absicht eine Elie zu schlie- 
asen (^affectus maritaiis), ist die einzige allgemein, wesenliche 
äussere Form der Eingehung der Ehe. Der Staat muss auf ihr 
bestehen, damit ihm und allen Betheiligten vorherige Prüfung 
des Daseins aller inneren Erfodernisse der Gültigkeit des £lie- 
vertrags möglich sei (Was am Resten durch das Aufgebot 
erreicht wird^, und damit Alle, auf deren Rechtsverhältnisse die- 
ser wichtige Vorgang von Einfluss sein kann, im Stande sind 
sich danach zu richten. 

Viele s. g. Erfodernisse zur Ehe sind dem reinen Recht ganz 
zu-wider, obwohl unter gegebenen Verhältnissen die Aufstellung 
des einen oder des andern derselben oft noch unumgänglich sein 



*) Nur dam sollte auch wohl das Verhältniss aller Deren die parentum 
f Meronm loco babmtur als Ekebindemiss gelten. Dem prenssischen Recht 
gilt dafür Dur das Verhällniss zur Tante, und auch nur dann wenn sie alter 
ist Gani dem Gronde der Bewahrung der Reinheit der Famäienhebo ange- 
messeri sind auch die positivrectitlichen Verbote der Ehe der Stier- oder Schwie- 
geriltem mit Stief- oder Schwiegerkindom , sowie des einen Ehegenossen mit 
dem vorher erieugten unehelichen Kinde des andern. — Vom Einfluss des 
Adoptivverhältnisses mündlich. — Merkwürdig weit geht dag grfinländischB 
Veibot der Ehe für bloss Zusammenerzogene gar nicht verwandle. Das 
römisf^e Verbot der Ehe der Geschwisterkinder mag vielleicht ebenTails aus 
deren damaliger Hausgenossenschaft und nebenbei aus Rücksicht auf die Ver- 
theikng angehäuften FamiUenreichtiiums zn erklären sein. S. Eschenmayer 
Normalrecht Thl. K. §. 22. Ohne Grund verbot der Code die Ehe mit der 
Schwagerin. 

"'f (Jebertreibnng des Ehehindemisses der Verwandtschaft bis zum ilen 
Grad kanonischer Ztihlang beschränkt unnütz die Freiheit nnd macht Ausnah- 
men näthig, die, um Geld gemacht, die Regel als das Werk 3er Geldgier er- 
scheinen lassen, die Reichen bcgünEtigen und die Gesetze herabwürdigen. 
Hugo (Nat. H. S. 229, d. Anm. 5.) vermiiUiet, dass man in jener Ueber- 
treibung zugleich einen Ausweg , statt der vnmoglicben ScheJdungeq, gesudit habe. 
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wird *y So die Gleichheit des iStandes *») oder der Reli- 
gion 4#4^3? d" Ung^leicliheit ia Beidem die Erreichung des Zwecks 
der Ehe nicht aossehliesst. Schon daruni darf der Staat nur an 
bürgerliche, nicht an religiöse Formen denAbschluss der Ehe 
kndpfeUf der für ihn nur eine Rechtshandlung ist -|*3. Durch- 
aus zweckmässig ist es zwar die Einholung der Elterlichen 
Einwilligung zur Ehe zu fodern, wenigstens bevor die Theile 
zu reiferen Jahren gekommea sind, jedoch so das» die Versa- 
gung ihrer Zustimmung stichhaltige Grunde haben musa ~|'^J- 
Unbedingt verwerflich ist es, das Heirathen vom Nachweis ei- 
nes bestimmten Vermögens zur Ernährung einer Familie abhän- 
gig zu machen ■i*"t'^) , oder sogar roher Weise den rechtlichep 



*} Von andern posilivrechllichen GhchiiidemtsseD z. B, aus Ehebruch, Eat- 
fiihntDg, Vormondschaß, die gewiss nidil unbedingt sein sollten, tniUidiich. 

•*) ^. S. 357. u. Anm. •* und Abicht, neues Syslera «c. $. 287. 

***) Obgleich die reine Lehre Chrisli von einem Eheliinderniss aus Reli- 
gionsverschiedenheit ebensowenig weiss als das klassische römische Recht, nnd 
wir dieses Joch erst der corul. 6. Cod. de Judaeti (i , 9} nnd dem kanoni- 
schen Recht verdanken , so selir schwer hAlt es doch es wieder abzuschütteln. 

i) Dresch CNat. K. S. 210.} sagt sehr richtig von der Ehe, dass 
sie dem Recht nach nicht der Kirche angehöre. Darum liegt auch, wie Ah- 
rens näher zeigt (cours de droit naturel ie ed. p. 4i4.), in der Ci vi lebe 
das einzige streng rechtliche Mittel, nm jede Reibung zwischen Kirche and 
Staat in ßezog auf s. g. gemischte Ehen ganz abzuschneiden, und auf kei- 
ner Seite der Freiheit der religiösen Ueberzengnng zu nahe zu treten. Nur 
wenn die religiöse Weihe der Ehe lediglich dem Gewissen der Einzelen und der 
Sitte überlassen bleibt, büsst sie Nichts ein von ihrer hohen inneren Bedeu- 
tung und Würde. 

■if) Nothfalls mnss also darüber der Richter enlsclieiden. Die s. g. ehr- 
erbietige Anfrage des Code ist eine elende Auskunft, die mehr einer Ver- 
höhnung der Aeltern, als einer EhrfurchLbezcugung gleich sieht. Am Besten 
scheint es, mit dem östreichischen Gesetzbuch bei erreicbfer Votljäbrigkeit al- 
lerliche Zustimmung nicht mehr zu fodern. 

f -{-!) Dennoch haben viele Staaten, besonders um desswitlen, durch Binden 
der Khen an Torgüngige Staatsgenehmigung sich eine Bevormundung der 
Bürger angemasst , die höchstens durch einen wahren Nothzustand der Staats- 
und Ortsgemeinde sich zeitweise entschnidigen , nie aber rechtfertigen \issL 
Oeffentliche Missslünde der Eigenthumsvertheilung , deren Aofrechlbaltang nur 
anf Kosten wesenlicher Menschenrechte der Einzelen möglich ist, sind begreif- 
lich auf die Datier unhaltbar. Marezoll (Nat. R. S- 1dl.} nennt mit Recht 
ein Eheverbot dieser Art (was so Viele ganz zulässig finden} sieht nur sehr 
hatt, sondern auch darum sehr misslich, weil es unvermeidlich zur Lüderlich- 
M>t (ithrL Vgl. S, 357. Aam. **» ündZacharia, 40 Bücher B4 IV. S. 211. 
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Anfang der Ehe an deren b, ^. Vollziehung dnrch den wesen- 
lieh geheimen Vorgang des Beischlafs ym knüpfen #3- 

Ein der Ehe vorangebendes Ebeverlöbniss ist unnölhig 
nnd kann, auch wenn es noch so förmlich geschlossen ist, noch 
weniger wie jeder andere Vertrag auf ein Hundein ein Recht 
aum ErfüUuogszwang gebenj denn dieser ist hier nicht nur ebenso 
anmöglich, sondern er wärde auch die Erreichung des Zwecks 
der Ehe geradezu ausschliessen d. b. ein ganz nichts würdiges^ 
dasLebensglück beider Theilc zerstörendes Verhaltniss erschaffen. 

Eine schreiende Verletzung des Individualitatsrechts 
liegt in jedem Versach, durch Zwang zur Ileirath selbst oder 
auch nar (^mittelbar) durch unbedingten Zwang zu einem Scha- 
denersatz die Freiheit des einseitigen Rücktrilts zu beeinträchti- 
gen, die zugleich der grösste Vortheil beider Tlicile ist. Nur 
im Fall enveislicber Tauschung (z. B. durch Verfuhrung^Sind 
dadurch wirklicher Benachtheiligung des einen Theils durch 
den andern ist ein Recht auf Schadenersatz vollkommen be- 
gründet **J. 



*3 Bei rohen Völkcra , die Alles sinnlich fassen, C^uch bei ansem Vor- 
fahren) ist die Foderong begreiflich. Dass man aber darin mitunter das ein- 
zige weseniiche Merkmal einer naturrechtlich gültigen Ehe sucht (wie Zacha- 
riä a. a. 0. S. 202. fT.), ist nur eine von vielen Folgetungen aus der seit 
Kant spokendea widersinnigen Annahme eines dinglichen ^'us in corpus, wo- 
fär man im concubüus einen s. g. Tnadus adtjmrendi geiunden zu haben 
meinte. S. dagegen fr. 30. D. de R. J. (50, if). 

**} Aus guten Gründen nimmt das ösireichische Gesetzbuch g. 45; A6 (s. 
dazu Zeiller's Commenlar Bd. I.) hier nur eine Verbindlichkeit zum Ersatz 
eines wirklichen Schadens an. — Das Verlöbniss bietet ein Beispiel eines 
Vertrags, wo die Natur der Sacho ein Recht der Reue für jeden Theil To- 
dert ^S. 3480) bd dass die Zeil vor der Ehe als Prüfungsseit gellen 
kann. Sogar die Ehe selbst hat positivrechtlich zuweilen gewissermassen die- 
sen Charakter z. B. nach preuss. L. R. im Fall der Eingehung vor der plena 
ptAertas [i. Bornemann preuss. CivilR. 2te Ausg. Bd. V. S. 55. IT.}. Ma- 
rezoll (Nat. R. S. 146.) behauptet Diess auch von der losoo Ehe des al- 
tern romischen Rechts. 

Ueber den Fall einer Verführung mittelst Eheversprechens handebi 
nfiher meine „kritischen Beiträge zur Vergleichnng merkwürdiger deutschen 
nnd ausländischen Gesetzgebung nnd Rechtspflege über die aussereheliclie Ge- 
schlechti^emeinschall Vaterschall und Kindschall" im' Anhang (über die StraTeti 
der UnzDCht und die Verführung) bes. S. 112. (T. In diesem Fall scheint eine 
Entschädigung nur dadurch mi^ich zu sein , dass der Verführten die Rechte 
einer geschiedenen Ehefrau zugesprochen werden (Vgl. Celle, von Verbre- 
chen und Strafen iu Unzuchtfdllen , S. 79.). Eine nnstatthalte Ueberlreibung 
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$. 109. Rechte und Pflichten der Ehe^enossen. 

Die wesenlichea Erfodernisse für das zweckmässige Beate- 
hen der Ehe diessen von selbst aas dem richtig bestiminten We- 
sen und Zweck der Ehe. Die Beeilte und Pflichleo df.r Ehege- 
noBsen sind danach mit deren Fähigkeit für den Ehezweck zn 
wirken in der Hauptsache ganz gleich, und nur sofern 
eine Ungleichheit dieser Fähigkeit überhaupt oder zufolge der 
Geschlechtsverschiedenheit begründet ist, nothwendig ungleich. 

Obenan steht das Erfoderniss des nngetheilten innigsten Le- 
bensiUDgangB (inditidua vilae conmefudoj und der gegenseiti- 
gen Unterstützung der Ehegenossen mit Rath und That in Hin- 
sicht des ganzen Ehezwecks. Dahin gehört namentlich die stete 
Bcihfiife zur beiderseitigen .Vervollkommnung in rein menschli- 
dher Hinsicht, zu gemeinsamem Erwerben und Wirlhschaften, 
and als nothwendige Bedingung dafür, das Zusammenwohnen 
an demselben Ehewohnort (domicilium malrimonäj. 

Zufolge des leiblichen oder Naturzwecks der Ehe gehört da- 
hin auch der im engern Sinn s. g. Gesclilechtsum^ang and 
die dadurch bezielte Kinder-Erzeugung und Erziehung. Er kann 
jedoch, wie schon oben bemerkt ist (8. 358.}, bei der Ehe auch 
fehlen und nur als etwas durch Alter und Gesundheit der Thelle 
bedingt Wesenlfches gelten*}. Aber anch dann wenn die 
allgemeinen Bedingungen vorhanden sind, unter denen er we- 
senlich ist, kann er doch sittlicher und rechtlicher Weise nnr 
gedacht werdeit als etwas durchaus Freiwilliges #*}. 



scheint es aber mit Pfeiffer (Ideen &c. S. 1160 auch ausserdem an denblo- 
E5«D Bruch eines Eheverspruchs diese Folge zu knüpfen. 

*) Den GescUeclitsuB)|ang haben Viele, unbegreiflich genug, tum an- 
bedingt weseolichen und unterscheidenden Merkmal der Khe machei 
«ollen (da «r doch dem Konkubinat und andern Geschlechlsverbindungen mit 
ihr gemein isQ und darauf hio iiin vorzugwcise „die eheliche FIlicht" getauft. 

••3 Es war eine gräuliche Veriming mancher Nalurrechlslehrer und Ge- 
setzgeber, denen die Erzwingbarkeil als nolhwendige Eigensehalt jedes 
Rechts galt, such hinsichOich der Leistung der s. g. ehelichen Pflicht empö- 
render Weise Zwang (d. h. wie Krug richtig sagt: eine Art gosetilicher Notb- 
zucht) zulassen and folgeweiso auch ein Mass dor Leistung beslimmen 211 
wollen; da doch si Uli eher- Weise Zwang hier, wie bei allen Cesdlsch.iflfn, nur 
denkbar ist in Hinsicht rein ausscrlicher Zwecke und der Milt<;l dafür (hier z. 
n. In Hinsicht des Zusammenlebens], niemals aber in Bezug auf Leistungen 
för innerliche und silllicho Zwecke. Vgl. Ahrena droit naiarel, 2e die. 2e 
Beet. ckt^. 1. S- 'i- und Hugo Nat. K.§. 2i3. 
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IiMorera die fortwftbrende itmige Gemeinschaft des Lebens 
und Wirkens der Ebegenossen eine ausscbliesseude seia 
soll, sind Beide verbunden znr eheliclien Treue, deren Bruch 
vorzugweise dann Ehebruch genannt wird wenn er die 
Pflicht des ungetheiltcn Geschlecbtsumgangs verletzt. Zufolge 
des oben entwickelten Wesens und Zwecks der Ehe kann diese 
in ihrer Vollendung nor eine eingemahlige und auf Lebens- 
zeit gescbtoasene sein. Eine solche ist die allein rechtmässige 
and moralisch mögliche. Denn nur angetheilte Hingebung des 
Mannes und des Weibes an Einander in diesem zur Wiederver- 
einigung der geschlechtlich entzweiten Menschheit bestimmten 
Lebensbund genügt vollständig den Foderungen des Gaftungs- 
lebena und der Individualität beider Theile, sowie deren ebendarum 
auch hier unerlüsslicher Rechtsgleichheit 

Jede Art der bleibenden oder vorübergehenden Geschlechts- 
verbindung, die mit dieser Gleichheit streitet, wie die Viel- 
m&RDerei, Vielweiberei, Gemeinschaft der MSnner 
ynd Weiber und endlich die s. g. freie Liebe, ist ein 
Zustand beständiger Untreue und zerstört mit dem gegenseitigen 
Vertrauen nothwendig auch alle Achtung, Liebe, Innigkeit und 
Scbambaftigkeit des Verhältnisses ^y In der häufigsten dieser 



*) Vebet die verschiedenartigen GesehlechtsverbinihiDgen , ond den Werth 
der EiDweJbigkeit gegenüber der Vielweiberei insbesondere s. Hunte esiays 
and Ireatite» T. 1. nr. 19. 

Darch die s. g freie Liebe (venus vulgicaga), die man sonsl Hurerei 
genannt and nenerdiags als das ideale Verhaltniss hingestellt hat (s. z. B. 
Buch der Freiheit — Bon Oliveirits philos. Nachlass. 1833. S. 233. ffj, wird 
natürlich, wie darch die Vielmännerei, alle Zuverlässigkeit der Vaterschaft 
und altes Familienleben aufgehoben. Noch etwas besser wäre die altbrilischa 
Geschlechlsgemeinsehaft etwa eines Öntzends Männer und Weiber, wovon 
Eume erzählt. 

Das Vorurtheil der Noihwendigkeit oder Nützlidikeit der Vielweiberei, 
wenigstens für die heissen Himmelslriche, hat man seit Montesquieu vor- 
züglich daranf zu stützen gesucht : V) dass nur durch sie (d. h. durch Erhe- 
ben der Ausschweifung und UnIrene zur gesetzlichen Regel?!) den Ausschwei- 
fungen voi^ebeagt wnrden könne, wozu sonst Ueberdruss und die Zeit der 
Schwangerschaft die Männer führe; 2) dass die frühe Reife und das schnelle 
Verblühen der Weiber sie mit sich bringe; 3) dass darin (nach dem: dmde ^ 
imperal^ das einzige Gegenmittel gegen Wcibcrhcrrschaft liege. 

Gewühnlich hat man dabei aber ganz Qbersehen, dass zur Unterstützung 
der oben aus der Meoschennatur abgeleiteten inneren Gründe für die Kinwei- 
bigkeit noch mehifache schlagenden ausseien Gründe hiitztikoinmoi), hauplsäcb- 
Uch: 1) dass unter allen Uimmelslrichen, bei allen Rasäen unl Vi)lkeni VieJ> 



Google 



_ 364 — 

Formen: der Vielweiberei, wird das Weib erniedrig zum blo- 
ssen Werkzeuj^ roher Sinnenlust des Manns, zur blossen nütz- 
lichen S»che oder Sklavinn desselben. Dnrcb diese herabwürdi- 
gende Stellung des Weibes büsst dieses zugleich nicht nur je- 
nen entscheidenden Einlluss ein auf Entwildcrnng und Veredlung 
des Manns, den nur eine Lebensgcfährtinn haben kann, die Freud 
and Leid mit ihm theiit, sondern auch seine wohlthätige Einwir- 
kung auf die Erziehung der Kinder nnd die Milderung der Sit- 
ten durch die grössere Zartheit seines Gefühls, und durch diess 
Alles auf die gesammte Bildnng und die Geschicke der Mensch- 
heit. Denn das Familienleben ist, wie die ganze Geschichte 
lehrt, im Gnten wie im Bösen immer das Vorbild und die Grund- 
lage der ganzen Gesellschaft und so auch des Staats. 

Auch in Hinsicht der äusseren Mittel für ihre und der Ihri- 
gen Bedürfnisse oder wenigstens ihres Erwerbs müssen die Ehe- 
genossen unter sich und nach Aussen gleich als eine einzige 
rechtliche Gesammtperson gelten. Die Innigkeit ihres ganzen 
Verhältnisses und die Gemeinsamkeit ihres Zwecks fodert durch- 
aus, wo nicht eine gänzliche, doch wenigstens eine theilweisc 
Gemeinschaft der Güter, zumal in Bezug auf das in der Ehe 
selbst durch gemeinschaftlichen Fleiss Errungene. Darin liegt 



weiberei nur aosoalunweise, nSmtich nnr als Aasgebnrl der UeppigKeit, als 
Luxus, bei deo Reicheren vorkümnit ; 2) dass überall das ZahlvertiüUniss bei- 
der Geschlechter im Durchschnitt ziemlich gleich ist; 3} dass daher nur bei 
Rinweibigkett die grössic Menschenzahl in der Ehe leben kann ; 4} dass eben- 
darum, and weil die Vielweiberei Peberreizuog and EnlkraRung im Gefolge 
fährt, das einzig ganz natur- nnd rechlgemtese Verhültniss der Geschlechler 
zoglctch das unter allen Umständen, auch fUr die ftevölkerung, vor- 
Iheilhaftesto ist. 

Manche (wi^ Spiltler und Krug) übersahen diess Letzte und meinten 
daher, in s. g. Nulhfällen z. B. nach Pest und Krieg könne, um die Bevöl- 
kerung zu ersetzen, wohl einmal Vielweiberei zugelassen werden. -^ So sehr 
Montesquieu den i^inlluss des Himmel strichs überschätzt hat, so bleibt doch 
soviel wahr, dass überall wo dieser der Vielweiberei Vorschub Ihut, nicht eher 
zu denken ist an die Beseitigung derselben und alles des namenlosen Unheils 
und Unrechts was ans ihr fliesst (i, B. der Einsperrung der Weiber, der l'er- 
wahrlosung der Kinder, der Versdincidungen , der Zwingherrschaft in Hans 
und Staat}, als bis es gelungen sein wird, dem weiblichen Geschlecht einen 
höheren und dauerndem Werth als den bloss Tysischen in den Augen der Män- 
ner zu geben. Bemerkenswerlh sind die Kuderungcn, die in dieser Beziehung 
der Graf von Redern (consideraUons sur la nalure de l' komme T. I. p. 
20.} und Schön fdii; S laals Wissenschaft , Ic Ausg, S. 2031. tui die Gesetz- 
gebung und an Europa stellen. 
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ZDgIcich die sicherste äussere Bürgschaft g^leicher Uneigennü-' 
tzigkeit im ehelichen Verhältniss selbst, g^leicher Erwerbsamkeit, 
und des grüsstmöglichen wirthschaftlichen Zutrauens zu dein 
Ehepaar bei Andern 43- 

Der Mann ist regelmässig: s" Ein- und Uebersichf, nament- 
lich in Betreff der iStellung der Pamilie zur Äussenwelt, der 
Frau überlegen, nicht minder in beharrlicher Willens- und Thaf- 
kraft. Ebendadurch aber ist er vorzugweise zum Vertreter des 
Hauses nach Aussen {z. B. vor Gericht^ berufen und gleich- 
sam zum Haupt der vollziehenden Gewalt in der Familie. Ans 
diesen Gründen kömmt ihm im Zweifel auch in inneren Angelegen- 
heiten der Familie die Rolle ihres natürlichen Haupts d. h. die 
entscheidende Stimme zu. So z. B. über die Wahl seines Be- 
rufs und das dafür Erfoderte, wie die Wahl des Ehewohnorts ** ) j 
so in Hinsicht der Verwaltung des ehelichen Vermögens, der 
oberen Leitung des Hauswesens, der Erziehung u. s. f. Die 
Frau hingegen darf allerdings verlangen, dass sie um Alles was 
vorgehen soll wisse und dass ihr Rath dabei gehört werde. Durch- 
aus rechtswidrig ist es also , wenn manche Rechtslehrer und 
Gesetzgeber, ungeachtet der in Vielem gleichen Tüchtigkeit der 
Frau wie des Manns, dresem letzteren fwie es bei rohen Völ- 



*] Gewöhnlich wird der Hann fiberwiegend, wenn nicht allein, für den 
Lebensunterhalt der Familie durch Erwerben , die Frau durch Sparen sorgen. 
Sehr olt, zomal bei rohen Vüiliem und den niedern Stünden, sind aber die 
Rollen gleich oder gar in umgekehrtem Sinn verlheilt. 

Wenigstens als gesetzliche Regel ist in Bezug auf die Vermdgensver- 
hältnisse der Ehegatten das Errnngenschaftrecht wohl das vonflglicbste, da 
es von den A'orwürfen nicht getroffen wird, die man der allgemeinen Gü- 
tergemeinschaft nnd der römischen Itlitgift machen kann. 

Ausnahmen davon zu machen (also das Sondereigenthnm an einem bestimm- 
ten Vermägcnstheil sich vorzubehalten) durch Eheberedungen muss aber 
erlaubt bleiben. Doch sollten diese, nm die Theile gegen sich selbst zu sidiem, 
und um Dritte nicht durch eine völlige Unzuverlässigkeit der ehelichen Ver- 
mögensverhätlnisse anfs Aeusserste zu gefährden, nur unter öffentlicher Be- 
glaubigung und nur vor der Ehe geschlossen werden dürfen, wie nach fran- 
26s. Recht. Vgl. Pfeiffer, Ideen S. 47- 

RrautschatK, propler nuptias donatio, Horgengabe, d. dgl. 
enthalten wenigstens Annaheningefl zu einer ehelichen Gesammtwirlhsc^aft oder 
Vermdgensgcnossen Schaft ad malrimonii onera susHnenda. Fehlt aber zu 
deren Vervollständigung der wesenlichc eheliche Pfichltheil, wie die al- 
ten Stadirechte und das prenssische LandR. ihn anordnen, so können nur Erb- 
verträge der Eheleute abhelfen Vgl. S. 299. 

**) Das preuss. L.R. II, $. 682. erlaubt LeCiteres imieta t 
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kern das Itecht des Stärkeren mit sicli brin^^t) eine gann oder 
nahezu nnbedingfe Hnnsherrschaft über Fraa, Kinder und Ver- 
mögen beilegen #])■ l^urch den Tod des Manns wird jedenfalls 
die Frau alleiniges Oberhaupt. , 

$. 110. Von der Auflösung der Ehe. 
Die Elle muss von Rechtswegen aufhören, sobald die Grund- 
bedingungen ihres Fortbestehens mit der Erreichbarkeit ihres 
Zwecks unter diesen Personen ganz weggefallen sind. Unter 
dm Gründen ihrer Auflösung steht der Tod uostreitig obenan #43. 
.Ob aber der Ehezweck auch bei Lebzeiten beider Tbeile eipe 
£$ciieidung fodern könne, und wann, darüber wird noch heute 
gestritten. Eine kurze Prüfung der zwei in entgegeD^setzten 
Sinn falschen MeiaqugeD wird von selbst auf die dritte richtige 
fähren. 

1} Ganz freie Scheidung mit Zostüumung beider Tbei- 
le *tt#^, oder auch nach Willkür eines jeden Theils *|*3, ist.naiMi 
manchen Gesetzgebungen und nach der Meinung fast aller Na- 
turrechtslehrer dem Zweck, der Ehe einzig entsprechend: &) weil 
die Ehe sittlicher Weise nur als ein freies, auf Liebe und Äch- 
tui^ ruhendes Verhültniss denkbar sei, mit dem Wegfallen der 



*] Soz.B. Fichte (N. R. Thl.H, S. i88.f.2360and geffissennusesnodi 
der Code mit seiner ebellchen Vormundschaft (auJoriaation da narij. 
Wenn man von dieser Bestimmung absieht, so lässt sich im Ganzen eine im- 
mer grossere Gleichstellung der Geschlechter auch in BetrelT der ehelichen und 
ülteriichen Rechte mit dem Fortschreiten der Bildung nicht verkennen. 

**') Nach byzanlinischen Ansichten, die vorübergehend anch ins römische 
Recht übergingen, sollte im Grunde die Ehe nicht einmal durch den Tod als 
aatgelöst gelten und jede zweite Ehe als palygamia succesma unstaUhall sein.' 
Allerdings entsprechen mehre Khen derselben Person ' nadieinander weder dem 
idealen VerhaUniss noch, wie es scheint, den Sitten anserer Vorfiltern (fact- 
li Germ. cap. i9.), sie führen vielfache Miss«tände im Gefolge, zumal wenn 
Rinder daraus da sind , und verdienen darum keine Begünstigung von Seilen 
der Gesetzgebung; aber sie werden immer anerkannt werden müssen als das 
vnrermeidliche Werk der Endlichkeit der menschlichen Natur und sehr o(t ' 
nicht bloss als das bei Weitem kleinere Uebel, sondere geradezu ^ das ein- 
z^e Mittel der Erreichung des Eheiwecks. 

*"*) Das dicortivm facere der Römer. Bei der Scbeidong par conten- 
lement mutuel des Code und der neuem Gesetzgebungen (s. unten S. 369 f) 
war aber die Absicht keineswegs die, dem Belieben freien Lauf zu lassen. 
Sie gehört daher. unter nr. 3. 

t) Durch Zusendung eines Scieliebiicta (repuditm mitfere), ie» 
auch das mosaische Recht kennt. 
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-FreiwilL'^keit alter eine unkeusche Zwangbnhierei an dessen 
Stelle trete; h) weil die Möglichkeit bleiben müsse, einen dnrch 
Abschluss einer nnübcrle^en Ehe be|;angenen Fehler gutzuma- 
chen; c) weil endlich nur so das Aergerniss der Ehescheidnnga- 
prozesse sich vermeiden lasse. 

Hiernach würde das Unterscheidende einer' Ehe nur etwa 
darin liegen, dass sie nach der erklärten Absicht der Theile we- 
nigstens nicht eine von Anfang an nur auf Zeit eingegan- 
gene OesehlechtsverbiDdong wäre. 

Allein: a^ an ein wahrhaft festes, inniges nnd werthvolles 
Verhältniss würe dabei gar nicht zu denken wegen der steten 
Aussicht und Versuchung zu beliebiger Trennung. Nach aller 
■Erfahrung ist der allmSchtige GJedanke der Nothwendigkeit ein 
nnersetzlich starkes, stets fortwirkendes und keineswegs bloss 
äusseres Band der Ehe. Denn, durch die Gewohnheit verstärkt, 
weist er auch solche Ehegenossen die weniger zu Einander pas- 
sen darauf hin , dass sie suchen nnd endlich lernen sich die be- 
ste Seite abzugewinnen und in Einander einzuleben #3- "'D ^^' 
beständige Verdacht des Sonderinteresses und Eigennutzes der 
Ehegenossen würde unaufhörlich Unfrieden stiften, c^ 0er ent- 
sfttlichendste Leichtsinn bei Eingehnng nnd Auflösung des Ver- 
hältnisses würde ungemein befördert, d^ Diess Alles aber würde 
zum grössten Unheil der Kinder ansschlagen, die durch jede 
Trennung ihrer Aellern (yvie bei aassereheJieher ErzeugongJ 
gleichsam künstlich za Waisen werden. 

S3 Gänzliche Unauflöslichkeit de rE he ist das ebenso 
irrige andere Aeusserste, das keineswegs gerechtfertigt wird 
durch die eben ausgeführten Grunde, die nur gegen die ganz 
beliebige Scheidung ^rechen. -Von Dem was man für diese 
gesagt hat, bleibt vielmehr soviel wahr: unbedingte Aufredit- 
haltung jeder einmal geschlossenen Ehe, auch da wo die Errei- 
chung ihres Zwecks sittlich unmöglich geworden ist — sei es 
non durch Zerstömng ihres innersten Wesens, zumal durch Ehe- 
brach , sei es durch einen groben Missgriff in der Wahl des 
Ehegenossen — ist im höchsten Grade widersinnig, unsittlich 
and unrecMlich; sie opfert dem Mittel den Zweck nnd schiebt 
durch eine gesetzliche Lüge der wahren Ehe ein bloss äusser- 
fiches liebeleercs Z wang verbal tniss unter, zur steten Qual der 



f) Vgl. Esprit de Mirabeau. T. U. p. U7. suw. 
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Theile und tat Kosten ihres Lebens^lficks; denn es wird ibnCD 
dadorcb die Erfüllong ihres geBchlechtlichen und gfrossentbeils 
überhaupt ihres Lebensbernfs so gut wie abgeschnitten 4^. 

Nur im späteren katholischen Kirchenrecbt verfiel man dar- 
anf, die Ehe für unauflöslich zu erklären. Je natur- ond 
zweckwidriger Diess war, desto mehr mnsste man nothge- 
drnngen auf einen Ersatz der gänzlichea Scheidung denken^ 
und dafür sollte die lebenslängliche Scheidung von 
Tisch nnd Bett gelten. Diese aber hat von jener nur die 
schlimme Seite, und sie Ifisst, durch Aufhebung des Zo- 
sammenlebens , in der That nur den leeren Schein der Ehe 
übrig, während sie deren rechtlichen Fortbestand erdiobteC 
33 Scheidung, aber nur aus rechtlichen Gründen, 
woraus die Unerreichbarlieit des Zwecks der Ehe erhellt, ist das 
allein Richtige. Der erste dieser Grande ist eigentlicher Ehe- 
bruch vonseiten des Mannes oder der Frau «#J, wodurch 
Achtung, Liebe nnd Vertrauen gewöhnlich unwiederbringlich zer- 
stört wird. Nicht minder gehört dahin jede andere schuld- 
volle Aufhebung der Möglichkeit die Zwecke der Ehe zu er- 
reichen **«). Eine solche liegt z. B. in der Begehung schwe- 
rer Verbrechen durch einen der Theile, da hierdurch eine we- 
seoliche Aenderung der Person bekundet und das sittliche Band 



*) Um diesem Schicksal tu enlgeheu ist oft Lfige snd Meineid, nimlich Er- 
dichtung eines Grundes zur Niehtigkeiterklärung der Ehe, der trau^ 
Nothbelielf. Ansserdem gibt jedem Theil nur der Tod des Andern oder, wA 
bei der erzwungenen Ebelosigkett , ausserehelicher Geschlechtsumgang — ako 
hier Ehebruch — eine Holltaung der Befriedigung seiner Liebebedflrfligkeit. 

**) Rohe Völker, die in der Frau ein Eigenthnm des Manns sehen, hat- 
ten begreiDich nur einen Ehebrack der Frau für nS^h, den de, wto 
schon die EntTtihrung, graasam rächen. UnveneibÜch ist aber das FesthallM 
an jener Robheit auf Kosten der Rechtsgleichheit durch den erl. 230 des Code 
Nap., der frecher Weise dem Mann gewissermassen Vielweiberei eriaubl. — 
Auch widernatürliche Unzncht enthalt einen Ehebruch. — Der Satx: 
dass beiderseitiger Ehebruch die Scheidungsklage ausschliesse , sieht ti 
der Verdoppelung der Nichtswürdigkeit nnd Aergerlichkeil des ehelichea Ver- 
hältnisses ein AliUel seiner ßeTestigong. — Dass in nachberigera Beischlaf stljt- 
schweigende Verzeihung nur beim Mann nicht bei der Frau gefvnden 
werden kann, hat Dresch tNat. R. S. 205.} riclitig bemerkt. 

***^ Fehlen gleich von Anfang solche persönliche Errodemisss, die BKi 
dem Zweck der Ehe schon von selbst als wcsenlich erscheinen oder be- 
sonders ausgemacht sind, so bringt einlrrthnm in Bezug darauf Nich- 
tigkeit 'der, Ehe mit sich. Vgl. Biener, optttcc. aead. T. 11. nt. 4S f49. 
~~ Von vermeinter Ehe mliudliob. 
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des VerbAltniBses , zugleich aber durch die Strafe das Süssere 
Band (^des ZusaiuiDenlebenB3 , zerrissen wird. Mit diesem letz- 
teren vernichtet auch eine bösliche Verlnssung schon thatsach- 
lich die Ehe. Aus Ühalichein Gesichtspunkt pflegt man die muth- 
willige Zerstörung der eignen Fähigkeit zum Geschlechtsumgang 
oder doch zur Forlpflanzung zu betrachten *'). Trat die Unfä- 
higkeit aber unverschuldet ein, so niuss sie, wie jedes andere 
Unglück z. B. Verarmung, Wahnsinn, Blindheit, überhaupt 
dauernde Krankheiten und Gebrechen eines Tbeils, vom andern 
Theil mitgetragen werden**). Auch grobe Misshandiungen ***J 
und tiefgewurzelle entschiedene Abneigung, wenn aucii nur des 
Einen gegen das Andere "{"J, müssen eine iScheidungsursache 
abgeben. 

. Die Gründe dieses Widerwillens oder Hasses können bald 
körperlicher, bald geistiger und sittlicher Art, bald Beides zu- 
gleich sein, überhaupt je nach der ganzen Eigenthümlichkeit der 
Eheleute unerschöpflich verschieden -l"!-)- Strenger Beweis 
derselben ist nicht nur meist Rmnöglich, sondern auch unzuläs- 
sig, weil es hier entweder auf rein individuelle Gefühle ankömmt 
oder auf eheliche Vorgänge, deren Kundmachung nur m<>glich 



*) Zqr Ungebühr hat man die Kinderlosigkeit, oder gar nur die l'n- 
fruchtbarfceit der Frau, lom Scheidungspund ouchen wollen. 

**) Vgl. Grolmao's Handbuch über den Code Nap. Bd. KL Cdie beste 
Schrift über die Lehre von der EhescheiduBs! — ) S. 80; 100. und fr. 22. 
S. 7. D. sotuto malrim. (34, 3). 

***') S. g. aaecitiae (aevicea) d. h, Brutalitäten jeder .^rt. Ob Schläge 
und grobe wörtliche Beleidigungen daltin gfhören , kann bei der unendlichen 
Mannichfalti^eit der Individualität und des Bildnugslauds der Ehegenossen nur 
nach allen Uraslfinden, nicht aber allgemein beantwortet werden. 

f') Will der Gesetzgeber sich daran nicht genügen lassen, so setzt erden 
Ebegennssea in die ebenso qualvolle und verzweifelte als unsittliche Zwangslage: 
entweder ein innerlich zerrüttetes und entheiligtes Verhällniss durchs Leben 
mitzuschleppen, oder durch rohe Ausbrüche der Lieblosigkeit und Verbrechen 
(Lcbensnachslellungen , Ehebruch, Misshandiungen etc.) erst eine handgreiJli- 
chere Scheidungsursache zu schalTen, um sich aus dem lebenswierigen Kerker 
einer solchen Ehe zu bctreien, jedenfalls aber sich anderweit müglichst schad- 
los zu halten. Nur der rohe Mensch ist dann seiner Freiheit gewiss! — Vfl. 
Hugo Nat. R. §. 239. 

-{"}■) Dahin gehurt namenilich oft der äusserste geschlechtliche Mtsshiang 
[[dessen Nachtheil besonders Hugo hervorhebt s. Nat. fi. §■ 213,}, oder völ- 
lige Versagung des Geschlechtsumgangs. 
RudcT'i (irnadtäge de« Nutunccbta. 84 
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wäre durch die anstöasigste Verletzung der hetUgsteH fttncksicb- 
ten, zumal der Familienehre. Desshalb ist es durchAUs niHttig^: 
13 dass ii) 4eBi(gewöhnlicfaeren)FaII beiderseitigen dauern- 
den Widerwillens die Theile auf Scheidung; bestehen können, 
jedoch nur anter so erschwerenden Bedingungen und 
Formen, dass deren Erfüllung als genügender Beweis anzuse- 
hen ist, dass nicht bloss Laune, Sinnlichkeit, Eigensinn oder 
Leichtsinn, oder auch versteckter Zwang , sondern reife Selbat- 
priifung «3 '^^'^ EntscIiluBs zur Auflösung bestimme , dass also 
wirklich erhebliche, wenn auch nicht (vom Gesetz oder den Thei- 
len^ ausgesprochene Grunde dazu vorhanden sind ^^^. 



*) Eine angemessen bestimmte PröfuDgEzeil durch lAngiere oder Liiriera 
Scheidung von Tisch und Bett, verbunden mit wicd^rholleö freiuidU7 
chea VersÖbnungsversDclien ohne gewissensrichterische Zudringlichkeit, wirkt 
darur vortrerilich , besonders wenn Kinder aus der Ehe da sind. Die Ver- 
triebenen Einschränkungen des divorce par consentement mutuel im Cede, lu- 
ual~ durch kleinliche Quälereien mit Förmlichkeiten aller Art und sogar durch 
offenbare Strafen (art 305} , lassen sich auf keine Weise rechtfertigen. 

**') Code N{^. arl. 233. Vgl. auch K. S. Zachariä, Handbuch des 
französ. Civilrechls. Bd. in. $. 475. Grolmaa Handbuch über den Cktde 
Nap. ThI. III. S. 27. IT. — In diesein Sinn tiabeji auch alle bedeutenderen 
neueren Gesetzgebungen übereinstimmend (mit Ausnahme des neuesten preussi- 
schen Versuchs eines Eh es cheidungsge setzest die Scheidung mit Einwilligung 
beider Theile zugelnssen, nicht aber um deren Eigenmacht Vorschub zB 
Ihun. — Während Zachariä gerade in der Belracblung der Ehe als Vertrags 
den Grund davon sieht, dass man sie für aullöslich durch den Willen beider 
Theile halle (s, 40 BUclier, Bd. IV. S, 216 zu &.'), findet Puchta (Hiegende 
Blätter über Fragen des Tags. 1. die Ehescbeidungsfrage, 1843. S. 12.) umge- 
hehrt in ihrer einseitigen Auflöslichheit bei den Römern den Beweis, dass 
diese darin keinen Vertrag gesehen hätten. Ais ob nicht Verlrüge auf fortge- 
setzte Leistungen , uud oameollich Gesellschaftvertrdge , schon nach der Natur 
der Sache einseitig kündbar waren! Man gewinnt anch Nichts, wenn man 
nach Eichhorn's Vorschlag (Kircbenrecht, H, S. 370.), die Ehe nicht Ver- 
trags- sondern Rechlsverhältniss nerni, um den Schwachen keinen Ansloss zu 
geben. Sie ist ebensowenig bloss dieses als sie bloss Jenes ist (s. oben S. 
72. Anm.). Eüie zwar merkwürdig folgewidrige, aber nothgedrungene Anerken- 
nung der wesenlichen rechtlichen Unabhängigkeit der Ehe von Religion und 
Kirche ist es, dass man wenigstens nur dieEingehung, nicht auch die Auflö- 
sung der Ehe an eine Einwirkung der Kirche zu knüpfen püegt. 

Lasst man auch einseitige Scheidung zu, so ist kein heimlicher Zwang 
des Einen durcli den Andern zur Einwilligung zu furchten, oder bei behan^i- 
clier Weigerung noch Aergeres. 

Unläugbar, aber unänderlich ist, Was Blackstone (Commenlaries etc. 
J. eh. 15} uud Hugo (Nal. R. S. 332. IT.) fürchten: dass, wenn Ebescbei- 
dang slaCthaCt ist wegen Dingen die in der Gewalt eines der Theile elettw, sis 
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i") dass in jedem nndem FAll, nach ifor^ängiigeta Gutever- 
such, eine GeüHtiimtbehorde fam Westen Vielleicht ein Fiinri^ien- 
gericht^ nach möglichst freieiw Ermessen entscheide, gcwfsser- 
massen als Geschworeng;ericht. 

Dass, wo triftige Seheid'an«;$g:ründe vorlieg^en, das l>asein von 
Hindern daran Nichts ändern kann, versteht sieh von selbst *). 
lleberdiess leiden Diese onler dem Fortbesland eihes nnsHtfiehen, 
uneinigen TerhJiltnrsHi's der Aeltern in ihrer Erziehung noeh 
mehr als wenn sie gar keine Aelfern haften oder dorli ( \Vie es 
gewissermassen zafolg* der Sdiefdong der FaH ist) nur Vater , 
oder Matter. 

Auch RiuBs Jedem der Gescliiedchen Wiederverheirathiin^ 
fVei stehen', da sonst der l>etni' Absehhnd der geschiedenen Ehe 
beg:an^ne Fehler nur zur Hälfte gut gemacht, und mittelbar 
das Verhältniss doch zum imanlTflsIieHen gestemiielt wird *#). 
Zweelcmäasige Bcstimmangen zum Besten dei* Kinder für den' 
Fall der Scheidung und der ferneren Ehe sind durchaus nüthig, 
d« Diese sonst hierbei sehr leicht verwahrlost oder doch, na- 
menttn;h in Hinsicht des Vermftgens, arg verkürzt würden *** ). 

SIEBEI^E^ HAUPTSTföCK. 

Vou dein Reobtsverhältniss zwischeu Auttent 
und Kindern. 

J(. iti. Rechtsgrund desselben. 
Sowohl von dem allgemeiniaenschliclien Hecht, was auch den 
Kindern und Unmündigen zukömmt, als von dem besonrfern Recht, 
was dem besOndern Uedärfhiss des kindlichen und- jugendjichen 

sehr oft durch solche herbyigeführl werden wird. Dieser Gegergrund würde 
aber zuviel betreisen. 

*} Diess gibt auch Puchta zu a. a. 0. S. 11. — Der einzige Ünler- 
schied, den Kinder hierbei machen sollten, wäre wohl eine, Im Verlrauen 
auf Deren bindende Krnft Cilr die Aeltern, länger zu bestimmende Prürungäzoit. 

**) So im cislreich. G. Ü. Art. IM. durch das Gewissenszwang enthal- 
tende Verbot einer weiteren Ehe an den Protestanten, der vom Katholiken 
geschieden worden ist. Von diesem CkaUtolischen;) Slandpinkt aus dürfte man 
ihn folgerecht auch nicht scheiden. Um so trauriger war die Nucliahiuung 
jenes Verbots im §. 29. des preuss. Ehescheidungsgesetzentwuris. — 

*•*) HiervAR and insbesondere von den s. g. poetiae Meatndantmtw~ 
pHarum, von der Riukindschafl und dem s, g. Trauerjahr mündlich. 

*** r ■ I 
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Alters entspricht, wtr bereits oben «3 ^^^ Rede; ebenso **) 
von dem Hecht und der Verbindlichkeit Aller und Jeder sieh 
aacU dieser wie aller andern BedärUtigen, Hülf- und Schnt/Josen 
anzunehmen, und sowohl selbst ihr Recht ihnen zu leisten, als 
auch dasselbe ge^en Eingriffe Anderer zu vertreten. 

I)as8 »ber diese unter den Begriff der Bevormundung im 
weitem Sinn fallende leitende nnd schützende Thütigkeit nicht 
unterbleibe, sondern, durch geeignete Personen auf die geeignete 
Weise geübt werde, dafür hat unstreitig die ganze Rechtsge- 
sellschaft als solche, (^gleich . als Obervormünderin aller ihrer 
Glieder) zu sorgen , und sie thnt Diess unverkennbar im Fort- 
schritt der Bildung immer mehr. 

Hier aber ist iiar die Frage jai beantworten: warum sind 
vor Andern gerade die Aeltern zu dieser vormundscbaftlichen 
Thätigkeit berechtigt und verbunden? auf welcfaem rechtlichen 
Grnnde beruht überhaupt, auch abgesehen vom Erziehungs- 
zweck, ihr gesammtes Verlialtniss zu ihren Kindern? — Dean 
so überwiegend auch der Einflnss des Erziehungszwecks auf den 
Inhalt dieses Rechtsveriitütnisses sein mag, so wenig kann er 
doch das Unterscheidende desselben ergehen, also die nö- 
thigen näheren Bestimmungen für die I^hte und Pflichten der 
Theile, im Gegensatze zu andern Erziehungs - und Vormund- 
schaftverbaltnisaen. Ebendarum ist es ganz uozuUssig, aas. ihn 
allein hier Alles ableiten zu wollen ***^. 

Der gesachte Recbtsgrnnd liegt einfach darin, dasa beide 
Aeltern -f), vermöge des durch die Zeugung geflochtenen Na- 
turbandes der nächsten Blutsverwandtschaft, und der hierin wur- 
zelnden unwillkürlichen stärksten gegenseitigen Anziehung nnd 
Liebe,. mit ihren Kindern fals „Fleisch von ihrem Fleische") auf 



*) S. §. 39. n. 40. 

**3 S. S- 59. n. 66. 

***) Deonoch bat man Diess fast allgeDiein rersocht, anil aadi 
Ahreas (droit naiurel , »ec. ed. p. 446.) Iiat sich dsToo nicht frei geballea. 
Wie unthUDÜch Diess ist, darauf hatte schon d^r Umstand iübren liönsen, dass 
sichtlich weder das gegenseitige Erbrecht der Aeltern nnd Kinder, noch übei^ 
haupt das Bestehen eines Rechtsverhältnisses Beider über die Erziehang hin- 
aus, aus dem Erziehnngszweck sich ableiten idsst. 

i) Nicht bloss, wie Fichte will, die Mutter. Auch liann es hier io der 
Hauptsache keinen Unterschied machen, ob de Zangang eine riieliche vir 
oder nicht. 
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das Eßgste für das ganze Leben verbunden sind- dass sie daber 
von der Natur bestimmt sind mit ihnen zusammenzuleben in 
einer und derselben durch sie erweiterten Familie, solange 
nicht die Selbststfindigkeit der Kinder deren Austreten fodert, 
überhaupt aber, vorztiglich während jener Zeit, Einander alles 
Das für Wecknng und Bereicherung ihres individuellen und ge- 
sellschaftlichen Lebens zu leisten, worin die verschiedenen Le- 
benaiter sich überwiegen, und worin sie daher g'anx ähnlich sich 
ergänzen aollen, wie in der wahlverwandten Ehegenoseenschaft 
die verschiedenen Geschlechter. Nach diesem gemeinsamen 
Naturzweck des Wechselverhältnisses der Aeltern and Rinder, 
dem Beide , wenn aach noch nicht mit Bewnstsein , nachstreben 
und nachstreben sollen, machen Dieselben eine ungl&iche Ge- 
sellschaft aus, eine selbststfindige moralischePerson^ und 
danach lassen wieder die Rechte der sämmtlichen Glieder auch 
ia Bezug auf die nothwendig gemeinsamen äusseren Mittel für 
den Gesammtbedarf Cdas Famiiieiivermdgen^ sich leicht be- 
stimmen *3- 

Wendet man das eben Ausgefährte insbesondre auf das Er- 
xiehnngsverhältniss an, so ist Folgendes klar. 

Fdr die gewissenhafte Erfüllung aller aus diesem entsprin- 
genden Pflichten liegt eine durch Nichts zu ersetzende Biirg- ' 
Schaft in der vorzüglich starken, höchst uneigennützigen und 
aufopfernden Liebe der Aeltern zu den Kindern. Für deren Er- 
ziehung sind die Aeltern auch dadurch in der RegeKbci Weitem 
am Geeignetsten, dass sie, kraft ihrer nachstverwendten leibli- 
chen und geistigen Natnr, ihre Kinder nach deren gesammter 
Eigenthümliehkeit am Besten verstehen und zu behandeln wis- 
sen; dass ebenso nmgekehrt das Kind noch sie weit leichter be- 
greift als jeden Dritten 5 dass es schon früh ihre besondere Liebe 
zu ihm ahnt und fühlt, und sie mit gleicher Liebe und Dank ver- 
gilt; dass es endlich aus allen diesen Gründen doppelt empfanglich 
ist für Alles was von den Aeltern ausgeht , die ebendarum weit 
leichter einen grossen Einflass auf es erlangen als ein Fremder. 

Da nun überdiess der Aufgabe der Erziehung nur eine ganz 
innige, auch das Gemüfh ansprechende, Lebensgemeinschaft der 
Erzieher und des Zöglings gcniigen kann **}, so ist klar, dass 



*) S.,oben S. 29ß. 

••) Die kaseraenmAssige Wirthschaft der Findol- und Waisenhäu- 
ser bietet dazu die tranrigeD Belege, «nnüherDd auch die lieblose Uositle 
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die van der Natur selbst j^estUtele LebeMvereini^uDf -der A«l- 
tevn und Küder allen AnfoAtnmgen von dieser S«Ue ßm Mei- 
slea entsfricbt. 

Xicbt uliHder beilsau wirkt aber das Daaein von KioAem 
lind, die gefpeinsame Sorf;e für deren f^rziehuas oof 
die Aeltccn selbst «nd deren fpipzes eheliches VerJiäliiMflP IM- 
ternd , veredelnd uad a erschauernd zurück. Üenn in den Kin- 
deru findet Jedes der Aellefn sich seihst mit den Aadem verei- 
nigt wieder; es fugen Jene ein neues starke?. Naturband sflin 
älterliehen Lebenisbiüd liinzu, und die liebevolle Uereittyiljjgk^, 
nit der Vater und Mutter dem Erzidtnng8w.erk utw^fl^ljdie 
Opfer Ivingeo, steigert f»rt and fort deren gegeaseiiigp AchUmg 
und Lielie. 

Mit einen Wort; das iiSiisainaientebeii der .liiader nit den 
Adtern und mit Einsodor in der Familbc ist von unscbÜtzJbix^ein 
Werth für d^ /usawinenlebenden^ethsl iwd für äea gaa^v^Qe- 
BellscfaaftvrsaiiisinHB, der als solcher nicht b«9|«bw kÄQiMe 
ohne seine timndpfciler: die Ehe und den Haoastand. 

Alle Glieder der t'ainiJie haben darum eia beili^s flecbt, 
dass allerseits das Familienleben als dfr Bodea gcHclftet wc«tk, 
Bitf dcw ftWein in der Hegel eine Pflege der innigsten und edd- 
fiten mensplUicben Gefühle und eiae Entfaltung ^^r gpn^&t ]^~ 
genthümltchkeit dßr Eiuzelen müglich wird (ji. 69.') *~), 

9er Reehtsvereio darf njcbt dulden, das« Andere (z. ß. ^ 
KirCbe^ in das innere Verhsltaiss der Ehe und Familie (it. |t 
in die Erziehung, zumat die rdigiose]) sich eindringen; im We- 
nigsten darf er gar selbst in unorganischer Vielregiererej f^ 
solche Eingriffe erlajihen, also weder den Aeltn-n die J^b^«' 



mMcher Länder und Stände, von früh an ilire KindBr durch Ueberlassen an 
fremde Erzieher sich za enirremden. 

•) Sowenig sich längnen Itest , dass auch Ceschw ister , ris Cheder der- 
selben Familie, dsrch ein besonrires Band der natüriidien Liebe veAmidwi 
sind, so unnaLärKch ist 4ie BebsUpftMjt (z. fi. Dr-oslR-ilDtsIto^fX'iHat. R. 
i- 1300 > ^^^ ^^ ^/^^ *'(^l' ni'^ht hierifach zu richles liabe , dass es aba 
besondere Gpschwisterrec]! te nicht gebe, Die Rainer erHaimlen ein 
jus fralemilalis an ($. fr. 63. pr. B. pro socio, iT, 2.) auf die carilM 
aangmni» und den pielalis respeclus hin. Sie sprachen den Geschwtiitern z. B. 
gleicii als socäi das s. g. haneßcium competentiae zu, so^^ie ein Ret^l 4m 
Uateriiilts (s. Thibaat's VereWhe ), nr. 12), uiwl nicht bloss ein Inleslat-. 
eibfecht, siwle™ sBgM ein hediBg(«s Flich(tfcaih««hL 
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entreisseD *3 "^^ ^"^'^ "*"' ^"^ älterjicbe firziehungsrecht un- 
gebühriich einen^ren (8. 3ä3. zn E.) **> 



•), Etwa um sie in öffcnltichen Anstalten lieb- und gemülhlos auffiiUern 
la tosseo. Uless bleibt ein Unrecht auch dann, wenn t'nglilok den Kindern 
die Aeltern geraubt hat (s. S. 373. Anm. **} — ?jar wenn man die „Privat- 
ebe", ilberhaupL das ganze Frivatreckt, vom ölTeollichen Rec^t verschlingen 
lüsst, wie PlatOH, kann man folgerecht darauf verfallen, die Kinder unmit- 
telbar von Staatswesen erziehen zu lassen. 'Nicht bloss in Fichte's und An- 
derer Ideen von Nntioflalerziehung, sondern auch im Leben (in Polen) 
hat sieh gezeigt, dass das Christenlhum nicht immer vor Rückfällen in spar- 
taDiei^e Staatsräson schätzt. 

**} Bereits oben (S. 349.) ist angedeutet worden, dass immerhin bei 
dem Rechtsverhaltniss zwischen Aeltern und Kindern van einer Freiwilligkeit 
beiderseits, also wenn man will von Vertrag, in dem Hasse mehr sich reden 
lasse, als beide Theile deutlicher ihre Naturpflicbten erkennen lernen. Dass 
dieses Naturband aber auf eigentlichem, wirklichem Vertrag nicht 
beruhen könne (beinahe ebensowenig als, wie z, B. Rotteck vei^isst, das 
VertilHtoi»B noch anmOndiger Vdlker zn ihren FürStra), g^en last Alle zu 

Db nun aach die Hersten einsahen (z. 6. Meister, Nat. R. S. 363^ R. 
u. Gerstäcker, Politik der innem Stantsrerwaltnng Abth. III, S. ^i-.'), dass 
sich unmittelbar aus dem rein rcgativen Rechtsgrundsatz: neminem 
laede Rechtspllichlen positiver Art, wie sie hi^r doch unverkennbar 
vorliegen, nicht füglich ableiten lassen, so blieb gar Nichts übrig, als sich 
entireder nach einem gehaltreicheren Rechtsgrundsalz umzusehen, oder sich 
und Andere über die UnmöglichkeU jener Ableitung durch ellerlei Trugschlüsse 
zu titschen, oder endlich es ganz aufzugeben Rechte und vollends gegensei- 
tige (also auch der Kinder) für dieses „Naturverhällniss" zu erweisen. 

So soll denn nach Einigen die Aelternpflicht nichts Anderes sein als die 
Verbindlichkeit das Unrecht wieder gut zu machen (durch Erziehung), dass 
man durch Zeugung das Kind, wie Kant sagt: in „eine huMose Lage," wie 
Meister will: ^in einen schlimmeren (?) Zastand^rersetzt, wie K. S. Za- 
cbarid sich ausdrückt: ^es zu leben gezwungen habe". Hiergegen bat 
Schulze (Leitfaden etc. S. 227. f.) eingewandt, das sicherste Mittel der Gnt- 
machung dieses Unrechts sei dann wohl, das Kind wieder umzubringen. Will 
man aber diesem Einwurf ausweichen durch die Wendung: nur ein beding- 
tes Unrecht liege in der Zeugung, nftmlicdi nur dann >venn nicht die Erzie- 
hung des Kindes hinzukomme — , so ist es ja gerade Diess was bewiesen 
werden müsste. 

Andere meinten, man müsse hier — wo allerdings die moralische Seite 
besonders stark ins Avge fällt — Alles aaf blosse Moral zurückfähren. So wer- 
den denn entweder, nach Fichte's Vorgang, die Kinder geradezu als 
rechtlos der unumschränkten Willkür (d. h. dem Zufall der Sittlichkeit oder 
Unsittjichktit) der Aeltern überliefert (wie z. B. von Hott eck, s. oben S. 
3^2.), oder es wird bloss hier und etwa bei der Ehe der f(rigewidrige und 
nothwendig eitle Veraach gemacht, aas blossen Morslpflichten die offenbarsten 
Rechte abzuleiten (wie z. ß. von Droste-Hulshoff Nat. B. g. 127}. 
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So gewiss aber das Recht der Familien^lieder venvirklicht 
werden soll, so gewiss darf und soll der Staat, falls sie selber 
ausser iStande sind es einzusehen oder geltend zu machen, Diess 
statt ihrer thun. Kr hat sich ihrer schützend anzunehmen ge- 
gen Ungebühr aller Art von der einen oder andern Seite z. B. 
gegen wahre Misshandlungen, Verwahrlosung, Missbrauch des 
Aelternrcchts , Ausdehnung der Erziehungsgewalt über die na- 
türlichen Grfinzen etc. Aber zugleich muss er die Aeltem viel- 
fach positiA' im Erziehungswerk unterstützen, weil sie selbst 
sehr oft auch beim besten Willen entweder nicht die Einsichten 
oder doch nicht die äusseren Mittel und Kräfte haben, die dazu 
nöthig sind *). 

Da der Grund des AeUemrechts ein nur von der Natur ge- 
gebener, von keiner Willkür abhängiger ist, so lässt sich die- 
ses Recht so wenig wie die Eigenschaft der Aeltem selbst auf 
einem andern Wege als dem natürlichen, der Zeugung, er- 
werfoenj mithin auch nicht abtreten. Kein künstliches, 
durch Rechtsdichtung geschaffenes, ähnliches Verhältniss **3 ^*^~ 
tet eine gleich starke GewJihr der Erfiillnng aller Erziehungs- 
pflichten, und keines darf daher gleich ausgedehnte Rechte ge- 
ben. Je mehr man zur Erkenntniss der ganzen Bedeutung des 
Unterschiedes des Naturverhaltnisses von allen blossen Nachah- 



Die oben (S. 45. Anm.;) erwähnten Versuche , , aus Vordersätzen aus 
der Dreieinigkeillehre , die stark nach byzantinischer Hoflheologie schmecken, 
hier irgend Etwas abzuleiten, was aur mehr als theologischen Werth Anspruch 
macht, werden billig mit Schweigen übergangen. 

•) Auch bei der Erziehung durch die nalärliclien Vormünder ist der Staat 
zu einer obervormundschaniichen Ueberwachung und Nachhüire verbunden. 
Letztere gewährt er z. B. dadurch, dass er !n Auftrag der Aeltem zuweilen 
die Bestrafung der Kinder Übernimmt, besonders aber dadurch dass er fUr gute 
Schulen sorgt, (iewöhnlich wird es genügen wenn so Gelegenheit zum fnoth- 
talls unentgeltlichen^) Unterricht geboten ist, da auch schlechte Aeltern fast im- 
mer wünschen, dass ihre Kinder besser sein möchten als sie. Der Staat darf 
aber durchaus nicht dulden, dass einsieht- und lieblose Aellern ihre Kinder 
aufwachsen lassen wie das Vieh; er muss daher zum Resuch der Staats- 
schule wenigstens dann zwingen, wenn nicht auf andere Weise hinreichend 
für den Unleirichf gesorgt wird, und wenn er dafiir stehen kann , dass die 
Kinder nicht den Schulbesuch durch Hunger entgelten müssen. Im Fall des 
Aussersten Missbrauchs der Aellerngewalt muss er die Kinder besseren Erzie- 
hern anvertraven. Ueber „falsche üllerliche Gewalt" s. Abicht Nat. R. $.319. 

••) Solche sind: aäopttj, arrogalh, Pflegvaterschatt , luteUe officieuse, 
tutela nn4 zuweilen curalio i 
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munden desselben kömmt, desto mehr springt die Notliwendig- 
keit zanehmender EinscIiräDkangeii der letzteren ins Auge, wie 
Diess BBCh die Rechtsii^eschichte bestätigt. 

Die altrömische Willkür des Hausherrn machte, auf Kosten 
der N'eigang zur Ehe, eine völlige Gicichstellunp 
fremder Kinder mit eignen durch Annahme an Kindesstatt 
möglich und gänzliche Entrückung Derselben aus dem 
angeborenen Familienkreis und Recht. Imgier mehr half man 
aber der Natur wieder zu ihrem Recht durch allmähliche Be- 
seitigung dieser Misselande, besonders durch Scheidung der 
plena und mimi$ plena adoptio. ^ioch weiter gingen hierin 
mit Bedit die neueren Gesetzgebungen, für welche die bloss 
aus dem Begriff der strengen römischen Vatergewalt fliessen- 
den Folgerungen: derUnterschied der an-ogaüo und adoplio, 
die UnStatthaftigkeit der Annahme an Kindesstatt durch ein 
Weib etc., von selbst sammtlich wegflelen. Sie behalten dem 
Wahlkind seine natörlitj'iie Familienrechte vor, und fassen es 
nnr in ein Yerhällniss zum Wahlvater selbst treten #). 

Das preuBsische und französische Gesetzbuch haben zu- 
gleich eine beifallswerthe Beachtumg dem pflegalterli- 
chen Verhaltniss gewidmet, das zwischen dem Verhält- 
niss der leiblichen Aeltern und der blossen Vonnundschafl 
in der Mitte steht, und,nach dem Code — als s. g. httelle 
officieuse — in der Regel auch der Anotihmc an Kindesstatt 
vorausgehen muss **^. 



•) Sie erlheilen Diesem nur persönliche Rechte gegen das Wahlliind, kei- 
nerlei Rech! an dessen Verm^en, ausser etwa auf Ernahrut^ (Code Nap. 
ort 34-9.'), um wo möglich jeden Verdacht des Eigennulzes und der Zu- 
trauens unwilrdighci t zu entfernen, während die Itomer ßesclirankungen in die- 
sem Sinn nur bei der arrogaHo ii^nberis für niilhlg hiellen z. B. die s. g. 
quarla Divi Pii. 

Gegen dea Grundgedanken der Wahlhindsclioft verstössl die Besliminnng 
des Ostreich. G. B. : dass nicht einmal, sulange das Verhaltniss besteht, ein 
Ehehindemlss darin liegen soll; ebenso die des Code: dass Kindesannahme 
nicht einmal ein Recht auf Zusammenleben und Efziehusg geben, überhaupt 
vor dem 25len Jahr des VVaMkfades unzulässig sein soll; endlich dass die 
neuern Gesetzgebungen bei eignen unehelichen Kindern sie nicht, nach dem 
Vorgang des neuesten römischen Rechts, ansschliessen. 

"•) Das franz Recht foderte und fand sehr richtig den Beweis einer 
Liebe, die wenigstens einigen Ersatz für die Liebe der Erzeuger bietet, in 
vorheriger sechsjihrigen Pflege des au Kindesstatt Anziiiiehmenden oder in der 
Lebenprettung durch Diesen, 
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$• 119. Rechte und Pflichten der A eitern und Kinder. 

Die Kinder sind nicht beliebige Erzeugnisse der Aeltern, 
sondern menschliche Wesen die vermittelst der in den Aeltern wir- 
kenden höheren Krüfte ins Erdenleben gerufen und darch göttliche 
Fügung ihrer Obhut und Leilnng anvertraut sind. Nur in die- 
sem NJiin haben die Aeltern das Hecht sie zu behandeln. Nicht 
also dürfen die Erzeuger mit der Person und den Kräften der 
Kinder unnmschrünkt schalten und walten gleichwie mit einem 
Spielzeug, oder einem „Hansthier". mit blossen aller Selbstwurde 
und alles Rechts entbehrenden, in ihrem Besitz und Eigenthum 
befindlichen, gewissermassen persönlichen Sachen, die dnrch die 
Zeugung, gleichsam als Okknpations- oder Spezifikationshand- 
Inng erworben seien #3. 

Die Kinder gehören ebensowenig bloss oder zunächst den 
Aeltern als dem Staat an, sondern vor Allem, als Weltbürger, 
der ganzen Menschheit und sich selbst. 

Iffl Wesenlichen fallen die Rechte nnd Verbindlichkeiten der 
Aeltern und Kinder, wenigstens insofern als sie anf das Er- 
ziehangsverhSItnias zurückgeführt werden können, mit Dem zu- 
sammen, was sich hierüber aus dem allgemeinen Grunde des Vor- 
mundschaffrechts ergibt z. B, hinsichts des angeblich Problema- 



*3 Dennodi beg^net man ähohchen unwürdigen Ansichten von den Ael- 
tern- oder doch den Vaterrechlen bot zu ofl noch im Leben oder in den 
Schriften berühmter RechlsGlosofen. 

In Zeilen, wo nur die rohe Kraft einen Werlh und ein Recht gibt, erklart 
sieh VOR selbst eioe übermässige väterliche Gewalt, derzufolge die Kinder , 
Sklaven Ähnlich, als nutzbare Sachen des Vaters behandrit z. B. (w^en Ge- 
brechen, aus Furcht vor Uebervölkerung , zur Strafe oder aus blosser Leone;) 
gelodtet, ausgesetzt (s. darüber Hngo Nat. R, $. 2450, in die Sklaverei oder 
Hanssklaverei C<n die Ehe oder väterliche Gewalt eines Andern) verkault, ver- 
schnitten oder sonst verstümmelt werden, wonach sie etwa sofern es ih- 
nen Nachtheit bringt, als dieselbe Person mit dem Vater gellen, 
für sich Nichts (zum SonderguQ erwerben können, ihn beerben müssen, 
von ihm gleich „verlaufenen Hauslhieren" vindizirl werden können u. s, f. — 

Dass die aus gleicher Quäle lliessende Ceberlreibung der eheherrllchen 
Gewalt, und die in folge deren herabwürdigende und einllusslose Stellung des 
Weibes, wie wir sie im vorchristlichen AUerthum und im Orient finden, hieran 
den grösslen Aniheil hat, leidet keinen Zweifel. 

Die Gesciiehte der römischen patria polegtas (an deren Stelle heute 
mehr und mehr ein Aeltemrecht getreten ist), des pectiUum, des Erbrechts u. 
s. f. gibt eine lehrreiche Veranscfaanlii^ong von der allmählicheD üeiterwindong 
dieser rohen Ansicht. 
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tiMlLeB dtsr StrftffewaJt und der Dauer der eigentlichen Er- 
ziebiuigsgewalt der Aeltern. Wenige Bemerkungen darüber mit 
Rücksicht auf die dabei hier eintretenden Besonderheiten werden 
datier genügem 

üin der Erziehung der Kinder willen sind die Aeltern nur 
gerade zu Dem berechtigt und verpflichtet was nothwendiges 
Miitel dafür ist. Sie haben zu sorgen für deren leibliche und 
geistige Nahrung, überhaupt für die Leitung ihres ganzen Le- 
bens, für ihre allgemeinmcnschliche Bildung und ihre besondre 
Berufsbildung, ihre Beschützuiig und Vertretung in jeder Hin- 
sicht, auch in Betreff der Verwaltung ihres Vermögens, solange 
die Kinder zu dem Allen selbst noch untüchtig sind #3* Dass 
Diese aber eignes Vermögen auch unter der alterlichen Hausge- 
walt liaben und erwerben können , — sofern die Art dieses Er- 
werbs nicht mit der Erziehung streitet — versteht sich ebenso- 
sehr von seihst mIs dass dasselbe mitbenutzt werden dürfe Kur 
Beckmg der Erziebuugskosten , um so mehr je unbemittelter die 
Aeltern selbst sind **5. Zunächst sind jedoch die Aeltern im- 
mer schuldig ans eignen Mitteln den Unterhalt und Unterricht 
KU bestreiten, ohne dafür je eigentlichen Ersatz fudern zu kön- 
nen f ebenso nach beendigter Erziehung den Kindern zur Selbst- 
stüidigkeit, aueh durch äussere Unterstüt/^ung, behülflich zu 
«ein 444^. Auch in dieser KüclcBicIit haftet ein Anspruch der 
Kinder auf dem Vermögen der Aeltern, auch über deren Tod 
hinauf; der nicht ohne die triftigste Ursache hintangesetzt wer- 
den darf -f-). 



*) El)eiid»her fehühri zunächst heiden Aeltern das Recht, anf den Fall 
ihres Todes einen VorHum) fw ihre Kinder zu bestellen. 

**] Desihslb tvtrd ihnen daran gewilhnlich dieNuEEung zugestanden (s. 
S. 300.), Was sich höchstens bis Mir Volljährigkeit oder bis zum selbslslän- 
digen Haashalt der Kinder billigen lüsst, Talls letzterer vor jener eintritt. Der 
Code ort. 384. ränmt sie den Aeltern, aus nnslalthaflem Argwohn, nur bis 
2«m ISten Jahr ein. Zeiller Gm Conuaenlar Bd. I. S. 333. und 335.) sieht 
in ihr und in der Pupillarsubslitution nur Ausflnsje der alten übertriebenen pa~ 
tria potetlas; das gjireich. ti. B. $. 150. will von ihr gar Nichts wissen und 
verpflichtet sogar den Valer, gleich dem blossen Vormund, in der Regel zur 
jährlichen Rechenschaft über die Verwallung unä Verwendutig der Einkünfte. 
Gegen Beide.': erklart sicli mit Recht Preirtcr (Ideen, S- 40.). 

••*) Hierhin gehurt die Ausstattung durch Heirathsgut und s. g. vä- 
terliche Beihulfe. (S. S. 298. und 307, zu E.) Der Code kennt unna- 
Urlicber Weise Beides nicbt und gebt von dem Salz aus : ne dote qai ne tieat. 

f) Ueberhmifit Aber Ihesst dieser Anspruch aus eben den allgemeioereq 
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Die Kinder sind itirerseits den Aeltern Gdiorsam und Dienst- 
leistnni^en scbnldig, sofern Beides mit dem Zweck der Erzie- 
hung: und inren Kräften sich Terträg;t. 

So i^rOBs aber der Einfluss ist, den die Beendigung; der Er- 
ziehung; und des Zusammenlebens der Aettern und Kinder noth- 
wendig auf die ITiDgestaltung des Wechselverhältnisses Beider 
hat, so wenig ist doch damit der ganze Rechtsgrnnd desselben 
weggefallen, so dass es von nun an nnr noch ein sittliches auf 
s. g. Liebespflichten berahendes wäre , in rechtlicher Hinsicht 
aber kein anderes als zwischen allen andern Menschen «J. 

Die positiven Rechte haben Diess auch nie vergessen, son- 
dern häufig (^besonders bei Hirten- und Ackerbauvölkern3 
wenigstens den Aeltern nach wie vor eher zu viele als zu 
wenige Rechte eingeräumt. Sie dulden mit Recht durchaus 
kein Beiseitsetzen einer fortwährenden vorzüglichen gegen- 
seitigen Rücksicht der Liebe und, von Seiten der Kinder, auch 
der Dankbarkeit und Ehrerbietung; sie gestatten z. B. keine 
Hürte beim Eintreiben von Schulden, kein Belangen der 
Aeltern mit einer famosa oder poenali* aclioj sie nöthigen 
niemals selber zu Handlungen, die eine solche Rücksichtlo- 
sigkeit enthalten würden z. B. zu Ablegung eines Zeugnis- 
ses gegen Einander; sie gestehen einer bethätigten Lieblo- 
sigkeit (^z. B. einer grundlosen Enterbung^ die davon gehoff- 
ten Rechtswirkungen nicht zu , oder knüpfen daran sogar 
besondere nachtheilige Rechtsfolgen, z. B. an die Undank- 
barkeit das Recht des Widerrufs einer Schenkung oder der 
Enterbung, oder die Erbunwürdigkeit; sie verlangen an beide 
Theile; dass sie Einander nothfalls Unterhalt gewähren*«); 
ja sie federn oft zu der Ehe der Kinder älterliche Zu- 
stimmung, oder doch die Bitte darum, sogar über die Jahre 
der Minderjährigkeit hinaus ***3. 



Cim Erbrecht ausgeführten) Gründen, aus denen beiderseits ein POicht- 
theilreclit besieht. 

*) Statt aller Andern, die Diess behaupten C^B-Stöchhardt, Haas etc.) 
s. von Droste-Hülshoft Nal, R. §. 129; 66. 

**) K. S. Zachariä ihO Bücher, Bd. IV. S. 222.) mSchte die Kinder, 
unbedingt, die Aeltorn nur im Fall unverscliuldoler Verarmung der Kindpr, 
hierzu verp Dich Ißt wissen. 

***) Heber die s. g. ehrerbietige Anfrage s. S. 360. Anm. H)- D"» 
preuss. G. ß. geht viel zu weit, indem es, im Fall einer Ehe (sogar einer zwei- 
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Im WeMnlicben ist das Recht beider Aeltern gleich. Jede 
Rechtsungleichheit, im ülterlichen wie im ehelichen Verliätliiies,. 
die über den in der Verschiedenheit der Geschlechter bemhenden 
Grund hinausreicht , alM eine väterliche G ewalt im römi- 
schen Sinn ist blosser Ausfluss der grosseren Stärke des Manns, 
die aatiirlich anfangs nlleia den Ausschlag gibt und sich erst 
sehr allmJihlich verliert 4}. Xaturgemüss afier hat die Mutter 
überwiegende Fähigkeit, also vorzugweise Verpflichtung und 
Berechtignng , dem kindlichen Bedürfniss in den ersten Lebens- 
jahren Genüge zu leisten **^ , später hat sie bei Knaben der 
Vater. 

Im Zweifel über den Umfang des Rechts der Aeltern ge- 
genüber den KindetD müssen wohl Diese billig zurückstehen, 
um so mehr als die probhaltigere Aelternliebe weit weniger Miss- 
braueh fürchten Iiis8t#tt#3* 
.$. 113. Rechtsverhaltniss der unehelichen Kinder. 

Da die Rechtsverbindlichkeiten des Vaters wie der Mutter 
gegen die Kinder aus deren gefflcinschiifllicher Erzeugung 
fliessen, so kann daran der Umstand, ob diese in oder ausser 
der Ehe geschah , Nichts ändern. 

Die gewöhnliche ungebührliche Rechtsverkürzung der un- 
ehelichen Kinder läuft nicht selten geradezu auf eine Strafe für 
die Schuld der Aeltern hinaus -j-^. Meist hat man sie durch 
blosse Nützlichkeitrücksichten kümmerlich beschönigt , z.B. dareh 
die Besorgniss vor dem Anschein einer Billigung des ausserehe- 



ten) wider Willen der Aellern, Diesen das Recht gibl, die Kinder auf den hal- 
ben Pflichtlheil lu setzen. Anch das üstr. G. B. spricht dann eine Ausstattung ab. 

*) S. 366. und Anm. •. 

'*) Sogar das rohe Sparta erkannte Diess an. 

*••) S. auch S. 302. Arno. •* S. 373. und Zachariä a. a. 0. . 

f) Dass dieser Gesichtspunkt der vorherrschende war, gebt unläogbar 
schon daraus hervor, dass man positirreehtlich einen Unterschied macht zwi- 
schen den wissentlich in Blutschande und den in vermeintlich gültiger 
Ehe erzeugten Kindern, and wenigstens nur die Ersteren misshandelt, die Letz- 
teren aber den ehelichen Kindern gieichachtet. 

Bald ausdrücklich, wie das östr. G. B. $. 162., bald schweigend haben 
die neueren Gesetzgebungen die alten Vorurtlieile von einem Flecken der un- 
ehelichen Geburt verworfen , wodurch Jas Kind zu einem Leben voll Schande 
verdammt wurde, der es selten anders als durch geistlJt^en oder Krleger-Sland 
entgehen konnte. Die s. g. Ehrenhaftmachung ilegUimaÜo ad delendOm 
macukm) üt daher jetzt überflüssig geworden. 
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liehen Umgangs selbst oder durch die Hoffnung Von diesem ab- 
zusclirecken, den die Einen zum Verbrechen machen *), 
wahrend er Andern ebenso irriger Weise gar kein Unrecht, 
ja wohl nicht einmal unsittlich dünkt 44i'^. 

Der Grund, dass diese Art der Erzeugung an sich wirklich 
ein Unrecht ist, — wofür, wie man hinzurügt, nur die Erzen- 
ger einstehen müsslen — kann ebenso gewiss nicht reeht- 
rei'tigen, dass man erdichtet, das uneheliche Eind stehe ausser 
allem Rechtsverhültniss mit den Aeltern und andern Terwandten' 
seiner Erzeuger, wenigstens seines Vaters ***J5 denn durch 
das Naturband des Bluts ist es mit Diesen ebenso gut verbunden 
wie das eheliche Kind. Alle Folgerungen aus dieser unstatthaf- 
ten Dichtung zerfallen daher in sich selbst. 

Der einzige Rechfsnachthcil, der die unehelichen Kinder un- 
vermeidlicli zu treffen pflegt, ergibt sieh daraus, dass das Un- 
glück, das Z usammenleben mit beiden Aeltern in der Fa- 
milie entbehren zu müssen, für sie in den meisten Fällen ebenso 
unabwendbar ist, wie fiir die ehelich Erzeugten das Unglück 
einer Ehescheidung der Aeltern -j-). 

Dem Eecht ist dabei völlig Cenüge geleistet, wenn nur al- 
les sittlich Mögliche geschehen ist, um dieses Unglück nicht 
auch dann über sie zu bringen, wenn es sich abwenden lasst, d» 
sonst im Grunde durch das Gesetz selbst eines der Aeltern ih- . 
nen geraubt wird. 

Der erwähnte Rechtsnachtheil wird zwar durch die ausser- 
eheliche Zeugung selbst herbeigeführt, dauernd aber erst da- 
durch gemacht, dass die Erzeuger eine Ehe nachher mit Einander 
nicht schliessen wollen oder können z. B. weil das Kind die 



•3 Z. B. Jarckc. 

**) Letzterer Meinung ist z. B. Ludw. Hoff mann Cfnlerss. über die 
Wichtigsien Angelegenheiten des Mensrhea etc. Till. 11. S. 266.), ersierer sind 
fast Alle, die das Bechl nicht auT die fjnnze Menschenbeslimmung beziehen, 
also nlrht euch Rechte am der Sittlichkeit willen kennen. 

•**) Diess nehmen alle neueren Gesetzgebungen an (angeblich am nicht 
der Lüderliclikeit Vorschub zu lliun und Niemand Lasten aurbiirden zu lassen 
durch das Vergehen seiner Kinder), und sie bleiben dabei sogar im Fall einer 
nicht durcii nachfolgende Ehe einlrelenden Legilimalion stehen; die Rfiuier 
aber erkannten wenigstens zwischen den Verwandten der Multer und ihrem 
unehelichen Kind das Naturband als vollgültig an und gaben Jeder Legitima- 
UOD die volle Wirkung. 

+) Vgl. S. 371. 
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Frucht einer Blutschande oder eiaes Ehebruchs ist, weil ferner 
entweder Beide bereits eine andere £he geschlossen haben oder 
doch Eines von Beiden. 

Wollte i&an in diesem letzten Fall, wenigstens nach dem 
Tode des nnverheiralheten Theils seiner Aeltern, dem uneheli- 
chen Kinde ganz gleiche Rechte zugestehen wie den eignet» 
Kindern der Kheleute, sei es auch nur an deren gemeinsamem 
Ehe- und Familienvermögen, schon beim Leben des schul- 
digen Ehegenossen oder erst nach dessen Tode 4^ , so würde 
in der Regel eine unheilbare Zerrüttung der ehelichen und Fa- 
milienverhältnisse daraus folgen. Es scheint daher eine solche 
völlige Gleiehstelinng ein wenn auch noch so wohlgemeinter Miss- 
griff zn sein #«3 > insofern nicht etwa bloss von einem in der 
Ehe vorbehaltenen frei verfügbaren Sonde rgnt des Vaters oder 
der Mutter die Rede ist Hinterlassen Diese aber nicht einmal 
eheliche Nachkommen, dann ist es höchst verwerflich, ihr unehe- 
liches Kind auf einen bestimmten kleinen Theil ihres Nachlasses 
beschrünken zu wollen *»*3- 

Anf alle Fälle aber nuss man jedem unehelichen Kinde vol- 
I»i Anspruch geben auf angemessen zu bestimmende Unter- 
halt- und Erziehungskosten, der beim Leben wie beim 
Tode seines Erzeugers auf dessen gesammtem Vermögen haftet, 
und gegen dessen Befriedigung der andere Ebegenoss und die 
Kinder aus der Ehe ebensowenig mit Grund Etwas einwenden 
können wie gegen jede andere Schuld. 

Aber sogar die Geltendmachung die.ses, Anspruchs hat man 
der unehelichen Mutter und ihrem Kinde bisweilen afaKuschnei- 
den versucht. Der scheiubarste Hauptgrund, den man dafür aaf- 



•3 S. S. 300. 

**} Dieseo MissgrilT halte das JoseriuJMhe Gesetzbuch und die Gesetzge- 
buog zur Zeit der französischen Umwälzung sich zu Schuld kommen lassen. 
Man ging aber noUigedruDgeo bald wieder davon ab. Nur in Frankreich war 
man nahe daran , auf diesem Irrweg gonz Tolgerecht fortzugehen d. h. auch 
die Ehe and Familie aufzuheben. 

•••) Vgl, hierüber P fei ff er's Ideen §. 50. — Bei weitem günstiger als 
Jede andere Gesetzgebung gibt dür Code ort 757 n. 758. dem anerksnu- 
ten unehelichen Kinde am Naclilass der Aellern sogar neben elicMchen Kin- , 
dern ein Rechl auf ein Drittel des Erbtheils, der ihm bei eheliclier Erzeugung 
zukommen würde, neben Geschwistern der Aeltern oder GrossäUern auf die 
HAllle, neben andern Verwandten auf drei Viertel desselben, wenn auch Sol- 
che fehlen, auf das Ganze. 
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bringt 4), isl von der Uninövlicfakeit. des Beweises der 'fhatsa- 
che der Vaterschaft lier£;enonimen. Diese UninÖglichkeit besteht 
aber streng genommen bei aller und jeder Erzengnng. Oline Fiig 
glaobt man dftruiu genug gethan zn haben, wenn man nur in der 
Ehe eine Rcchlsveritiuthung (paier e»l quem nupliae demon- 
atrantj an deren 8lelle treten ksst. Allein es ist eirie empörende, 
nur ans der Seibatsurht der Männer und dem Recht der Stürke 
erklärliche Verielznng des Rechts der Unbescholtenheit atn gan- 
zen weiblichen Geschlecht, wenn man nicht auch bei ausserehe- 
lichem Umgang bis zum Beweis des Gegentheils Treue eds Wei- 
bes annehmen will*#j. Man stellt dadurch jede GeralJene und 
Verführte durch Gesetz kurzweg jenen Tiergesunkenen gteich, 
die aus der schmäblicheo Preissgebung ihres Körpers ein Ge- 
werbe machen, und bei denen allein von Valerschartklagen nicht 
die Rede sein sollte *#*3- Zugleich aber erfbeilt man den Män- 
nern gewissermassen einen Freibrief zur Verführung. 

VVenn es die Aufgabe des Rechts ist, zufolge des vorhin 
(S. 388-3 Bemerkten, soviel als uiöglich die Nnchlheile der 
ausserebelichen Erzeuguug für die Kinder zu beseitigen, s« ent- 
spricht ihr durchaus die Begünstigung der rechtlichen Gleichstel- 
lung derselben mit ehelichen Kindern vermittelst der s. g. Legi- 



*) So z. B. K. S. Zacharia C^O Bücher Bd. IV. S. 219. f.) und viele 
Anderen rarh dem Vorgang der Verhandlungen über die Abfassung des Code. 

**) Diesem Tadel selzl sich nur das römische und franzästsche RectI 
aus. S. Ostreich. G. B. §, 163. >und über das preoss. G. 8. Bornemasi'! 
preusü. Civilr. C^Ie Ausg.) Bd. V. S. 351. ff. Kbenso onstatthaft w^re es ßi 
der andern Seile, einer nicht erweislich Verführten, ja wohl gar einer tSt- 
BCholtenen, noch s. g. Genugthuungsgelder zusprechen zu wollen. 

•**) Diess Alles und die Nichtigkeit der übrigen ans vermeintem Nal«i 
(für Beförderung der Zurückhaltung der Weiber und Verhätang argerlichet 
Rechtsstreite) hergenommenen Scheingründe für das Ausschliessen der Valer- 
gchaElklage für die uneheliche Mutter und ihr Kind durch das römische RecU 
und den ert. 340 des Code habe ich nahe^ ausgeführt in meiner oben S. 361. 
erwähnten Schrift. Ebendn sind die zahlreichen inneren Widersprüche aufge- 
deckt , zu denen alle positiven Rechte gelrieben wurden , die diesen lirw^ 
betraten. Zugleich ist dort die Verwerllichkeit und Gefährlichkeit besonde- 
rer Unzuchlstrafen nachgewiesen und das Anhalten des Vaters inr Er- 
füllung seiner Na tnq) fliehten als die einzige natürliche Rechtsfolge seines l'ii- 
rechts. Bis jetzt ist jene Ausführung ohne Widerlegung geblieben, di <iB 
einziger sehr schwacher Versnch einer solchen Cim Centralblalt für preiissi- 
Bche Juristen 1838. nr. 37 — 40. in den Beilagen) am Ende fast .^Bes 
selbst zugeben musste, was dort gesagt ist. 
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timatioa. Denn diese erschnin nicht, wie die Kiiidesan- 
naliine, ein hloa» kiinstlieheR Band, sondern sie bringt nur ein 
wirkliches \aturband xiir vollen reciitliclien (leltun»:. Am 
Ein fach Bt>^ii >""' Xatürliclisten wird üiess durcli die iinchrol- 
^ende Ehe der Aeltcrn ^esdiehen. die von dem nneheliclien 
iiinde ebensowenig verhindert werden kann wie ihre Folgen. 
>yo aber diese Ehe nicht zh Stande kommt oder kommen kann, 
da Mllte die Legitimation anf anderm Wege zwur nicht 
MUKgeschlossen werden, aber doch wohl die vollen Recbtswir- 
kangen nnr dann haben, wenn der uneheliche Vnf er entweder 
keine ehelichen Kinder und keine Ehefrau hat, oder Die.se ihre 
Zaslimmung geben *}. 

Jj. 114. Beendigung des Aeltcrn rechts. 

Das ganxe persönliche tlechtsverhältniss zwisehen Ael- 
tcrn nnd Kindern kann nur der Tod auflösen. Hfngegen das Auf- 
hören aller dcrRcchte und Pflichten der Aeltcrn. die ihnen bloss 
lim der Erziehung der Kinder willen /nkoinmen, fol^t von selbst 
aus dein Aufhören des Efxiehungsbedurfntsses. Dieses tiber er- 
löscht durch das Gelangen der Kinder zu völliger Selbstbestim- 
tnühgsfähigkcit, also in der Regel durch deren Volljährig- 
keit««). 

Gewöhnlich knüpft man über die vollige rechtliche JSelbst- 
sländigkeit der Kinder an den Zeit|>ankt ihres Anstretens ans 
der Familie dnrch Gründung eines abgesonderten eignen Haus- 
wesens fsepfirnla oeeononäaj. Denn sie müssen bis dahin dem 
Willen des Familienhaupts nothwehdig in vieler Rücksicht un- 
tergeordnet bleiben, dem allein die Rechtsgesellschaft die Lei- 
tung der Familie und die gerechte Austheiliing des Fainijien- 
guts je nach den Bedürfnissen der Glieder anvertrant hat. 



*) Vgl. S. 300. u. Anm. *** I>er Code verwirft aus unzurekliendcn Gnin- 
den jcdß andere LBgilimHlion , flis die durcli nachfolgende Elie, ilodi ist Djpss 
in Ganzen bei iliin viel weniger linrl, weil er schon mit der.bloi^seii An- 
erkennung nicht viel geringere Rechte verkAüpft, uls andere Gesetzgebungen 
mit der s. g. teQitimatio pet rescrrptuni prindpia. Sehr hart wird es nur 
lilr die aus Blutschande oder Ehebruch erzengten Kinder , die sogar vnii der 
Mutter nicht einmal anerkannt werden dürfen, und immer nur ein Recht 
auf [Joterhult haben künnen , " die man also mir nicht gerade verhuügi'rn las=l 
VgJ. Thlbaut, Lelirb. dos franz. CivilR. S. 98. f. 157. 

••3.S. S. liö. Anm. *.) 
Ritdct'a Grnnilzfige des Nnturrcclils. 35 
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Billig wird es zwar dem Erinessen der Aeltern anheimge- 
stellt, ihren Kindern schon vor der Volljährigkeit jenes Austre- 
ten aus der Fumilie zn gestatten , (^wie sie Dieas z. B. still- 
schweigend durch Gutheissen der Verheirntliong eines Kindes 
thnnO "■<='>( b'*^'' ^"^ Laune oder Kigennotz über Jenen Zeit- 
punkt hinaus es zu verwehren *J. 

Was immer die besondere Zutrauenswürdigkeit der 
Aeltern schwächt — ' wie eine weitere Ehe des Vaters oder der 
Mutter **) — , oder sie ganz vernichtet — wie offenbare Miss- 
handlung nnd Missbrauch der Kinder b. B. Anleitung znr Un- 
zucht, Zwang zu allzufrübem oder übermässigem Arbeiten, oder 
grobe Verbrechen der Aeltern — , muss ebenfalls die Rechte Die- 
ser in Hinsicht der Erziehung schmälern oder zerstören #4#J , 
ohne dass es sie dämm aueh von ihren Pflichten gegen die Kin- 
der in Betreff des Vermögens entbinden kann -f). 

ACHTES HAUPTSTÜCK. 

Vom Vormondsctiaftrecfat. 
§. 115. Begründung und Arten d,er Vormundschaft. 
Das Vormundschaftrecht ist wie das Recht der Aeltefn und 
Kinder eines der vielen Rechte, die man nach dem herrschenden 



*) Ganz unslalUiafl ist es, die Beslimiming des Zeilpunbts der Selbststlo- 
digkeit der Kinder lediglich vom guten oder bösen Willen der Aellerh oder 
gar, yrif. das römische Reclit, des Hausvaters d. h. von der emanc^tto darck 
ihn i^aaz ähnlich der Freilassung seiner Slilaven) abhängig eu machen, utd 
sich an der begreiBich ganz ohnmaohttgen Aufronnlerung zi^r Entlassui^, die 
in dqm praemium emandpationis lag , gentigen zu lassen. Ausser deui inne- 
ren Widerspruche der römischen Einrichtung, der S. 308. zu E. erwähnt ist, 
sei hier noch der bemerkt, dass Ilaussöhne Vormünder werden konnten. 

**) Besondere Ungunst erzeigen die positiven Rechte der Wieder- 
verheirathung der^Mutter, sei es in dem an sich wohl richtigen, Gedan- 
ken, dass die Natur das Weib noch mehr auf Einheit in der Liebe hingewie- 
sen habe, sei es ous' Furcht vor seinem Leichtsinn und setner grössereu Lei- 
denschaft und Schwäche für den Stiefvater. Sie entziehen daher anch nur 
der Mutter die Verwaltnng des Vermögens 4ler Kinder erster Ehe. 

•**) S. oben S. 376. n. Anm. * 

i) Ein Beispiel hiervon gibt das \'erhälluis5 der Aeltern bei ^usserehe- 
licher Erzeugung. Kfit Grund wird Beiden, besonders dem Vater, bibr nicht 
das gleiche Vertrauen bewiesen werden können wie in der Ehe. Daher die 
nothwendige slreogere Beaufsictitong , die Bestellung eines Vormundes, die Er-' 
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Reclitsbegriff gar nicht zu erklfiren wusste *). Der Umfang 
und die Bedeutung .dieses Rechts ist ungemein viel grösser, als 
dass es bloss im l'rJvatrecht oder gar nur im Familienrecht un- 
tergebracht werden könnte, wie man gewöhnlich will. Zu Letz- 

. lerem gehört bloss eine einzele Art desselben, die Bevormun- 
dung der uDttündigeo Kindheit und Jagend, auf die sich, wie 
früher liemerkt worden ist**J, wegen des gemeinsamen Grund- 
gedankens der Erziehung, sogar des Rcchtsverhältniss der Ael- 
tern zu Kindern grossentheils zurückfuhren iiisst. An dessen Be- 
sprechung schliesst sich insofern die des Vormimdschaftrechts 

. uberliaupt schicklich an. 

Das Vormundschaftretiht im weitesten Sinn grün- 
det sich ganz eigentlich in der vielfachen Beschränktheit , kurz 
in der Endlichkeit der gesamroten Menschennaiur *#*) ; es be- 
grein das Ganze der durch menschliches Zulhun zu beschaffen- 
den sehr verschiedenartigen Mittel für alle aus derselben diessen- 
den zahlreichen Bedürfnisse des geistigen oder leiblichen Le- 
bens , diese mögen übrigens vorübergehende oder dauernde , 
krankhafte oder wesenliche Bedürfnisse sein. 

Da die Rechtsfähigkeit, wie oben gezeigt worden -j-), im 
Allgemeinen ganz unabhängig daA'on ist, ob der Berechtigte 
überhaupt oder doch genügend im Stande ist sein Recht einzu- 
sehen und zu fodern oder gar zu erzwingen, so ist zuuberst die 
Bechtsgesellschaft verbunden und berechtigt, allen Einzel- und 
Gesammtpersoncn ohne Unterschied die ihren Bedürfnissen an- 
gemessene rechth'chc Ubliut und Fürsorge »u Theil werden zu 
lassen , und für die gehörige Erfüllung dieser g-esellschaftlichen 
Verpflichtung (^munus publictim^ tüchtige Pfleger zu bestellen. 

Die Grunde einer Bevormundung in diesem weitern Sinne d. 
h. einer Bechtsvertrettnig treten hauptsächlich ein bei Kindern 



Kjehung zunäclist durch die Mutler, ungeachlel der Beslmluog des Unterhalts 
zunächst durch den Vater. So z. B. nach dem üstr. G. ß. S- 166—168. 

•J Manche, (t. B, Stöckhardt; die WissenschaR des Rechts S, 256,) 
verweisen es daher gleich den) Erbrecht gana aus dem Natnrrecht, die Mei- 
sten nennen es „problematisch" oder umgehen es ganz. 

•T) S. 378. 

•*•) S. 54. — Bestimmt hebt Diess erst Krause hervor. (Abriss' des 
Nat. R. S. 154). S. aber auch MeiatorNat. R. §. 99. f, und §. G.Inst. 1,20. 

+) §• 18. 
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und Knintindigen Einzel- oder Gesammtpersonen #3/ '>^i <^P 
Dienstboten n;cgC''"^cr den Dienstherrn **^, bei den durch yrfr- 
g:erücktes Aller o^er sonst Gebrechlichen (». B. den Tiinbetflni- 
inen #44}, KHllsiichti^eii, BlindenJ, den Wnhn- Blöd- önd 
Tritbsintiigen {z. B. den zum Selbstmord Genei(;ten *}*^, den 
Verschwendern, den mit Fieberwaha Behafteten /Zornigen, Be- 
trunkenen, Ohnmächtfjren , >Sclicinfodlcn, Abwesenden , ja sogar 
den bereits Verstorbenen oder noch nicht Geborenen "J"^). 

•) Vgl. boi. S. 70. Anpt. ** , wo Eich gezeigt hat, dass zedweisß eine 
(Ji'sHIscliori, wiü dio Kirrlii! oder der Slaal, alli'n andi'rn libferldgeb und ipr 
Lcilurtg lliix-ä Lebens l'erur<'ii ist. ^ In gewisser Hinsicht erkeimeu init Grund 
A'in pasitiveii Itecble auch tinneinheitea die Ruchte der Minderjährigen in, i. 
B. das /letieficitim in inteyruni reslftulionin , um sie gegen BeJiachIlieiiig|iBg 
durch ilir<;~ Vorsteher zu srliiilzen. 

**J Was lias tiesinde (famuHlium) belrilft, so erhellt schon aus d^- 
se)i ludir oder inlDder liiiifierem Zusammenleben mit der Dienstherrschaft in 
dciiisdhi'ri II.njswcseD (famlta), iind aus Art und ürnfang seiner Dienste, die 
Nulhwendi'jheil einer strcngL-ren Unleriirdniiiij dcirselben unter den, Willen der 
H^iiipler des llouses und 6 eüufsich titung durch sie als es it^'end ein ander^tr 
Dienstvcrlrag mit siih bringt, sowenig sie darum auch , wie es nucb bJ^ufig' 
der l''a1l i^il, in eine wahre linechtschnfl aasarlen darr. Zugleich muss jene 
vurliüergchcnde Abliängigtieil der Dienstboten von der üebildcten Diensliierr- 
.ichaft, sofern Jene nliklich eur einer niedrigernti BildungslufD stehen, Ar 
sie als ein Mittel der Forlbildung in Belraclil kommen. Das ganze Verbiiltiiiss 
ist olTenbar als ein dem Vcrhüilniss der Aellern zu Kindern einigermasscn ihn- 
llches , nenn aucb viel freieres , aufzufassen und von der Gesetzgebung meist 
auch aufgefasst worden. Daher z. 8. die Schwächung der Kraft des ZeugDis- 
sps der Difuslbotcn für die Herrschaft , die Verantwortlichkeit Dieser für Jene 
(dii^ im Code ort. i3S4. so sehr iibcririebcn ist} , die mildere ftenrtbeilung 
der Ebrenkninkun^en dilrcli die llerrschnfl, df^s Ifausdii-bslahls (wenigsteng uhne 
Zweifel nach loiniiic hcm RechtJ AT. 

***') Dass auch die unlnrrichletsten Taubstummen in Bezug auf 
die Verhällnisse und (lescbaflo des Lebens selten oilcr nie zu der erfoderlicheB 
Einsicht und Umsicht kommen um des steten Rnths eines Beistandes entbeh- 
ren zu kiiimßn , davon ist der Verf. Überzeugt , und das Urlheil' eines erfahr- 
nen lanajährigen Ta üb s tu mnienl ehrers Cdi's Hrn. Directur Kosol) hat ihn da- 
rin besUrkt. Zum Wenigsten der Vorbehalt geritihllithcr Bestätigung wichtiger 
Rechtsgeschäfte Derselben ist, um sie und Audürc vor Schaden zu bewahren, 
bei ilinen'wcit un<^ntb ehrlicher als bei dem weiblichen Geschlecht und 
mitunter hol den untern Ständen, besonders dem üauernstaud. 

■J-^ VmI. S. 118. — Bei den Geisteskranken muss, micli Vtirgang des 
Code arf. 489. , oEme Rücksicht auf die trügliclien lichlen Augenblicke ei» 
Pdeger bestellt werden. 

tt) S. 148. f.. und gl»- — S. auch Marezoll Knl. R, §. 170. — 
Von den meisten dieser ein BevürmundungsbedUrfniss begründenden ZastäBda 
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Aber picht nur der eigentlichen RechtsgQsellschun , sondern 
dberhaujit jedem rechtlichen (äesainintwesen z. B. der Kirehe, 
Ortsgemetnde , Familie und Bcnifgenoseenschart steht eine ge- 
wisse Bevorinrindung in diesem weitem Sinn über ihre ssoimlli- 
chen Glieder ■/.« »). 

Das Vorwtindsrhaf trecht im engern Sinn, das be- 
reits mehrfach oben erwühnt ist 4<^} , gehört zu dem Ganzen 
der Rechtsbestiniionisse, die der allmählichen Eutfaltuog des 
Lebens entsprechen, und gründet sich insbesondere auf das Be- 
dürrniss der Enlwickelung oder Wiederherstellung des Vernuoft- 
gebrauchs und der Selbstbestimmung hei Einzelen oder Gesaraml- 
heiten. 

• Da nämlich Alles was an sich recht ist achlecljterdijigB 
wirklich werden soll, einerlei ob es als solches eingesehen und 
in Anspruch genommen, ob Bereitwilligkeit oder Abneigung in 
Bezug darauf vorhanden ist, so muss von Rechtswege» nictt^ 
nur »n alle, soeben auf einer niederen Stufe der Einsieht, defi 
Gefühls und Willens Stehenden alles Das verlangt werden, wae 
sie ihrerseits für höhere Lebensbedürfnisse Bedingendes schoi^ 
jetzt zu leisten vermögen (z. B. untergeordnete Dienste^; son- 
dern es ist hinwiederum auch ihnen selbst Alles zu leisten, was 
ihrem gegenwärtigen Lebens- und BÜdungszustand gemtiss, und ' 
zugleich diesen, zumal ihren sittlichen AVilicn, weiterzubilden 
geeignet ist, mit einem Wort :^ Bevormundung, und insbe- 
sondere Erziehung, Besserung, Heilung. 

Hieraufgeht ebensowohl die Pflicht als das Hecht des Staats, 
und Beiden genau entsprechend ein Anspruch und eine Verbind- 
lichkeit der Bevormundungsbedürftigen, sie seien nun eigent- 
liche Erziehungs-, oder Besserungs-, oder Heilungsbedürftige. ' 

Je . nach dem besondern Rechtsgrnnde der Vormundschaft 
richtet sich nothwendig ihre gcsammte Beschaffenheit, ihre all- 
mähliche Umänderung und ihr Ende. 



ist schun oben, vorzüglich beim Re<iit icT Gleiclihuit , die Rede gewesen. 
Einige derselben fodeni nur eine G es anrnt Vertretung- in Hin.ticht des Vermö- 
gens, andere v«rzus[weise' Schulz und So^e für di« Persoii. — Vorlrefflidi 
ordnet die Rechte der Abwesenden der Code Aap. ». oben S. ISO- und 
Aam. 

•) Insofern als jedes ■ Glied vom höheren Ganzen , dem es angebürl , in 
vieler Hinüicht ahhiingt, vertreten, gcleilel und bestimmt wird. S. meine Gruiid- 
zöge der PolilÜt I. S 55. 

**) 2. B. §. 18; S. 172. 
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Hiernach stehen folgende Sützc fest, die ebenso w^ichtig als 
bisher meist ganz verkannt sind, besonders in ihrer uuerlässlichen 
Anwendung auf die in Unrecht und Verbrec\ien Verirrten #3. 

13 Jede Bevormundung ohne Unterschied kann rechtlich nur 
bestehen zunächst sum eignen Zweck, und Besten Dessen der 
sie Itcdarf; sie muss ihm, wie Jedes andere Recht, um seiner 
selbst willen zu Theil werden d. h. um ihm Vorschub zu thnii in 
Erreichung seiner Menschenzweckel^^J. Nicht der eigne Xut;^eo 
des Vorinundes, nicht sein blosses Wohlmeineil oder gar Uebel- 
woMen, oder etwa der unversländige eigne Wille des Unmündi- 
gen (^al^o euch nicht ein angeblicher Vertrag mit dem Verbre- 
clier^ darf hier an Dem das Älindeste ändern, was der wesen- 
liche Zweck der Bevormnndung erheischt. 

2') Die Vormundschaft im engeren 8inn des Worts enthält 
wesenlich eine saebgemasse thätige Einwirkung auf Ent-- 
Wickelung der mangelhaften und richtige Leitung der fehlgelei- 
teten Erkenntnis»- Gefühls- und Willenskräfte zum Goten und 
Gerechten, unterstützt durch eine stete Abwehr (^Verneinung) 
aller hierin störenden äusseren Einflüsse — Schutz, hitela. 

Von Beidem unzertrennlich ist dann, wie schon beim Erei-r 
heilrecht ^'. 53.) sich gezeigt hat, eine zeitige mehr oder minder 
umfangreiche Beschränkung der äusseren Freiheit der 
Bevornuindungs- und Erziehungsbedurfttgeu, und zwar in ge- 
rade der Weise und gerade dem Masse, wie es nöl(>ig er- 
scheint, um gerade ihrer bcsondern Unyollkotnmenheit des Wil- 
lens 80 abzuhelfen wie es ihrer ganzen EigenthümlichkeJt ent- 
spricht, dadurch aber zugleich sich und 4idern sie ungefährlich 
zu machen ***3- 

Erst dann wenn und insoweit als sie mit steigender Fä- 



*) Vgl. besonders S. 165. und §. 5i, 

*•) In diesem Geist muss jede Staatsr egiernng (d\« in gewissem 
Sinne immer eine Bevormundung Ist), und jede Strafe in Haus und Staat 
geäbt werden, um nicht offenbar ungerecht 7.11 sein. Ueberall wo dort oder 
hier (z. B. beim Vcrbreclier} Aie Persönlichkeit mit Füssen getreten wird , da' 
wird -es nur durcli die Macht der Gewohnheit erhlftrhar, dass man sich den- 
noch nicht scheut, noch von Recht bei solcheoi Verfahren zu r^den. 

***) Bei krankhaften Zuständen ist zuweilen dioHülfs- oderBevormundungg- 
bediirftlgheit eine ganz vorübergehende, z. ß. bei Betrunkenen, Zorni- 
gen, Fieberhitzigen, wo dann nur das für den Augenblick Dringende 
für sie geschehen durf, also eine dauernde Aeiideruug ihrer ßechisfähigkeit 
nicht eintreten kann. S. Meister Nat. B. 5. 355. Anders bei den Geistes- 



higk'eit vernunft^E^etnasser Selbfitbesfimmun^ hinreichende Bürg- 
schaft für den rechten Gebraucli der äusseren Freiheit geben, 
können sie ein Recht Hilf diese behaupten. Denn es ist unioüg- 
lieh den rechtliclien Wertli dieser Freiheit, oder umgekehrt den 
ihrer Beschränkung-, zu heiirtheilen ausser im Hinblick auf die 
Zwecke des vernünftigen Lebens, denen sie dienen soll. 

Hieraus erhellt, auch, dass diese Freiheitbeschrankung im ' 
weitern Sinn (m. a. W. Äusserer oder geistiger Zwang ■ 
mit Inbegriff der s. g. Züchtigung oder Strafe) Dur von der 
Art sein und nie weiter gehen darf, als es diesem Bechtsgrunde 
entspricht, und als darin für den rechtlichen Zweck der Befü- 
hignog foder Wiederbefähigung) zur vollen äusseren Freiheit 
das erziehkunstgemäss unentbehrliche Mittel liegt: dass ferner, 
je mehr dieser Zweck bei werdender Reife des Lebens erreicht 
wird, um an mehr auch die Freiheitbeschränkung, ihre Ansdeh- 
nung und Strenge, stufenweise gemildert werden, muss *), da 
alle bereits entwickelte sittliche Freiheit nicht durch rohe lieb- 
lose Gewalt ertödtct werden darfi, sondern sorgfältige Beach- 
tung, äussere Anerkennung und l'flege finden jnuss. Von selbst 
versteht sich demnach, dass der auf höherer Stufe der Einsicht 
stehende Vormund zwar Gehorsam fodern darf, auch ohne 
dass er die Gründe seiner Anordnungen dem Pflegling initlheilt, 
dass aber diese Mittheilung, wo sie das Mittel zu freiem Ge- 
horsam werden kann, in der Regel nöthig sein wird. 

3) Ist endlich die fernere Bevormundung durch allmähliche 
Beseitigung ihres Rechtsgrundes ganz überflüssig geworden, so 
ist sie ebendamit Rechtens nothwendig zu Ende **3' Ob Dies« 
aber der Fall ist, darüber lasst sich immer nur nach der indi- 



krankcn und den Verbrerhern, die mit Einandi^r so nahe verwand! sind, ■ 
auch in Ihnsiclit des rechlMch erfoderiichen Cgeistig-körperlichen} Heilverfah- 
rens. Ueber das Re'chls-VcrbiÜtniss der Letzteren und jber die Rechlsfülgen 
des Unrechts überhaupt muss ich eine nähere Ausführung mir vorbehalleo. 

*) Ueber diese wesenliche Itelatiyilät aller Vormund Schafts besouders 
S. 146. und dort Anm. **. Eine Anwendung davon auf das Verliällniss der 
Staatsregierang zu dem heranreifenden Volk ist in meinen „ Grundzi^en der 
Politik des Rechls " I. §. 76. ff. 85 -88. und öfter gemacht worden. 

**) S. S. 40, — Bei den Geisteskranken und ebenso bei den Ver- 
schwendern bedarf es zur rechtlichen Peslstelluns ihres krankliaüen Zustaods, 
Bber Buch seiner Besserung , und folgeweise des Aufhorens der damit ver- 
knapflen Schmälerung ihres Rechts und ihrer Freiheil, einer gerichtlichen Er- 
hlämng. Ebendasselbe sotlle in Beziehung auf die Verbrecher einlretea 
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vidaeir^n Reife genau entscheiden, ebenso wie auch die An 
wendbarkeit der einzelen Erziehiingsinittel nur von der j^esamm- 
ten Individualitat abhängen kann.- 

Nur die wichtigste der Arten der VormundscMft, die in das 
Privatrecht -geliören , soll noch etwas naher besprochen werden. 

%. HG. Von der Vormundschaft über Unmündige im 
eigentlichen Sirin. 

Die Vormundschaft im engsten Sinn , nümlicb Aber Kinder 
und Unmündige, tiberhtiupt Minderführigc, soll die alterliche I>'dr- 
sorge für deren FerRon und Vermögen soviel mäglicb ersetzt;!), 
also die PHegbefohlenen, falls sie noch aller Selbstbestimmung 
unfähig sind, ganz vertreten, ausserdem nor ihnen beisteben 
■nd gewissermassen sie ergänzen #). Diese Vertretung ist zwar 
hier, wie bei allen Hülfsbediirftigen, schon allgemeine Menschen- 
pflicht. Je deutlicher aber der Staat seiner Aufgabe »Is Reehts- 
verein sich bewusRt wird; desto nothwendiger erkennt er in 
der Bevormnndung eine Leistung, die eine Bedingung fdr d6n 
Menschheilzweck des Pfleglings d. h. ein Recht desselben ver- 
wirklicht, wofür die ganv.e Rechtsgcsellschaft einstehen mnss. 
Diese Leistung erscheint demnach, gleich jedem andern öffentli- 
chea Amt als eine solche, deren Debernaiime als allgemeine 
Slaatsbiirgerpflicht gelten muss , und die nur anerkannt befähig- 
ten und redlichen Bürgern anvertraut werden darf**). 

Bei der Auswahl des Vormuudes ist natürlich zunächst auf 
den letzten Willen der Aeltern selbst za sehen***), und, w* 
ein «olcher fehlt oder einen ofTenbarCn Missgriff enthält, auf den 
Rslh der nächsten Angehörigen fde'n Familien rath). Von stifcsl 
versteht sich, dass von einer eigentlichen Vormundschaft der 
überlebenden Mutter iiie die Rede sein kann 'f), so natürlich es 



*) PiB rdmlscNki Unlürscliiede zwischpn futela imptibervm tmd cura mi~ 
norum, sowie zwischen der avclorifas htloris und deih Konsensus curalorit, 
haben für uns allen Sinn verloren und sind mit Recht in dnn neuem Gesetz- 
gebungen beseiligt worden. 

*•) Bieten sich Soiclie freiwillig nn dnrtli Uelicrnahme der Pflegvaler- 
sohaft oder Annahme an KindesstaEt, um so besser. . . 

***) Das deutsche Reelit kennt auch eine paclilia lulela, und die Rö- 
mer hatten wenigstens etwas Aehntichcs. 

-t) Dass man es aunatttrlicher Weise dennoch Ehut, stammt wohl ans dem 
römischen Recht, das nur eine palria poleslas (kein Aclternrecht) kannte, 
also jeden Krsalz dafür (auch wenn die Mutler ihn leistet) lulela nanAIe. 



«och ist, dass sie vor AHem ihrem Kinde des Vaters-Sfelle za 
vertreten sucht. Nach ihr können natürlich nur die Aelfern 
and Orossältern des Vaters oder der Matter berufen werden. Wo 
es aber an Diesen fehlt , da sollten bei Auswahl des Vorinnudes 
vor Andern 'die uSchsten Seiten verwandten berücksichtigt wer- 
den, obwohl deren /utrauenswiirdigkeit weit bedenklicher ist ♦). 
' Ueberhaupt aber niuss der Staat hier, wie überall wo jene 
starke Bürgschaft fehlt, die bei den Aeltern schon der^n natür- 
liche Liebe zu den Kindern gibt , bei Weileiu mfchr Be- 
dacht nehinetl' aUf ander* Bürgschaften gewissenhafter Pflichter- 
fiillnng von Sölfen der Vonhünder gegen die Pflegbefohlenen, 
und auf stete gcnatle BSäufsichtung Jener **) nicht etwa 
Moss iti Hinsieht dfer Vei'mÖgetisverwaltung, sondern und vor 
Allem in Hinsicht der Erziehung. 

Zu dem Krtde hfet man positivrechtlich verschiedene Wege 
eingeschlagen; Man' fodert' z. B.' genaue Aufnalime des Ver- 



Diese wurde, nach Aehnltchkeil des jut polestaifs ^wä in liberos hab^m, 
flriiiaii als: vii ^ pot6släs'in capüe Ubero ad fuendum ema qui pro- 
pter aetatem se defendere neqtM, und «nßings nur als Familienrecht der Ag- 
naten, erit später ^ aUgameine BiPgeqifUclit anAt^rasst, zh deran ErfBIlBn^ 
man endlich zu Ehren der Naitir £„w(uriie um«' pi%is eitoa ffUDSf'} die Mat- 
ter fQr zunächst berufen ansah, ^solange sie nicht darch Sohrmten zu einer 
neuen Ehe verdächtig mirdB. 

Der Code spricht sogar in Hinsicht der Vermögensverwallarg von einer 
ttileUe de» pere f mere. Doch reden auch die Römer schon im Fall einer 
emancipatio von eiaei iegiimapare^Utmtul»la.' Inst. I, 18. 

Dass das ösls, G., B, der .Matter oder GroesimiUer lor Berathnig und 
Beanfsichtung immer einen s. g. Mitvormv^d beigibt, verdieol gewiss BÜUgniig. 
*) Das rranzosische Recht nimml dah^ ni.cht, glejcli dem römischen, auch bei 
ihnen eine legitima tufela an. Je eher bei iiinen zu besorgen ist, dass ihr 
Interesse am Vermögen ihr Interesse an der Person des Pflf^ings überwiegt, 
deflto Qorfilljlielw ist.di« täaiaehe Kai^wg des Mehe^nug m das saccet- 
fjoitu tmobiaentum. S. «ich Hngo Nat. R, £. ^0. Anm. A. 

"Die nothigen näheren ßestiiCHiiun^n der positivea Rectile über den Aus- 
schluss gewisser Personen von der Varmundschaftführung, oder die zulassigeD 
Gründe ihrer Ablehnung (a. g. exaaationes roluntariaeX fliessen meist aus 
der Natur und dem Zweck der Vormundschaft. Unbegreiflicli nennt der Code 
Foind^chnlt mit dem Pflegling oder seinem Vater nicht als ÜDrühigheitgrund. 
•*;) Am Wenigsten Ihul diess Alles der Code; denn er spricht den 
Vonnund vun Sicherstelinng des Ptlegbefohlencn und [|nach dem Vorgang der 
AOmer^ sogar von jährlicher Reohenschalt verkehrter Weise frei, und min- 
dert überdiess seine Ver8iitWortlich\eit durch den Einlluss des ebenfalls wieder 
der Verantwortung enthobenen CD FamilieDratlis. Dieser nach Thibaut's Ur- 
Röder'a Grundlage dci NatnrKchts. S6 
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mögeas des Pfleglings, Bechenscliaft (^am Besfen jährliche^, 
Sichcrheideistung durch den Pfleger (^mittelst Eides, Bür- 
genstellung und gesetzlichen Pfandrechts des Pfleglings an 
dessen gaozeia Vermögen^, man beschränkt das vormund- 
scbaftliche Veräusserungsrecht, zumal an Liegenschaften, be- 
stellt einen Neben- oder Cegenvormund *J oder doch eine 
obervorinundschaftlichc Behörde (^z. B. das Gericht, oder 
ein besonderes PupillenkollegiumJ zur Ueberwachnng des 
Vormundes. 

Die Pflichten und Rechte des eigentlichen Vornands (Ttäfor)^ 
ebensowohl als die des Pflegers (_cwator^, müssen sich ganz 
richten nach der besondern Bestimmung seines Amts. Sie qiüs- 
sen andere sein , wenn dieses bloss oder zumeist dem Vermögen 
gilt, wie beim Verschwender, Abwesenden oder Minderjährigen, 
andere wenn es mehr der Person des Pflegbefohieneu, zumal sei- 
ner Erziehung gilt, wie bei der Pflege wahnsiipniger oder brest- 
hafter Personen, oder bei der Bevormundung von Kindern und 
Unmündigen (im engern römischen Wortsinn^. Je mehr das 
Letztere der Fall ist , desto ähnlicher ist die ganze Stellung den 
Vormünder der der Aeltern, obwohl ihre Pflichten und Rechte 
im Ganzen weit geringer sein müssen, da Alles, was nur aus 
' dem Bande des Bluts folgt, natürlich hier wegfJilU z. B. ein 
Hecht auf Unterhalt, Erbrecht, die Freiheit vom Zeugnis» u. s. f. 
Dahingegen ihnen, z\aa Unterschied von den Aeltern, das Recht 
zustehen muss, vollen Ersatz ihrer Verwendungen zu fodern, 
höchstens solange das vormundschaftliche Verhültniss währt von 
der £he mit der Mündel ausgeschlossen zu sein n. dgl. 

Ausser dem regelmassigen Grunde der Beendigung jeder 
Vormundschaft und Pflegschaft, der in der erlangten Befähigung 
zur eignen Vertretung , z. B. durch Erreichung des Allers der 
Selbstständigkeit, liegt, kann auch der Tod des einen Theils^ 
oder die genuAfid entschuldigte Xiederlegung des Amts, oder 
die Entziehung desselben wegen Verdächtigkeit oder offenbarer 
Zutrauensunwürdigkeit (z. B. Missbranch der Vormundschaftge- 
walt, unordentlicher Verwaltung^ dem Verhältniss ein Ende machen. 

f tbell (Lelirb. des franz. CivilR. S. 166.) „höchst gefährliche nud schleppeude" 
Pamilieorsth würde nach den bisherigen Erfahrungen höchstens ab bera- 
hende Behörde gute Dienste leisten. S. PfeJffer's Ideen §. 41. 

*) Für Rechlsgescbälle zwischen Vormund und MiiDÖel ist Letzterem btoss 
zu seiner Vertretung hierbei ein besondrer Vormuud zu bestelle. 
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